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DieBevölkerungsbewegungin WienimAugust1932.
Wiedie Magistratsabteilungfür Statistik mitteilt ,kamenimAugust

dieses Jahres . 201Säuglinge lebend zur Welt ;das sind um153 wenigerals
imJuli dieses Jahres undum6 wenigerals imAugast1931 . VondenLebend¬
geburtenwaren586Knabenund615Mädchen,942ehelicheund259uneheliche
Kinder .In der Wohnungder Mutterwurden215,inAnstalten986Kindergeboren.
DieZahlderTotgeburtenimBerichtsmonatebetrug131,um25wenigeralsim
Juli diesesJahresundum2 wenigerals imAugust1931.

ImBerichtsmonatestarbenin Wien . 755Personen ;dassindum48
Personenwenigerals imJuli dieses Jahres undum91 wenigerals imAugust
1931 . Vonden Verstorbenen waren899 männlichenund 856 weiblichenGeschlech¬
tes ; . 632gehörten der WienerBevölkerungan ,während123 ortsfremdwaren .
In der Wohnungstarben 667,inAnstalten . 088Personen .Alshauptsächliche
Todesursachen sind in 322 Fällen Krebs ,in 313 Fällen organischeHerzkrank¬
heiten ,in 171 Fällen Tuberkuloseder Atmungsorganeund in 101 FällenGehirn¬
schlagangegebenworden ; 88Anzeigenhabenals TodesursachenLungen- undRip¬
penfellentzündung ,52 AnzeigenArterienverkalkung,30 AnzeigenAltersschwäche
und27AnzeigenepidemischeKrankheitenbezeichnet .121Verstorbenestanden
in einemAlter bis zu fünf Jahren,10 in einemAlter von fünf bis zuzehn

Jahren,8 in einem Alter von zehn bis fünfzehn Jahren,37 in einem Alter von

fünfzehnbis zwanzigJahren ,102in einemAlter vonzwanzigbisdreissig
Jahren ,121 in einem Alter von dreissig bis vierzig Jahren ,187 in einemAlter
von vierzig bis fünfzig Jahren und 314 in einem Alter von fünfzig bis sech¬
zig Jahren ; 852Verstorbenewarenmehrals secjzig Jahrealt .

DieZahlder Selbstmordein WienimAugustdieses Jahresbetrug
106 ;dassindum5 mehrals imJuli diesesJahres ,aberum3 wenigeralsim
August1931 . ImBerichtsmonateunternahmen192PersoneneinenSelbstmordver-¬
such ,um6 mehrals imJuli dieses Jahres undum13 mehrals imAugust1931.

Ueberdie Säuglingssterblichkeitwirdberichtet ,dassimvergangener
Augustin Wien98 Säuglinge starben ,um2 mehrals im Juli dieses Jahresund
um13 mehrals imAugust1931 . VondenimBerichtsmonateverstorbenenSäug¬
lingen waren60 Knabenand 38 Mädchen ,59 eheliche und39 unehelicheKinder ;
AhSäuglingestarbenimersten Lebensmonat,54imzweitenbis zwölftenLebene

monat .
NachdemBerichtderMagistratsabteilungfür Statistik sindimAu-¬

gust diesesJahres12 . 311PersonennachWienzugewandertund11 . 187Personer
vonWienabgewandert .DieZunahmeder BevölkerungdurchWanderungbeträgt
daher im Berichtsmonate . 124Personen .
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Ausgestaltungder elektrischenStrassenbeleuchtung .
In der nächsten Zeit werden auf der Landstrasse die Jacquin¬

gasse Mechelgasse ,MagazingasseundPrätoriusgasse undin Ottakringdie
Waidäckergasse und Verbindungsstrasse zwischen der Waidäckergasse und
Reizenpfenninggasse mit elektrischer Beleuchtung eingerichtet . DerMagi¬
strat hat die Aufträge zur Durchführungder notwendigenInstallations¬
arbeiten bereits vergeben .

- - - - - - -
Der Dachbrand in derLinzerstrasse .

Dienstag abends wurde der Feuerwehr ein Dachfeuer imHause
Linzerstrasse 261 gemeldet ,Die anrückenden Feuerwehrabteilungen fanden
das Dach des ebenerdigen Hauses in Flammen vor . DasFeuer wurde mit drei
Schlauchlinien in kurzer Zeit gelöscht .Während der Löschaktion stürzten

LöschmeisterAugustKlawatschundFeuerwehrmannRudolfSchiller durcheine
morsche Decke in den Ebenerdraum und erlitten hiebei Absplitterungen

amSchultergelenk und Verletzungen amKnie .Im Verlaufe derAbräumungsar¬
beiten wurde der Feuerwehrmann Rudolf Tonar von einem umstürzenden Kamin
getroffen und erlitt einen Schädelgrundbruch .Die drei verletzten Feuer¬
wehrmänner wurden von der Hietzinger freiwilligen Rettungsgesellschaft

in das Krankenhaus der Stadt Wien gebracht .Auf dem Brandplatz wurden
überdies die FeuerwehrmännerKarl SchmidtundFranz WurziandurchRiss - ¬
quetschwunden an den Händen verletzt ;die sofort durch die Hietzinger
freiwillige Rettungsgesellschaft behandelten Feuerwehrmänner verblieben

jedochimDienst .
HeutemittagsbesuchtenamtsführenderStadtratHonayundBranddi¬

rektor Ing .Wagner die drei verletzten Feuerwehrmänner imKrankenhaus .
Klawatsch und Schiller sind auf demWegerasch fortschreitender Beseerung ;
der Zustand des schwerverletzten Feuerwehrmannes Tonar ist unverändert .

Stadtrat Honay dankte den verunglückten Feuerwehrmännern im Namender
Stadtverwaltung für das aufopfernde Verhalten bei der Bekämpfungdes

Brandes .

Koch -und Haushaltungsschule der Stadt Wien .
Am 8 .November beginnen für Hausgehilfinnen folgende Kurse :

Kochen ,Kleidermachen ,Weissnähen und Flisken .Anmeldungen in der Schul¬
kanzlei ,Brückengasse 3 ;Fernruf B25- - 19.
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DieVerwendunginländischerKohlebei der GemeindeWien.
DerVerbauchinländischerKohlevon32auf62ProzentdesGesamtbrenn-¬

stoffbedarfesgestiegen .
In demBestreben ,die GemeindeWienals Grossverbraucherinvon

Kohle vomAusland soweit wie möglich unabhängig zu machenundgleichzei¬
tig durch Hebungdes inländischen Bergbaues den einheimischen Arbeitern
Verdienstmöglichkeiten zu schaffen ,ist die Gemeindeverwaltungschonim
Jahre 1923darangegangen ,in den der städtischen Hoheitsverwaltungunter - ¬
stehendenFeuerungsanlageninländischeKohlezuverwenden.

Bei der Umstellung der Feuerungsbetriebe auf Inlandskohle musste
natürlich der Aufrechthaltung der bis dahin erzielten Wirtschaftlichkeit
vollstes Augenmerkzugewendetwerden .Die inländischen Brennstoffe ,insbeson¬
dere die in Oberösterreich und im BurgenlandgewonneneBraunkohlehaben
nämlich gegenüberder ausländischen Steinkohle einen verhältnismässighö¬
herenWassergehaltundungefährnur denhalbenkalorischenHeizwertderaus-¬
ländischen Steinkohle .Es war daher nicht ohneweiters möglich ,Braunkohlen¬
sorten in den für hochwertiges Material gebauten Anlagen zuverwenden .

Diese Schwierigkeiten wurden jedoch nach Durchführung vieler
Versuche ,durch eine entsprechendeAuswahlder Brennstoffe ,durchtechnische ,
jedemeinzelnenFall angepassteMassnahmenunddurcheine gründlicheSchu¬
lungdesstädtischenHeizpersonalesmitErfolgüberwunden.AufdieseWeise
konntein denletztenJahrenderfürdieHochdruckkesselanlagenderstädti¬
schen Hoheitsverwaltung notwendige jährliche Brennstoffbedarf bereits zum
grossen Teil durch inländische Kohlensorten gedeckt werden . Heutewerden
bereitsdie HochdruckkesselanlagendesNeuenRathauses ,derWäschereides
städtischen Versorgungsheimes Lainz ,des Zentralkinderheimes ,desFernheiz¬
werkesdesKrankenhausesderStadtWienundderstädtischenBadeanstalten
Jörgerbad ,TheresienbadundAmalienbadzur Gänzemit inländischerBraunkohle
versorgt .FernerwirdnurinländischeBraunkohlein siebenWäschereianlagen
in städtischenWohnhausbautenverwendet ;in der LandesHeil - undPflegean¬
stalt " AmSteinhof " wirdderzeit bereits die Hälfte des erforderlichen jähr - ¬
lichen Brennstoffbedarfesmit einheimischerBraunkohlegedeckt .

Währendin diesen Anlagen in der Zeit vom . April1927 bis 31 .
Mai1928bloss 32Prozentder zur VerfeuerunggelangtenBrennstoffein¬
ländische Braunkohlen waren,betrug in der Zeit vom . April1931 bis 31 .
März1932derAnteilderinländischenBraunkohlebereits62Prozent ,dain
diesemZeitraumvon24. 590TonnenverfeuertenBrennstoffenbereits15. 210
Tonnen inländische Braunkohlenwaren .

Selbstverständlich werdenunter Bedachtnahmeauf diebestehenden
Betriebsverhältnisse auch weiterhin feuerungstechnische Versuche mitdem
Ziel unternommen,denrestlichenAnteilder ausländischenSteinkohleandem
Gesamtbrennstoffbedarffür die Hochdruckkesselanlagenmöglichstherabzu¬
drücken .Auchin der gegenwärtigenHeizperiodewerden ,soweit dies nachden
örtlichen Betriebsverhältnissenmöglichist ,umfassendeVersuchedurchge¬
führt ,umin denNiederdruckkesselanlagenundin denFeuerungsanlagenin
städtischen Schulenundin anderenstädtischen Objektendie bisherverwen¬
deteausländischeSteinkohlesoweitwiemöglichdurchinländischeBraun¬
kohle zuersetzen .
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DerAllerheiligenverkehrdercStrassenbahn,
Die Direktion der städtischen Strassenbahnen teilt überden

Allerheiligenverkehrmit ,dasssich heuerder Friedhofsbesuchaufvier
Tage verteilt habe .AmSonntag ,den 30 .Oktober ,sei derFriedhofsverkehr
nicht sehr stark gewesen ,wohlaber ,trotz demteilweise ungünstigenWetter ,
amDienstag ,den1 .November .AmMontag ,den31 .Oktober ,undamMittwoch ,
den 2 .November ,sei der Verkehrnur an den Nachmittagenlebhaft gewesen .

Am . Novemberseien zumZentralfriedhof in der Stundedes
stärksten BetriebesamVormittag174Zügemit 198WagenundamNachmittag
160 Zügemit 166 Wagenabgefertigt worden .AndiesemTageseienetwa
300 . 000Personen zum und vomFriedhof befördert worden ,in der Stundedes
grösstenVerkehresrund30 . 000Personen .ImBetriebeseien insgesamt. 189
Trie bwagenund . 621Beiwagen ,zusammenalso . 810Wagengestanden ,davon
auf den Linien zum Zentralfriedhof 282 Triebwagen und 527 Beiwagen ,zusam¬

menalso 809Wagen.

FreieArztstelle .
Ander Augenabteilungdes Krankenhausesder Stadt WieninLainz

gelangt die Stelle eines Assistenzarztes zur Besetzung .Die Bezügeeines
Assistenzarztes betragen 356 ' 25Schilling monatlich und erhöhen sich nach
den ersten zwei Dienstjahren als Assistenzarzt einmal um10 ' 5Schilling
monatlich .Hiezu kommtein monatlicher Wohnungsgeldzuschuss von 33Schil¬
ling ,der imFalle der Einräumungeiner Dienstwohnungwiederzur Gänzeals
Entgelt für Beheizung ,Beleuchtung und Bedienungabgezogen wird .Gesuche
um diese Stelle ,die mit den entsprechenden Personaldokumenten und Ver¬

wendungszeugnissenbelegt sein müssen ,sind bis längstens19. November
imBüroder Verwaltungsgruppefür Personalwesen ,NeuesRathaus ,einzubrin¬
gen . Bereits im Dienste der Gemeinde Wien stehende Bewerber habendie
Gesucheim Dienstwegevorzulegen .Die Gesuchesind mit einemBundesstempel
im Betrage von 1 Schilling zu versehen ;die Gesuchsbeilagensind,wennsie
nicht ohnehin bereits gestempelt sind ,mit einemBundesstempelimBetrage
von je 80 Groschen zuversehen .
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SchulratJohannWilhelmHolczabek-Bürgerder StadtWien.
FeierlicheUeberreichungdesBürgerdiplomsdurchdenBürgermeister.

Heutemittags überreichteBürgermeisterSeitz demvomGemeinde-¬
rat der Stadt WienzumBürger ernannten Schulrat Johann WilhelmHolczabek
das Bürgerdiplom .Bei der Feier warenauchVizebürgermeisterEmmerling ,die
amtsführenden Stadträte Honay und Richter ,Präsident Glöckel ,zahlreiche
Pädagogen,VertreterdesGremiumsder Buchdrucker,die FamilieundFreunde
des neuen Bürgers anwesend .

In seiner Ansprache an den neuen Bürger führte Bürgermeister

Seitz aus : " Holczabekist ein Mannvon neunzig Jahren ,der seit seiner frü¬
hesten Jugendin der Arbeit steht ,ein Mann ,intellektuell verbundenmitden
gelehrten Berufen ,aber auch im Volkewurzelnd ,mit ihmdurch seineLehrtä¬
tigkeit verbunden ,ein Mann ,der tausende Arbeiter emporgeführt hat in ein
Reich der Kunst oder doch des Kunstgewerbes .Eine ungeheureLebensarbeit !

Wennheute die Stadt Wien einen Bürger ernennt ,eo hat dasnicht
den Sinn ,den früher einmal die Bürgerschaft hatte .VorzwanzigJahrennoch
ist so ziemlich jeder ,der eine Reihe von Jahren hin - durchimErwerbsleben

gestandenwar ,zumBürgerder Stadt Wienernannt worden,sodass esderen
Zehntausendegab .Seit Oesterreich zur RepublikundWienein freiss Landge¬
worden ist,kennen wir diese Art Bürgerernennung nicht mehr .Zu Bürgerndieser

Stadtwerdennachder Verfassung ,die sich Wiengegebenhat ,Personenernannt,
die sich ganzbesondereVerdiensteumdie Stadt erworbenhaben .Es sindheu¬
te vielleicht fünfzig MännerundFrauen ,die Trägerdieser Ehrungsind ,
unddarunter nunauchein Schulmann ,ein Mann ,der den Aufstiegeinesder
wichtigstenBerufemiterlebtundmiterkämpfthat ,SchulratHolczabekhat
mitgearbeitetmit denen ,die imJahre 1869das Reichsvolksschulgesetzschu¬
fen ,er hatdannmitgearbeitetanderBildungderLehrerschaft,mitgearbei¬
tet an allen ihren Bestrebungen ,sich emporzurimgen ,gestig ,materiell und

politisch .
Es magimLaufder Jahrzehntedieses Kampfesviele Stundenund

Tagegegebenhaben ,in denenSchulratHolczabekin schwerenSorgenwar ,in
Sorgeumdas Ganzeund in Sorgeumdie Einzelheiten im Lebendergrossen
Organisation ,derer vorstand .Aberer hatalle SorgenundallenKummerüber¬
wundenundsteht heute vor uns als ein Neunzigjährigerimbewundernswerter
geistiger und physischer Kraft .

Die Stadt Wien ehrt ein Lebenswerk ;wie sie das Lebenswerk
eines Künstlers ,eines Gelehrten ,eines Arbeiters ,eines MannesderWirtschaft
ehrt ,so ehrt sie nun das Lebenswerkeines Lehrers .Aus allen Kreisen undaus
allen Ständennehmenwir die Besten ,nicht etwaumihnen einen Ordenzuver¬
leihen ,sondern umihnen in demokratischer Schlichtheit und Einfachheitzu
sagen ,dass sie unser seien .Mögesich die Jugend jedes Standes andiesen
Besten ,dereneiner vorunssteht ,emporrankenundihremBeispielfolgenund
mögejeder amAbendseines Lebensin seiner Art mit Stolzzurückschauen
können auf ein solches Lebenswerk wie unser neuer Bürger . "

BürgermeisterSeitz überreichtedannSchulrat Holczabekdas
künstlerischausgeführteBürgerdiplom,dasein AquarellderEvangelischen
Schule am Karlsplatz enthält .In der Evangelischen Schule ist die Fortbil¬
dungsschuleder Buchdrucker ,der seit ihrer GründungSchulrat Holczabekan¬
gehörte und der er vierundvierzig Jahre als Direktor vorstand ,untergebracht .
Der Bürgermeister schloss seine Ansprachemit demWunsche ,dassSchulrat
Holczabeknochlanges Lebenals Mustereines Bürgersbeschiedenseinmöge.
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In bewegtenWortensprach der neunzigjährigeBürgerseinen
Dankfür die Ehrungdurch den WienerGemeinderatund durchden
Bürgermeisteraus . ErgabeinBildderKämpfeumdenAufstigder
Schule in den Sechzigerjahren des vorigen Jahrhunderts ,andenen
er führendmitgewirkthatte .Vonder konfessionellen ,derKonkor-¬
datsschule ,dieer nocherlebtundmitgemachthabe ,sei derWegauf-¬
wärts gegangenzur freien Schuledes demokratischenStaates .Wien
habedenGrundstockgelegt zur neuenSchule,Wienhabeeigentlich
das Reichsvolksschulgesetz geschaffen,weil es im Jahre 1864gegen
das damalsallmächtige Konsistoriumsich Einfluss auf dieSchule ,
Abschaffungdes Schulgeldes ,Anstellungder Lehrer ,kurzHebung
der Volksbildungerkämpfthabe .

DerVorsteherdesGremiumsderBuchdrucker ,Kommerzialrat
Jasper ,ein alter Freunddes neuenBürgers ,würdigte dann dasWerk
Schulrat Holczabeks ,die Fortbildungsschule der Buchdruckerin
Wien ,die durch das Wirken des neuen Bürgers europäischen Rufge¬
wonnenhabeundbeispielgebendfür dasganzeFortbildungsschulwe¬
sen gewordensei .Mit Dankeswortenan die VerwandtenundFreunde
desneuenBürgers ,die in ihrer Artsein Lebenswerkermöglüchtund
gefördert haben ,schloss Bürgermeister Seitz die Feier .
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Bericht
desstädtischenKontrollamtesüberdasVerwaltungsjahr1931.

Heutegelangtder BerichtdesKontrollamtesderBundeshaupt -¬
stadt Wien über die wichtigeren Wahrnehmungenim abgelaufenen Verwaltungs - ¬

jahr zur Versendung .Er umfasst60 Druckseitenundgibt ein genauesBild
der umfangreichenTätigkeit dieses Amtes . 78magistratische Dienststellen ,
die 6 städtischenUnternehmungen,Strassenbahn ,Elektrizitätswerkeein¬
schliesslich der Ueberlandzentrale Ebenfurth ,Gaswerke ,Brauhaus ,Leichenbe¬

stattungsunternehmung und Ankündigungsunternehmung ,sowie die Anstalten der
GemeindeWienmit eigenemStatut ,Zentralsparkasse ,KreditvereinderZentral -¬
sparkasse ,WienerLandeshypothekenanstaltund städtische Versicherungsanstalt ,
ferner 30 Unternehmungenmit eigenerRechtspersönlichkeit ,an denendie
Gemeindemassgebendbeteiligt ist ,habendas Arbeitsgebiet desKontrollam-¬
tes gebildet . Nichtwenigerals 18 . 764KontrollamtshandlungenhabenimJah- ¬
re 1931stattgefunden .Darunterwaren11 . 0ausserhalbWiens ,156unvermutete
Kassenkontrollenund373unvermuteteInventar - undMaterialüberprüfungen.
Darüberhinauserachtetes dasKontrollamtals seinePflicht ,fortgesetzt
Anregungenzur Vereinfachungder Gebarungzu geben und auf diesewichtige
Weisegerade in dieser so schwerenWirtschaftskrise an der Erzielungeiner
möglichsteinfachenunddahersparsamenVerwaltungmitzuwirken .In demBerich¬
te wird wörtlich folgendes festgestellt :

" DieVielfältigkeitderBemängelungenundAnregungendesKon¬
trollamtes darf nicht etwa zu der Schlussfolgerung verleiten ,als obder
weitverzweigte Verwaltungsapparat der Gemeinde Wien als Ganzesbetrachtet
nicht gut undrichtig funktionieren würde .ImJahre 1931ist vielmehreben¬
so wie in den Vorjahrenein nenneswerterSchadender Gemeindeauf demGe¬
biet der Geld -undSachgebarungnicht eingetreten .DiegrosseAnzahlvonAn¬
regungenhat ihre Ursachedarin ,dass das Kontrollamtes als seinePflicht
erachtet ,unausgesetzt weitere Verbesserungs -undVereinfachungsvorschläge
zu machen ,wiesie insbesonderein einer Sparperiodeunerlässlich sind .Zu
den Bemängelungenist zu bemerken ,dass es sich in diesemBericht nichtetwa
darumhandelt ,ein Bild der Gebarungder Gemeindeverwaltungimabgelaufenan
Jahr zu geben ,sondern die mannigfache Art der WahrnehmungendesKontroll¬
amtesin diesemZeitabschnitt darzustellen .Naturgemässhat dasKontrollamt
in diesen zwölf Monatenwiederholt Gelegenheit gehabt ,auch an und fürsich
wenigerbelangreiche Mängel ,Versehenund Unterlassungenaufzuzeigen .Schwer¬

wiegende Defekte aber ,die auf ein stellenweises Versagen des Verwaltungs¬

apparates hinweisen würden ,konnten in diesem Wahrnehmungsjahrnicht beo¬
bachtet werden .

exkase Die fortgesetzt sich verschärfende Weltwirtschaftskrise hatim
Geschäftajahr 1931 besonders scharf auf die Wiener Gemeindeverwaltungge¬
wirkt . Esergab sich die Notwendigkeit ,fast unvermittelt das ganzeAusgaben- ¬
niveau sehr empfindlich zu senken ,wobei jede öffentliche Verwaltungbeson¬
deren Schwierigkeiten gegenübersteht .Trotzdem kann aber festgestellt wer¬
den ,dass dieser so unangenehme Prozess der starken Ausgabensenkung sich im
allgemeinen reibungslos und unter weitgehendemVerständnis aller zurMit - ¬
arbeit berufenen Faktoren vollzogen hat .

In eingehenderWeisesetzt sich das Kontrollamtmit derderzeit
in ErörterungstehendenFrageauseinander ,ob bei der Gemeindediedoppische
oder kameralistische Buchhaltungsform gelten soll .Gegenwärtig ist ein ge - ¬

mischtes System in Anwendung ,das nach Auffassung des Kontrollamtes schon

im Hinblick auf gewisse rein kaufmännische Betriebe ,wie etwa das Lagerhaus ,
als zweckdienlich zu betrachten ist .
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ZueinemanderenwichtigenundgegerwärtigimVordergrundeder
AuseinandersetzungstehendenProblem ,inwieweiteineöffentlicheVerwaltungRegiebetriebeführensoll ,nimmtdas Kontrollamtmit denfolgendenAusfüh-¬
rungenStellung :

" SeitJahrengilt die AufmerksamkeitdesKontrollamtesderschon
oft erörterten undauchgegenwärtigwiederim VordergrundstehendenFrage ,
inwieweitöffentlicheVerwaltungensichderEigenregieoderderprivaten
Wirtschaft bedienen sollen .Der unverrückbare Standpunkt desKontrollamtes

warundist ,auf die AuflassungsolcherstädtischerBetriebszweigezudrän¬
gen ,die den Wettbewerbmit der Privatwirtschaft nicht zu bestehenvermö¬
gen .Aus diesem Grundewurde auch vomKontrollamt stets Wert daraufgelegt ,
dass diese Zweigeder Verwaltungeine buchhalterischeDarstellungerhalten ,
die den Betriebserfolg klar aufzeigt .Ebenso wurde Gewicht daraufgelegt ,
dassdieseBetriebszweigeeineZinsenverrechnungfür dasinvestierteKapi-¬
tal unddie in AnspruchgenommenenBetriebskreditezu führenundWertab-¬
schreibungen vorzunehmen haben ,um nicht durch Hinweglassung dieser in der

PrivatwirtschaftmassgebendenKalkulationspostenzu einemunrichtigenBild
zu gelangen . DieTatsache ,dass die sozialenLeistungender GemeindeWienge- ¬
genüber den Angestellten und Arbeitern im allgemeinen merklich höheresind ,
als dies sonst in der Privatwirtschaft durchschnittlich üblichist,bewirkt
eine Verteuerung ,was aber zumTeil wieder durch gewisse günstige Momente
unddas Wegfallender Notwendigkeitder Erzielungeines Gewinnesausgegli-¬
chenwird .Soferndieser Ausgleichaber nicht vollständig gelingt,hatdas
Kontrollamtdie Auffassungvertreten ,dass ein Abbau ,beziehungsweisedie
AuflösungsolcherBetriebszweigezu erfolgenhabe . Wennsich dieserProzess
mitunter nur schrittweise vollziehen kann ,so liegt die Ursachehauptsäch¬
lich darin ,dasssichderAbbauvonPersonalbeiöffentlichenVerwaltun¬
gen naturgemässnicht in den Formenund mit der Raschheit vollziehenkann ,
wiediesin derPrivatwirtschaftmöglichist .Massgebendaberbleibtnach
wievor die Tendenz ,imSinnder ökonomischenVerwendungderSteuergelder
die Eigenregie nur dann als richtig zu betrachten ,wenn sie mit ihren

Preisansätzendemprivaten Wettbewerbstandzuhalenvermag .DasKontrollamt
führt auch Beispiele dafür an ,dass ein Abbauder Eigenregie ,wo er sich
ebenals gebotenherausgestellthat ,auchtatsächlichdurchgeführtworden
ist . Soetwabei einzelnenWerkstättenoderin der Formder teilweisenVer-¬
gebungderErhaltungsarbeitenderöffentlichenGartenanlagenfür dreiWiene
Bezirke anPrivatfirmen .

Der gleichen Entwicklungslinie entspricht es auch ,dasszur
kommerziellenFührungdes landwirtschaftlichenEigen -undPachtbesitzes
derGemeindeseinerzeiteineselbstständigeGesellschaftgegründetwurde.
In folgerichtiger Fortführung sind auch die früher magistratisch verwal¬
tetenBaustoffbetriebe( ZiegelwerkOberlaaundGranitwerkMauthausen)der
" Gesiba "zur treuhändigenFührungüberantwortetworden .Hingegenhabensich ,

wiedasKontrollamtausdrücklichhervorhebt ,die ZentralwerkstätteMeidling
und die Dampfwäschereials durchaus wirtschaftlich erwiesen .

Die Tätigkeit des städtischen Kontrollamtes besteht nicht etwa
bloss in der Nachprüfungbereits vollzegenerVerwaltungsakte ,sondernsie
vollzieht sich tagaus tagein zu einem sehr erheblichen Teil gleichzeitig
mit der Arbeit des Magistrates undhat zumZiele ,schonvonvorneherein
auf sich ergebende Fehler und Mämgelhinzuweisen ,ehe noch irgendeinScha¬
denfür die Gemeindeentstehenkonnte .DerWahrnehmungsberichtlässterkennen,
wieunentbehrlichundungemeinnützlichdassehr mühevolleundrastlose .Wirken des Kontrollamtes ist .
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Der österreichische Städtetag .
Der Städtebund hat für den 19 .Novemberin denSitzungssaal

desWienerGemeinderatesdenordentlichenStädtetageinberufen ,dervor
allem darüber beraten wird ,wie die Gemeinden die furchtbare Not der Ar¬
beitslosen währendder Wintermonatemil dern können .DerBürgermeistervon
Innsbruck,FranzFlscher ,wirddasReferatüberdieWinterhilfeerstatten .
ImMittelpunktderTagungstehteinBerichtdesFinanzreferentender
LandeshauptstadtGraz ,des Bürgermeister - StellvertretersProfessorRückl ,
überdieFinanzsorgenderGemeindenunddieForderungendesStädtebundes.
ZurTeilnahmeamStädtetagwurdenBundeskanzlerDr .DollfussunddieBundes-¬
regierung ,sämtlicheLandesregierungen ,die politischenParteiendesNational
rates ,die Kammernfür Handel ,Gewerbeund Industrie und die Kammernfür
ArbeiterundAngestellteeingeladen .DerStädtebundwirdder Tagungeine
ReihevonAnträgenunterbreiten ,derenVerwirklichungdenGemeindenOester-¬
reichs in der kritischen Situation helfen soll ,in die sie durch denent - ¬
setzlichenEinnahmenrückgangunddurchdie aufdie Daueruntragbare ,von
derWirtschaftskriseverursachteFürsorgebelastungimmermehrgeraten.Die
Beteiligungan der Tagungwirdganzbesondersstarksein .

VormerkkartenfürSchneearbeiter.
Umden ausgesteuerten Arbeitslosen den Vorzugbei derAufnahme

vonSchneearbeiternzu sichern ,werdenbei denArbeitslosenämtern( Ar¬
beitsnachweisen)Vormerkkartenfür Schneearbeiterausgegeben.DieseKarten
erhalten nur Arbeitslose ,die keine Arbeitslosenunterstützung beziehen .Aus¬
gesteuerte Arbeitslose könnenbei ihremArbeitslosenamt(Arbeitsnachweis)
bis 19 .Novemberdie Ausfolgungeiner Vormerkkartefür Schneearbeiterunter
VorlagederDokumente(Meldungskarte ,Abweisungsbescheid ,Meldezettelund
so weiter )verlangen .Bei der AufnahmevonSchneearbeiternwerdeninerster
LinieausgesteuerteArbeitslosemitsolchenVormerkkartenaufgenommen.Nur
wennnichtgenügendSchneearbeitermitVormerkkartenzurVerfügungstehen10se

sollten ,werdenauchArbeits - /ohneVormerkkarteaufgenommen .
- . - — - ¬

SitzungderBezirksvertretungMariahilf.
Die Bezirksvertretung Mariahiff tritt am Donnerstag ,den24 .

November ,um18 Uhrzu einer Plenarsitzungzusammen .
- ¬

Koch -und Haushaltungsschule der Stadt Wien .
Am8 .November beginnon für Hausgehilfinnen folgende Kurse :

Kochen ,Kleidermachen ,Weissnähen und Flicken .Anmeldungen in der Schul¬
kanzlei ,Brückengasse3 ;TelefonB25- - 19.
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DieFörderungderprivatenBautätigkeitdurchdieGemeindeWien.
In einerheutigenTageszeitungwirddie Behauptungaufgestellt ,

dass die WienerGemeindeverwaltungparlamentarischeVereinbarungenüber
dieFörderungderprivatenBautätigkeitnichteinhalteunddasssieganz
ungerechtfertigte Beiträge vonSiedlerneinhebe .

Dazuist vorallemzubemerken,dassdieGemeindeWienseit
einemJahrzehntdie Siedlungstätigkeitin ganzweitgehendemMassfördert .
Sie hat in den Jahren 1921 bis 1926 nicht weniger als 31 MillionenSchil¬
ling anDarlehenfür Siedlungsgenossenschaftenverausgabtunddiesen
SiedlungsgenossenschaftendennotwendigenGemeindegrundzurVerfügung
gestellt .DenSiedlungsgenossenschaftensinddieBaugründeaufdreissig
Jahre ,in etlichenFällenauf80Jahrein Baurechtgegebenworden ;bei
denDarlehenebeträgensindweitgehendeErleichterungengewährtworden,wassich insbesonderedaraus ergibt ,dass dieSiedlungsgenossenschaften
fürdieVerzinsungdesKapitalesblossdassogenannteSiedlerentgelt,das
ist derzeit1 Schilling20GroschenproHausundMonat,zuentrichtenhaben.
Seit1926errichtetdieGemeindeWienineigenerRegieSiedlungsbauten .
diesieteilsselbstverwaltet,teilsGenossenschaftenzurVerwaltung
übergebenhat .Tatsächlichsindin solchenSiedlungen,dieinVerwaltung
vonGenossenschaftenstehen ,über5000Siedlungshäusererrichtetworden,
wobeisiedlungsähnlicheBautenderGemeindeWien,wiedieSiedlungLocker-¬
wiese ,die SiedlungTivoliundanderemehr ,nichtmitgezähltsind .

Ueberdieshat die GemeindeWienimJahre1929ungefähr220. 000
QuadratmeterGrundflächeninverschiedenenBezirkenWienszurVergebung
imBaurechtfür private Bauführerzugesichert ,damitsie auf diesenGrund¬
flächenmitallfälligerBundeswohnbauhilfebauenkönnen.DaSchwierigkei¬tenbeiderBeschaffungvonHypothekarkreditenfürdieBaurechtsinhaber
bestanden,hatderWienerGemeinderatüberdiesdieHaftungfürSparkassen-¬
hypothekanauf solcheBaurechtsbautenübernommen. Eskanndaherniemand
ernstlich behaupten ,dass die GemeindeWiendie im Wohnbauförderungs -und
MietengesetzvorgeseheneFörderungderprivatenBautätigkeitunterlassen
habe .Sie ist sogarnochdarüberhinausgegangenundhat imJuni 1929die
Befreiungaller mitBundeswohnbauhilfeerrichteterWohnhausbautenvonder
WohnbausteuerfürdieDauervon15Jahrenausgesprochen .

ImZusammenhangmitdenFragenderFörderungderprivatenBau¬
tätigkeit wirdauchbehauptet ,dassdie GemeindeWienvondenSiedlern
amWolfersberggänzlichunberechtigthoheBeiträgeeingeforderthabe.
Tatsacheist ,dassaufdemWolfersbergnachdemZusammenbruchohnebau¬
behördlicheBewilligungBautenaufgeführtwurden.DerGrundeigentümer,
dieGemeindeWien,ist umdieZustimmungnichtgefragtworden.Selbstver-¬
ständlichwardasganzeGebietdieser wildenSiedlungsbautennichtaufge¬
schlossen undhatte keinenAnschlussan das Strassennetz ,an dieWasser¬
versorgung ,an die Gas -undStromleitung .NachlangenVerhandlungenmit
der Leitung der von den Siedlern gebildeten Genossenschafthat nundie
GemeindeWiendiesenSiedlernBaurechtefürdieDauervon80Jahrenver-¬
liehen .„ DieSiedlungerfordertbesonderskostspieligeStrassenbauten ;es
müssenförmlichKunststrassenmitgrossenSteigungenerrichtetwerden,
damitmanzudeneinzelnenSiedlungshäuserngelangenkönne.SchonimJahre557
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1926habendarumdie Siedlerdie Verpflichtungübernommen,dienot-¬
wendigenStrassen selbst herzustellnn .Daes sichherausstellte ,
dass der StrassenbaudurchPrivate wegender schwierigenVerhält-¬
nissenichtratsamsei ,hat die BemeindeWiennundieDurchführung
der Strassenbauarbeiten übernommen .Vonjedem Siedler ist hiefür
ein Bekragvon 1500Schilling zu entrichten ;die Gemeindeselbst
zahlt für jedensolchenSiedlerbeit : rag400Schilling auseigenen
Mittelnzu .Ausserdemträgt die GemeindeWiendie KostendesWasserlei -¬
tungshauptstrangesundübernimmtdie Erhaltungder neuenStrassen
nach Ueberwahmein den Gemeindebesitz .Da nicht alle Siedler den
Pauschalbeitragvon1500Schilling aus eigenenMittelnentrichten
können ,hat sich die Zentralsparkasse der GemeindeWienüberdies
bereit erklärt ,auf die Siedlungsbauten Hypothekarkredite gegenge¬
ringfügige Verzinsungundmit langjähriger Tilgungsfrist zugewähren.
EingrosserTeilderSiedlervomWolfersberghat auchbereitsdie
notwendigenBaurechtsverträgemit der Gemeinde Wiengeschlossen .
NachEinzahlungeines bestimmtesTeiles der vorgesehenenPauschal¬
betträge wird die GemeindeWienmit den Strassenbautenbeginnen .Die
WienerGemeindeverwaltunghat also keineswegsunberechtigteBeiträge
vonSiedlern eingehoben ,sondernes Siedlern durchbesonderesEnt. - ¬
gegenkommenermöglicht ,in geordnetenBesitzder Siedlerbautenzu
kommen;sie wendetüberdiesbeträchtlicheBeträgeauf ,umdieSied-¬lungan das Strassennetzundan die Wasserleitunganzuschliessen.
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DerKampfgegendenKrebs.
EineAktionder städtischenVersicherungsanstalt.

DiestädtischeVersichenungsanstaltrichtet an die beiihr
LebensversichertendieEinladung,sichbeiVermutungoderBefürchtung
einer krebsartigen Erkrankung oder hei vermeintlicher Disposition zu
solchemLeideneiner kostenlosenärztlichenUntersuchungdurchdenvor
einigen Monatenneu eingerichteten Grsundheitsdienst der Anstaltzu
unterziehen .Allebei derstädtischenVersicherungsanstaltVersicherten ,
bei denender ArztSymptomeeiner krebsartigenErkrankungfindet,werden
der strahlentherapeutiachenBehandlungimKrankenhausder StadtWienin
Lainz zugeführt . DieKostendieser Behandlungträgt die städtischeVer¬

sicherungsanstalt .

ProfessorTandlerüberdieAktionderstädtischenVersicherungsansta
StadtratProfessorDr .TandlererklärtunszuderAktionder

städtischen Vereicherungsanstalt :„ Diesozialen Institutionen habenein
ganzbesonderesInteressedaran ,die FrühdiagnosedesKrebsesnachMög¬
lichkeitzufördern .GeradezumustergiltigaufdiesemGebieteistdie
städtischeVersicherungsanstalt ,die voreinigerZeit mitdemStrahlen¬
Institut der GemeindeWieneinenVertragabgeschlossenhat ,nachdemdieses
InstitutdiesystematischeUntersuchungjenerVersichertenvornimmt,die
sichzurUntersuchungmelden .VomStandpunktederVersicherungistdas
schon deshalb von ganz besonderemWert ,weil dadurch die Ausgabenökono¬
mischergestaltet werdenkönnen .Aberganzabgesehenvonderfinanziellen
SeitebedeutetdieDurchführungdesVertragesdenerstenAnsatzzueiner
systematischenGesunden- Untersuchung.Ich bin der Ueberzeugung ,dasssich
aus diesen Anfängeneine ganz ungeheureFörderungder Abwehrgegendas
Karzinomergebenwird. WirhabenallenAnlass ,diebeispielgebendeNeuerung
der städtischenVersicherungsanstaltganzbesonderehervorzuheben. "

ZwanziggoldeneHochzeitenin einerWoche.
BeimMagistratmeldetensich nicht wenigerals zwanzigWiener

Ehepaare ,derenHochzeitstagin der vergangenenWochesich zumfünfzigsten
Malejährte . EssinddiesdieEhepaareJohannundAmalieBohuslav,Hein¬
rich und AnnaBrandner ,Matthias und Katharina Geyer ,LeopoldundAloisia
Glanner ,GeorgundAnnaHampel ,AntonundLeopoldineHolzbecher ,Josefund
MarieHunadiny ,MorizundMarieKohn ,FranzundHermineKollmann,Franzund
KarolineKoppa,MatthiasundBarbaraLechner,KarlundMarieMann,Simonund
FriederikeNehab ,AntonundMagdalenaNowotny,JosefundAloisiaPauler,
GeorgundMarieRajal,EduardundJohannaSänze,WenzelundJosefaStolba ,
SigmundundHeleneTrebitschundTheodorundElisabethZboril .InVertre¬
tungdesBürgermeistersbesuchteamtsführenderStadtratHonayamSamstag
undSonntagalle zwanzigJubelpaare in ihren Wohnungen ,beglückwünschte
sie undüberreichteihnenin einergeschmackvollausgeführtenLederkas¬
sette die städtische Ehrengabevonfünfzig Schilling unddas inGoldrah¬
mengefasste ,künstlerischausgeführteDiplomderGemeindeWien .Anden
Feiern ,dieinsbesondereamSonntagvonzahlreichenVerwandtenundBekann¬
tenderJubelpaarebesuchtwaren ,nahmenauchdieVorsteherderWohnbezirke
der goldenen Hochzeitspaare teil .

AvisofürdieZeitungen:FürjeneBlätter ,diebeiderheuteabgehaltenen
PressekonferenzüberdieWinterhilfe1932/33nichtvertretenwaren,liegt ein Bericht bei .
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KeineVerwendungvonStrassenbahngchaffnernimDiensteeinesPrivat-¬
unternehmens.

In einerheutigenTageszeitungwirdgemeldet ,dassdieStrassen¬
bahndirektionihreüberzähligenSchaffnerdazuverwende,umbeidenStrassen¬
sprechstellenderOesterreichischenTelephonautomaten -GesellschaftdieBe-¬
nützungsdichtefestzustellen.DaranwirddieVermutunggeknüpft,dassdiese
Strassenbahnbedienstetenzur Beschaffungstatistischen Materialsfürdas
privateTelephonunternehmen,alsoimInteressediesesPrivatunternehmens
verwendetwerden .Dazuteilt die Direktionder städtischenStrassenbahnen
mit ,dassseit einigenTagenein TeilderüberzähligenBedienstetender
Strassenbahnenzur Zählungder BenützungsdichtejenerTelephonautomaten
verwendetwerden ,die in Wartehallen,Stadtbahnhaltestellenoderinsonsti¬
genObjektendersrädtischenStrassenbahnenuntergebrachtsind .DieseZählung
hatdenZweck,dasAusmassderBenützungderaufBahnhofgrundstehendenTe-¬
lephonautomatenfestzustellen ,umdadurchdenNachweiszuerbringen ,dassdie
bishervonderTelephonautomatengesellschaftandiestädtischenStrassenbah¬
nengezahlteMietenocherhöhtwerdenkönnte.VoneinerVerwendungüberzäh¬
ligerStrassenbahnbediensteterimInteresseeinesPrivatunternehmenskanndaher nicht gesprochenwerden .

. - . -
EineneueHelmtypebeiderWienerFeuerwehr.

WieausdenzahlreichenimFeuerwehrmuseumaufbewahrten,teilweise
oderganzzerstörtenFeuerwehrhelmenzu erkennenist ,habensich imDienste
derWienerFeuerwehrwiederholtschwereUnfälleereignet,beidenenessich
erwies,dassderSchutz,denderHelmbietensollte ,völligunzulänglichist .Schon seit längerer Zeit wurden deshalb Versuche gemacht,umdenFeuerwehr¬

helmsoabzuändern,dassermehralsbisherdemSchutzdesKopfesundGe-¬
nickesseinesTrägersdiene .DiesevoreinigerZeitabgeschlossenenVersuche
habennunzueinerHelmtypegeführt,beiderenWahlzwardie praktischeBe¬
deutungausschlaggebendwar ,aberaucheinheimischeKünstlermitsprechen
konnten,damitfürdenneuenFeuerwehrhelmeinegefälligeFormgeschaffen
werde .DerSchienenkammdesbisherigenHelmes,derkeinenverlässlichenSchutz
gegendasEindrückenoderDurchschlagendesHelmesdurchherabstürzendeBal¬
kenoderSteinebildete ,ist beiderneuen ,ausStahlblechhergestelltenType
durchsechsStahlrippenersetzt ,diezweckmässigeinAbgleitenauffallender
Gegenständebewirken.DieheutebestehendeBefahr ,dasseinFeuerwehrmann
dadurchverunglückt,dassderHelmkammanstromführendeelektrischeLeitungen
anstreift ,wirdbeiderneuenHelmtypedurcheinenisolierendenEmaillackan¬
strichunddurchAnbringungeinesFilzbelagesanderInnenseitedesHelmes
vermieden.WährendheutedieäussereFormderHelmefürMannschaften ,Chargen,
ExerziermeisterundOffiziereverschiedenist ,ist derneueHelminderForm
einheitlich .DerFührereinerAktionwirdnurdurchdenweisslackiertenHelm
kenntlichsein ;dieHelmealler anderensinddunkelemailliert .AnStelleder
früherenreichenVerzierungdesHelmestritt dasGemeindewappen.Dieneuen
Helmewerden ,soweitalte Helmeunbrauchbargewordensindundeingezogenwer¬
den ,in Verwendunggenommen.

- . - . - - . -
Uebermorgen ,Donnerstag ,Gärtnermarkt.

MitRücksichtauf denStaatsfeiertagam12 .Novemberwirdder
für Freitag ,den11 ,November,angesetzteGärtnermarktauf übermorgen ,Don¬
nerstag ,vorverlegt .560 - . — — — —
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EineVorsprachederGastwirtewegenderNahrungs-oderGenussmittel¬
abgabe .

HeutesprachderUnterausschussderGenossenschaftderGastwir¬
te unterFührungdesVorstehersKommerzialratHolzmannimRathausevor .
DieAbordnungwurdevonFinanzreferentenStadtratBreitnerundPräsidene
tenDr .Danneberggemeinsamempfangenundlegtein eingehenderAusein¬
andersetzungdieungemeinschwierigeLagedesGewerbesdar .Mitgrösstem
Nachdruckwurdeinsbesonderedaraufverwiesen ,dassdie imGesetzüber
dieNahrungs-oderGenussmittelabgabevorgeseheneNachzahlungspflicht
diefürdasProbejahrbeidenWirtenalleinmehrals 1 MillionSchilling
ausmache ,völlig unerträglichsei .Ebensowenigkönneangesichtadesunaus¬
gesetztenKonsumrückgangesdenWirtendie imGesetzals möglichvorgese¬
heneErhöhungderAbgabealsneueLastaufgebürdetwerden.DieGenossened
schaftmüssevielmehrdringendgewisseErleichterungenfür diehartbe¬
troffeneGruppederMittelbetriebeundSaalvermieterverlangen.Präsident
Dr. Danneberglegte dar ,dass das geltende GesetzohneVerschuldender
Gemeindeweitausschlechterausgefallensei als das frühersobekämpfte.
VorderAbschaffungdesfreienErmessensseienmehralszweiDrittel!
aller Gastwirteüberhauptsteuerfrei gewesen ,Angesichtsderüberaus
schwierigenFinanzlagederGemeindefalle jederVerzichtaufgesetzlich
zustehendeSteuerrechtesehrins Gewicht .Dennøochsolle dasGastgewerbe
soweitals möglichBerücksichtigungfinden .Anlässlichder Vorlagedes
Budgetsfür1933werdederLandesregierungvorgeschlagenwerden,fürdieJahre1931und1932aufdie Nachzahlungzuverzichten .Fernersellefür
1933vonderzulässigenAbgabenerhöhungAbstandgenommenwerden.Damit
sinkederErtragderNahrungs-oderGenussmittelabgabevondenunsprüng¬
lichen10 . 6MillionenSchillingaufnurmehr7MillionenSchilling ,was
eineüberausempfindlicheEinbussederEinnahmenbedeutet.Ausdiesem
grossenZugeständnisgehtaberhervor,dassdieGemeindeverwaltungfürdie
SorgendesGewerbesvollesVerständnishabe .DieangeregtenEinzelfragen
könntenimAugenblicknichtentschiedenwerden,sündernmüssendenGegen¬
standsorgfältigsterPrüfungbilden .PräsidentDr .Dannebergschlossseine
AusführungenmitderZusicherung,dasssichandembisherigenZusammenwir¬den soskkenrgern tehelien det gerenenskeftkendesMagistratesvauchin Zukunftnichtsändernwerde .DerUnteraus¬
schussnahmdieseErklärungmitBefriedigungzurKenntnisundempfahl
dieWünschederMittelbetriebeundSaalvermieternochmalsdembesonderenAugenmerk .
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DerRechnungshofüberdieWienerGemeindegebarung1931.
AllgemeinerTeil .

DerRechnungshofhatfastdreiMonatehindurchdieGebarungder
GemeindeWienundderGaswerke,ElektrizitätswerkeundStrassenbahnein¬
gehendüberprüftunderstattet damitseinendritten BerichtandenWiener
Gemeinderat.ImVorjahreist danebenaucheinBerichtandieMagistrats¬Direktionergangen,in demlediglichdiebelangloserenWahrnehmungenent-¬
haltenwaren .Diesunterbleibtheuer ,undzwar ,wiederRechnungshofwört- ¬
licherklärt ,"abweichendvonderbeiderKontrolleandererautonomenKör¬
perschaftenbeobachtetenGepflogenheit ". DerGesamtberichtenthältdeshalb
auch"untergeordneteoderreinformelleAngelegenheiten";diesdeshalb,weildervorjährigeVorgang- nachdenWortendesRechnungshofes-"zu
unzutreffendenMissdeutungenAnlassgab " .DerBerichtwurdebekanntlichals
Geheimberichtbezeichnet ,obwohler den vonder MinderheitentsendetenMit- ¬
gliedernderLandesregierungimOriginalzurEinsichtzugänglichgemachtworden ist .

InsachlicherBeziehungstelltderRechnungshofzunäshstfest,
dass ziffernmässigeUnrichtigkeitenabgesehenvonvereinzeltenRechenfeh¬
lernnichtwahrgenommenwurden,IngenauerSchilderungwirdsodanndie
EinwirkungderWirtschaftskriseaufdenHaushaltderGemeindedargelegt.Die
Kassenbestände,dieanfangs1929nochrund42MillionenSchillingausmach¬
ten ,sindauf1MillionSchillinggesunkenundauchdieserReststandkonn¬
te nurdadurchnachgewiesenwerden,dassausdenangesammeltenRücklagen
10MillionenSchillingentnommenundden„EigenenGeldern "einverleibt
wurden .RechnungshofundMagistratstimmenin derAuffassungüberein ,dass
dieseRücklagentatsächlicheinenwennauchgebundenenBestandteilderKas¬
senbeständebilden .DieBeauftragtenverweisenin ihrerAntwortdarauf ,dass
es unterUmständenmöglichgewesenwäre ,die Kassenbeständevorderansich
sounerwünschtenAufzehrungzubewahren ,dochhättedieseinenochweiter¬
gehendeEinengungder Bau -undInvestitionstätigkeitzur Folgegehabt ,
wasder Magistratnicht verantwortenzu könnenglaubte .

AnlangenddieNeuordnungdesBuchhaltungs-undRechnungsdien¬
stesverzeichnetderRechnungshofalserfreulicheTatsache,dassimSinneseiner Anregungmit der Umstellungvonder Doppikauf dieKameralistik
fortgefahrenwurdeunddadurchPersonalerspartwerdenkonnte.Aberauchda¬
rüberhinausmachtesicheinefühlbareArbeitsentlastunggeltend ,dieden
übrigenAufgabenderBuchhaltung,vorallemderVertiefungderZensurge¬
schäfte ,zugutekommenwird .AusdenMitteilungenderBeauftragtenhiezu
gehthervor ,dasszurZeitdererstenEinschaudesRechnungshofes50Ver¬
waltungszweigedoppischgeführt wordensind ,währendim Jahre 1933nurmehr
21für diesesVerrechnungssystemübrigbleiben .Allerdingsbestündenbezüg¬
lich dieser rein fachlichenFragenzwischendenAnschauungendesKontroll¬
amtesunddesMagistratesVerschiedenheiten.WiesehrbeiderBehandlungderar
tigerFragendieMeinungenauseinandergehen,beweisedieTatsache,dass
die BundesregierungimLaufeder Zeit wiederholtzwischenderbruttomäs-¬
sigenunddernettomässigenDarstellungdesVoranschlagesgewechselthabe
und erst wieder für das Jahr 1933 bei mehrerenGebieten eine solcheAen¬
derung eintreten lasse .

DerRechnungshofbehandelt sodanndie wechselseitigenVergü¬
tungendereinzelnenDienstzweigeuntereinander,diesichnachseinerAn¬
wichtnurbei denaufGewinnabgestelltenBetriebenrechtfertigenlassen .562
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SonsttäuschensolcheWertdurchführungenEinnahmenvor ,die sichnicht
ergebenhaben ,undentstellendasGebarungsbild.DieAntwertderBeauftrag¬
tenhebthervor ,dassschonseit einigenJahrenimVoranschlagausdrück¬
licheinbesondererAusweisüberdieseblossrechnungsmässigenEinnahmen
undAusgabenbeigefügtwird .Darausergebesichzweifelsfreieinganz
klaresBildderkassamässigwirksamenGebarung.AnBeispielenwirddar-¬
getan ,dassauchbei derHoheitsverwaltunggewisseWertdurchführungen,wie
etwadiePensionsbeiträgederBeamten,dieeineZwecksteuerdarstellende
Wasserkraftabgabe ,unerlässlich sind .

BezüglichderInterimsgebarungstellt derRechnungshoffest ,
dass der Magistrat selbst schon nach dieser Richtung hin weitgehendeAn¬
ordnungengetroffenhabe ,dochverbleibennachseiner Me- inungnochimmer
weitergehendeEinschränkungsmöglichkeitenundsie werdenauchempfohlen.
DieBeauftragtenstellenhiezufest ,esseiimSinnederAnregungverfügt
worden ,dassbeginnendvom1 .Jänner1933vierteljährlich genaueAus-¬
weise über die Interimsgebarungangelegt undalle diese Posten einerUeber- ¬
prüfungunterzogenwerdenmüssen .AufdieseWeisewerdees möglichsein ,
jedeüberflüssigeDurchführungnichtnurraschestenszubeseitigen ,sondern
auch für die Zukunft hintanzuhalten .

DerRechnungshofgibt der AuffassungAusdruck ,dassdieEr-¬
fordernisse1931in einemdenunabweislichenAufwandübersteigendenAus¬seien .
masseveranschlagtworden /DieseVermutungwerdedurchdie Feststellungbe-¬
kräftigt ,dass bei vielen VerwaltungszweigenweitgehendeErsparnisseer¬
zielt wurden ,diesichdurchdie"anerkennenswerten ,auftunlichsteEin¬
schränkungdesSachaufwandesabzielendenBemühungendesMagistrates "allein
nicht erklären lassen .Die Beauftragtentreten dieser Meinungmit derfol¬
genden Darstellungentgegen :

" Esist eine nahezuausnahmslosbei allen öffentlichen undpri¬
vatenHaushaltender Weltzu beobachtendeErscheinung ,dassdieAusgaben
imZusammenhangmitderKrisemehroderminderstarkeingeschränktwerden
mussten .DiesemSchicksalkonnteauchWiennicht entgehen ,so wenigwie
derBundunddie anderenBundesländer .EskannaberaussolchenMinderaus¬
gabenwohlnichtabgeleitetwerden ,dassfrühereinunzulässigerAufwand
betrieben wordenist .Es handelt sich vielmehrumSparmassnahmenoftsehr
drückenderundauf die Dauerwohlüberhauptnicht aufrechterhaltbarerArt .
VieleEinschränkungen,wiebeispielsweisebei denErhaltungsarbeitenvonGe¬
bäuden ,Strassenundvielesandere ,könnennuraufein ,mituntervielleicht
auchaufzweiJahreangeordnerwerden,dieAuslagenerwachsenaberdann
mit zwingenderGewaltundmituntersogarmit erhöhtenKosten .Trotzdemmuss
aber ,wennebendie Mittelnichtvorhandensind ,dieserWegbeschritten
werden ,bei demmansich überdiesbewusstsein muss ,dass er eineVermeh.
rungder Arbeitslosigkeitbedeutetunddamitwieder- selbst nur reinfis¬
kalischbetrachtet-eineVerringerungderSteuereinnahmen,eineVermehrungderWohlfahrtsausgabenmitsichbringt .DievielfachbesondersstarkenUn¬
terschiedezwischenVoranschlagundRechnungsabschluss1931findenihre
Aufklärungin derTatsache ,dassdasBudgetbereitsvomGemeinderatverab¬
schiedet war ,als im Jänner 1931 mit rückwirkender Kraft vomJahresbeginn

die Abgabenteilungtief einschneidendzu UngunstenWiensverändertworden
ist .Dannerfolgteder Zusammenbruchder Credit - Anstaltunddie danurchausge¬
löste überausheftigeVerschärfungderschonherrschendenWirtschaftskrise.
DaranknüpftesicheinneuerlicherstarkerRückgangdergemeinschaftlichen
BundessteuernundMindererträgnissebei denGemeindeabgaben.EswarPflicht

563



0 —RATHAUSKORRESPONDENZ
III .Blatt

Herausgeberund verantw .Redakteur :
FRANZXAVERFRIEDRICH

Wien ,am

des Magistrates ,förmlichvonMonatzu MonatneueEinschränkungemassnah¬
menzutreffenundkeineAusgabenzuzulassen,fürdieeineBedeckungnichtmehr vorhandenwar !

Wasdie Zweckmässigkeitder Gebarunganlangt ,gehteinHinweis
desRechnungshofesdahin ,bei der Gebäudeerhaltungdie zentralenGruppen
für Beheizung ,Installation undbauliche Herstellungennicht mitjeder
kleinsten Anschaffungzu befassen ,waseine überflüssigeSchwerfälligkeit
bedeute .DerMagistratzieht zurAbstellungdiesesMangelsdieEinrich-¬
tungvonkleinenGeldverlägenfürsolcheunwesentlicheReparatureninEr¬

wägung .

AufdenHinweisdesRechnungshofes,dassbei denWohlfahrtsan¬
stalten aller Art rund900verschiedeneDrucksortenin Verwendungstehen ,
erwiderndie Beauftragten ,dassdie so grosseVerschiedenartigkeitder
städtischenAnstaltenzahlreicheSpezialdrucksortennotwendigmache ,doch
werdeauch nach dieser Richtunghin gespart und es seien bereits heuer
dtwa 60 Brucksorten ausgeschieden worden .

DerRechnungshofführt aus : Eineder wichtigstenAufgabender
Verwaltungstätigkeitist unbestrittenin jedemöffentlichenHaushaltedie
VerfügungüberdiebewilligtenKredite .EingedenkderhervorragendenBedeu¬
tung ,die dieser Aufgabezukommt,habenauchdie massgebendenStellender
HemeindeWienjeweilsstrengeundbindendeVorschriftenin dieserBeziehung
erlassen ,die im allgemeineneine anerkennenswerteOrdnungauf demGebiete
derGemeindefinanzengewährleisten".DennochhaftedeneinschlägigenVor¬
schriften der Nachteil an ,dass sie in Einzelerlässen zerstreut sind ,wes- ¬
halbsichdiebaldigegrundsätzlicheFestlegungdurondenGemeinderatin
FormeinerGemeindehaushaltsordnung,allerdingsnachAbschlussderReformen
auf demGebiete des Rechnungswesens ,ompfehle .Die Beauftragten hebenher¬
vor ,dassseit demersten HinweisdesRechnungshofesimJahre1930dieZeitgeblieben sei .keineswegsungenützt Es wurdenvielmehr als VoraussetzungderSchaf¬
fungeiner Gemeindehaushaltsordnungsehr tiefgehendeReformendesRech¬
nungswesensvorgenommen ,die allerdings im Hinblick auf die bereits erwähn¬
tensachlichenMeinungsverschiedenheitannochnichtendgültigabgeschlos-¬
sensind .Dahererachtetes der Magistratals einengangbarenAusweg,zu¬
nächsteinzelneGebieteeiner Sonderbehandlungzuunterziehen.

PersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform.
Als eine EinrichtungvonfraglichemWertbezeichnet derRech¬

nungshofdie nacheinembestimmtenSchlüsselerfolgendeUeberwälzungder
Pensionslastenaufdie BetriebeundbetriebsmässigenDienstzweige.Beweis
dessen musste im Jahre 1931 ,allerdings mit Genehmigung des Finanzausschus¬

Fückgangigsesin einembestimmtenFalledieanteiligePensionsüberwälzunggemacht
werden ,Die Beauftragtenlegen dar ,dass für den weitausüberwiegenden
Teil der Gemeindegebarungdurch die kameraleVerrechnungdie Anlastungvon
Pensionsquotenüberhauptentfällt .Nachdieser Richtungsei also derdem
Rechnungshofals wünschenswerterscheinendeZustandbereits gegeben. Die
ausnahmsloseDurchführunghätte aberbei denBetriebendieunerwünschteWirkung ,dass die tatsächlich vorhandenenRegiepostenimVorenschlagund
Rechnungsabschlussnichtausdrücklicherscheinen .Daswürdeinsbesondere
bei jenenZweigen ,die mitderPrivatwirtschaftimWettbewerbstehen ,wie
etwa Werkstätten ,Dampfwäscherei„Bäckerei ,das richtige Bild trüben .Es
könntesichunterUmständeneinescheinbareWettbewerbsfähigkeitergeben,
die in Wirklichkeit nicht mehrbesteht .Allerdings hat es sich beidieser
letzteren Gruppeals notwendigerwiesen ,nicht mit demallgemeinenDurch¬
schnittsersatz der gesamtenHoheitsverwaltungzu kalkulieren ,sondern
blossjenePensionslastenaufzubürden,die tatsächlicherwachsen.Derdurch¬564
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schnittliche Pensions - satz der Hoheitsverwaltung beträgt gegenwärtig
27Prozentundist insbesondereaus solchenZweigenentstanden ,dieseit
altersher Aufgabe der Gemeinde sind und daher auch eine entsprechend grosse
AnzahlvonPensionisten ,WitwenundWaisenhaben .SozumBeispiel dasSchul-¬
wesen und die eigentlichen Zweige der Hoheitsverwaltung . Sohaben die städ - ¬
tischen Werkstätten in Meidling ,die erst im letzten Jahrzehntentstanden
sind ,eine nur ganz bescheidene Zahl von bereits Versorgungsberechtigten .
Die Arwendungeines 27 prozentigen Zuschlages bedeutete also dort eine mit
denTatsachenin gar keinerWeiseübereinstimmendeMehrbelastungundliess
im Gegensatze zum wirklichen Tatbestand den Betrieb als völlig unrentabel
erscheinen .Das war für den Finanzausschuss bestimmend ,in seiner Sitzung
vom21 .März 1932 zu beschliessen ,dass den städtischen Werkstätten nurdie
tatsächlich erwachsenden Pensionslasten in Anrechnungzu bringensind ,

Bezüglich der in der Hoheitsverwaltung in Kraft stehenden Kel¬
lektivverträgewill der Rechnungshofnicht mitder Bemerkungzurückhalten ,
dass sie nicht überaus verwickelte Bestimmungenüber die Hauptlöhne undeine
verwirrendeFülle vonZulagenundPrämienenthalten ,sondernauchreichlich
hohe Entlohungen festsetzen .Es wäre erwägenswert ,angesichts der bedrängten

Finanzlagedie Bestimmungender Lohnverträgezu vereinfachenunddieLohn¬
sätze mit dengeschmalertenBudgetmittelnin Einklangzu bringen .DieBeauf-¬
tragten erwidern ,dass die Kollektivverträge ausnahmslos auf Beschlüssen des
Gemeinderatesberuhen .Die vomRechnungshoferwähntenZulagenundPrämien
tragen teulweise der Eigenart einzelner Betriebszweige Rechnung ,wiebei¬
spielsweise bei der Kanalräumung ,Kehrichtabfuhr und so weiter ,andere sind
aus Anlass von Betriebsverbesserungen zugestanden worden .Daben musste das
PersonalMehrleistungenübernehmenundes warendahersolchePrämienanund
füe sich durchaus wirtschaftlich .

Finanzwesen.
Der Rechnungshofzeichnet das wenigerfreuliche Bild desstar¬

ken Rückgangesder Abgabenertragsanteile und der Gemeindesteuern ,dasdurch
die fast gleich gebliebene Rückstandszifferder Gemeindeabgabenvonrund
24 ' 5Millionen Schilling ergänzt werde .Die Beauftragten machen darauf auf - ¬
merksam ,dass im Rechnungsabschluss 1931 in der Anmerkung3 zur . R .201
( Seite 10 )die Abgabenrückständeper 31 .Dezember1931 geenndert nachden

einzelnen Abgabenausgewiesen sind .UmMissverständnisse zu vermeiden ,sei
auch an dieser Stelle hervorgehoben ,dass es sich nicht etwa um die Rück¬

stände des Verwaltungsjahres1931allein handelt ,sondernumdiegesamten
Rückstände seit Einführung der bezüglichen Abgabeüberhaupt .

Bezüglich einiger vom Rechnungshof hervorgehobenen Rechenfehler
und nachträglich nur unvollständig durchgeführter Richtigstellungen wirdder
Aufschluss dahin gegeben ,dass die Hauptbücher für die Ueberprüfung durch
das Kontrollamt und den Rechnungshof selbst in einem so starken Masse be¬
nötigt werden ,dass mancheRichtigstellungen erst später erfolgen können .
Es besteht aber nach dieser Richtunghin eine genaueEvidenzaller noch
offenen Posten .

Der Anregungdes Rechnungshofes ,nachträglichen Streichungenin
den Abagbekontoblätterndas Handzeichendes dafür verantwortlichenBeamten
beifügen zu lassen ,wird entsprochen .

Vielfach weit zurückliegende Rückstände ,die vermutlich unein¬
bringlich sind ,sollten zur Erzielung einer nicht unwesentlichen Vereinfa¬

chungnach Ansicht des Rechnungshofesabgeschrieben werden ,zumalsie des¬
halb noch nicht ausser Evidenz gebracht werden müssten .Die Praxis des
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MagistratesgehtnachseinerDarlegungdahin,dassbeiKohkursenvonAk-¬
tiengesellschaftenundGesellschaftenmitbeschränkterHaftung,beidenen
nachderLiquidierungeinepersönlicheHaftungnichtmehrbesteht,dieAb-¬
schreibungtatsächlicherfolgt.EbensogeschiehtdiesinallenjenenFällen,indenenessichumgeringeBeträgehandeltunddieEinbringungaufGrund
wiederholterfolglosdurchgeführterExekutionenaussichtliserscheint,fernerbeiAuswanderung,Verfallenin dieArmenversorgungoderbeiAblebenmit
armutshalberabgetanerErbschaft.DiediesbezüglichenVorschriftenwerdenaberjedenfallsneuerlichin Erinnerunggebrachtwerden.

EinervorzeitigenAbschreibungsonstigerRückstände,diezwar
indieserZeiteinerungewöhnlichenWirtschaftskriseuneinbringlichsind,
aberbeieinerBesserungganzoderteilweisehereingebracht werdenkönnen,stehtdasfolgendeBedenkenentgegen:Eskannzwareinbereitsabgeschrie¬
benerBetragnochimmerdenGegenstandderEinhebungbilden ,dochmussvor¬
her ,dadieseForderungdurchdieAbschreibungausdenBüchernverschwundenist ,dieVorschreibungwiederhergestelltwerden.Esmüsstediesgeschehen,
ohnedassmannochzubeurteilenvermag,obneuerlicheEinhebungsschritte
einenErfolghaben.Bleibteinsolcheraus ,sowäreeinenochmaligeAbschreibungnotwendig.DarauswürdesichalsoeineMehrarbeitergeben.

ZudervomRechnungshoffestgestelltenunterschiedlichenBehand¬
lungvonGemeinschaftsküchenbeiderFürsorgeabgabeerwidertderMagistrat,
dassimbeanständetenFalledieBetriebsküchedieungewöhnlicheFormeinerGenossenschafthatte .DiesgabzueinerstrengerenAuffassungdiesesbe¬
sonderenGrenzfallesAnlass,dochwirdderAnregungdesRechnungshofes,auchhierdieAbgabenfreiheitanzuerkennen,entsprochenwerden.

EineReihevonHinweisenaufuntergeordneteFehlerbetrifftdie
Konzessionsabgabe.Weitersist demRechnungshofdieungleichmässigeBehand-¬
lungjenerVereineaufgefallen,diederKörperschaftssteuerunterliegen.Es
giltdiesinsbesonderenachderRichtunghin ,dasseinTeildieserVereine
sobemessenwurde ,als ober nichtderKörperschaftssteuer,sondernder
allgemeinenErwerbsteuerunterliegenwürde .FürdenletzterenVorgangfehlt
derzeitdiegesetzlicheUnterlage.DadiestrenggesetzmässigeBehandlung
derVereine,wiederRechnungshofselbstbetont,ineinzelnenFälleneine
Härtebedeutet,wäreallenfallsimWegederGesetzgebungAbhilfezuschaffen
DerMagistratkennzeichnetdieschwierigenVerhältnisse,dieaufdiesemGe-¬
bieteentstandensind .EinerseitsunterliegendieVereineaufGrundvonErker
nissendesVerwaltungsgerichtshofesin derRegelderKörperschaftssteuer ,was
eineKonzessionsabgabevonmindestens100Schillingbedingt ,währendfrüher
zumeistbless5 SchillingvomMagistratvorgeschriebenwurden.Anderseits
hatdasFinanzministeriumdurcheinenErlassausgesprochen,dassbeiVerei¬
neneineKörperschaftssteuerunter50SchillingüberhauptnichtzurVör¬
schreibunggelangensoll ,wodurchfür die BemessungderKonzessionsabgabe
eine genaueRichtlinieüberhauptfehlt .Essollen vorliegendeBeschwerden
schondemnächstderAbgabenberufungskommissionvorgelegtwerden,umaufGrundihrerEntscheidungzurKlarheitzugelangen.

EinHinweisdes Rechnungshofesgilt demUmstand ,dass dasSta¬
dion - Geländesamtallen Baulichkeitender Betriebsgesellschaftgegeneinen
Anerkennungszinsvonbloss100Schillingüberlassenwird ,obwohlschonfürdie eingezahlteStammeinlagevon175 . 000SchillingkeinGewinnanspruchbe¬
steht .Die Beauftragten bekunden ,dass der GründungsvertragderStadionbe -¬
triebsgesellschaftvomGemeinderatgenehmigtwurde ,ebensoderBenützungsver¬
tragüberdasGelände. DerblosseAnerkennungszinsist mitderausdrücklichen
Begründungbeschlossenworden,dasses sichumkeinegovöhnlicheVerpachtung,
sondernumdie Förderungdes Körpersporteshandle .566
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WohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung.
VermeidbarwäreesnachAnsichtdesRechnungshofes ,dassbeideneinzelnenAnstaltenin Wien ,diesichdochleichtuntereinanderfernmünd¬

lichinsEinvernehmensetzenkönnten,fürvollkommengleichartigeLeistun¬
genverschiedenePreiseaufscheinen.ZufolgederAntwortdesMagistrates
ist dieEinheitlichkeitderPreisedurchdiezentraleBewirtschaft-ung
beidenwichtigstenAnstaltserfordernissengewährleistet .Dasbeziehtsich
auchaufLebensmittel,dienichtdemVerderbenunterliegen.DieübrigenEr¬
fordernissekönnenvondenAnstaltenimHandeinkaufbesorgtwerden,wobeiabgesehenvongewissenQualitätsunterschiedenauchdurchdieLagederAn¬
staltenunddiedadurchbedingtenZustellungskostenkleinePreisschwankungenunvermeidbarsind .

GrössereSparsamkeitwirdbeidergegenwärtigüblichenAusstat-¬
tungderaustretendenPfleglingedesKinderheimesWilhelminenbergempfoh¬
len ,wiewohldieserAufwandvorläufignochauseineramerikanischenSpende
bestrittenwird .ZufolgederAntwortdesMagistrateswurdedieSpendeaus-¬
drücklichzudemZweckegewidmet,fürdieaustretendenKinderineinemdas
sonstigeMindestmassübersteigendenGradevorzusorgen.

Auchdiesmalverweistder Rechnungshofauf die in hohemMasse
ausständagenVerpflegskostenersätzefürAuskänderundregt ,dadieErsatzan
sprüchewohlals aussichtsosbetrachtetwerdenkönnen ,die Abschreibungan .
DerMagistratwirddementsprechen,betontabernochmals,inwelcherüberaus
ungünstigenLagesichWienindieserBeziehungbefindet.SeitKriegsendemussfürvielehunderteAusländer,seienesKinderindenPflegeanstalten,seien
es Erwachsenein denVersorgungsanstalten,KrankenhäusernundIrrenanstal¬
ten ,derAufwandbestrittenwerdenundes habensichausdiesemTitelbe¬
reitsAnsprücheWiensvoneinigenMillionenSchillingangehäuft,derenHer¬
einbringungnur in denseltenstenFällengelingt .

EineBemängelungdesRechnungshofesbetrifftdieEntschädigung
andenVereinFreieSchule-KinderfreundeanlässlichderRäumungdesvonihminnegehabtenKinderspielplatzesimPrater .DieEntschädigungvon25. 000
SchillingwurdevomGemeinderatsausschussordnungsgemässbewilligt .Darüber
hinausist abernocheineZahlungvon . 022' 14Schillinggeleistetworden,
diedadurchentstandenist ,dassderMagistratselbstdieDemolierungder
BarackeunddieDeponierungdesMaterialsvornehmenmusste,undderenZah¬
lungderRechnungshofals unbegründeterachtet .DieBeauftragtenrechtfer¬
tigendasVorgehendesMagistratesinderfolgendenWeise:EinVerschulden
desVereinesandernichtfristgerechtenRäumungliegenichtvor ,weildie
GemeindeselbstmitderZuweisungdesvertragsmässigbedungenenErsatzplat-¬
zesimVerzuggebliebenist .MitAusschlussbeschlussvom27 .Mai1931erstist dieZuweisungerfolgt ,währendderBaudesStadionsschonfrüherdie
Freimachungbedingte.MitAufnahmeschriftvom30 .März1931erklärtesichder
Vereindamiteinverstanden,dochwurdedamalsausdrücklichbedungen ,dass
derMagistratdievolleHaftungfürdasInventarundallessonstigeMaterial
zuübernehmenhat .DurchdennotwendiggewordanenvorzeitigenAbbruch,der
durchdieBauunternehmungbewirktwurde ,ist demVereindieMöglichkeitge¬
nommenworden,sowieesursprünglichgeplantwar ,denAbbruchdurchfrei¬567
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willige Helfer zu bewirken . DerMagistrat konnte daher dem Verein ,der

berechtigt gewesenwäre ,mit der Räumungbis zur ZuweisungdesErsatzplat -¬
zes zuzuwarten ,nicht nochdie Kostender Demolierunganrechnen .Richtig
ist aber ,dass nachdem27 .Maider Vereindas Material hättewegführen
müssen ,und für die dadurch entstandenen Ausgabenvon 639 ' 66Schilling
machteder Magistrat auch den Verein ersatzpflichtig .Es wurdeabereine
Gegenforderunggedtendgemacht ,mit der Begründung ,dass bei derNiederreis -¬
sung des Barackenmaterials sehr erhebliche Teile verlorengegangen sind .

Tatsächäichliegt diesbezüglicheine Aufnahmsschriftvom30 .Oktober1931
vor ,derzufolge die ganzen Fensterstöcke ,einzelne Fenster undsonstige
Holzteile fehlen .DemRechnungshof ist anscheinend nur das Protokoll über
das Garteninventarvorgelegen ,demzufolgeauchgewisseGegenständefehlen ,
denen aber nur ein untergeordneter Wert beizumessen ist .Der Magistrat hat

einen Ausgleich dahin getroffen ,dass diese beiden Forderungengegeneinander
aufgehoben wordensind .

Ungeklärt und einer besonderen Ueberprüfung bedürftig erscheint

demRechnungshofder Fuhrwerksdienstbei denGemeindefriedhöfen,demseit
Auflassung des eigenen Fuhrwerksbetriebes erhöhte Bedeutung zukomme .Die
Verschiedenartigkeit der an fremde Fuhrwerker gezahlten Löhne,insbesondere
jener für Begleitpersonen ,wird bemängelt ,desgleichen auch derUmstand,
dass ein niedriges Offert nur teilweise in Anspruch genommenwurde .Die
Aufklärung bezüglich der Begleitpersonen geht dahin ,dass es für denBe¬
trieb vorteilhaft war ,vorhandenes Saisonpersonal ,das tageweisenicht
entsprechend ausgenützt .werden konnte ,den betreffenden Fuhrwerkernbeizu¬
stellen und den Unterschied der Entlohnung auf sich zu nehmen ,statt

dieses Personal vollkommen unbeschäftigt zu lassen ,Dabei war es auch von
Vorteil ,dass dieses eigene Aushelferpersonal sich auf demweitgedehnten

Zentralfriedhof entsprechend gut auskennt .Dadurcherklärt sich dieUeber¬
nahme der Soziallasten durch die Friedhofsverwaltung und die Tragung des

Lohneseines zugewiesenenAushilfspersonaleswährendder Erkrankung .Die
bloss teilweise Benützung eines niedrigen Anbotes wird mitMinderleistungen
dieses billigeren Fuhrwerkers begründet ,dessen Heranziehung deshalb auch

nur mehrausnahmsweiseerfolgte ,wennmit den ständigen Kontrahentendas
Auslangennicht gefunden werdenkonnte .
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DerRechnungshofkomtaufeseimenvorjährigenHinweiszurück ,wo¬

nach bei der 2ubilligung von Zuschüssenzu Mieten über lo Groschenfür
die Friedenskronezu freigebig vorgegangenwerde .DieAbweisungmangels
Rücksichtswürdigkeitgeschahin nur ganzvereinzelten Fällen .DadieseAus¬
gabe im Tahre1931bereits 610 . 00cS ausmachteundfür 1932mit1,000 . 000
Schillingveranschlagtist ,hält es derRechnungshoffür notwendig,mög-¬
lichste Sparsamkeit auf diesem Gebiete walten zu lassen . Eswäre auchwirt¬
schaftlicher ,die Beiträgehäuserweisean denHauseigentümeroder aneinen
vonden bezugsberechtigtenBewohnerndes HausesnamhaftgemachtenBevoll¬
mächtigtenauszahlenzulassen .In derAntwortwirdzugegeben,dassfüreine
grosseReihevonFällentatsächlichdie UnerschwingbarkeitderLeistung
durchdie betreffendenMietparteienauchohneZinszuschussnichtvorliegt .
Es war aber dieser Gesichtspunkt nicht massgebend .Der Zinszuschusssollte
vielmehrjenezufälligenUnterschiedeausgleichen ,die sichzumeistbei
sehr alten oder mindersorgfältig gebautenHäusernergebenundüberden
allgemeinenWienerDurchschnitthinausgehen .Für dieseentgegenkemmende
Auffassungder Kommission,die bishersämtlicheBeschlüsgestimmeneinhellig
gefasst hat ,war insbesondere der Umstand massgabend ,dass/im Zusammenhang
mit denMietzinszuschüsseneingeführteBodenwertabgabevomunverbauten
Grund für die Ausgaben volle Deckung bietet .Der Ausschuss hat nur ganz

wenigeFälle ,insgesamtetwa18,vondemZuschussausgenommen,weil sichdie
betreffendeMietparteiin so günstigerEinkommens- oderVermägenslagebefin¬
det ,dass eine ZuschussleistungnacheinstimmigerAuffassungaller Ausschuss
mitglieder nicht gutgeheissenwerdenkonnte .Wasden zweitenHinweisanlangt
dass es Skonomischerwäre ,für jedes Hausnur einen einzigenEmpfängerdes
Zuschusseszubestimmen,sohatderüberimAusschusseinesehreingehendeBe¬
ratung stattgefunden .Es konnteeine Einigungüber die Frage,obderHausver¬
trauensmann oder der Hauseigentümer die empfangendeStelle sein soll ,nicht
erzielt werden .DerAusschussist dehinübereingekommen,es bei dergegenwär¬
tigen Formbewendenzulassen .

DerRechnungshofstellt zur Erwägung ,ob es nicht angesichts desstän¬
digen Sinkens der Kassenbestände zweckentsprechend wäre ,für jene Wohnhaus¬

bauten ,die auf Grunddes Wohnbaufärderungs- undMietengesetzeserrichtet
wordensind ,die geplanteerste Hypothekaufzunehmen.DerMagistratbemerkt
dazu ,dassdieInanspruchnahmesolangealsmäglichverzägertwerde ,umdie
Belastung durch die häheren Hypothekarzinsen zuvermeiden .

Der Rechnungshofkonstatiert ,dass von den zu Jahresbeginn 1931vor - ¬
handenengrossen Rückständenan Bauabrechnungenaus früheren Jahrenein
grosserTeilaufgearbeitetwurde ,aberdochnocheineganzeAnzahlsolcher
Abrechnungenaushafte ,für derenehetunlichsteErledigungSangezutragen
sei .Die Beauftragten antworten ,dass seither 69 Bauabrechnungenaufgearbei¬
tet wurden,bei weiteren 11 sei dies imZuge .

Der Rechnungshofkommtauf seine Ausführungenim Berichte 1929we¬
gender Darlehenan Siedlungsgenossenschaftenzurückundhebtneuerlich
hervor ,dass das Siedlerentgelt nur 1 20 S für das Siedlerhaus und denMonat
betrage .Die jährliche Einnahme erreiche nicht einmal lo . 000S und sei so¬

mit gänzlichunzulänglich .Wennauchnur ein nennenswerterTeil dervertrag¬
lich festgesetztenVerzinsungerreicht werdensoll,wäreeineausgiebige
Erhähung des Siedlerentgeltes notwendig ,wozuauch die Gemeindenachdem
Wortlautdes Vertragesohneweitersberechtigt sei .Demgegenübersagtder
Magistratfolgendes :
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WiebereitsimVorjahrefestgestellt,beruhtdasSiedlerentgeltaufBeschlüs-¬
sendesGemeinderatesundkannnurinsoweiterhöhtwerden,alsdiedortfest¬
gelegteVoraussetzungzutrifft . Esist diesdieErhähungderMietzinsein12
WohnhausanlagenderGemeinde,dieals Vergleichobjektenominativin demGe¬
meinderatsbeschlussaufgezähltsind. EinesolcheZinssteigerungistbisher
michterfolgt undes kanndeshalbauch der Magistratauseigenomkeine Erhähungdes Siedlerentgeltes verfügen .

DieHähederMietzinstückständebeiderstädtischenWohnhäuserver¬wie der Rechnungshoferkl .ärtwaltunghält sich , ungefährin der gleichenHähewieim
Vorjahr .DiesesErgebnissei imHinblickauf die dermaligenwirtschaftli¬
chenVerhältnissesicherlichnichtunbefriedigend.DerRechnungshofer¬
klärtauch ,dassdieWohnhäuserverwaltungimallgemeinenderEinbringung
derRückständedaserforderlicheAugenmerkzu- wende.ImmerhinwarenaberdochmehrereFällefestzustellen ,indenendieWohnhäuserverwaltungdienotwendigenenergischenEinbringungsmassnabmenentwederüberhauptunter¬
lassenoderverspätetgetroffenhat .DieWohnhäuserverwaltung,sowirdinder
Gegenäusserungausgeführt,ist ständigbemüht,alleRückständeeinbringlich
zumachen .In gewissenFällenwares aberdochangemessen,Stundungenzuge¬
währen ,umdenSchuldnerndie Mäglichkeitzugeben ,ihrenRückstandzutilgen ,
undKündigungenzuvermeiden.

LautFeststellungdesRechnungshofesreicht bei einerReihevon
älterenstädtischenWohnhausanlagendereingehobenePauschalzinsnichtmehr
zurDeckungdesErhaltungs-undVerwaltungsaufwandeshin .DiesePauschlazinse
sind überdieswesentlichniedrigerals die für Wohnungenin Althäusernge¬
setzlichfestgesetztenMietzinseundessei dahereineentsprechendeErhä¬
hungamPlatze .DerMagistraterwidert ,dass er mit Rücksichtauf dieWirt¬
schaftskriseunddieungewähnlichgrosseZahlvonArbeitslosenindenin
BetrachtkommendenWohnhausanlagenvoneinerErhähungdesWietzinsesAb-¬standgenommenhat .

DerRechnungshofstellt zurErörterung,dassderVerbandfürWohnungs-¬
reformfür die vonihmin derAnlage" KarlMarxHof "benütztenGeschäftslo¬
kalitätenvomMietzinsbefreitsei .DasdiesbezüglicheAnsuchenwurdezu¬
nächstvonder Wohnhäuserverwaltungals ungerechtfertigtabgewiesen,
später aber dochmit der Begründungbewilligt ,dass der Verbandmit derBera¬
tungsstelleAufgabenaufsichgenommenhabe,diesinngemässindenWirkungs
kreisderWohnhäuserverwaltungfallen ,fernermitdemHinweis,dasseinean¬
dereVermietungsmäglichkeitfür dieseungünstiggelegeneLokalitätnichtge¬
fundenwerdenkönne .DerRechnungshoferachtetdieseBegründungfürunzubref¬
fend .BeratungenbezüglichderInneneinrichtungvonWohnungengehärendoch
wohlnicht in den Aufgabenkreisder Wohnhäuserverwaltung.WennderVerband
für WohnungsreformdieLokalitätenräume ,sobestündedieMeglichkeit ,die
Räume ,die ursprünglich für ein Cafehausin Aussicht genommenwaren ,zuver¬
mieten .Gelingtdies aber laut Befürchtungder Wohnhäuserverwaltungnicht ,
dannhätteebenschonbeiderErrichtungderWohnhausanlagevonderSchaffung
dieser GeschäftslokalitätenüberhauptAbstandgenommenwerdensollen .DieBe¬
auftragten legen dar ,dass die Planverfassungdes Karl MarxHofesnochauf
dasJahr1926zurückgeht.DiedamalsnochganzwesentlichgünstigerenWirt¬
schaftsverhältnisseliesseneineglatte VermietungdergeplantenLokalitä¬ten angesichtsder grossenWohnhausanlageundder benachbartengrossen
SportanlageHoheWarteerwarten .Es fehlte auchtatsächlich nicht anIn¬
teressenten .Erst mit der Verschlechterungder Verhä ' änisseergabensich
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die Schwierigkeiten .Gegenüberder Leerstehung ist die derzeitige Ver¬
wendungdurchdenOesterreichischenVerbandfürWohnungsreform(Obmann
Finanzminister. D.Dr .JosefRedlich )jedenfallsvorzuziehenundgerecht¬
fertigt . Esist immerhindie innere Instandhaltungdes Lokalesgewährlsistet
undder Gemeindefliesst auchdie Wohnbausteuerzu .Darüberhinaushataber
die städtischeWohnhäuseverwaltungzweifellosein Interessedaran ,die
Mieter bei der Einrichtung ihrer Wohnräumeentsprechend beraten zumissen .
Bei denWienerWohnunshausbautenhandeltes sich umneuartigeTypenundvor
allem auch umeine andere Zimmerhäheals die früher übliche .Nachdieser
Richtunghin besteht tatsächlich ,wie viele auchjetzt nocheintretende
Anfragenzeigen ,derWunschnacheinersolchenBeratung .Auchvondiesem
Standpunkte aus kann also ein Entgegenkommen an den Verband für Wohnungs¬
reform gerechtfertigt werden .

TechnischeAngelegenheiten.
MitBefriedigungstellt der Rechnungshoffest ,dass die vonihm

für 1929bemängeltenWeitwendigkeitenderVerrechnungbei derBetriebsbuch¬
haltung für die WasserversorgungschonnamhafteVereinfachungenerfahren
haben .Es wärezweckdienlich ,durchdie ausschliesslichekameralistische
Verrechnungauf diesemWegefortzufahren .

EinHinweisdesRechnungshofesgilt demvomBetriebWasserleitungdeshergestellten AnschlusszumSprrtplatz " Askä "auf einemGemeindegrundim
XX. BezirkmiteinemAufwandvon . 709 ' 85Schilling .Dafärhabenichtdie
Gemeinde ,sondern der Wasserabnehmeraufzukommen .WennzwingendeGründeda¬
gegengesprochenhaben ,sohättedieArbeitkeinesfallsausdenKreditender
Wasserversergung ,sondernzu Lastender SportförderungoderunterdemTitel
einer Aufwendung für den städtischen Grundbesitz geschehen sollen .In der

Antwortwirdbemerkt ,dassin der Vorkriegszeitundwiederholtseitherin
gleicherWeisevorgegangenwordenist .Sofür denReichsverbandkatholi¬
scher Mädchenvereine,für die Sportplätzeder FeuerwehrunddesVerbandes
der stäftischenAngestellten ,für denVereinKinderschutzstationen.ImFalle
" Askz "wurdeausserdemvereinbart ,dass der Vereineine jährlicheMindest¬

gebührfür denWasserverbrauchvon500Schilling zahlenmüsse.
Der Rechnungshof bemängelt ,dass dievon privaten Firmenbesorgte

ReinigungderFensterundZimmerimWasserleitungsbetrieb. 566Schilling
erfordere .Eine Herabdrückung sei umsomehrgeboten ,als der Betrieb ohnehin
5 eigeneweiblicheHilfskräfte mit Reinigungsarbeitenbeschäftige .Auchdie
HöhedesGas -undStromverbrauchessollte überprüftwerden .LautAntwort
des Magistrates ist schon im Mai 1932 eine erhebliche Herabminderungder
Reinigungsgebührenerfolgt undsind auchsonstnotwendigeSparmassnahmen
eingeleitet werden .

Wurdeeinerseits ,so führt der Rechnungshofaus ,beimPersonankraft¬
wagenbetriebe die erfreuliche Tatsache festgestellt ,dass im Laufedes
Abschlussjahres8 WagenausserBetriebgestelltwordensind ,sostehtes
anderseitsmitderhierinzutagetretendenSparsamkeitnichtimEinklange,
dass kurz vor der Ausserbetriebstellung dieser 8 Personankraftwagennoch
die Anschaffungeines neuenWagensals unabweislicherachtet wurde .ImZusam¬
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menhange damit mächte übrigens der Rechnungshof/bemerken ,dass imseinerZeitpunkte Gebarungsprüfungdie Frage noch nicht geklärt war ,
wasmit den ausser Betrieb gestellten Kraftwagengeschehensoll .

Die Beauftragten bemerkendemgegenüber :Der im Jahre 1931ange- ¬
kaufte WagenSteyr TypeXVIwarfür HerrnVizebürgermeisterHossbestimmt ,
demvorherein schonsehrabgenützterunddaherimBetriebeunwirtschaft¬
licherWagenzurVerfügungstand .DersachlichgeboteneAnkaufdesneuen
Wagens erfolgte im Jänner 1931 ,also zu einem Zeitpunkte ,in demder

Wegfalleiner Vizebürgermeisterstellenochnicht bekanntseinkonnte.
Im Zuge der Ersparungsmassnahmen wurden zu dem schon früher nur mehrals
Reservenverwendeten5Wagennochweitere3ausserBetriebgestellt .Es
sinddaherinsgesamtnoch7 Kraftwagenkei dergesamtenWienerHoheits-¬
verwaltungin Benützung .Ein Verkaufder überzähligenWagenist nicht
beabsichtigt ,der zu erwartende Erlss wäre mit Rücksicht auf die gegen¬
wärtigenMarktverhältnissenureinganzgeringfügiger .Esist daher
zwockmässiger ,diese Wagen weiter in Reserve zu halten ,um sie bei senst
verkommendemBedarf ,zum Beispiel bei der Sanität ,verwenden zukönnen .
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Ernährungs - undWirtschaftsangelegenheiten .
In dankenswertemEingehenauf die gegebenenAnregungenim

vorhjährigenBericht,soführtderRechungshofaus,hetderMagistratbeiden
MärktenundSchlachthöfenbudgetäreEinrichtungengetroffen ,die einewe- ¬
sentlichklarereundeinfachereVerrechungsdarstellunggestatten .Neuerli¬
chen Anregungen nach der gleichen Richtung hin wird der Magistrat ent - ¬

sprechen .
DerRechnungshofweistdaraufhin ,dassderGebarungsabgang

der LagerhäusermitEnde1931auf 5,787 . 728S angewachsenist . AneineAb-¬
deckungdurchdieLagerhäusersei mitRücksichtaufdenGeschäftsgang
nicht zu denken . Eswird daher dringendst nahegelegt ,zunächst jenen Teil ab¬
zuschreiben ,der sich als reiner Betriebsabgangdarstellt .Nurdiebisherigen
undkünftigenInvestitionensolltenals SchuldderLagerhäuserfortgeführt
und von ihnen auch entsprechendverzinst undallenfalls getilgt werden .
DerMagistratglaubt,eineandereMeinungvertretenzumüssen,undführtaus :

' DiestädtischenLagerhäuserhabenihrer historischenEnt¬
wicklungzufolge nicht die Formeiner selbständigen Unternehmung ,sondern
werdenals Magistratsabteilung geführt .Diese Tatsachekannaber andem
kaufmännischenCharakterdesBetriebesnichtsändern. Ebensowenigwieetwa
dieStrassenbahnenodereinPrivatlagerhausdieentstandenenVerlustedurch
blosseAbschreibungenzumVerschwindenbringenkönnten,kanndiesbeim
städtischenLagerhausgeschehen . Eswürdedie Gewissheit ,dass einBetriebs-¬
abgangletztenEndesabgeschriebenwird ,auchdie Gefahrin sichschliessen,
dassSparmassnahmenzurHerabdrückungdesBetriebsabgangesnichtausrei¬chenderfolgen . '

DerRechungshofbeschäftigtsich mitdemRückgangdesUmsat-¬
zesbeimWirtschaftsamtals FolgederSparmassnahmenimgesamtenGemeinde-¬
haushaltundgibtderAnschauungAusdruck,dassdasAmtdadurchnichtin
derLagesei ,dieeingelangtenBestellungenblossvomStandpunktderErspar-¬
nismöglichkeitzubehandeln,daes zunächstdaraufbedachtseinmüsste,
seineEigenregiezudecken .DemgegenübererklärtdasWirtschaftsamt ,dasses
seit JahrenmitnachweisbaremErfolgbemühtsei,seineRegieherunterzu
drücken.AnStallevonfrüherbestandenendreiLagerführungenistein
einzigesSentrallagergetreten.DerPersonalstandist von125Mannam1.
Jänner1929auf100am31. Dezember1931gesunken.Sollteesabertechnisch
unmöglichsein ,denApparateinemweitersinkendenUmsatzanzupassen,so
würdesolbstverständlichdochnurderWeggewähltwerden,denRegiezuschlag
zuerhöhen,niemalsaberkönneesinBetrachtkommen,nichtanundfürsich
vollkommengerechtfertigteEinkäufezutätigen,blossummiteinemniedri¬
geren Regieprozent auszukommen .

DerRechnungshofmachtdaraufaufmerksam,dassdieVergebung
vonLieferungenundArbeitenwiederholtnichtodernichtalleinandie
bestbietendeFirmaerfolgte .Erverschliesstsich nicht derEinsicht ,
dassunterUmständenzwingendeGründefüreinAbgehenvomBestbotsprechen
können.Dannsollteaberdoch,wennirgendwådangängig,getrachtetwerden,dass
dieleistungsfähigerenFirmenihr teueresAnbotaufdieHöhedesBestbotes
herabsenken .Auchdürfte sich in vielenFällenbei verschiedenerQualität
derWareeineUntersuchungin derRichtungempfehlen,obnichtbilligere
ErzeugnisseebenfallsdenangestrebtenZweckerfüllen .Demgegenüberäussert
sichdasWirtschaftsamt,dassesselbstverständlichbestrebtsei,stetsdas573
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Bestbotanzunehmen ,dochsei es klar ,dass bei Warenkäufennicht blossder
Schillinspreis ,sondern auch die Qualität massgebend ist .Wenneine nicht zu¬
länglicheLeistungsfähigkeitdesBestbieterseineAuftragsteilungnotwendig
macht ,so wirdgetrachtet ,denPreis des Bestbieters möglichstallgemein
durchzusetzen,wasauchin aller Regelbis aufverhältnismässiggeringfügige
undsachlichbegründeteUnterschiedegelingt .DasWirtschaftsamterachtetes
imSinnedesHinweisesdesRechnungshofesals seineAufgabe,beiverschie¬
denenQualitätender angebotenenWarenzu überprüfen ,obnicht auchmit
billigerenErzeugnissendasAuslangengefundenwerdenkann.

Demderzeit beimWirtschaftsamtin Uebungstehendensogenannten
ReferentensystemversagtderRechnungshofkeineswegsdieAnerkennung ,dass
es ,vomreinkaufmännischenStandpunktbetrachtet,vieleVorteileaufweist.
Es darf aber auch nicht übersehenwerden ,dass diese Einrichtunglediglich
aufdemVertrauengegenübereinzelnenPersonenaufgebautist undkeinevolle
Gewährdafür bietet ,dass die Offertverhandlungen von den Referenten aus - ¬
schliesslich im Interesse des Gemeindehaushaltesgeführt werden . DerRech¬
nungshofstelltdaher ,wiewohlerkeineBesorgnishegt ,dassUnregelmässig-¬
keitenvorgefallensind ,dochzurErwägung,obdaserwähnteSystemnicht
gewissenVerbesserungenunterzogenwerdensollte ,durchwelchedenange¬
deutetenBedenkenvonvornehereintunlichstbegegnetwerdenkönnte .DieBe¬
auftragtenstellengegenüberdiesenBedenkenfest ,dassderReferent ,was
dasEntscheidendeist ,keinesfallsdieVellmachthat ,auchnurdengering¬
fügigstenAnkaufalleinabzuschliessen.EsbedarfvielmehrjedervomReferen¬
tengestellteAntragderGutheissungdesApteilungsvorstandesoderseinesStellvertreters .Dabeiwird insbesonderemit grosser Sorgfalt daraufgeach¬
tet ,dassdie Nichtannahmedesbilligeten Anbotesausreichendbegründetseinmuss .

AllgemeineVerwaltungsangelegenheiten.

Die Gebarungund Verrechnungder Feuerwehrgab wie inden
VorjahrenzukeinerBemängelungAnlass .UeberflüssigeMehrarbeitenkönnten
durchEinführungeinerVerlagsgebarungvermiedenwerden .Essei vielzu
umständlich,dassselbstdiegeringfügigstenBestellungen,daruntersolche
imWertevonwenigerals 1 Schilling ,denWegüberdiebetreffenden
zentralenMagistrats-Abteilungennehmenmüssen .DerMagistratwirdnicht
nurin BezugaufdieFeuerwehr,sondernganzallgemeinüberdieVereinfachungder GebarungdurchZuweisungvonVerlägenberaten .
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StädtischeUnternehmungen.
Allgemeines .

Darüber sagt der Rechnungshofim allgemeinen Teilwörtlich :
„ DieJahresrechnungender drei städtischenUnternehmungen :Gaswerke,

Elektrizitätswerke und Strassenbahnen ,wurdenan Ort und Stelle anHand
der GeschäftsBücherund vorgelegten Bilanzunterlagen geprüft ,wobei
die vollkommeneUebereinstimmungder bücherlichenErgebnissemitdenin
den Bilanzen ausgewiesenen festgestellt wurde .

Die Bargeldgebarungerscheint nach wie vor sorgfältig geführt ,die
Kassenwurdenim Laufedes Jahres wiederholt skontriert .DieGuthaben
bei denBankengehenmit denimOriginal eingesehenenKontoauszügenin
Ordnung .Die im Vorjahrsberichte gegebene Anregung ,betreffond die Ver¬
einfachung der Kassajournalführung bei den Strassenbahnen ,wurde

berücksichtigt .
Auchdie überprüfteMaterialgebarunggabkeinerleiAnlasszueiner

Bemängelung.Ueberdieskonntesich der Rechnungshofdurcheine imMaga¬
zin in der Dunklergasse ,dann in der Engerthstrasse und in derAutobus¬
werkstätte in der Pernerstorfergasse vorgenommeneEinschauvonder
sorgfältigen Verwaltung ,Lagerung und Evidentführung derLagerbestände
überzeugenund bei dieser Gelegenheit auch feststellen ,dass diebei
der genannten Werkstätte in betriebstechnischer Hinsichtgeführten
Evidenzen und Aufzeichnungen sehr zweckmässig eingerichtet sind und
einen wertvollenBehelffür eine rationelle VornahmeundDurchführung
der jeweils erforderlichen Reparaturen abzugebenvermögen .

Hinsichtlich der Vergebung von Arbeiten und Lieferungen hat die
Gebarungsprüfungergeben ,dass auchdiesmalwiein denbeidenvorherge¬
gangenen Jahren das Inland in erster Linie berücksichtigt wurdeund
Aufträgean das Auslandnur imFalle der Unvermeidlichkeitundnachan
kompetenterStelle eingeholterBewilligungvergebenwurden.

Schliesslich verdient vermerktzu werden ,dass die Buchhaltungder
Elektrizitätswerke ,vondemBestrebengeleitet ,dasBuchungsgeschäft
möglichst zu vereinfachen ,eine Umstellung des Buchungsvorganges in der
Hauptbuchführungvorgenommenhat ,wodurcheine Arbeitsersparnis undein
erhöhter Grad von Bilanzbereitschaft erzielt wurde .

Wennauch - was immer wieder hervorgehoben werden soll - imHinblick
auf die Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit im Gegensatz zu der ge¬
waltigen Buchungsmaterie die Ueberprüfung nur eine stichprobenweise
sein konnte ,so lassen dochdie zahlreich undeindringlichvorgenomme¬
nen und vielfach bis auf die Buchungsquelle zurückgehenden Stichproben

einendurchauskorrektenVollzugdes ganzenBuchungsgeschäftesdeutlich
erkennen . "

StädtischeGaswerke
Näch eingehender Darstellung der Verhältnisse beim Gaswerkkommt

der Rechnungshof zu dem Schluss ,dass das ungewöhnlich günstige Ver¬
hältnis zwischenei genen und fremdenMitteln nach wie vor denhohen
Grad von wirtschaftlicher Selbstständigkeit und Stabilität erkennen
lässt ,der demUnternehmeninnewohnt arbeitet mitbloss

' 3% fremden Mitteln .Auch die Liquidität des Unternehmens ist in

einemAusmassevorhanden ,wiees unterdengegenwärtigherrschenden
575
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wirtschaftlichen Verhältnissen sicherlich nicht oft anzutreffen ist .
Der Schlussatz lautet :„ Dasim VorstehendenangeführteZiffernmaterial
erweist allein zur Genügedie vortreffliche finanzielle Führungdes
Unternehmens ,die übrigens ja schonin den beidenvorhergegangenen
Berichten ihre entsprechende Würdigungfand ,sodass sich weitereAus¬
führungenzur Bekräftigungdieses Urteiles wohlerübrigen . "

Städtische Elektrizitätswerke .
DieganzeAusgabengebarungdesUnternehmenskann ,wiederRechnungs¬

hof feststellt ,als sparsambezeichnetwerden .DerPersonalstandhat
sich von 1086 auf 3833 ,sohin um253 Personen vermindert .Beider
Stromerzeugungsteigt fortwährendder Anteil der Wasserkraft .Erist
von 30 ' 6% im Jahre 1930 auf 58 '% im Berichtsjahr gewachsen .Die
LiquiditätdesUnternehmensist grössergeworden ,waseinestärkere
AbdeckungderSchuldenermöglichte .DieserZustandist umsodankenswer¬
ter ,als unterdemDruckder Wirtschaftskrisedie Einnahmengegenüber
demVorjahr umrund ' 8Millionen Schilling zurückgeblieben sind .Die¬
sen Ausfall vermochtedie Geschäftsleitung in zielbewusster Weisedurch
ansehnlicheErsparungenmehrals wettzumachen .DerRechnungshof
schliesst seinen Bericht mit den Worten :„ Esgereicht demRechnungshof
zur Befriedigung ,mit dieser Feststellung im Zusammenhangemit derwei¬
ter obenaufgezeigtenwesentlichenVerbesserungderwirtschaftlichen
KonstruktiondesUnternehmensseineimvorjährigenBerichtinBezugauf
eine allmähliche Konsolidierungder finanziellen LagedesUnternehmens
gehegtenErwartungenbestätigt zu finden ,under nimmtdies gernezum
Anlass ,seine der umsichtigen Geschäftsführung schon im Vorjahr gezollte
Anerkennungzuwiederholen . "

StädtischeStrassenbahnen .
DerRechnungshofbeschäftigtsichmitdenfinanziellenSchwierigkei¬

tenderPensionskasse.EinerseitshabendiegesteigertenPensionierungen
der letztenJahredie BelastungderKasseganzwesentlicherhöht ,ander¬
seits sind die Beiträge der Dienstnehmer und Dienstgeber durch die Ver¬
minderungdes Aktivstandesund durch Lohnkürzungengeringergewerden.
DieimOktober1931erfolgteErhöhungderPensionsbeiträgeundMinderung
der RuhegenüssevermagdasAnwachsender Schuldder Pensionskassenicht
aufzuhalten .Sie beläuft sich mit EndeAugustauf 8,399 . 000S .Angesichts
dieserTatsacheerscheinenweitereSanierungsmassnahmennachAnsichtdes
Rechnungshofesdringendgeboten .

WasdieVorrätederStrassenbahnanlangt ,zeigtsichdasBestrebenderGeschäftsleitung ,dieAuffüllungstrengimRahmendesjährlicher¬
forderlichen Bedarfes zu halten .Auchsonst bemühtsich dieVerwaltung ,
die AusgabenwirtschaftdenherrschendenwirtschaftlichenVerhältnissen
bestmöglichanzupassen .Gegenüberdensonst erzielten Ersparnissenfällt
es aberdemRechnungshofauf ,dassdieAufwendungenfür Ueberstundenund
Spesenpauschalienfür die Beamtengruppeseit Jahr undTaggleichhoch
gebliebensind ,obwohlauchdafürähnlicheErsparungsmöglichkeitenbeste¬
henwiebei denübrigenNebengebühren.DerRechnungshofgibtBeispiele
für die Berechtigungder Massnahmenzur Entlastung desPersonalaufwandes
durchAnführungderMonatszahlungeinzelnerKategorienvonBediensteten.

Bei den in VerwendungstehendenPersonenautoswird daraufverwiesen ,
dasszwardie Anzahlsich um2 verringerthabe ,die Kostenabertrotzdem576
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gestiegen sind .Der hohe Kilometerpreis sei zweifellos auf langeSteh¬
zeiten infolge ungenügenderAusnützungzurückzuführenundeserscheint
deshalbder vorgenommeneAbbaunochunzureichend .DieDirektionder
Strassenbahnklärt dieseBemängelungdahinauf ,dassdie langenStehzei¬
ten bei einemVerkehrsbetriebunvermeidlichsind ,weil die Unfälleund
StörungeneinenunausgesetztenBereitschaftsdienstmitverhältnismässig
nicht grosser Beanspruchungnotwendigmachen .Uebrigenshat dasUnterneh¬
men seither neuerlich einen Personenkraftwagen ausser Stand gebracht
undnimmtden Abbaueines weiteren in Aussicht ,sodass danndieHalfte
des seinerzeitigen Standes erreicht sein wird .

Der Rechnungshof hebt hervor ,dass im unerfreulichen Gegensatz zu
den günstigen Resultaten auf demGebiet der AusgabenwirtschaftdieEin¬
nahmengebarungsteht .„ Esist zu beklagen ,dassdieanerkennenswerten
Anstrengungen der Geschäftsleitung ,durch weitestgehende Sparsamkeitund
durchRationalisierungderBetriebsführungeineBesserungderWirtschafts¬
lage des Unternehmensherbeizuführen ,immerwiederdurch densteten
Frequenzrückgangvereitelt werden . "Angesichtsdessen stellt derRech¬
nungshofeineAenderungderdermaligenTarifpolitikzurErörterung.
DerEinheitstarifhat ,reinmanipulativbesehen,seineVorteile .Doch
bestehekein Zweifel ,dass er insofernezu demFrequenzrückgangemit
beitrage ,als sich jener Teil der Bevölkerung ,für dendieBenützung
derStrassenbahnfür kürzereStreckenvorwiegendin Betrachtkommt,we¬
gendeshiefürunverhältnismässighohenFahrpreisesvondieserVerkehrs¬
möglichkeit immermehrabwende .Diese sogenanntenKurzfahrerzurückzu¬
gewinnen ,wäre ein Mittel ,die Frequenz zu heben .Es müssteallerdings
der Einnahmenausfalldurchdie Ueberwanderungder gegenwärtigenKurz-¬
undMittelstreckenfahrerauf denKurzstreckenscheindurcheineErhöhung
der Langstreckenkartewettgemachtwerden .Durchdiese Umgestaltungdes
Tarifes würde auch die den allgemeinen tarifpolitischen undwirtschaft¬
lichenGrundsätzenwidersprechendeEinrichtungbeseitigterscheinen,
wonachdasUnternehmenfür die kleinsteFahrtleistungdasgleicheEntgelt

fordert wie für die grösste .

Zudieser vomRechnungshofaufgeworfenensehr wichtigenundinteres¬
santen Frage nimmtdie Strassenbahn mit folgenden DarlegungenStellung :
Das Problem der Gewinnungder Kurzfahrer beschäftigt seit Jahrenalle
Verkehrsunternehmungen,nicht nur die Strassenbahnen ,sondernauchdie

Eisenbahnen .Bekanntlichhat ein Zonentarif in Wienviele Jahrehindurch
bestanden .Er ist auchnicht bloss durchdenEinheitstarif ersetztwor¬
den ,sondernes ist zu beachten ,dass ein früher niemalsbestandenes
Begünstigungssystemfür eine ganzeReihevonFahrtengeschaffenworden
ist ,sobeispielsweisedieWochenkarten ,dieHin -undRückfahrscheine,
die Vorverkaufsscheine . . . ,dass aber vor allem anderen bei den inbes,onders
der Preisgestaltung/bevorzugten Streckerkarten das Zonensystemin drei
Staffeln enthalten ist unddaherdenKurzfahrernfür imVorausbestimmte
Strecken die Möglichkeit zu so billigen Fahrten bietet ,wie sie durch
einen Zonentarif selbst nicht geschaffen werden könnte .Es mussauch
berücksichtigt werden ,dass die WienerBevölkerungnicht vonvorneherein
in KurzfahrerundLangfahrerzerfällt unddass also dieserEinheitstarif ,
der bei vielenkurzenFahrtenals ein Nachteilempfundenwerdenmag,
für dieselbenPersonenbei anderenGelegenheitenwiedereinenVorteil

577



RATHAUSKORRESPONDENZ
Herausgeber und verantw .Redakteur :

FRANZ XAVERFRIEDRICH

darstellt .Entscheidend ist aber die Frage ,ob das Unternehmen bei
Einführung des Zonentarifes finanziell günstigere Erfolge erzielen
könnte ,da ja der Rechnungshof bei seiner Anregung von der derzeit un¬
befriedigenden Finanzlage der Strassenbahnen ausgeht .Dazu sei folgen¬
des bemerkt :

Aus der Friedenszeit liegt infolge des damals geltenden Zonentarifes
eine verlässliche Statistik über das Verhältnis zwischen Kurzfahrern

und Langfahrern vor .Damalswaren rund 40 %Kurzfahrer .Gegenwärtig
fehlt eine Statistik .Da aber die heutige Gesamtfrequenz trotz der

Wirtschaftskrise noch immer wesentlich höher ist als im Jahre 1913bei
einer grösseren Bevölkerungszahl Wiens ,so kann manwohl annehmen ,dass
die Schichten der Kurzfahrer noch immer ,wennauch nicht ingleichem ,
so doch in sehr erheblichem Masse ,die Strassenbahn benützen .Geht man
davon aus ,dass der Preis eines Kurzstrecken - Fahrscheines ,umeinen
wirklichen Anreiz zu bieten ,nicht höher als 20 Groschen sein dürfte ,

so ist schon eine sehr wesentliche Erhöhung der Zahl der Kurzfahrer er¬
forderlich ,um nur den durch die Herabsetzung des Tarifes bewirkten
Entgang an Einnahmen wettzumachen .Dazu kommt aber noch ,dass ein sol¬
cher Zonentarif erfahrungsgemäss auch viele Langfahrer dazuverlockt ,
gewisse Strecken zu Fuss zurückzulegen ,ummit der billigeren Zonen¬
karte auszukommen .Daraus würde sich für die Strassenbahn ein weiterer
namhafter Entfall an Einnahmenergeben ,der gleichfalls nur durcheine
Frequenzsteigerung ausgeglichen werden könnte .Ein derartiger Zustrom
ist aber in dieser Wirtschaftskrise und insbesonders angesichts der

Tatsache ,dass die Frequenz der Strassenbahn noch immerum60 %höher
ist als im Jahre 1913 ,nach Ansicht der Direktion nicht zu erwarten .

Es blkebe also nur der Auswegübrig ,auf den auch der Rechnungshofhin¬
deutet ,nämlich gleichzeitig mit der Einführung des Zonentarifes den

Preis der Normalkarte von 32 Groschen zu erhöhen .Es würde sich in Zu¬
sammenhang damit aber gewiss auch bei den derzeit begünstigten Karten¬

kategorien eine Erhöhung als notwendig erweisen ,weil sich sonst wieder
Abwanderungen zu diesen Kategorien vollziehen und die Einnahmen schmä¬

lern .Unter den herrschenden Wirtschaftsverhältnissen muss von jeder
Steigerung des Tarifes eine sehr ungünstige Wirkung auf die Benützung
der Strassenbahn befürchtet werden .WieTariferhöhungeninKrisenzeiten
wirken ,zeigt das Beispiel der deutschen Verkehrsunternehmungen .Der
dort eingetretene Fahrgastabfall von durchschnittlich 50 % ist zumTeil
zweifellos auf die während der Krise vorgenommenenTarifsteigerungen

zurückzuführen .Selbst die spater mit Notverordnung angeordneteErmäs¬
sigung desFahrpreises brachte keinenennenswerte
Rückgewinnung der einmal abgewanderten Fahrgäste .Die sehr wichtige
soziale Seite des Problems bedarf einer besonderen Würdigung .Wirddie
Frage aber zunächst nur vomStandpunkt der Erzielung höhererEinnahmen
betrachtet ,so glaubt die Verwaltung ,dass die Einführung eines Zonen¬

tarifes ,die unbestrittenermassen nur gleichzeitig mit einer Erhöhung
der derzeit geltenden Tarife geschehen könnte ,nicht zielführend ist .

Ferner verweist der Rechnungshof darauf ,dass eine Rentabilität des
Autobusbetriebes in der bestehenden Form kaum zu gewärtigen ist .In den
starken Verkehrsjahren sollte er eine Entlastung der Strassenbahn bil - ¬

den ,bedeutet aber bei dem gegenwärtigen Frequenzrückgang auf allen
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Strecken ,die gleichzeitig auchvonder Strassenbahnbefahrenwerden,
imGründegenommennichts anderesals eine selbst geschaffeneKonkur¬
renz .Streng wirtschaftlich betrachtet sollte daher derAutobusbetrieb
auf den fraglichen Linien eingestellt werdenundnur auf dieInnere
Stadt beschränktbeiben ,wobeijedochgesagtwerdenkann ,dass dieBei-¬
behaltungdesgegenwärtiggeltenden10Groschen-ZonentarifeseinVer-¬
lustgeschäft bedeutenwürde .Die Direktion antwortet darauf :" Das
Unternehmen kann eine Auflassung der schon stark eingelebten Autobus¬
linien nicht empfehlen ,zumal die Einstellung des Betriebes nur ver¬
hältnismässigbescheideneErsparnissebringenkönnte ,weil- ganzabge¬
sehen von der grossen Schwierigkeit eines Personalabbaues - wichtige
Lasten ,wie die ganzeGebäudeerhaltung ,ein Teil derWageninstandhal¬
tung und der gesamte Kapitalsdienst unverändert bleiben .Es würdeüber¬
diesnureinTeilderAutobusfahrgästezurStrassenbahnzurückkehren ,
ein andererTeil aber ,der denAutobusausBequemlichkeitsgründenbe¬

nützt ,verloren gehen .Der ausserhalb der Inneren Stadt geführte Aut¬
busbetriebstellt für viele Bezirkekurzeunddirekte Verbindungenmit
demStadtzentrumundmitentferntliegendenBezirkenher ,die mitder
Strassenbahn nur auf Umwegenerreichbar sind .Die Einstellung würde
alsoTeilederBevölkerungschwertreffen ,ohnedemUnternehmenwirk¬
lich nennenswerte Vorteile zubringen . "

Schlusswort .
DerGesamtberichtschliesst mit denfolgendenWortendesPräsiden¬

ten des Rechnungshofes :„ DasEntgegenkommen,das viele Anregungenundbisher
VorschlägedesRechnungshofes/beiderGemeindeWiengefundenhaben,
berechtigtmichzuderAnnahme ,dassauchdervorstehendeBerichtwie¬
der zu einemdie Vorteile des Gemeindehaushaltesfördernden Ausbauder
Gemeindeverwaltungbeitragen wird .Dass aber solche AnregungenundVor¬
schläge erstattet werdenkönnen ,ist nicht zuletzt derbereitwilligen
Unterstützungder Beauftragtenundder sonst zurAuskunfterteilung
herangezogenenBeamtendes Verwaltungs -und RechnungsdienstesderGemeinde
Wienzuzuschreiben ,die denVertreterndesRechnungshofesabermalsbei
der Durchführung ihrer Kontrollaufgaben zuteil wurde .Ich gestatte mir
daherdie Bitte ,der Gemeinderatmögeallen diesenFunktionärenden
bestenDankdesRechnungshofeszumAusdruckebringen .

- - . - . —. —.— - .- ¬

DasKontrollamtnimmtzu denvomRechnungshofaufgeworflenenallge¬
meinenFragenStellung undgibt seinen Standpunktzu der Neuordnungdes
Buchhaltungs -undRechnungsdienstes ,der Interimsgebarung ,demAufbau
desVoranschlages ,der BestreitungvonSachauslagengeringfügigerArt
undder Schaffungeiner Haushaltsordnungbekannt .DieselbenAngelegen¬
heitensind übrigensauchimEigenberichtdesKontrollamtesvielfach

behandelt .
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Auftreten der San Jose Schildlaus inOesterreich .
Eine Aktion der GemeindeWienzugunsten der Kleingärtner undSiedler .

Der gefährlichste aller Obstbaumschädlinge ist die SanJose
Schildlaus ,die infolgeihrer ungeheurenVermehrungsfähigkeitinwenigen
Jahren den gesamten Obstbau ganzer Länder vernichten kann .Bisher ist diese
Schildlausnur in Ländernmit wärmoremKlimain stärkeremMasseaufgetreten
Nunaber ist sie imVorjahrezumerstenmalin WienerKleingärtenfestge¬
stellt worden ,wohinsie durchin SüdungarnangekaufteObstbäumeeinge-¬
schleppt wordenwar .

ImEinvernehmenmitderBundesanstaltfürPflanzenschutzist
damalsvonder GemeindeWiensofort eine energischeBekämpfungsaktionein¬
geleitet worden .Dadie in denerstenStadienderEntwicklungmitfreiem
Augenicht sichtbaren Läuse erfahrungsgemässgegen alle bisher angewendeten
Bekämpfungsmittelsehr widerstandsfähigsind ,kommtals einzig sichereBe¬
kämpfungsmethodenur die Vernichtung der befallenen Bäumeund die absolute
SperredesbetroffenenGrundstückesin Betracht .EswurdendaherimVorjahre
bereits über tausend befallene Obstbäumevernichtet .Trotzdemzeigensich
immerwiederneueHerde ,die unbedingtvernichtetwerdenmüssen ,umeine

für den gesamtenösterreichischen Obstbausehr ernste Gefahrzube¬
seitigen .Dieallein in BetrachtkommenderadikaleBewämpfungsmethode,näm¬
lich die Vernichtung der befallenen Obstbäume ,bedeutet aber ,namentlich
für denKleingärtner ,ein sehr schweresOpfer ,da oft eine grosseAnzahl
imbesten Ertrag stehenderObstbäumevernichtet werdenmuss .

Umden Kleingärtnern dieses schwereOpfer zuerleichtern,hat
die GemeindeWienbeschlossen ,allen KleingärtnernundSiedlern ,diedas

Auftreten der San Jose Schildlaus in ihren Gärten zur Anzeige bringen ,die
Bäume ,die vernichtet werdenmüssen ,zuersetzen .

DieGemeindeverwaltungerwartet ,dassdurchdieseAktienalle
KleingärtnerundSiedlerzur tatkräftigen Mitarbeitbei der Bekämpfungdes
furchtbaren Schädlingsangeeifert werdenund es durch dasverständnisvolle
Zusammenwirkenvon Behördenund Gartenbesitzern gelingen wird ,diedem
österreichischenObstbaudrohendeGefahrabzuwenden.
- ¬

Strassenbahnfahrpreis amStaatsfeiertag .
AmStaatsfeiertag gilt auf der StrassenbahnundStadtbahnder

Sonntagsfahrpreis .DieFrühfahrscheine ,Hin -undRückfahrscheine,Wochen¬
karten ,Arbeitslosen - undJugendfürsorgefahrscheine ,Schüleranweisungen
undSchülerfreikarten habenkeine Gültigkeit .DerAutobusverkehrist an
diesemTageeingestellt .
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FrühererArbeitsbeginnindenBäckereienamkommenden
Freitaggestattet .

MitRücksichtaufdieDoppelfeiertageam12 .und13 .November
hatdasAmtderWienerLandesregierungzurErmäglichungderausreichenden
VersorgungderBevälkerungmitBrotundBackwarengestattet ,dassam
Freitag ,den 11 .November ,die der Erzeugung von Backwaren dienende Ar - ¬

beit ausnahmsweisebereitsum4 4 Uhrfrüh ,also umeineStundefrüher
als sondt ,aufgenommenwerdendürfe .Die Arbeitszeit der bei derEr - ¬
zeugungbeschäftigtenArbeiterdarfjedochohneEinrechnungderArbeits-¬
pausennichtmehrals10Stundeninnerhalb24Stundenbetragen:dieEntlohnungder Nachtarbeitundder die achtstündigeArbeitszeitüber-¬
schreitenden Ueberstundenarbeitist mindestensumdie Hälfte höherzu
bemessenalsdieaufdienormaleArbeitszeitentfallendeEntlohnung.
LehrlingeundjugendlicheArbeiterbiszumvollendeten18 .LebensjahrdürfenauchamkommendenFreitagnichtvor 5 UhrfrühzurArbeit
herangezogenwerden.
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GeehrteRedaktion !
Die Geschäftsleitung des Deutschösterreichischen Städtebundes

ersucht um Veröffentlichung der nachstehenden Notiz in der morgigen Num¬
mer Ihres .Blattes .Gleichzeitig übermitteln wir Ihnen eine Einladung zum
Städtetag und bitten umEntsendung eines Berichterstatters .

*
DerStädtetag .

Die ordentliche HauptversammlungdesDeutschösterreichischen
Städtebundesist bekanntlich für Samstag ,den 19. November ,nach Wienein¬
berufenworden .DiesewichtigeTagungwirdimSitzungssaaldes WienerGe¬
meinderates abgehalten .Im Mittelpunkt der Beratungen stehen die Finanz - ¬
sorgen der Gemeinden und die Vorkehrungen der Gemeinden zur Unterstützung
der durch die Wirtschaftskrise in besondere Notlage geratenen Bevölkerungs¬

schichten während des Winters .Für die Beratungen des Städtetages zeigt
sich bereits ein überaus grosses Interesse ;die fortgesetzt einlaufenden
Anmeldungenvon Delegierten lassen eine starke Beteiligung amStädtetag
erwarten . Eswerden nicht nur alle Landeshauptstädte ,Statutarstädte und
Grossgemeinden ,sondern auch sehr viele kleinere GemeindenOesterreichs
vertreteh sein .

- - - - - - - ¬
W .EinegrosseSpendeder" Jök " fürdieKinderausspeisung.

Die Wiener öffentliche Küchenbetriebsgesellschaft . . . hatan
Bürgermeister Seitz ein Schreiben gerichtet ,in demsie mitteilt ,dassder
Aufsichtsrat unddie Geschäftsführungder Unternehmung ,veranlasstdurch
die Schwere der Zeit und eingedenk des gemeinnützigen Zweckes der " Wök "
beschlossen haben ,für die Kinderausspeisung 100 . 000Speiseportionen zu
spenden . DieSpeiseportionen sollen in der Weise verabreicht werden ,dass
ab . Dezember an jedem Werktag dem städtischen Wohlfahrtsamt 500 Portionen
zur Verfügung gestellt werden .Die Spende der Wiener öffentlichen Küchen¬

betriebsgesellschaft ermöglichteinen weiteren AusbauderFürsorgeaktionen
der Gemeinde Wien ,insbesondere der bereits seit Jahren bestehenden Kinder - ¬
ausspeisung .Jede Erweiterung der Fürsorgetätigkeit in dieser Zeit drücken¬

der Wirtschaftskrise ist besonders zu begrüssen ; sowird auch diegrosse
Spende der „ Wök "in dem kommenden Notwinter eine wertvolle Unterstützung

der gesamten Fürsorgetätigkeit sein .
- ¬

Jubilare derEhe .
In der vorigen Woche feierten die Ehepaare Josef undJosefa

Blaschke,Thomasund AnnaEckl ,Johann und Rosina Fiala ,Johann undMarie
Goreczka ,Karl und Marie Mayer ,Franz und Antonia Polak ,Eduard undEmma
Reinhart und Dominik und Leopoldine Schwars das Fest der goldenen Hoch¬
zeit .In Vertretung des Bürgermeisters erschien am letzten Samstag amts¬
führender Stadtrat Honayin der Wohnungder Jubelpaare ,beglückwünschte
sie und überreichte ihnen die Ehrengabe der Stadt Wien .
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KeinParteienverkehrimWohnungaamt.
AmLienstag ,den15. November( Feiertag ) ,findet

WohnungsamtkeinParteienverkehrstatt .
imstädtischen

EineLaveran-GasseinWien,Hietzing.
StrassenbenennungnachdemEntdeckerdesMalariaerregers.

DerGemeinderatsausschussfür allgemeineVerwaltungsangelegen¬
heitenhat in seinerletztenSitzungaufAntragdesGemeinderatesBeisser
beschlossen ,die zwischender Schurzgasseund demPlatz " AmRosenhügel "
in Hietzing parallel zur Atzgersdorferstrasse führende,bisher nochunbe¬
nannte Gasse nach demEntdecker des Malariaerregers CharlesLaveran
" Laverangasse " zubenennen .Die Erläuterungstafel wird folgendeAufschrift

tragen : "CharlesLaveran( 1845- 1922)
preisträger " EntdeckerdesMalariaerregers,Nobel¬

Verlegungder" Best " .
Die" Best "(Beratungsstellefür InneneinrichtungdesOesterrei¬

chischen Verbandes für Wohnungsreform ) unddie damit verbundeneDaueraus¬ständen
stellung von Einrichtungsgegon -werdenauf GrundeinesUebereinkommens
mit der WienerMesse . . inden Messepalastverlegt .DerBetrieb inden
gegenwärtigen Räumenin der Heiligenstädterstrasse 82 wird daher mit15 .
Nowembereingestellt .DieEröffnungder „ Best "imMessepalastwirdrecht¬
zeitig bekanntgegebenwerden .

Strassenbahnfahrpreis am15 .November.
AmDienstag ,den 15 .Nevember( Feiertag ) ,giltauf derStrassenbahn

und Stadtbahn der Werktagsfahrpreis .Die Frühfahrscheine ,Hin - undRückfahr¬
scheine ,Wochenkarten ,Arbeitslosen - undFürsorgefahrscheine habendaherkei¬
ne Gültigkeit .Die Hin - undRückfahrscheineund Wochenkartengelten fürdie
Rückfahrt schon von 11 Uhr an . Hingegenhaben die Schüleranweisungenkeine

Gültigkeit .

Ausgestaltung der elektrischen Strassenbeleuchtung .
In der nächsten Zeit werden in Meidling die Koflergasse ,Fokygas¬

se und die Murlingergasse von der Fokygasse bis zur Malfattigasse undin
Hernals die Behringgasse und der Frauenfelderplatz mit elektrischer Be¬
leuchtungeingerichtet . DerMagistrathat die AufträgezurDurchführung
der notwendigen Installationsarbeiten bereits vergeben .

„ - - ——————- - - . - - ¬
Aenderungder Fernsprechnummerder Magistrats -Abteilung51 .

Die Magistrats - Abteilung51 ( Statistik ) ,Pressgasse 24,ist nun- ¬
mehr nur unter der NummerA 30 - - 70fernmündlich zuerreichen .
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Die Scharlach - undDiphtherieerkrankungeninWien .
DasGesundheitsamtder Stadt Wienteilt mit ,dass imvergangenen

OktoberAlhAnzeigenüber Scharlacherkrankungenund137Anzeigenüber
Diphtherieerkrankungenerstattet wordensind .ImVergleichmit dendrei
letzten Jahrenist erfreulicherweiseein Rückgangder ZahlderScharlach¬
erkrankungenund im geringeren Masseauch der Zahl derDiphtherieerkran¬
kungen festzustellen ,da im Oktober 1929 959 Scharlach - und503Diphtherie - ¬
erkrankungen ,im Oktober1930545 Scharlach - und163Diphtherieerkrankungen
und im Oktober 1931 198 Scharlach - und151 Diphtherieerkrankungen demGe¬
sundheitsamtgemeldetwordenwaren .

Ehejubiläumim LainzerVersorgungsheim .
Am12. Novemberjährte sich zumfünfzigstenmalderHochzeitstag

des EhepaaresFranz undMarieSejneha ,das sich seit demJahre 1929in
Pflege der GemeindeWienim Lainzer Versorgungsheimbefindet .ZuEhren
des goldenenHochzeitspaaresfand gestern ,Sonntag ,im Festsaal derAnstalt
eine Feier statt,bei der in Vertretungdes Bürgermeistersamtsführender
StadtratHonaynacheinerherzlichenAnspracheandasJubelpaardiesem
die Ehrengabeder Stadt Wienüberreichte .Auchdie PfleglingederAnstalt
überbrachten demgoldenen Hochzeitspaar ein Ehrengeschenk . FranzSejnoha ,
ein Schuhmacher ,steht im 76. Lebensjahr ,seine Frau ist 82 Jahre alt ;der
Eheentsprossen zweiTöchter .

- ¬
Strassenbahnfahrpreisam15 . ,November.

Morgen ,Dienstag ( Feiertag ) ,gilt auf der Strassenbahn undStadt¬
bahnder Werktagsfahrpreis.DieFrühfahrscheine ,Hin - undRückfahrscheine,
Wochenkarten ,Arbeitslesen - undFürsorgefahrscheinehabendaherGültigkeit .
DieHin - undRückfahrscheineundWochenkartengeltenfür dieRückfahrt
schonvon11 Uhran .Hingegenhabendie SchüleranweisungenkeineGültigkeit .

KeinParteienverkehrimWohnungsamt .
Morgen ,Dienstag ( Feiertag ) ,findet im städtischen Wohnungsamt

kein Parteienverkehrstatt .
. . - - - - . - .

Sitzung
583

Sitzungder BezirksvertretungWähring.
DieBezirksvertretungWähringtritt übermergen ,Mittwoch,zueinerzusammen .
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Die städtischen Unternehmungenin derWirtschaftskrise .
Ein Bericht über die wichtigsten Geschäftsfälle im dritten Quartal desheu¬

rigenJahres .
Nunmehrhabendie WienerstädtischenUnternehmungendemGemeinde¬

ratsausschussfür die städtischen UnternehmungendenBericht über diewich¬
tigstenGeschäftsfälleimdrittenQuartaldesheurigenJahresvorgelegt.Wie-¬
derzeigtsichin demBericht ,wiesehrdieWirtschaftskrisezuKonsumsen¬
kungen zwingt . Wennmandie Ergebnisse des dritten Quartals desheurigen
JahresmitdenErgebnissendesgleichenZeitabschnittesdesVorjahresver¬
gleicht,sokannmanfast überallSenkungendesKonsumsfeststellen .Nurbei
einzelnenBetriebszweigenzeigensich Konsumsteigerungen .Esist selbstver¬
ständlich ,dass in einer Zeit ungeheurer Arbeitslosigkeit undschwerster
wirtschaftlicherNotlagealle Ausgabenauf dasallernotwendigsteMassein¬
geschränktwerden ;diese EinschränkungenimeinzelnenHaushalterklärendieRückgängeimGesamtkonsum.

Die städtischen Gaswerkehabenin der Berichtszeit insgesamt
58,910 . 350KubikmeterGasabgegeben ;da in der gleichenZeit desvergangenen
Jahres 61,288 . 194KubikmeterGasabgegebenwordenwaren,ist somit derGas¬
verbrauchum ' 4. . gesunken. DieZahlderneuenZuleitungenfürGasabnehmer
ist gegenüberdemdritten Quartaldes Vorjahresauchzurückgegangen;derBe¬
richt führtfür dasdrittes QuartaldesheurigenJahres189neueZuleitun¬
gen gegenüber610 neuen Zuleitungen in der gleichen Zeit des Vorjahreaan .
Währendim dritten Quartal des Vorjahres . 583neueGasmesseranschlüsse
durchgeführt wordenwaren ,wurdenim dritten Vierteljahr des heurigenJahres
bloss . 186Anschlüssedurchgeführt .Am30. September1932standen505. 599
Gasmessergegenüber192 . 794am30. September1931in Verwendung.Es ist daher
dieZahlderin VerwendungstehendenGasmesserum12. 805gestiegen .Auchbeim
VerkaufvonGasgerätenzeigt sich eine Senkung ;imdritten QuartaldesVor¬
jahreswaren . 997Gasgeräteverkauftworden ,währendin derBerichtszeit

nur . 599Gasgeräte verkauft wurden . BeimVerkauf von Koksöfen ist imVer¬
gleich zum Vorjahre die Senkung noch grösser ; imdritten Quartal des Vor¬

jahres waren . 847Koksöfenverkauft worden ,währendin derBerichtszeit
nur 178 Oefen verkauft wurden .Der Koksverkauf der städtischen Gaswerkeist
imVergleichzumVorjahreebenfallszurückgegangen; eswurdennämlichinder
Berichtszeit 715 . 589Zentner Koksgegenüber848 . 481Zentnemin dergleichen
ZeitdesvorigenJahresverkauft .ImdrittenVierteljahr1931waren11. 547
ZentnerBenzolkohlenwasserstoffe,93. 589ZentnerTeerund . 128ZentnerAm¬
moniakworden ;in der gleichenZeit desheurigenJahresweistder Berichtden
Verkaufvon21 . 613ZentnernBenzolkohlenwasserstoffen,95. 685ZentnernTeer
und . 336Zemtnern Ammoniakaus . Esist also beim Verkauf vonBenzolkchlen¬
wasserstoffenundvonTeergegenüberdemVorjahreeine beträchtlicheStei¬
gerung eingetreten .Am30 . September1932standen 18 . 013Gasflammenderöffent - ¬
lichen Strassenbeleuchtung in Betrieb ; am30 . September1931 waren esnoch
19 . 225 . DieVerminderungist auf die stetige Ausgestaltungderelektrischen
Strassenbeleuchtung zurückzuführen .

AusdemBericht der städtischen Elektrizitätswerkeergibtsich
bei der Summeder Stromerzeugungder KraftwerkeunddesFremdstrombezuges
gegenüber demdritten Vierteljahr des vergangenen Jahres eine Senkungum
8 Prozent ,nämlichvon119,212 . 90hKilowattstundenauf 109,686 . 295Kilo-¬
wattstunden .Der Strombedarf der Strassenbahnen und der Stadtbahn ist gegen¬

über demgleichen Zeitabschnitt des Vorjahresum11 Prozent ,der derübrigen
Bahnenum9 ProzentundderStrombedarffür die allgemeineLicht -undKraft¬
abgabe um8 Prozent zurückgegangen ;nur die öffentliche Beleuchtunghatte584
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einenerhöhtenStrombedarf,nämlicheineSteigerungum4 Prozentzuver¬
zeichnen .Imdritten QuartaldesvorigenJahreshattenStrassenbahnenund
Stadtbahn32,516 . 886Kilowattstundenunddie übrigenBahnen1,821 . 773Kilo-¬
wattstundenStromvondenstädtischenElektrizitätswerkenbezogen.DieStrom¬
abgabe für die öffentliche Beleuchtung hatte 1,786 . 028 ,dieallgemeine
Licht -undKraftabgabe80,115 . 217Kilowattstundenbetragen .ImdrittenVier-¬
teljahr des heurigenJahreswurdenan StrassenbahnenundStadtbahn
28,936 . 000Kilowattstunden ,andie übrigenBahnen1,668 . 000Kilowattstunden ,
für die öffentliche Beleuchtung 1,993 . 000Kilowattstunden und bei der all¬
gemeinenLicht - undKraftabgabe 74,089 . 295Kilowattstundenabgegeben . Die
öffentliche elektrische Strassenbeleuchtung wurde in der Berichtszeit um
122Lampenmit84Kilowattundmehrals915KilometerStrassenlängever-¬
mehrt .ImdrittenQuartaldesheurigenJahreswuchsen. 981Hausanschlüsse
zu ,deren Anschlusswert . 136Kilowatt beträgt .Insgesamt haben am30 . Sep¬
tember des heurigen Jahren 657 . 021Anlagen Strom von den städtischen Elek - ¬
träzitätswerken bezogen .

Der Bericht der städtischen Strassenbahnen weist gegenüberdem
dritten Quartaldes vergangenenJahres fast durchwegsAbnahmen,nur imNacht¬
verkehr des Autobusbetriebeseine Steigerungauf .StrassenbahnenundStadt - ¬
bahnbefördertenin derBerichtszeit122,867. 512Fahrgäste ,dassindum
912Prozent wenigerals in der gleichen Zeit des vergangenenJahres .Im
dritten Quartal des heurigen Jahres wurden insgesamt 96,4l7 . 222Einzel¬
fahrscheine ,davon56,425 . 835durchdie Schaffnerundlo,021 . 387im .Vor¬
verkauf ,verkauft ;gegenüberdemgleichen Zeitabschnitt des Vorjahresbedeu¬
tet das bei der Zahlder verkauftenEinzelfahrscheineeinen Rückgangum ' 1
Prezent ,undzwarbeimSchaffnerverkaufeinenRückgangum10 . 9Prozentund

beim Vorverkauf einen Rückgang um ' 9Prozent . Vonden 122,867 . 512beförder¬

tenFahrgästenbenützten26,420. 290Zeitkarten ;davonentfielen16,636. 643
auf Netzkartenund9,783 . 617auf Streckenkarten .Auchhiebei ergibtsich
ein Rückgangumrund 13 Prozent .In der Berichtszeit standen beiStrassen¬
bahnenundStadtbahntäglich durchschnittlich 2635Wagenin Betrieb ;auf
die Strassenbahnentfielen täglich durchschnittlich . hohWagen-Abnahme
gegenüberdemdritten QuartaldesVorjahres ' 2Prozent - ,aufdieStadtbahn
231Wagen- Abnahme' 2Prozent .Auchdie Zahlder NutzkilometerderPerso¬
nenwagenist gegenüberdemdritten Quartal1931gesunken ,undzwarbeiStras
senbahnenundStadtbahnzusammenum ' 6Prozent ,bei der Strassenbahnal¬
lein um ' 9Prozent ,bei derStadtbahnum12Prozent .DieZahlderNutzkilo-¬
meter in der Berichtszeit betrug insgesamt 34,092 . 844,wovonauf dieStras - ¬
senbahn 29,382 . 408und auf die Stadtbahn 4,710 . 136Kilometerentfielen .
ImAutobusbetriebbetrug in der Berichtszeit die Zahl derNutzkilometer
imTagverkehr778 . 265 ,um ' 1Prozentwenigerals in der gleichenZeitdes
Jahres1931. DieZahlder imTagverkehrderAutobussebefördertenPersonen

teigt gegenüber demdritten Quartal des Vorjahres eine Abnahmeum ' 1
Prozent;inderBerichtszeitwurdenimTagverkehrderAutobusseinsgesamt
5,812 . 276Personenbefördert .DerNachtverkehrderAutobusseweistgegenüber
demdritten Quartal 1931bei der Zahl der Nutzkilometer eine Abnahmeum3
Prozent ,jedochbeiderZahlderbefördertenPersoneneineZunahmeum' 2
Prozentaus .Insgesamtwurdenin der Berichtszeit imNachtverkehrder
Autobussebei 15 . 297Nutzkilometern220 . 250Personenbefördert .
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Im Berichte des Brauhausesder Stadt Wienzeigt sich diebekannt
SenkungdesBierkonsums . DerBiervertriebsenktesichgegenüberdem
drittenQuartaldesVorjahresvon88. 598Hektoliternauf82. 682Hektoli-¬ter .

DiestädtischeLeichenbestattungsunternehmungweistinder
Berichtszeitfast durchwegsAbnahmenundnurbei der Zahlderkostenlos
durchgeführten Leichenbegängnisseeine Zunahmeauf .Im dritten Viertel¬
jahr des heurigenJahres wurden . 271vollbezahlteBestattungengegen¬
über . 137solchenBestattungenimgleichenZeitabschnittedesVorjahres
durchgeführt .Die Zahl der kostenlos durchgeführtenLeichenbegängnisse
stieg von313im dritten Vierteljahr 1931auf 385in derBerichtszeit ,
die Zahl der Teilleistungen bei Leichenbegängnissen ,die von anderen Un¬
ternehmungendurchgeführt wurden ,sank von . 875auf . 703 .

BeiderstädtischenAnkündigungsunternehmungist derGesamt-¬
umsatzim dritten Quartal des heurigen Jahres gegenüberdemselbenZeit - ¬
abschnitt des Vorjahresebenfalls etwaszurückgegangen.

- . ———- - ¬
DiefünfundzwanzigsteTurmuhrimstädtischenUhrenmuseum.

VoreinigenTagenist die fünfundzwanzigsteTurmuhrim
UhrenmuseumderStadtWienaufgestelltworden.Siebefandsichfrüherin
einem der Türme der Votivkirche,war schon seit langer Zeit unbrauchbar
undwurdevonder TurmuhrenfabrikIng .SchauerdemUhrenmuseumgespendet .
DasaltegrosseRäderwerkist jetztvollständigzusammengesetztworden;die UhrkannimUhrenmuseuman dengewöhnlichenBesuchszeiten ,jeden
Dienstag ,Mittwochund Samstagum10 Uhr ,jeden Dienstag und Samstagübordie
auch um 16 Uhr ,während der üblichen Führungsworzräge ausser den 24an¬

derenverschiedenartigenuralten ,oft geschichtlichinteressantenTurm¬
uhrenbesichtigtwerden.

- . - ¬
DurchführungvonBauarbeiten.
Trotz wiederholten durch die Tagesblätter veröffentlichten

Warnungen ,sichbei BautennureinesgewerbeberæchtigtenFachmanneszube¬
dienen ,werdenhäufigsolcheArbeitennochimmerUnbefugtenübergeben.
Darausentstehendannfür denBauherrenviele UnannehmlichkeitenundSchä¬
digungen.Nichtnur ,dasssolcheBautenvonderBehördeeingestelltwerden
und deren Fortsetzung untersagt wird ,haben sich auch die Bauherrengemäss
dengesetzlichenBestimmungeneinerstrafbarenHandlungschuldiggemacht
undwerdenmitGeldstrafen ,imNichteinbringungsfallemitArrestbestraft .
Ueberdiesaberhabendie unbefugtenBauführerin vielenFällenvonihren
AuftraggebernhoheAnzahlungenerhalten ,dienachEinstellungdesBaues
uneinbringlichsind .Eswirddaherneuerlichdaraufaufmerksamgemacht
dasszurDurchführungvonBauarbeitennurein hiezuberechtigterBauführer
heranzuziehenist .Objemandeine Berechtigungzur FührungvonBautenbe¬
sitzt,kann in den BezirkenI bis IX undXX ,in der Magistrats - Abteilung56 ,
VIII . ,Friedrich Schmidtplatz 5 ,in den übrigen Bezirken in denbetreffen¬

den Bezirksbauamtsabteilungenerfragt werden .
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DerRechnungsabschlussderBundeshauptstadtWienfürdasJahr1931.
DerWienerStadtsenatbegannheuteunterdemVorsitzedesBür¬

germeistersSeitz gemeinsammitdemstädtischenFinanzausschussdieBe¬
ratungüberdenRechnungsabschlussderBundeshauptstadtWienfürdasJahr1931.

StadtratBreitnerleitetdieVerhandlungmiteinemeingehenden
Referateinundführteunteranderemaus ,dassderRechnungsabschluss
die schwierigenWirtschaftsverhältnissewiederspiegle ,die dasVorjahr
gebracht habe .Es stehe überdies unter der heftigen Einwirkungderge¬
ändertenAbgabenteilung,die bekanntlicherst nachderVerabschiedung
des Voranschlages durch den Gemeinderat erfolgt sei . Essei daher nach¬

träglich notwendiggewesen ,durcheinschneidendeSparmassnahmenein
Gegengewichtzuschaffen .TrotzdenausserordentlichungünstigenVer¬
hältnissenseiesmöglichgewesen,denursprünglichenGebarungsabgangvon
rund18MillionenSchillingaufrund38MillionenSchillingherabzu¬drücken .Die Bedeckungliege in den KassenbeständenundGuthabenderGe¬

meinde .
InderGeneraldebatteführtStadtratKunschakaus ,derRech¬

nungsabschlussbiete reichlich Anlass ,an der GemeindeverwaltungKritik
zuüben. Esseierfreulich,dassderGebarungsabgangum10MillionenSchil¬
lingherabgedrücktwordensei . Wenigererfreulichseiendieeinschneiden¬
denSparmassnahmen,vondenenmancheaufGebietengemachtwordenseien ,
die für die Wirtschaftvongrösster Bedeutungseien .Soseien dieSpar¬
massnahmenaufdemGebietedesWohnbauessowohlfürdieWohnungssuchenden
alsauchfürdasBaugewerbevonungünstigerEinwirkung.DieseArtderEr¬
sparungseikeinesfallsbegrüssenswert. DerRednerbesprichtdieNahrungs-¬
oderGenussmittelabgabeundbemängelt ,dassderErtragdieserAbgabehö¬
her als der imVoranschlagausgewiesenesei . Dies beweise nurdie
RücksichtslosigkeitderEintreibungdieserwirtschaftstötendenAbgabe.
DieHauspersonalabgabezeige die ganzeSinnsoligkeitihrerKonstruktion.
DieseAbgabehabezunächstdenmännlichenHausgehilfenin Wienausgetilgt ;
vonwelcherschädigendenAuswirkungsie auf die weiblichenHausgehilfin¬
nensei ,zeige die erschreckendeZahlweiblicherarbeitsloserHausgehil¬
finnen. EskönneauchbeidiesemRechnungsabschlusswiederfestgestellt
werden ,dassdie Einwendungender christlichsozialenMinderheitgegen
den Voranschlagdurch den Rechnungsabschlussimmerbestätigt werden .

StadtratFrauenfeldbemerkt,dieGemeindeWienhabesichMonopele
geschaffen ,überdie andereStädtenichtverfügen .BeidenEinsparungen
seienUnterschiedegemachtworden ,die gegendasInteressederBevöl¬
kerunggerichtetseien .DiegrosseZahlderGemeindeabgabenbedingeeine
Verteuerungundin weiterer Folgeeine VerbürokratisierungdesVerwal¬
tungsapparates. DerRednerstellt andenReferenteneinigeAnfragenund
bemerktamSchlüsseseinerAusführungen,dassdieBesprechungvonEinzelhei¬
ten des Rechnungsabschlussesim Gemeinderaterfolgenwerde .

StadtratBreitnererwidertin seinemSchlusswort ,dasJahr1931
sei ebenein Krisenjahrgewesen ,dessenAuswirkungenselbstverständlich
auchimstädtischenRechnungsabschlusszufindenseien .DieEinwendungenderRednerderMinderheitgegendieHauspersonalabgabetreffennichtzu ;
voneiner Schädlichkeitdieser Abgabekönnekeinesfallsgesprochenwerden.

Damitist dieGeneraldebatteüberdengesamtenRechnungsab¬
schlussundgleichzeftigdie SpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppe
für Finanzwesenabgeschlossen.DiePositionendieserVerwaltungsgruppewerdengenehmigt .587
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StadtratSpeiserberichtetüberdie Verwaltungsgruppefür
PersonalangelegenheitenundVerwaltungsreform.Erführtaus ,dassdieZahl
der aktiven Angestellten um754 gesunken ,die Zahl derPensionsparteien
um320gestiegensei . DieZahlder aktivenAngestelltenhabeam31. Dezem¬
berdesVorjahres23,152betragen ;ausserdemstehen284geistlicheSchwe- ¬
sternin denWohlfahrtsanstaltenund21RudolfinerinnenimKarolinenKin-¬
derspitalin Verwendung.DieZahlderPensionsparteienhabeam31 .Dezember
des Vorjahres10 . 695betragen .

Stadträtin Dr .Motzkobemerktunter anderem ,die ZahlderLehrpersonenhabesich imletzten Verwaltungsjahrso sehr vermindert ,dass
ein geregelterSchulbetriebsehr in Fragegestellt sei .StadtratFrauenfold
führtaus ,dieErsparungeninsbesonderebeidenRemunerationenseienfür
einegrosseZahlvonAngestellteneineschwereHärte . ErverlangtAufklärung ,
wieviel Lehrpersonen die GemeindeWienan den tschechischen Schulenunter¬

halteundobdieGemeindeWienindieserHinsichtüberdieVerpflichtungdurchdie Friedensverträgehinausgegangensei . DerAufwandfür dasKon¬
trollamtin der Höhevoneiner halbenMillionSchillingerscheinesehrhoch;
überdies dränge sich die Frage auf ,ob neben der Kontrolle des Rechnungs¬

hofesdieKontrolledurchdasKontrollamtnotwendigsei .
Aufdie BemerkungderStadträtinDr .Motzkohinsichtlichder

VerringerungdesStandesderLehepersonenerwidertStadtratSpeiser ,dass
dieStandesverminderungdurcheinegrössereInanspruchnahmederLehrerwett¬
gemachtwerde ,die die Lehrerfreiwillig auf sich genommenhaben .

Die Positionen der VerwaltungsgruppefürPersonalangelegen¬
heitenundVerwaltungsreformwerdengenehmigt.

Stadtrat Weberberichtet überdie VerwaltungsgruppefürWohnungs¬
wesen .Für Wohnungs - undSiedlungsbauten aus eigenen Mitteln der Gemeinde

seien90MillionenSchillingundfür BautennachdemWohnbauförderungsgesetz
517MillionenSchilling ,zusammen95 ' 7MillionenSchilling vorgesehengewe¬
sen . Tatsächlichseien aber infolge der Sparnotwendigkeitnur80 ' 7Millionen
Schillingverausgabtworden .DiestädtischeWohnhäuserverwaltunghabeim
vergangenenJahr . 814Wohnungssuchendein Neubauten,334Wohnungssuchende
in Siedlungswohnungen ,. 124Wohnungswerberin alten städtischenGebäuden
und . 529Wohnungssuchendein Privathäusernuntergebracht.Dieunterge¬
brachten. 801Parteienumfassen33. 748Personen,darunter10. 112Kinder.

StadträtinDr .Motzkeführt aus ,dassdie GemeindeWienaufdem
GebietedesWohnbauesamEndeihrerKraftangelangtsei .StadtratFrauenfeld
bemerkt ,die Wohnbaupolitikder Gemeindesei durch die Verhältnisseauf
demWohnungsmarktpraktischschonadabsurdumgeführtworden.Aufdereinen
Seite gäbees tausende Wohnungssuchende,die keine Wohnungbekommenkönnen ,
auf der anderenSeite wiederstehen tausendeWohnungenleer ,derenBe¬
schaffungnureineGeldfrageist .StadtratKunschakbesprichtunteranderem
die NotwendigkeitvonReparaturenan städtischen Neubautenundersuchtum
Aufklärung,wieesmitderBauaufsichtüberdiestädtischenWohnbautenbe¬stellt sei .

In seinemSchlusswortführt StadtratWeberüberdieVerhältnisse
auf demWohnungsmarktaus ,dass die Gemeindefür Dinge ,auf die siekeinenEinfluss habe,nichtverantwortlichgemachtwerdenkönne .Mangebeunsein
Wohnungsnachweis - Gesetz,das den Hausbesitzerbei sonstiger Strafeverpflich¬
tet ,jede freiwer dendeWohnungsofort anzuzeigen ,und einWohnungsanforder¬
ungsgesetz,dasdenHausbesitzerzwingt ,jedefreiwerdendeWohnunganeinenWohnungsbedürftigen sofort zu vermieten ,der beim städtischen Wohnungsamt
in Vermerkungsteht .

Die Fesitionen der Verwaltungsgruppefür Wohnungswesenwerden
genehmigt; ebensonachkurzerDebattedie PositionenderVerwaltungsgruppefür technische Angelegenheiten .

NächsteSitzungmorgen ,Donnerstag ,15Uhr30 .588
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GeehrteRedaktion !
Uebermorgen ,Samstag ,um16 Uhr findet imJournalistenzimmer

des Rathauses(Präsidium,I . Stock)eine
Pressekonferenz

über denVoranschlagder BundeshauptstadtWienfür das Jahr 1933statt .
Wir ersuchen ,zu dieser Pressekonferenz einen Vertreter Ihres

geschätzten Blattes zuverlässig zu entsenden .
- ¬

DieWahlenin die Personalvertretungen,Vertrauensmänner-undDis-¬
ziplinarausschüssebei denstädtischenStrassenbahnen.
Die Direktion der städtischen Strassenbahnenteilt mit :
Gestern ,Mittwoch ,fanden bei den Wiener städtischen Strassenbah¬

nen die Wahlenin die Personalvertretung der Beamten ,Beamtinnen ,Kanzlei¬
gehilfen und Bedienstetenstatt .

Bei denBeamten ,BeamtinnenundKanzleigehilfenhabenvon697
Wahlberechtigten602,also 86 ' 1Prozent ,abgestimmt ; 97Stimmzettelwarenleer
oder ungültig .Alle 505 gü - ltigen Stimmen entfielen auf die Listen der

" Gewerkshaft der Unternehmungsangestelltan der GemeindeWien " .Gewählt
wurdenin sechs Standesgruppeninsgesamt 30Personalvertreter .

Bei den Bediensteten waren14 . Lohwahlberechtigt ,währendimJah¬
re 19315 . 361wahlberechtigtgewesenwaren .Die Zahl derWahlberechtigten
ist alse um957zurückgegangen .Zubesetzenwaren24MandateimPersonalaus¬
schuss ( 1930 gleichfalls 24 Mandate ) ,166 Mandate in den Vertrauensmänner - ¬
ausschüssen der einzelnen Dienststellen ( 1930- 172 Mandate ) und4oMandate
in den Disziplinarausschüssen ( 1930gleichfalls 1o Mandate ) .DasWahlergeb¬
nis war :

Perssnalausschuss .
Abgestimmthaben 14 . 194Bedienstete ,das sind 98 ' 5Prozentder

Wahlberechtigten. 13. 3h0Stimmenwarengüttig ,854Stimmzettelwarenungültig
oder leer . Aufdie Liste des " FreienGewerkschaftsverbandes ' entfielen
11 . 112Stimmen( 1930- 10. 388Stimmen )und23 Mandate( 1930 - 22Mandate ) ,auf
die Liste der " Organisation der Strassenbahner Wiens ". 627Stimmen( 1930 - ¬

. 395Stimmen )und 1 Mandat ( 1930 - 2 Mandate ) ,auf die Liste der " Ge¬

werkschaftchristlich -deutscherVerkehrsbediensteterOesterreichs "310
Stimmen( 1932 - 895Stimmen ) ,kein Mandat1930ebenfalls kein Mandat ) ,auf
die Liste des Fachvereines " Kampfund Interessengemeinschaft derStrassen¬
bahner Wiens "261 Stimmen ,kein Mandat( 1930nicht kandidiert ) .

Vertrauensmännerausschüsse .
Abgestimmthaben14 . 191Bedienstete ,dassind98 ' 5Prozentder

Wahlberechtigten. 884Stimmzettelwarenungültigoderleer ,daherbetrug
die Zahl der gültigen Stimmen13 . 307 . Aufdie Listen des " FreienGewerk¬
schaftsverbandes "entfielen 11 . 225Stimmen( 1930 - 11 . 018Stimmen )und148
Mandate( 1930 -113Mandate ) ,auf die Listen der "OrganisationderStrassen -¬
bahnerWiens ". 581Stimmen( 1930- . 317Stimmen )und16Mandate(1930-¬
24 Mandate ) ,auf die Liste der „Gewerkschaftchristlich -deutscherVerkehrs¬
bediensteter Oesterreichs "276 Stimmen ( 1930 - 919Stimmen ) ,kein Mandat ( 1930 - ¬

5 Mandate ) ,undauf die Liste des Fachvereines" KampfundInteressengemein¬
scheft der StrassenbahnerWiens "225Stimmenund2 Mandate( 1930- nichtkan¬
didiert ) .
89
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Disziplinarausschüsse .
ZurWahlder Disziplinarausschüssewaren14 . 311Bedienstete

rechtigt;abgestimmthaben14. 106Bedienstete;dassind98' 5Prozentder
lberechtigten .13 . 059Stimmenwarengültig ,. 017Stimmzettelungültig
derleer .VondengültigenStimmenentfielenaufdieListendes"Freien
ewerkschaftsverbandes "11 . 156Stimmen( 1930- 11. 012Stimmen )und1oMan- ¬
ate ( 1930 - 40Mandate ) ,auf die Listen der "OrganisationderStrassenbahner
iens ". 609Stimmen( 1930 - . 348Stimmen) ,keinMandat( 1930- ebenfallskein
ndat )undaufdieListendesFachvereines"KampfundInteressengemein¬
haftderStrassenbahnerWiens"294Stimmen,keinMandat( 1930-nichtkan-¬
diert ) .Die „ Gewerkschaft christlich - deutscherVerkehrsbediensteter
sterreichs "hat für die Disziplinarazusschüssenichtkandidiert;1930
hieltsie822Stimmen,aberkeinMandat.

- . - - - —. —. ——- ¬
VondenBezirksvertretungen.

DieBezirksvertretungHietzingtritt amSamstag ,den19 .November,
17 Uhrzu einer Pienarsitzungzusammen .

DienächsteSitzungderBezirksvertretungAlsergrundfindet
Mittwoch,den23 .November,um18Uhrstatt .

- .-
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DerRechnungsabschlussderStadtWienfür dasJahr1931.
DieVerhandlungenüber denstädtischen Rechnungsabschlussfür

dasJahr 1931wurdenheuteimWienerStadtsenatundimstädtischenFinanz¬
ausschussabgeschlossen .

ZurBeratungkamenin der heutigenSitzungdieVerwaltungsgrup¬
penfürWohlfahrtswesenundsozialeVerwaltung,fürErnährungs-undWirt¬
schaftsangelegenheiten ,für allgemeineVerwaltungsangelegenheitenundfür
diestädtischenUnternehmungen .DieReferateüberdieeinzelnenVerwaltungs-¬
gruppenerstattetendieamtsführendenStadträteProfessorDr .Tandler,
Linder ,HonayundVizebürgermeisterEmmerling.NacheinerkurzenDebatte,
andersichdieStadträteFrauenfeld,KunschakundDr .AlmaMotzkounddieGemeinderäteDr . HankeundDr .2 .örnlaib beteiligten ,wurdederRechnungsab¬
schlussder BundeshauptstadtWienfür dasJahr 1931genehmigt .NachVer¬
abschiedungdesRechnungsabschlussesnahmenderWienerStadtsenatundder
städtischeFinanzausschussdenBerichtdesRechnungshofesüberdieGebarung
der GemeindeWien im Jahre 1931 zurKenntnis .

- - ¬
UeberreichungdesEhrenringesder StadtWienan ClemensKrauss.

Heute mittags überreichte Bürgermeister Seitz imSitzungssaal
desWienerStadtsenatesdemDirektorderWienerStaatsoperProfessorCle¬
mensKraussden Ehrenringder Stadt Wien ,den der WienerGemeinderatdem
Künstlerverliehenhat .ZuderfeierlichenUeberreichungdesEhrenringes
hattensichVizebürgermeisterEmmerling,dieamtsführendenStadträteBrei¬
tner ,Honay,Richter ,SpeiserundProfessorDr .Tandler ,PräsidentGlöckel,
viele prominenteKünstlerWiens ,insbesondereMusikerundSänger ,Vertreter
der künstlerischenOrganisationen ,GenaralindentantSchneiderhanundandere

eingefunden .
In seiner Anspracheführte BürgermeisterSeitz aus : „ Wirhaben

unszurUeberreichungdesEhrenringesderStadtWienanClemensKrauss
zusammengefunden.Nurwenigenwird diese Ehrungzuteil . Wirwollendurch
sie unseremDankdafür Ausdruckgeben ,dass Direktor KraussseineKraft
denWienerFestwochen,vorallemdemmusikalischenWettbewerbgewidmethat ,
dendieStadtWienimvorigenSommerveranstaltethatundauchfernerhinzu
veranstalten gedenkt .DasKomiteefür diesen Wettbewerb ,an dessenSpitze
ersteht ,hatwahrlichkeineleichteAufgabe.DieIdeeist gewisssehrschön,
mankönntefast sagenpoetisch ,aberdie Arbeit ,die dasKomiteezuleisten
hat ,ist nicht leicht .Ninhtsist schwieriger ,als Menschenzuwerten ,ins¬
besondereauf demGebieteder Kunst . Aberdie Mitgliederdes Komiteesund
vorallemProfessorKrausskönnengewisssein : DerWettbewerbwirdjunge
Talenteanregenundauchder Stadt Wiennützen .Eineunsererwichtigsten
Aufgabenist es ,in der Zeit der Weltwirtschaftskrise ,in der sichkeine
Stadt mehrals Zentrumeiner grossen ,weltumspannendenIndustrie ,alsZentrum
des Welthandels bezeichnen kann ,in der dank der unglückseligen Ideeder
AuarkiederWirtschafteigentlichjedeStadtnurmehreinbegrenztesWir¬
kungsgebiethat ,die StadtWienwenigstensals ein Zentrumin einemande-¬
ren Sinn ,als ein Weltzentrum der Wissenschaft und der Kunstaufrecht¬
zuerhalten . Beialler gebotenen Bescheidenheit wäre es für Wienzuwenig ,
nurZentrumeineskleinenStaateszusein ,ZentrumOesterreichs .Wirhaben
ein reiches Erbe zu verwalten .Wien ist eine Stadt der Musikalität ,eine Mu¬
sikstadt ,eine Stadt gewaltigen künstlerischen Schaffens .VonGeneration
zuGenerationwirdeinegrosseTraditionerhalten;hoffentlichgelingtes
auchuns ,sieweiterzuführenüberdietraurigeZeitderEbbein derWirt-¬591
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schafthinüberin einebessereZukunft. "
Bürgermeister Seitz feierte dann den Künstler ClemensKrauss

undwürdigtedessen Tätigkeit undVerdiensteals Direktor derWiener
Staatsoper .„ EinKinddieser Stadt, "sagteder BürgermeisteramSchlusse
seiner Ansprache, "in ihr herangebildet ,ist ClemensKraussindie
Heimatzurückgekehrt,umsichderStadtundihrerMusikzuwidmen,Möge
er denEhrenringals Symbolder Verbundenheitmit seinerVaterstadt
tragen . "( GrosserBeifall ) .

In bewegtenWortendankteDirektorProfessorClemensKrauss
für die Anerkennungseiner Verdiensteundfür die ehrendeAuszeichnung .
WennderBürgermeisteraufdieSchwierigkeitenseinerStellungverwie-¬
sen habe ,führte Direktor Kraussaus ,so müsseer gestehen ,dasssie
nicht gering seien .AberwennKünstler miteinanderarbeiten ,dannüber¬
winden sie jedes Hindernis .So werde es ihm gestützt auf dasVertrauen
der Künstlerimmergelingen ,grosse ,der Stadt Wienwürdigekünstlerische
Leistungenzu vollbringen ." Ichbetrachtemichals einenWienerMusikan¬
ten undwill es auchbleiben ,unbeeinflusstvonallenRichtungenundallen
Strömungender Zeit .Ich habeWiennichts zu geben ,wasich nichtvon
ihm erhalten hätte . "( Lebhafter Beifall ) .

NamensdesWienerFestausschussesrichtetedannKommerzialratDankesworte
Peniczek/an ClemensKrauss für dessen Tätigkeit als Vorsitzenderdes
Komiteesdes Wettbewerbesfür GesangundViolineundbat ihn ,auchin
der Zukunft sich demWerkzur Verfügung zustellen .
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EineVorsprachederKaffeesiederwegenderNahrungs -oderGenuss¬
mittelabgabe .HeutesprachdersogenannteSechserausschussdesGremiums

derKaffeehausbesitzerunterFührungdesVorstehersKommerzialratesEkgher
unddesVorsteher-StellvertretersDemmererimRathausbeiPräsidentenDr.
Dannebergvor .DieAbordnungersucheebensowievoreinigendieGastwirte
umErlassungderNachzahlungderNahrungs-oderGenussmittelabgabefür
dieKaffeesieder.PräsidentDr .Dannebergverwiesin seinerAntwortda¬
rauf ,dass die Nachzahlungenfür die Kaffeehäuser einen Betrag von mehrals
100. 000SchillingperJahrausmachenwerden ;derVerzichtaufdieseNach¬
zahlungenfalledaherangesichtsderüberausschwierigenFinanzlagefürdie GemeindeWienschwerinsGewicht . Er werdeabermitRücksicht
aufdieLagedesKaffeesiedergewerbestrotzdemdenAntragstellen ,sowie
bei denGastwirtenauchbei denKaffeesiedernaufdie Nanhzahlungender
Nahrungs-oderGenussmittelabgabefürdieJahre1931und1932zuverzichten
undauchfür 1933vonder Einhebungder ZuschlägeAbstandzunehmen.

DerStädtetag.
Morgen,Samstag,tritt um10UhrvormittagsimSitzungssaal

des WienerGemeinderatesder Städtetag ,die ordentlicheHauptversammlung
desDeutschösterreichischenStädtebundes ,unterdemVorsitzdesBürger¬
meistersSeitzzusammen.ImMittelpunktderBeratungenstehenbekanntlich
die FinanzsorgenderGemeindenunddie Vorkehrungenfür dieWinterhilfederAusgesteuerten.NachdenvorliegendenAnmeldungenwirddieBeteiligung
derGemeindensehrstarksein .AuchdieBundesregierungisteingeladen
worden.FinanzministerDr .Weidenhoffer,andessenAdressedieForderungen
der Gemeindenvorallemgerichtet sind ,hat sein Erscheinenbereitszu¬
gesagtundwirdgewissauchGelegenheitnehmen,vomStandpunktderRegie-¬
rungauszudemGesamtproblemderkommunalenFinanzenStellungzunehmen.

DiamanteneHochzeit .
IndervorigenWochefeiertedasEhepaarKarlundSophieButzseinediamanteneHochzeit .In VertretungdesBürgermeisterserschienam

FesttagamtsführenderStadtratHonayinderWohnungdesJubelpaares;er
würdigtein einerherzlichenAnsprachedasLebenswerkdesdiamantenenHoch¬
zeitspaaresundüberreichteihmsodanndieEhrengabederStadtWien.Karl
Butz ,ein geborenerWürttemberger,warTischlermeisterundsteht im87 .
Lebensjahr;seineFrauist 83Jahrealt .VondenneunKindernlebennoch
drei .DasEhepaarerfreutsichin Meidling,woesseit 61Jahnenmohnt,
grössterBeliebtheit .
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DerVoranschlagder GemeindeWienfür dasJahr1933.
Der Voranschlagder GemeindeWienfür das Jahr 1933steht im

ZeichenderandauerendenWirtschaftskrise.HattenschondieVerhältnissein den Jahren 1931 und 1932 zu wesentlichen Einschränkungengeführt ,so
musstefür dasJahr1933 ,umdasGleichgewichtimGemeindehaushaltzube¬
haupten,aufdiesemWegefortgefahrenwerden.DaimJahre1931dieKassen-¬
beständeimWesentlichenaufgezehrtwurdenundimJahre1932einausgegli¬
chenesBudgetohneUeberschusserstellt wurde ,mussauchfür das Jahr1933
vonvornehereineinausgeglichenerVoranschlagvorbereitetwerden.DieGe¬
samtsummederEinnahmenist mit381,715. Ll0Schillingveranschlagt,die
SummederAusgabenmit383,399. 090Schilling,derverhältnismässiggering¬
fügigeAbgangvon1,683. 650Schillingbeträgtwenigerals 1/2Prozentder
Einnahmen ,seine Bedeckungkannauf die ,wennauchgeringfügigenKassenbe¬
ständeundaufdieGuthabenderGemeindeverwiesenwerden.Ohnediebuchmäs-¬
sigenDurchführungsposten,diedenVerkehrvonGemeindestellenuntereinan¬
derbetreffen ,betragendie kassenmässigwirksamenEinnahmen358,236,850
Schilling(Rechnungsabschluss1931: 391' 7MillionenSchilling ,Voranschlag
1932: 3741MillionenSchilling),dieAusgaben359,920. 500Schilling(Rech¬
nungsabschluss1931 :129 ' 8MillionenSchilling ,Voranschlag1932: 37512
MillionenSchilling).GegenüberdemJahre1929,dasdiehöchstenEinnahmen
brachte ,weistdasJahr1933einenEinnahmenrückgangvonfast100,000.000
Schillingauf ,dieAusgabensindebenfallsumdiesengrossenBetraggerin¬
gergeworden.DadiePersonalausgabengegenüber1929nurumknapp4,000. 000Schillingzurückgegangensind ,musstenEinschränkungenaufanderenGebieten
gesucht werden .DasWohlfahrtswesenist davonunberührt geblieben . DieBrutto¬
ausgabenaufdiesemGebietsindfürdasJahr1933mitderselbenSummever¬
anschlagt,dieimJahre1929beidemum100,000. 000SchillinggrösserenBud-¬
getausgegebenwordenist .DieInvestitionstätigkeitderGemeindemusste
erheblichverringertwerden ,obwohlsichniemanddarübertäuscht ,dassdiese
VerringerungschlechteAuswirkungenaufdieVolkswirtschæfthat .Immerhinsind auchimVoranschlag193347,000 . 000Schillingfür wertvermehrendeAn¬
lagenundsonstigeHerstellungenundInventaranschaffungeneingestellt.
DanebenbestehennochBudgetpostenimBetragevonmehrals 60Millionen
SchillingfüreineFülleandererAusgaben,wieErhaltungvonGebäuden,von
Kanälen,Wasserleitungsanlagenetc . ,diedemArbeitsmarktneueBeschäftigung
zuführen.AusserdemplanendiestädtischenUnternehmungenfürdasJahr1933InvestitionenimBetragevon20 ' 7MillionenSchülling.

Zuden Einnahmender Gemeindetragen die eigenen Abgaben ,die
nochimJahre1931182' 9MillionenSchillingbetragenhaben,fürdasJahr
1933166 ' 4MillionenSchillingbei .DieBundesertragsanteilesindmit8419
MillionenSchillingeingesetzt .AuchdieserBetragwirdnurerreicht ,weil
gemässder im Abgabenteilungsgesetzenthaltenen GarantiebestimmungderGe¬
samtbetragnichtgeringerseindarfalsdiefürdasJahr1923verrechnete
Summe,vermehrtum30Prozent. DiePräliminierungdereigenenGemeindeabgaben
ist sorgfältigaufGrundderErgebnisseimJahre1931undin denersten
dreiQuartalen1932vorgenommenwordenundergibtfolgendesBild:
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Hervorzuheben sind der Rückgang der Fürsorgeabgabe ,in demsich
die wachsende Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit sowio die Lohnverkürzungen
spiegeln,und die Steigerung bei der Wohnbausteuer ,die auf die seit . Feb¬
ruar 1932 wirksameSteuererhöhungzurückzuführenist . DieAbgabevomVer¬
brauch von Gas und elektrischem Stromwird wie bisher der " Wag'als zinsen¬lehenloses Dar¬ zugeführt .Die Kosten der Gemeindeanleihen ,die imVoranschlag
vorgesehen sind ,finden in den Rückersätzen der städtis chenUnternehmungen ,
denen diese Anleihen seinerzeit zugefløssen sind ,volle Deckung .DasBrauhaus
der Stadt Wien soll im Jahre 1933 einen Ueberschuss von 300 . 000Schilling
( 1931 :703 . 276Schilling ) ,die städtische Ankündigungsunternehmung110 . 000
Schilling ( 1931 :114 . 607Schilling )und die städtische Leichenbestattung
172 . 000Schilling abliefern .Aus den Ausgabender Finanzverwaltung sinddie
Beträge für die WienerMessemit 60,000 Schilling ( 1931 :180 . 000Schilling )
und für die Fremdenverkehrskommission ,die auch die Kahlenbergaktien er¬
worben hat ,mit 1,200 . 000Schilling hervorzuheben .Für Subventionen sind
insgesamt 922 . 000Schilling vorgesehen .Für Empfängewird ,obwohlderenUn- ¬
terlassung in mannigfaltiger Hinsicht nicht wünschenswert ist ,so wieauch
schon im Jahre 1932 kein Betrag eingesetzt .Die Kosten der ehemaligen Gemein¬
samkeit mit Niederösterreich ,die sich jährlich langsam verringern ,sind

mit 3,710 . 000Schilling veranschlagt .Eine Reserve für unvorhergesehene Aus¬

gaben ist im Voranschlag nicht mehr enthalten .Jede Mehrausgabe gegenüber
demVoranschlagwird also durch Verringerung anderer vorgesehenerAusgaben
oder durch Mehreinnahmen Deckung finden müssen .
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Voranschlag1933 : Erfolgde
Jahres 193

Grundsteuer 180 . 000S 189 . 033
Wohnbaus teuer 17 ,000 .000) " 36,385 . 368

Bodenwertabgabe vomverbauten
Grunde 2,100 . 000) " 2,791 . 511

Bodenwertabgabe vomunverbauten
Grunde 1,800 . 000) " 1,290 . 008

Fürsorgeabgabe 55 ,000 .000) " 68,572 . 819
Lustbarkeitsabgabe 13,500 . 000) " 16,018 . 158

Nahrungs - oderGenussmittelabgabe . 7 ,000 . 000" 8,360 . 552
Fremdenzimmerabgabe 2,100 . 0001 3,380 . 831

Wertzuwachsabgabe 8,000 . 0001 8,506 . 897
Ankündigungsabgabe 800 . 0001 82l .068

Anzeigenabgabe 2,300,000" 3 ,068 . 668
Hauspersonalangabe 1,100 . 0001 1,589 . 21l

Pferdeabgabe 27 . 000" 12 . 271
Hundeabgabe 800 . 000I 850 . 606

Feuerversicherungsabgabe 4,300 . 000" 5,787 . 398
Feilbietungsabgabe 300 . 000" 366 . 176
Konzessionsabgabe 150 . 0001 510 . 136

Verwaltungsabgabe und Beitrag zu
den Kosten des Strafverfahrens . 980 . 000" 1,070 . 612

Wasserkraftabgabe ,200 .000" 1,707 . 382
Bie rabgabe : . SvomHektoliter . 6 ,000 .000"

8,130 . 181
Bierabgabe : ' 8S vomHektoliter . 3,800 . 000" 5,153 . 760
Zuschlag zu denImmobiliarge¬

bühren . 2,960 . 000" 5,168 . 832
Zuschlag zumGebührenäquivalente . 515 . 0001 " —
Zuschläge zu den Gebühren von
Totalisateur - undBuchmacher¬

wetten . . . . 300 . 000" 326 . 057
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DiePersonalkostender Gemeindesind insgesamtmit181 ' 8Mil¬
lionen Schilling vorgesehen( Rechnungsabschluss1931 :188 ' 1MillionenSchil¬
ling ,Voranschlag1932 :184 ' 2MillionenSchilling ) .Die Anzahlderaktiven
Angestellten der Gemeindebetrug am . August1932 einschliesslich 2082Ver - ¬
tragsangestellter 21 . 015 . Dazukommen noch 10 . 852Pensionsparteien .Die Ange¬

stellten der städtischen Unternehmungen sind hier nicht mitgerechnet ,
Wohlfahrtswesen .

Die Ausgabenfür das Wohlfahrtswesen stehen im Voranschlagan
erster Stelle . Siebetnagen fast 30 Prczent der GesamtausgabenderGemeinde .
( 1926noch 22 Prozent ) .Auchdie absolute Höheder Ausgabenaufdiesemtrotz der starken Schrumpfung des Budgets
Gebiete ist/nur umein Geringes zurückgegangen .Im Jahre 1931 sind für die - ¬
sen Zweig der Gemeindetätigkeit insgesamt netto 100,217 . 715Schilling aus - ¬

gegebenworden .Darunterhabensich Investitionen von6,983 . 062Schilling
befunden ,so dass auf den eigentlichen Betrieb rund 93,264 . 653Schilling
entfallen sind .Für 1933 werden Investitionen nur im Ausmass von113 . 000
Schilling vorgesehen .Bei einer für 1933eingesetzten Nettoausgabevon
91,066 . 480Schilling verbleiben daher für den laufendenBetrieb desWohl¬
fahrtswesens 90,953 . 180Schilling .Die Differenz gegenüber1931 .der Personäikosten .2,311 . 173Schilling ,erklärt sich zunächst aus der Verringerung/Ausserdem

muss berücksichtigt werden ,dass seit dem Jahre 1931 die Gemeindeverwaltung
aus dem Bestreben ,den Belag der grösseren Jugendanstalten vollkommenauszu¬
nützen ,hingegen aber den Betrieb der kleineren Anstalten ,die nurwenig
rationell geführt werdenkönnen ,zu schliessen ,eine ReihesolcherEinrich¬
tungen stillgelegt ,andere wieder an werschiedeneInstitutionen zumBetrieb
übergeben hat . Derbisherige Betrieb der Kinderheilanstalt San Pelagio ,der im
Jahre 1931 noch rund 362 . 000Schilling an Sachaufwanderfordert hat ,wird
im Jahre 1933 wegen der gegebenen Verhältnisse gleichfalls nur mit einem
geringen Pauschalbetrag bedacht ,wadie Absendungweiterer Transportemit
Rücksicht auf die Schwierigkeit der Beschaffung ausländischer Zahlungsmittel
vorläufig unterlassen werden muss .

Für die Kleinrentnerhilfesind imJahre 1931wegender indiesem
Jahre auch für 1930 erferderlich gewesenen Nachzahlung noch3,687 . 305
Schilling aufgelaufen,währendfür dengleichenZweckimJahre 1933nur

mehr 1,712 . 000Schilling vorzusehen war .Als Beitrag des Landes Wien zu den

Notstandsaushilfen und Altersfürsorgerenten ergibt sich trotz der imAugust
1932 vom Nationalrat beschlossenen Herabsetzung der Beitragsleistung der
Länder von 1/3 auf 1/6 des Aufwandes für das Jahr 1933 ein Betrag von

15,368 . 66613,159,000 Schilling ,während im Jahre 1931 Schilling erforderlichandere
waren . Derersparte Betrag wird für/Wohlfahrtszwecke verwendet ,wie es ja
auch in Zeiten grösster wirtschaftlicher Not selbstverständlich ist . Die
Erhaltungsbeiträge für 13 . 000Personen und Pflegegelder für etwa 10 . 000
Kinder ,die Geld -undSachaushilfenerreichen einen Betragvon26 ' 5Millionen
Schilling ( 1931 :24 ' 8Millionen Schilling ) .Ueberdies werden die Strassenbahn

31 Millionen Freifahrscheine für Arbeitslose zur Verfügungstellen .
Die Nettoausgaben für die Versorgungshäuser sind mit ' 3Millio - ¬

nen Schilling ,die Ausgaben für das Opdachlosenheim mit 915 . 000Schilling
veranschlagt .Für Verpflegskosten in fremden Fürsorgeanstalten sind 188 . 000

Schilling vorgesehen ,die Mutterberatungsstellenwerden323 . 000Schilling
erfordern ,die Kindergärten und Horte mit der Ausspeisung bedürftiger Kin¬

der 5,778 . 000Schilling ,die Ausspeisungin den Volksschulen2,115 . 000
Schilling ,die Säuglingswäsche für Neugeborene 4l0 . 000Schilling . DieJugend¬
fürsorgeanstalten der Gemeinde sind mit dem Aufwand von ' 6Millionen

Schilling bedacht ,ausserdem sind für die Unterbringung und Verpflegungvon
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Kindernin fremdenFürsorgeanstaltenAusgabenvon1,789 . 000Schilling
in Aussichtgenommen.DasWienerJugendhilfswerkwirdwiealljährlichunge¬
kürzt200 . 000Schillingfür seineedlenZweckeerhalten ,die Aktion"Lehr¬
linge aufsLand "wiebishermit50,000Schillingunterstütztwerden .Fürdie
Aktion " JugendamWerk "sind 120 . 000Schilling vorgesehen .DieStipendien
für Schüler verschiedenerLehranstalten sind nicht vermindertworden;
285 . 000Schilling sind für diese Zweckeeingesetzt .

Auch die Ausgaben für das Gesundheitswesen sind sehr beträcht¬

lich .Für die Krankenanstalten sind ' 9Millionen Schilling bestimmt ,denen
Einnahmenvon nur ' 1Millionen Schilling gegenüberstehen .Die Anstaltenfür
Geisteskranke verursachen ' 5Millionen Schilling Ausgaben ,denenbloss
2 Millionen Schilling Einnahmen gegenüberstehen .Für die Tuberkuloseheil¬

stätten sollen ' 74MillionenSchilling aufgewendetwerden ,vondenennur
204 . 000Schilling wieder zurückfliessen .Für die Verpflegung vonWienern
in anderen Krankenanstalten ,Irrenanstalten und Tuberkuloseheilstätten sind
ausserdem' 15MillionenSchillingvorgesehen .FürArzneien ,die anArmeab¬
gegebenwerden ,sind170 . 000Schillingveranschlagt .Selbstverständlich
werdendie verschiedenenBeratungsstellender Gemeinde(Beratungsstellen
für Mütter ,für Tuberkulose ,für Geschlechtskranke ,für Nerven -undGemüts¬
kranke ,für Trinker ,für Geschwulstkranke ,für Eheberatungetc )weiterge¬
führt .FürFörderungdesSportsundderKörperkultursind87. 000Schilling
veranschlagt ,für Gesundheitspflegein den Schulen(Schulzahnkliniken,
Augenuntersuchungenetc )522 . 000Schilling .DasBerufsberatungsamterfordert
69 . 000Schilling ,für die beiden Heusgehilfinnenheime werden 15 . 000Schil¬
lingaufgewendet .

Trotz der Finanznotsollen eine neueMutterberatungsstelle ,
zwei neue Kindergartenabteilungen und eine neue Schulzahnklinik imJahre .
1933eröffnet werden .

Schulwesen .
FürdasSchulwesensindinsgesamt75 ' 8MillionenSchilling,

mehrals ein FünfteldergesamtenAusgabenderGemeinde,vorgesehen .Im
Sommerwird eine grosse Zahl vonSchulhäuserneiner gründlichenRepara¬
tur unterzogen werden .

Wohnungswesen.
Der Wohnhausbauder Gemeindemusste schon im Jahre 1932eine

Einschränkungerfahren .ImVoranschlagfür diesesJahrsind50,000. 000
Schilling für diesenZweckvorgesehen .Fürdas Jahr 1933kannnur derErtrag
der Wohnbausteuerdafür Verwendungfinden ,aus demauch die Kosten derWohn¬
bauanleihenundderHypothekenfür die mitBundeswohnbauhilfegebautenHäu¬
ser und der für den Wohnhausbauerforderliche Personalaufwandbestritten
werdenmüssen .Für die Bundeswohnbauförderungsbautensoll dieSparkassen¬
hypothekvon ' 7MillionenSchilling ,die 30 Prozent der Baukostenbetragen ,
tatsächlichaufgenommenwerden .DieAufnahmewarbereits imVoranschlag1932
vorgesehen ,konnte aber noch hinausgeschoben werden .Die Kosten für die zur
VerbauunggelangendenGründesind nicht mit einbezogen ,sondernwerdenaus
den allgemeinen Gemeindemitteln gedeckt .Für eigentlichen Wohnhausbau kom¬

mensonach10 ' 9MillionenSchillingin Betracht . Esist beabsichtigt ,die
. 900derzeit in BaubefindlichenWohnungenimnächstenJahrfertigzustellen

und 1000Wohnungenneu zu beginnen .Mit demBetrag von 10,000 . 000Schilling
könnenbei sparsamerBauweisealljährlich in Zukunftrund .4000Wohnungenfer
tiggestelltwerden.BekanntlichgibtdieGemeindeMieternin Althäusern,die
infolge hoher Reparaturkosten mehrals den LooofachenFriedenszinszahlen
müssen ,Zuschüsse .Für diese ist ein Betrag von 900 . 000Schilling ( 1931 :
609 . 000Schilling )vorgesehen .
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TechnischeAngelegenheiten .
BeimBäderbetriebsind die Errichtung eines neuenKinderfrei¬

badesmiteinemKostenaufwandvon85 . 000SchillingunddieAusgestal¬
tung zweier Sommerbädervorgesehen .

Die Ausgabenfür den Strassenbaubleiben zwarhinter denim
Jahre 1931 hiefür verwendetenMitteln ( ' 4MillionenSchilling )
zurück .Immerhinwar es möglich ,für das Jahr 19337 MillionenSchil¬
ling vorzusehen ,in welchemBetragauchdie erste Rückzahlungsratean
die GESIBAfür den von ihr zur Durchführung eines ausserordentli¬
chen Strassenbauprogrammes eingeräumten Kredit von 6 Millionen Schil¬
ling enthalten ist .

AuchbeimBetriebBrücken -undWasserbautenmusstendieAnsät-¬
ze zur Bestreitungdes anabweislichenSachaufwandesgegenüber1932um
fast 150 . 000Schilling erhöht werden .Für die Vorarbeitenfür eineneue
neue Rotundenbrücke ist ein Betrag von 10 . 000Schilling eingesetzt .

Die Beitragsleistung für die neue Reichsbrücke ist nicht imVoran¬

schlag der Gemeindeselbst enthalten ,da diese grosse Ausgabedie
Strassenbahn trifft .

Für denBetriebunddie laufendeErhaltungderWasserversor¬
gungsanlagen sowie deren Ausgestaltung ist für das Jahr 1933eine
Summevon 3,016 . 000Schilling vorgesehen .

FürdenBetriebunddie laufendeErhaltungderKanalisations¬
anlagen wurden 1,246 . 000Schilling ,für deren Ausgestaltung 370 . 000
Schilling vorgesehen .

Für die Fortsetzung der Elektrifizierung der öffentlichen
BeleuchtungsollenauchimnächstenJahr750 . 000Schillingaufgewendet
werden .Der VI .und VII .Bezirk sind bereits fertig ausgebaut .Nach
Durchführungdes Programmesfür 1933werdenauchdie BezirkeIV,V,
VIII undXIVausschliesslich elektrisch beleuchtet sein .DieElektri¬
fizierung der Beleuchtungin den BezirkenIX,XVundXXwird zu90
Prozent und die der Bezirke XVI ,XVIIund XVIII innerhalb derVor¬
ortelinie nahezu vollständig durchgeführt sein .

597



NRAT
VI .Blatt

AUSKORRESPO
Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICH

Wien ,am

Ernährungs -und Wirtschaftsangelegenheiten .
Die im Vorjahr unterbrochene Ausgestaltung der Großmarkthalle

durch Neuherstellung der Brückenhalle und Fertigstellung derLade¬
straße der Fleischhalle wird im Jahre 1933 fortgesetzt .DieHälfte
der noch erforderlichen Gesamtkosten ( 650 . 000S )sind imVoranschlag

sichergestellt .
DieLagerhäuserhabennachwievor unter dengeändertenhandels¬

politischen Verhältnissengegenüberder Vorkriegszeitzuleiden .
Das steigende Getreidegeschäft und die Herabsetzung desZinsfußes
lassen aber erwarten ,daß die Lagerhäuserim Jahre 1933nichtnur
ihre Betriebsausgabeneinschließlich der Wertabschreibungen ,sondern
sogar auch noch einen Teil der Verzinsung der Gebarungsabgängeder
früheren Betriebsjahre werden decken können .

Starke Einschränkungen werden bei den sachlichen Erfordernissen
des Amtsbetriebes vorgenommen .Währendfür Kanzleierfordernisse im
Jahre 1931 noch 719 . 501S ,für die NachschaffungundAusbesserung
der Einrichtungsgegenstände 268 . 468S und für Dienstkraftwagen
128 . 750S aufgewendetwurden ,ist für diese Zweckeim Jahre 1933ein
Betrag von545 . 750S ,140 . 870S und 79 . 700Seingesetzt .

Für die Erwerbung von Gründen und Liegenschaften wurden imJahrenoch
1931/3,464 . 396S verausgabt .Fürdas Jahr 1933ist für diesenZweck
ein Betrag von 1,000 . 000Sveranschlagt .

Allgemeine Verwaltungsangelegenheiten .
Der Personalstand der Gemeindewache wird in der Höhe des Jahres

1932 ,das ist mit 200 Mann beibehalten .Während für 1931 die Summe
der Betriebsausgaben sich auf 2,184 . 638S belief ,macht derGesamt¬
aufwand für 1933 bloß 842 . 240S aus .Bei der Feuerwehr werdentrotz
Sparmaßnahmenneue Geräte für rund 115 . 000S angeschafft .FürWahl¬

angelegenheiten braucht für 1933 einschließlich des Personal -und
allgemeinen Sachaufwandes bloß ein Betrag von 10 . 000Sgegenüber
480 . 000S im Jahre 1932 vorgesehen werden .Die Subvention für Theater¬
und Musikaufführungen wurde in der Höhe des Jahres 1932 mit 20 . 000S
eingesetzt .Für die Förderung der Gegenwartskunst durch Ankäufe oder

Ausführungvon Kunstwerkenist außerhalb der Dotation derstädtischen
Sammlungen der namhafte Betrag von 75 . 000S eingesetzt .Außerdemsind
Kunstaufträgefür Wohnhausbautenund bei der Friedhofsverwaltungvor¬

gesehen .

Die städtischen Unternehmungen .
Die Wirtschaftspläne der städtischen Unternehmungenfür 1933

sind auf Grundder Wahrnehmungendes laufendenGeschäftsjahresaufgebaut
Das Gaswerk schließt nach Abschreibungen von den Anlagewerten im

Ausmaßevon10,370 . 000S undeiner Rücklagefür Ruhe -undVersorgungs¬
genüsse im Betrage von 500 . 000S ait einem Gebarungsüberschußvon
117 . 000S .Für Investitionen sind 7,282 . 000S veranschlagt ,dieihre
Bedeckungaus den Abschreibungsbeträgen und Kassabeständenfinden .

Auchdie Elektrizitätswerke präliminieren einenbescheidenen
Gebarungsüberschuß nach Abschreibungen von 14,750 . 000S und einer Rück¬
lage für Ruhe -und Versorgungsgenüsse von 500 . 000S .Eine Rück - lage

von 5,500 . 000S mußte mit Rücksicht auf die seinerzeitige Übernahmeder
Überlandzentrale vorgesehen werden .Die Elektrizitätswerke habenfür
Investitionen und Restzahlungen für Investitionen aus demVorjahre
8,540 . 000Svorgesehen .
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Die Straßenbahnen werden von der ungünstigen Wirtschaftskonjunktur ,
vonder wachsendenArbeitslosigkeit amstärksten beeinflußt .Während
die Einnahmenaus der Personenbeförderungvon StraßenbahnundStadtbahn
im Jahre 1931 130,526 . 935 ' 56S ausmachten ,werden für 1933 nur mehr
105,178 . 500S erwartet ,also eine Mindereinnahmevon über 25,000 . 000S .
Im Vergleich zu den Betriebsrückgängen der reichsdeutschen Städte ist

Wien allerdings noch immer gut daran ,was wohl in erster Reihe auf
die vielfachen Begünstigungen ,wie Frühfahrscheine ,Hin -undRückfahr¬
scheine ,Wochen -und stark ermäßigte Monatskarten ,die denVerkehr
beleben ,zurückzuführen ist .Die angenommene Zahl der Fahrgäste im

Jahre 1933( 477,000 . 000 )wird noch immerumrund 154,000 . 000höher
sein als die imJahre1913erreichte Beförderungszahl .FürInvestitionen
haben die Straßenbahnen 4,732 . 000Svergesehen .

Das Brauhaus ,das selbstverständlich auch unter der Ungunstder
wirtschaftlichenVerhältnissezu leidenhat ,sieht einenGebarungs¬
überschußvon300 . 000S vorausundpraliminiertfürInvestitionen
250 . 000S .

Dervoraussichtliche GebarungsüberschußderLeichenbestattung
beträgt 172 . 800S ,die Investitionen sind mit 87 . 000Svorgesehen .
Die städtische Ankündigungsunternehmungerwartet trotz der Ungunstder
Zeit mit Rücksichtauf denunverändertenReklamewertdergebotenen
Ankündigungsmöglichkeiteneinen Überschußvon 110 . 000S ,und zwarnach
Dotierung aller notwendigen Rücklagen .
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RichtigstellungeinesIrrtums.
DurcheinVersehenist dieEinnahmepostderGruppeII .

Feuerversicherungsabgabe4,300 . 000Schilling
um 500 . 000Schilling zu hoch ;dagegen die

Wertzuwachsabgabe
umdengleichenBetragzuniedrigeingesetzt.



RATHAUSKORRESPONDENZ
II . Ausgabe .

DieFinanzsorgender österreichischenGemeinden.
Der Städtetag im WienerRathaus .

Hautefand im Sitzungssaale des WienerGemeinderatesunter
ungewöhnlich starker Beteiligung der GemeindenderOesterreichische

Städtetag statt .Aufdieser ausserordentlichen wichtigenTagungdesOester
reichischen Städtebundeswarenrund 80 Gemeindenmit mehrals 140Dele¬
gierten vertreten .Als Vertreter der österreichischen Bundesregierungnah¬
men am Städtetag die Bundesminister Bachinger und Dr .Weidenhoffer ,für

den Verbandder deutschen Verwaltungskörperder tschechoslowakischenRepu¬
klik der AussigerBürgermeisterPölzl,ferner Vertreter derLandesregierungen,
der parlamantarischen Klubs und der Handels - undArbeiterkammern teil .

In seiner Eröffnungsanspracheführte BürgermeisterSeitzaus :
" DerStädtetag wurdeeinberufen ,umzu der AntwortderRegierung

auf das vor einigenMonatenaufgestellte ForderungsprogrammderStädte
Stellung zu nehmen .Werimmer ,ob unmittelbarals Städteverwalterodervon
ferne als ein an dem wirtschaftlichen und politischen Leben der Republik
Beteiligter die Entwicklungunserer Städte ,ihre Verwaltungundinsbesondere
ihre Finanzverwaltungverfolgt hat ,der kann nur sagen :Die Not derStädte
undder Gemeindenschreit .DerZustand ,in demsich heute dieGemeinden

Deutschösterreichs befinden ,ist unerträglich ,ja ,ich wage auch ein schärfe¬

res Wort :Wennmanden Menschenin eine Beziehungje zumStaat undzurGe¬
meindestellt und sich dan fragt ,was er je von beiden empfängtund waser
jedemleistet ,dannmussmanfeststellen ,dass die LeistungenderGemeinden
imumgekehrtenVerhältniszu ihrenEinnahmenstehen . Woimmersicheine
menschliche Gesellschaft bildet ,ob Staat oder der kleinste Verein ,immer
bestimmt sie selbst ,in welchen Formen und in welcher Höhe sie die zur Be¬

streitung ihrer AufgabennotwendigenMittel einhebt . Nurin Oesterreichgilt
flas hinsichtlich der Gemeinden nicht .Von Altersher hatten die Gemeinden

selbstverständlich das Recht ,in der Formder sogenanntenUmlagenSteuern
einzuheben ,damit sie ihren Aufgabennachkommenkönnen .Dieses Rechtder
Steuerneinhebungwurdein Oesterreich nahezu gänzlich konfisziert . DerStaat
hebtauchjeneSteuernein ,die für Gemeindezweckenotwendigsind ; erbestimmt
die Gemeindesteuern und davon den Anteil ,den er allergnädigst denGemeinden
zur Ferfügungstellt .In demderzeitigenBesteuerungssystemliegt alsoge- ¬
radezu eine Präpotenzdes Staates .Die Gemeindeverwaltungensind abernicht

mechanisch gleichlaufende Apparate ;jede Gemeinde ist für sich ein Idividuum
vonganzbesondererEigenart .DieeineGemeindelebt unterdiesenwirtschaft-¬
lichenundkulturellenVerhältnissen,dieanderenunterjenen .Davonhängt
immerdie Artder Steuernundder Finanzgebarungab .DieseGebarungeinfach

in ein Schema zu zwingen und nach Formeln arithmetisch zu gestalten,ist an
sich schon ein Unsinn und die beinahe durchgängige Konfiskatien der Steu¬
ern bis auf verschwindend kleine Reste ist volkswirtschaftlich undkul¬

turpolitisch ein groberFehler . Hiermussendlich einmalOrdnunggemacht
werden ,die Gemeindemusswiederzu ihrer Autonomiekommen !Allerdings ,immer
wieder wird sich die Gemeindein das Ganzeeinreihen müssenund immerwie¬
der wirddasGanzeihr einegewisseEinschränkungauferlegen ,Aberinirgend¬
einer Formmussdie GemeindeGelegenheithaben ,nachihrer Eigenartzuleben
undnicht nacheinemvonder Zentralstelle vorgeschriebenenSchimmel .Man
wird vielleicht einwenden ,dass dieser Ruf zu spät komme ,heute hätten die Ge¬

meinden auch von einer solchen Regelung nichts ,weil die Steuerquellen fast
gämzlichversiegt sind .Dasist zweifellosrichtig ,aber das hindert unsnicht
endlich einmal Ordnung zu machen .Hätte man den berechtigten Protest der Ge¬
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meinden gegen die Steuerkonkiskation seinerzeit beachtet ,dann hätten die
Gemeindenzur Zeit ,da es nochmöglichwar ,aus Steuerndie Bedürfnissezu
bestreiten ,vorgesorgt ;sie hätten nicht Darlehensuchenmüssen ,siehätten
sich nicht verschuldet und könnten die Beträge ,die sie heute empfangen ,

für Gemeindezweckeverwenden,statt sie sichvondenKreditinstituten ,an
die sie sich verschuldethaben ,wegpfändenlassen zu müssen ,AmBeginnealler
unserer Beratungen muss daher immer wieder gesagt werden ,dass sie nicht
bloss in bestimmteEinzelforderungenausklingen ,sondernin dieForderung
der Wiederherstellungdes Rechtesin Oesterreich ,des Rechtesderfreien
Gemeindeimfreien Staate .( LebhafterBeifall ) .In diesemSinnewollenwir
auch in die Beratungen eingehen " .

Der Bürgermeister begrüsste sodann die Gäste ,woraufBundesfi¬
nanzminister Dr . Weidenhoffer im Namen der Regierung den Städtetag be¬
grüsste .Die Regierung ,sagte der Bundesfinanzminister ,zeige für die
schwerenBedrängnisseder Gemeindenin der Krise volles Verständnis .Siesei
aber bei Bewältigungihrer Aufgabenan das Gesetzgebunden ,insbesdndere
bei Aufteilungder Steuereinnahmenan das Finanzverfassungsgasetz .Wennder
HerrBürgermeisterbetonte ,dass der gegenwärtigeZustandfür die Städteun- ¬
haltbar sei undmanzu einer Neuregelungdieser Verhältnissewerdekommen
müssen ,so sei das ein Zukunftsprogramm.DaranmitzuarbeitenundVerbesserung
bedürftigeswirklichzubessern ,dazuwerdeauchdie Regierungihre Handbie¬
ten ,die sich bei allen WünschenausdemKreiseder StädteundausdemBe¬
reichedesStädtetagesvorkeineleichte ,sondernvoreine sehrschwereAuf¬
gabegestellt she ,da ja auchStaat undRegierungihre schwerenfinanziel -¬
len SorgenhabenIchschickedasvoraus ,weildie AntwortderRegierungdie
Mitglidderdes Städtetagesals sorgenbeladeneStadtväter wahrsaheinlichwen
befriedigthat . WollenSieaberdabeiimmerbedenken,dassdieMittel ,dieder
öffentlichen Handzur Verfügungstehen ,aussserordentlich begrenzt sind ,dass
auchdenGemeindennochimmerselb -ständigeEinnahmenvonnichtganzgerin
gemUmfangzur VerfügungstehenundWasswir uns alle sehr schwertun .Ich
bitte Sie,an demguten Willen der Regierung zu glauben undrückschauend
zu erkennen ,dass sich unser Landim GrossenundGanzenbei denungeheuer
schwierigenWirtschaftsverhältnissennochgut hält unddass wirverschieden
Tiefender Krise bereits überwundenoder dochjene Grundlagengelegthaben ,
die uns zu der Hoffnungberechtigen ,dass wir aus der allgemeinengrossen
Wirtschaftskrise ,die auf ganzEuropa ,insbesondereauf Mitteleuropa ,lastet ,
wenn auch unter ungeheuren Opfern und Anstrengungen herauszukommenkoffen .
Ich bitte Sie daher ,Ihre Beratungenin diesemGeistezu führenundander
ZukunftunseresLandesundanderZukunftderStädtemichtzuverzweifeln,
sondern das Selbstvertrauen zu hegen ,dass wir alle Schwierigkeitenschliess
lich überwindenwerden .LassenSie sich vondiesemGedankenderZuversicht
bei allen Ihran Beratungenleiten .Ich sehe mit grossemInteresse denErgeb¬
nissen dieser Beratungen entgegen und bitte,überzeugt zu sein ,dass ich .
alles tun werde ,was im Rahmendes Möglichenund der bestehendenGesetze
liegt ,umIhren Wünschengerechtzu werden .Ich wünscheIhrenBeratungen
den besten Erfolg .( Beifall ) .
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Im Namendes Verbandes der deutschenSelbstverwaltungskörper
der tschechoslowakischenRepubliküberbrachte BürgermeisterPölzl( Aussig

. d,Elbe )die Grüsse und Wünsche für einen gedeihlichen Erfolg der Arbei - ¬
ten des Städtetages .Der Bundder deutschen Städte in derTschechoslowakei
bringe den Arbeiten des Städtetages und dessen Kampffür dieSelbstver¬
waltung tiefstes Verständnis entgegen .Nicht nur der Staat ,auch dieStädte
habenan denGegenwartsproblemenInteressezunehmen ,anderArbeitslosig¬
keit,an den Opfernder Wirtschaftskrise ,jedoch auchan demProblemder
Sicherung der freien demokratischenSelbstverwaltung und derenGrundlagen
und Sicherung der Finanzwirtschaft in den Gemeinden .( LebhafterBeifall ) .

DerObmannder Geschäftsleitung ,VizebürgermeisterEmmerling,
erstattete sodanneinen ausführlichenBerichtüber die Tätigkeit desStädte-¬
bundesin denJahren1928bis 1932. Erbeschäftigtesichinsbesonderemit
denAktionen ,die der Städtebundfür die Durchsetzungeiner günstigenAbga-¬
benteilung unternommenhat ,und besprach die Erfolge ,die auf diesemGebiete
für die Gemeindenerzieltwurden .DerBerichterstatter würdigteauchdieum¬
fangreicheArbeitdes Sekretariates des Städtebundes ,das sehrzweckmässige
Statistiken über die Finanzverhältnisseder grässenenGemeinden ,dieFührung
der Stadttheater ,die Gemeindebibliotheken ,ArchiveundSammlungen,dieWohn-¬
bautätigkeit ,die Besoldungsverhältnisse der Gemeindeangestellten usw . ange- ¬

legt hat ,
NachGenehmigungdieses Referates berichtete Stadtrat Speiser

überdie KassengebarungdesStädtebundesundbeantragte ,denMitgliedsbeitrag
unverändert beizubehalten .Auchdieser Antrag wurde einstimmigangenommen.

Sodannwurdendie GemeindenAtzgersdorfundMauer( beiWien)r
zuRechnungsprüferngewählt ;die NeuwahldesGrossenAusschussesdesStädtes '
bundes ergab keine Veränderung .

In einemgrossangelegtenReferat berichtet nunBürgermeister¬
Stellvertreter Professor Rückl( Graz )über die FinanzsorgenderGemeinden
und die Forderungen des Städtebundes .Der Referent gibt einen Ueberblicküber
die Entwicklungder AbgabenteilungvomJahre 1922 bis zumJahre 1929und
zeigt die Tendenzder Bundesverwaltungauf ,die darin besteht ,dieausschliess
lichen Bundeseinnahmen ,SteuernundZölle zu erhöhenunddiegemeinschaftlich
Bundesabgabenzu ermässigen,wodurchsich die Ertragsanteile derGemeinden
vermindern .Die Gefahr des offenen Zusammenbruchesder Verwaltunginden
österreichischenStädten ,sagtBerichterstatter ,sei nahegerückt;zumTeil
sei der Zusammenbruchschoneingetreten .Die Regierunghabefast alle wesentl
chen Forderungen des Städtebundes abgelehnt und wolle die Städte undIn¬
dustriegemeinden auch weiterhin ohne Hilfe lassen . Derheutige Städtetag sei
ein Notschreiundeine letzte Warnung ,da die Gemeindenin dieverschärfte
Krisenzeit ,derenBeginnmit1929angenommenwerdenkönne ,ohnegenügende
finanzielle Sicherungeingetreten seien . DieKämpfeumeine Verbesserungdes
Abgabenteilungsgesetzeshaben leider nicht jonen Erfolg gehabt ,der zueiner
Gesundungder Gemeindefinanzennotwendiggewesenwäre .DieBenachteilügung
durchdas Bundespräzipuumallein ergebefür die LänderundGemeindenseit de
Jahre 1924 bis zum Jahre 1932 einen Betrag von 390 Millionen Schilling ,wevor

195MillionenSchillingaufdie Gemeindenentfallen .DieNichtaufteilung
der Vermögensabgabesei ein glatter Rechtsbruchder Regierunggewesenund
habe den Gemeindenebenfalls grosse Einnahmenverluste gebracht .DieFinanz¬
politik des Bundesbestehe im Gegensatzezu den offiziellen Erklärungen ,dass
die Wirtschaft keine neue Belastung ertrage ,darin ,ausschliessliche Bundes - ¬
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abgabenundZöllezuerhöhen,gemeinschaftlicheBundesabgabenjedochzu
ermässogen,so dassdie EinnahmendesBundesgestiegen,hingegendieAnteile
der Gemeindenzuerst relativ undspäter auchabsolutimmermehrzurückge¬
gangenseien . DerRednerbesprichtdanndenFinanzausgleichvomJänner1931 ,
der für eine Besserungder Gemeindefinanzennicht wirksamgewordenist ,
weilmittlerweiledieWirtschaftskrisegrosseRückgängederSteuereinnahmen
gebrachthat .DieRegierungundderNationalrat ,sagtederRedner ,scheinensich trotz gegenteiliger Versicherungenüber die Bedeutungdersozialen
FürsorgeindenGemeindennochnichtklargewordenzusein .AndieToreder
RathäuserpochedasspzialeElend ,die VertreterderGemeindenkönnensich

nicht verbergen,an die Gemeindenrolle die Welle der Verelendungder
Bevölkerungunddie darausentstehendeVerzweiflungimmerzuerstheran. Die
GemeindevertreterstehenandervorderstenFrontdesKampfesgegenElendund
Verzweiflung.WeheeinemStaatswesen,dasdiepflichtbewusstenKämpfergegen
denHungerindenGemeindenohneHilfe ,ohneUnterstützunglasse .Beidem
starkenRückgangderEinnahmenunddemSteigenderFürsorgeausgabenwar
es eine leichterklärliche Folge ,dass die Gemeindenin immergrösserefinan¬
zielle SchwierigkeitengerietenundderVerfall ,die Verwahrlosungwichti¬
gerVerwaltungszweigeeintratundauchderSchuldendienstteilweisenicht
mehrin Ordnunggeleistetwerdenkonnte .DerRednerbesprichtsodanndievom
GrossenAusschussdesStädtebundeserhobenenForderungenunddievomFi¬
nanzministerimNamenderRegierunggegebeneAntwort.Schliesslichersucht
VizebürgermeisterRückldenStädtetag ,in voller Einmütigkeit 'folgenden
Antrag zu beschliessen :

. )DerStädtetaglenktdieAufmerksamkeitderRegierungunddes
Nationalratesin sehrernsterZeitneuerlichaufdiefinanzielleNotlageder
österreichischen Städte undIndustriegemeinden . Durchdie Auswirkungender
WirtschaftskrisemitdemgrossenRückgangderEinnahmenunddensteigenden
FürsorgelastenunddurchdieNichtbeachtungderGrumsätzedesFinanzausglei¬
chesbeidensteuerlichenMassnahmenderRegierungimJahre1931und1932,
diedemBundgrosseMehreinnahmengebrachthabenundauchdenLändernteil¬
weisefinanzielleHilfeleisteten ,dieGemeindenjedochkeineMehreinnahmen
erhielten ,einddie Gemeindenin schwereBedrängnisgeraten ,die rascheundwirksameHilfe erfordern .

. )DerStädtetaghältdievomGrosserAusschussdesStädtebunde
erhöbenenForderungenaufrechtundwiederholtin dringlicherArtdieFor¬
derungenaufschlüsselmässigeBeteiligungderGemeindenanallenMehrein¬
nahmenausbishergemeinschaftlichenBundesabgaben,NovellierungderBestim¬
mungenüberdenBundesbeitragzurKrisenhilfefür ausgesteuerteArbeitslo¬
sedurchErhöhungdesBeitragesvon7Millionenauf15MillionenSchilling
undAufteilungnachdemArbeitslosenschlüssel ,auf FreigabedesVorzugsan¬
teilesdesBundesandengemeinschaftlichenBundesabgaben,Beteiligungder
GemeindenanderBenzinsteuer ,SchaffungeinesBundesausgleichsfondsfürbe¬
sondersbedrängteGemeinden,HerabsetzungdesZinsfussesderNationalbank ,
Konvertierungder kurzfristigen GemeindeschuldendurchlangfristigeObli¬
gationen ,GleichstellungderGemeindebetriebemitdenPrivatbetriebenbe¬
züglichderSteuerbekenntnisse ;UnterstützungdesBundesbeiderBeteiligung
anderLandesbiersteuer,beiderEntlastungvonBeitragsleistungenfürLandes
zweckeundErhöhungderZuschlägefürdieLandesgebäudesteuerüberdas
ViertausendfachedesFriedenzinses .

DerStädtetagkanndieAntwortdesBundesfinanzministers,die
eine Ablehnungaller obigenForderungenbedeutet ,nicht als Erledigungsei¬
ner Forderungen zur Kenntnis nehmen .
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. )DerStädtetagersuchtdieRegierung ,demNationalratrasches¬
tensVorlagenzuunterbreiten ,die die ForderungendesStädtebundeserfüllen
oder in anderer Formden Städten undIndustriegemeindenMehreinnahmenvon
jährlich30MillionenSchillingbringenundausserdemeineDotierungausvon
Bundesmittelnin der Höhe7 jährlich 5 MillionenSchillingfür einenzu
schaffendenBuhdesgemeindeausgleichsfondsfür in besondereNotlagegeratene
Gemeindenvorsehen .

. )DerStädtetaglehntbeiNichterfüllungseinerForderungen
jedeVerantwortungfür die kommendenGeschehnissein denGemeindenab ,wenn
durchderenfinanziellenZusammenbruchdieFürsorgeinfolgefehlenderMit-¬
tel aufgelassenunddienot - undhungerleidendenMenschenderVerzweiflungunterliegenundzu wildenAusbrüchengetriebenwerden.

VizebürgermeisterRücklschliesstseineAusführungenmitfolgen¬
denWorten:„ DieVertreterderGemeindenhabenihresorgenvollePflichter¬
füllt,manlassesie nichtimStiche,wennsie bemühtsind ,diebrandenden
WellendessozialenElendszudämmenunddasGemeinwesenvorVerfallund
Vernichtungzuretten .MachtSchlussmitdemgemeindefeindlichenSystemin
Oesterreich ,demgrossenStädtesterbenmussEinhaltgebotenwerden!"

60l
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Städtetag ( Fortsetzung )
Bürgermeister Fischer ( Innsbruck )erklärt ,er müssenoch

einige ergänzendeBemerkungenzu demReferat machen .Eine schonseit zwei
Jahren ständig erhobeneForderungdes Städtebundesist die Hilfe derRegie¬
rung zur Konvertierungder kurzfristigen Gemeindeschuldendurchlangfris¬
tige Obligationen .Die GemeindeInnsbruck konnte knappvor demZusammenbruchkontokorrent .der Kreditanstalt ihre kurzfristigen darlehen in eine langfristige
Schweizeranleihekonvertieren .InfolgederösterreichischenSteuergesetz¬
gebungmusste kedochein erklzcklicher Teil der Kontokorrentschuldweiter¬
hin als solchebelassenwerden ,sodassauchInnsbruckmit diesenBeträgen
demgrossen DebakelunddessenFolgenin der österreichischenFinanzwirtschaf
ausgesetztwar .Deshalbkönnemansehr gut mit jenenGemeindenfühlen ,die
ihre gesamtenSchuldenin kurzfristigen Darlehenangelegt haben .Angesichts
dieser Tatsachesei es notwendig ,auf diesemGebieteOrdnungzuschaffen .
Der Städtebund hat der Bundesregierung auch konkrete Vorschläge für die
DurchführungdieserAktionunterbreitetundes sei nichteinzusehen ,warum
bis hemsediesen Vorschlägen die Zustimmungversagt wurde .Dauern diegegen - ¬
wärtigenVerhältnissean ,dannsei es verschuldetenGemeindenunmöglich ,
eine wirklichgeordneteFinanzwirtschaftzu betreibenundein auchnurhalb¬
wegssicheres Jahresbudgetaufzustellen .Rednerbetont eine weitereForderung
der Gemeindensei die BefreiungvondenKleinrentnerbeiträgengewesen .Auch
auf diesemGebietemüsseendlichetwasgeschehen .Dannbesprichter dieNot-¬
wendigkeit einer besserenVerteilungdes BundebeitrageszurUnterstützung
Arbeitsloser und verweist schliesslich auf die Pflicht zur Winterhilfemit
demBedeuten,dasseinWintervorderTürstehe,traurigundbesorgniserregend
wie einen solchen die Gemeindenseit 1918nicht erlebt haben .Auseigener
KraftseiendieGemeindenausserstande ,dieunbedingtnotwendigenWinterhilfs
aktionenfür die Unzahlder ArbeitslosenundArmendurchzuführen .Auchin
diesemFalleseienNationalratundBundesregierungin einerweitglücklicher
Lage ,weilbeidelangenicht so unmittelbarallen diesanardrückendenFor¬
derungenausgesetztsindunddaswirklicheElendnurausderFernekennen.

Rednerstellt zweiAnträge,1 .die Bundesregierungseiaufzufor¬
dern ,die in der NovellezumArbeitslosenversicherungsgesetzvorgesehene
VerteilungdesBundesbeitrageszur UnterstützungArbeitsloserin derHöhe
von7 MillionenSchilling in der Weiseabzuändern ,dass vor allemdiejenigen
Gemeinden,diemehrals 20Arbeitslosezuunterstützenhaben ,nachderKopf-¬
quote beteilt werden,währendden Länderndie restlichen Beträgezuverblei¬
ben haben ,aus denen Gemeinden mit weniger als 20 Arbeitsloeen Notstandsaus - ¬

hilfen zuzuweisensind . 2 .Sei die Bundesregierungaufzuferdern ,dafürzu
sorgen ,dass künftighinbei allen die öffent licht Verwaltungundöffentliche
FinanzwirtschaftbetreffendenGesetzesnovellenundbei NeufassungvonVer¬
ordnungendie VertrezungdesStädtebundeszur Stellungnahmeeingeladenwird .
Zum Schlusse betont Redner die unbedingte Notwendigkeit ,dass alle Teile

welchefürdieFührungdesStaatesverantwortlichsind ,Regierung,Parlament
oder Gemeindevertretung ,einmütig zusammenstehen ,die gegenseitigenSorgen
auf dasGründlichsteüberprüfenundeinträchtigzusammenwirken.Nurdannsei
dieHoffnungaufbessereZeitengerechtfertigt .(LebhafterBeifall).

Vorsitzender Bürgermeister Ott ( Salzburg )begrüsst deninzwische .
erschienenen Minister Bachinger und erteilt ihm dasWort .

Minister Bachingerbegrüsst den Städtetag underklärt ,dassdie
Aufteilungder vomBundfür die Winterhilfe den Gemeindenzur Verfügungge- ¬
stellten7 MillionenSchillingnichtnachdemSchlüsselvorgenommenwerden605
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soll ,da die Ziffernder Ausgesteuertennicht fassbar seien . Wirlegendieser VerteblungdieZahlderArbeitslosenzugrunde.(Zustimmung).
DieBespæechungenmitdenzuständigenRessortssindbereitsabgeschlossan,
sodassdieVerteilungdervomNationalratbewilligtenGelderklaglosundrechtzeitig durchgeführt werdenkann .
MinisteraD .BürgermeisterDr .Schürff(Mädling)wirftdieFrageauf ,woher
die35MillionenSchilling,diedenGemeindenzufallensollen ,hergenommen
werdensollen ,Esseizubedauern,dassbishereinentschiedenerSchrittzur
sanierungderGemeindefinanzennichtunternommenwurde .Rednerhältdie
KonstruktiondesFinanzausgleichesfürverfehlt ,manmögeeineKonstruktion
vonuntennachobenversuchen,dannwerdeesvielleichtbesserwerden.Der
StädtetagmüsseaufeinevollständigeUmänderunghinarbeiten,dameinerUeber-¬
zeugungnachdie gegenwärtigeKrisevonlangerDauersein wird ;icherachte
esalszweckmässig,denGemeindeneinenKrisenzuschlagausBundesmittelneinzuräumen .( Beifall ) .

BürgermeisterRohrhofer( Krems)beantragt,dæsdieRegierungaufgefordertwerdensolle ,sofortzurückzutreten ,undderBundespräsident
ersucht werde ,den Nationalrat aufzulösenundehestens Neuwahlenauszu¬
schreiben.NehmederStädtetagdiesenAntragan ,dannwürdeer damiteineTat
setzen ,abernicht mitpapierenerResolutionen ,die vollkommenzwecklos
seien ,unnötige Zeit verbringen .

VorsitzenderBürgermeisterOtterklärt ,diesenAntragzurAb-¬
stimmungnichtzuzassenzukönnen ,daer denWirkungskreisdesStädtetages
überschreite.(BürgermeisterRohrhofer:Dagegenmussichprotestieren!)

BürgermeisterSwowoda(Marchegg)beantragt ,dieRegierungseizu
ersuchen,denAufteilumgsschlüsselsozuänderndassdenStädtenundIndustrie
gemeindenein relativ höhererAnteil an dengemeinsamenAbgabenzukomme
alsdenLandgemeinden,dasiedurchdieallgemeineNotlageunddieherrschende ArbeitalosigkeithöheresozialePflichtenzu erfüllenhaben.

DieserAntragwirdimEinverständnismit demAntragstellerdem
Hauptausschuss zugewiesen .

GemeinderätinRosaPortele( Krems)teilt mit ,dassderAntrag
desBürgermeistersRohrhofernichtdieAnschauungderGesamtbevölkerungaus-¬
drücke ,sondernlediglichseinePrivatansichtdarstelle .DerAntragwurde
auchimGemeinderatgarnichtbehandelt.DiechristlichsozialeFraktionim
KremserGemeinderathabesichvonallenAnfangandagegengewendet.

BürgermeisterSichelrader( Steyr )schildert die trostloseFi¬
nanzlageseinerGemeinde; erhabeimvergangenenMonatgarnichtdie
Gehälterder GemeindebeamtenauszahlenkönnenundvondemVerbandderAnge-¬
stellteneinevorübergehendeGeldhilfeannehmenmüssen. Erverlangtdie
SchaffungeinesBundesausgleichsfondsfürbesondersnotleidendeGemeinden.

BürgermeisterNeumayer(Hallein )beklagtgleichfalls ,dassdie
EinnahmsquellenfürdieGemeindenfastvölligversiegtsind,vielleichtwäre
es möglich ,wenigstensüberdieKrisenzeithinausdieAmortisationsratender Gemeindeschuldenzustunden .

BürgermeisterPichler(Klagenfurt)verlangt,dasszurEinkommen-¬
steuer ein progressiverZuschlageingehobenwerde ,der ausschliesslichden
Arbeitslosenzugutekommensoll . Erbeklagt,dassdieUeberweisungenausdem
gemeinsamenAbgabendurchdenBundunddasLandandieStadtKlagenfurtsehr
verspäteterfolgen,sodassdie Gemeindegenötigtsei ,Schuldenzu machenund
dafürZimsenzuzahlen .EinsolcherVorgangsei ungesetzlichundmoralischzu verwerfen .
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Bürgermeister Werber ( Zell am See )führt Beschwerde ,dass Städte
mit starken Fremdenverkehr ,die zur Hebung dieses Fremdenverkehrs Investi¬

tionen aufwenden ,von der Regierung dafür als Schuldenmacher bezeichnet wer¬

den .Er verlangt die Herabsetzung des Zinsfusses für die Gemeindedarlehen .
Von einer Ueberzahlung der Gemeindeangestellten sei bei den meisten Ge¬

meinden längst keine Rede mehr ,obwohl insbesondere in den kleineren Gemein¬
den die Arbeitslast ständig wächst .

Vizebürgermeister Scherleitner ( Linz )unterstützt die Anträge
Rückl und Fischer auf das Wärmste .Die Sparmöglichkeiten sind für alle Ge¬
meinden längst erschöpft ,und wenn nicht die Regierung mit der grössten Be¬
schleunigung den Gemeindenhilft ,dann ist der Zusammenbruchunvermeidlich .

Stadtrat Dr .Fiacher ( St .Pölten )stellt denZusatzantrag ,
der Städtetag fordert die eheste Vornahmeder Volkszählung ,damit die Ge¬
meinden ihren Ertragsanteil nach der richtigen Bevölkerungsziffer bekomme .

Bürgermeis ter Aust ( Knittelfeld )begrüsst die Mitteilung des
Ministers Bachinger ,wonach die Aufteilung der Bundeshilfe für die Arbeits¬
losen nach der Zahl der Arbeitslosen in den einzelnen Ländern erfolgen werde
Mit der Erfüllung dieser Forderung werde eine wesantliche Besserung für die
Gemeindeneintreten .

Vizebürgermeister Meinhardt ( Wels )berichtet ,dass Wels immermit
der grössten Sparsamkeit den Gemeindehaushalt geführt habe . Eswurdenauch
restlos alle Weisungen des Finanzministeriums befolgt . Trotzdemsind wir
auch von der Krise erfasst worden ,die Einnahmen sind gesunken ,was aber

nicht unsere Schuld ist ,da die Gemeinde sich aus eigenen Kraft diese

Schwierigkeiten nicht meistern kann .Werdenunsere Forderungennichterfüllt ,
dann müssen auch die bestverwaltetsten Städte zusammenbrechen .

Es sprechen noch Vizebürgermeister Till ( Krems )undStadtrat
ProfessorHolzer( Wr .Neustadt ) ,woraufVizebürgermeisterRücklinseinem
Schlusswort auf die einzelnen Anregungen und Zusatzanträge ausführlich er¬
widert .Mit einem Appell an die Regierung und an die politischen Parteien ,
der Notrder Gemeinden nicht verständnislos gegenüberzustehen ,forderte er

alle Gemeindefunktionäre auf ,auch in dieser furchtbar schweren Zeit im

Interesse der notleidenden Bevölkerung auszuharren .Es sei ausgeschlossen ,
dass dieser Notschrei ungehört verhalle ;jeder zähe Kampf habe noch immerzu
einem Erfolg gefährt ( Stürmischer Beifall ) .

Die nun vorgenommene Abstimmung ergibt die einstimmige Annahme
aller Anträge .

Vorsitzender Bürgermeister Muchitsch ( Graz )dankt den beiden
Referenten für ihre sachlichen und inhaltsreichen Ausführungen .Mögedie
heutige Tagung : ' : "den verantwortlichen Faktoren zeigen ,dass die Gemein¬
den ,die in den Is “ . 7enJahren das Aschenbrödel waren ,am Ende ihrer Kräfte
sind . DieRegierung muss endlich ihre gemeindefeindliche Haltung aufgeben ,

soll ein Zusammenbbuch der Keimzellen des Staates vermieden werden .Der
Städtetag ist geschlossen .( Stürmi scher Beifall )
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Neue Strassenbauten in Wien .Wieder Arbeitsvergebungen mit einem Kostenaufwandvon mehr als einer hal - ¬
ben Willion Schilling .

Der Gemeinderatsausschuss für technische Angelegenheiten ,der inden
letzten Wochensehr bedeutende Aufträge zur Durchführung vonStrassenher¬
stellungsarbeitenin Wienvergebenhat,hat in seiner letzten Sitzungneu¬
erlich die Durchführung von Strassenarbeiten in verschiedenen Wiener Be¬

zirken beschlossen .Die für diese neubeschlossenen Arbeitennotwendigen
Kostenbetragen mehrals eine halbe Million Schilling .Die Arbeitensol¬

len ,günstiges Bauwetter vorausgesetzt ,noch heuer durchgeführt werden .
In der Inneren Stadt werden im Rahmen des ausserordentlichen Stras¬

senbauprogrammesein TeilderFahnengasseundein TeilderWallnerstrasse
umgebaut .DieFahnengaseerhält eine acht Meterbreite FahrbahnausAs¬
phaltbeton auf Betonunterlage ,währendin der WallnerstrassedieFahrbahn
umgepflastert ,die GehsteigeausgebessertundzumTeil asphaltiertwerden.
Die Kostendieser Arbeitenbetragen rund 26 . 00cSchiling .In derArbeiter¬
strandbadgasse in der Leepoldstadt wird die Pflasterung ergänzt :die Fahr¬
bahn der Gas e wird durchwegs auf fünf Meter Breite erweitert .Dernotwen¬

digeKestenaufwandbeträgtnahezu . • 00Schilling .AufderLandstrassewer-¬
den die Seitenfahrbahnen der Invalidenstrasse und der Landstrasser Haupt¬
strasse ausgestaltetundgleichzeitigdie wegendes überausstarkenVer¬
kehresnotwendigeVerbreiterungdieserFahrbahnenmiteinemKostenaufwand
ven rund 22 . 000Schiling durchgeführt .Im Rahmendesaussererdentlichen
Strassenbauprogrammeswirdin derJosefstadtdiePfeilgassein derStrecke
vonder Strozzigasse bis zumHauseNummer5 neu hergestellt .Die Gasseer¬
hält eine acht Meter breite Makadamfahrbahn ,die beimHausNummer5durch
einegepflasterteRampemitdembestehendenStrassenteilin Verbindungge-¬
brachtwird . DienetwendigenKostenbetragen25 . 000Schilling .Aufdem
Alsergrundwird die Fahrbahndes Althanplatæs ,die in der Fahrtrichtungvon
der Alserbachstrasse zur Friedensbrücke an einer Stelle ausserordentlich
schmal ist,mit einem Kostenaufwande von fast . 000Schilling verbreitert .
AusserdemwirdimRahmendes ausserordentlichenStrassenbauprogrammesdas
Helzpflaster in der Spitalgasse in der Strecke von Haus Nummer11 bis zur

Nadlergasse mit einem Kestenaufwand ven 15 .000 Schilling erneuert .Imaus - ¬
serordentlichen Strassenbauprogramm ist auch der Umbauder Inzersdorfer¬
strasse in Favoriten in der Strecke ven der Neilreichgasse bis zurBern¬
hardstalgasse vorgesehen .Die Inzersdorferstrasse erhält eine siebenMeter
breite FahrbahnausKleinsteinpflasteraufBetonunterlagemitFugenverguss.
Die Gehsteige werden instandgesetzt .Zwischen der Fahrbahn und denGehstei¬
gen bleiben beiderseits bekieste Bankettebestehen .Die für dieseArbeiten
netwendigenKostenbetragenrund105 . 000Schilling .In Hietzingwirdim
Rahmen des auserordentlichen Strassenbauprogrammes die Hagenberggasse
zwischenErzbischofgasseundInnocentiagasseumgebaut .Die Gasseerhältmit
einem Kostenaufwandvon 35 . 000Schilling eine Wakadamfahrbahn ,die seitlich
durch einen Granitwürfelsaum abgegrenzt wird . Ebenfalls im Rahmendesaus¬
sererdentlichenaStrassenbauprogrammeswirdin FünfhausdieSchanzstrasse
in der Strecke von der Schmutzergasse bis zum Akkonplatz umgebaut .Die
Strasse erhält auf der Seite der geraden Hausnummern - auf der Seite der

ungeradenHausnummernist sie bereits gepflastert - Kleinsteinpflaster auf
Betonunterlage .Gleichzeitig werden die Gehsteige instandgesetzt unddie
Gehflächen längs der Baumreihenmit Oberflächenteerung versehen .Dernot¬
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wendigeKostenaufwandbeträgt rund90 . 000Schilling .In Hernalswird,eben¬
fallsimausserordentlichenStrassenbauprogramm ,derFrauenfelderplatzvon
der Heigerleingassebis zur Beringgasseumgebaut .Geplantist dieHerstellung
einer sechseinhalb Meter breiten Fahrbahn mit Asphaltbelag auf Betonunter¬
lage im Zuge der Halirschgasse und einer ebensolchen ,acht Meterbreiten
Fahrbahnin deranschliessendenStreckederBeringgasse.DieGehsteigewer¬
denbekiest .Für diese ArbeitenwerdenKostenimBetragevon73 . 000Schil -¬
ling aufgewendet .DieGrinzingerstrassein Döblingwirdin der Streckevom
HausNummerll3bis zumHausNummer121neugepflastert .DieDurchführung
derPflasterungsarbeitenerferdertKestenimBetragevonetwa33. 90,
Schilling .Schlieslich wird in Floridsdorf im Rahmendesausserordentlichen
Strassenbauprogrammesin der LeopoldFerstl - Gassezwischen derFloridsder¬
fer Hauptstrasse und der Hausgrenze zwischen den Häusern Nummer1l und
Nummer16eine siebenMeterbreite Asphaltfahrbahnauf Betonunterlageher¬
gestellt .Die Gehsteige ,die vonder FahrbahndurchGranitrandsteineabge¬
grenzt werden ,werdenumgepflastert und instandgesetzt .Dienotwendigen
Kosten betragen rund le .eco Schilling .

Jubilare der Ehe .
In der vorigen Wochefeierten die Ehepaare Anton undFranziska

Blaha ,Franz und Barbara Kallat ,Franz und Elisabeth Kounitzky ,Ferdinand und
PaulinePerger ,Josef undMariePollak ,SalomomundMarieSteiner ,Eduardund
Theresia Thorwartl und Ludwigund Resa Wejnarski das Fest der goldenenHoch
zeit .In Vertretung des Bürgermeisters erschien am letzten Freitag amts¬

führender Stadtrat Honay in der Wohnung der Jubelpaare,beglückwünschte sie
und überreichte ihnen die Ehrengabe der Stadt Wien .

EröffnungderWärmestuben .
UeberAuftrag des amtsführendenStadtrates Professor Dr .Tandler

werdenheutedie WärmestubenErdbergstrasse85 ,Puchsbaumplatz13 ,Nobile-¬
gasse 35 ,Seeböckgasse 18 und Burghardtgasse 3 eröffnet .DieWärmestuben
sind täglich von 20 Uhr bis 6 Uhroffen .

— — — — — — — — ——
Verlegung des Gemüsegrossmarktes .

Der Gemüsegrossmarkt ,der bisher an der Strassenecke Reinprechts¬

dorferstrasse - Siebenbrunnenfeldgasseabgehalten wurde,wird von morgen ,Diens
tag,an auf las Gelände des benachbarten städtischen Pferdemarktes verlegt .
Gleichzeitig wird für die Zeit bis 30 .Novemberdie Marktverkehrszeit von
14 Uhr30 bis 16 Uhr30 undab . Dezembervon11 Uhrbis 16 Uhrfestgesetz¬
Das Aufstellen von Marktfuhrwerken in den umliegenden Strassenzügen ist
verboten ,Im Interesse einer reibungslosen Abwicklung des Marktverkehres

sind die einschlägigen Weisungen der Organe des Marktamtes und der Bundes¬
polizei genauestens zu beachten .

. . - . - .- .
Absperrung des Nordwestbahnsteges .

Da der Bohlenbelag des Nordwestbahnsteges über die Donauteil¬
weise erneuert wird,wird der Steg vonheute an auf die Dauervonungefähr
vier Wochen für den gesamten Verkehr abgesperrt ,
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Ein englisches Urteil über Wien .
Der bekannte englische Dramatiker Robert Nichols ,der

sich derzeit mit seiner Gattin in Wien aufhält ,hat vor kurzem einige

Wiener Schulen ,Wohnhausbautenund Fürsorgeeinrichtungen besichtigt .Ander
Rundfahrt nahm auch die Gattin des berühmten amerikanischen Schriftstel¬

lers Sinclair Lewis ,die unter ihrem Schriftstellernamen bekanntePubli¬
zistin DorothyThompson ,teil . RobertNicholshat nachdieserBesichtigung
an Bürgermeister Seitz ein Schreiben gerichtet ,in dem er für die Gast - ¬
freundschaft Wiensdankt und das AufbauwerkWienswürdigt ;in diesemSchrei¬
ben heisst es :

" Ich mächte Ihnen ,Herr Bürgermeister ,und Ihren Mitarbeitern meine
aufrichtigsten Glückwünschezu den wundervollenLeistungen sagen ,diemich
in Erstaunen gesetzt und in mir das Gefühl tiefer Anerkennung dafür hinter¬
lassen haben ,dass Wien während der unheilvollen Jahre der Welt ein Bei¬
spiel in der Fürsorge für die Bevölkerung gegeben hat .Ganz besonders

möchte ich Ihnen zu den Sehulen gratulieren .Die Reinlichkeit ,Geselligkeit ,
Selbstentwicklung und Intelligenz der Kinder haben mich entzückt undmit
den besten Hoffnungen für die Zukunft Ihrer Stadt und Ihres Landes erfüllt .

Ich habe viele Länderbesucht ,darunter Amerikaund Japan ,in denen ,wieSie
wiüssen ,der Unterricht einen grossen Teil des sozialen Programms bildet .

Aber niemals haben Volksschulen einen solchen Eindruck auf mich gemachtwie
in Wien,niemals habe ich die Gegenwart von mehr Gehirnen und von mehr Hin¬

gabe an das gefühlt ,was ich wirkliche Erziehung nenne ,nämlichErziehung
nicht für eine Reglementierung ,sondern für das Aufblühen der Persönlich¬
keit .Ganz besonderen Eindnuck haben auf mich die Massnahmengemacht ,die
unternommenworden sind ,umKindern von aussergewöhnlicher Fähigkeit einen
entsprechenden Unterricht zu sichern .Die Besichtigungsfahrt war mir ein
grosses Erlebnis ,eine erstaunliche Demonstration dessen ,was österreichi¬

scher Mutund österreichischer Eifer trotz so vielen Widerwärtigkeiten
leisten können ;diese Leistungen sind eine Lektion für alle ,die sonst in

Europa im Kampf um die Menschlichkeit verzagen wollen . "

Entfallende Sprechstunde .
AmkommendenFreitag entfällt wegendienstlicher Verhinderung

die Sprechstunde beim städtischen Finanzreferenten Stadtrat Breitner .

WienerGemeinderat .
Nach Verabschiedung im Wiener Stadtsenat und im städtischen Fi¬

nanzausschuss gelangt der Rechnungsabschluss der Stadt Wien für das Jahr

1931 nunmehrim Wiener Gemeinderat zur Beratung .Der Gemeinderat derStadt
Wien tritt daher morgen ,Mittwoch ,und die folgenden Werktage zusammen .Die
Gemeinderatssitzungenbeginnenmorgen ,Mittwoch ,um17 Uhr ,Donnerstagund
Freitag um 16 Uhr .

— .
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Stadtrat Honaybei denverunglückten
Feuerwehrmännern.

Bei demgrossenBrandin der Linzerstrasse ist derFeuerwehrmannonarschwerverunglückt.ErhateinenSchädelgrundbrucherlittenund
st in dasSpital der StadtWienüberführtworden .SeinZustandhat
lich jetzt bedeutendgebessertundTonarbefindetsich bereits aufdemegeder Genesung. Ebensoist der ZustanddesFeuerwehrmannesTrunk,
er bei einerAusrükkungsicheineVerletzungdesRückenmarkeszugezo¬
enhat ,ein befriedigender .In BegleitungdesBranddirektorsInge¬
eur Wagner besuchte heute amtsführender Stadtrat Honay die beiden
erunglücktenFeuerwehrmännerimSpital undsprachihnenfürihre
ufopferndeHaltungDankundAnerkennungaus .

VondenBezirksvertretungen.
DieBezirksvertretungInnereStadttritt morgen,Mittwoch,18UhrzueinerPlenarsitzungzusammen.
DienächsteSitzungderBezirksvertretungWähringfindetüber-¬orgen,Donnerstag,um17Uhrstatt.
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AutobuslinieTivoli -Wienerberg.
Die Gemeinde hat in den letzten drei Jahren auf den Tivoli¬

gründen und auf dem Wienerberg in Meidling - Favoritenzwei grosse Sied¬
lungsanlagenerrichtet ,die vonmehrals sechstausendMenschenbewohnt
werden .Das neue Wohngebiet ist vom Strassenbahnnetz ziemlich abseits

gelegen ;es wurdewiederholt das VerlangennachFührungeinerAuto¬
buslinie gestellt ,da der Bau einer Strassenbahnlinie wegen der ausseror¬
dentlich hohen Kosten nicht möglich ist . Eshaben auch mehrerePrivatun¬
ternehmungenbeim Magistrat umErteilung einer Konzessionfür dieseAu¬
tobuslinien angesucht .

HeutesprachnuneineAbordnungderMieterausdenbeidenSied¬
lungen unter Führungdes Bezirksvorstehers Zanaschkabeimamtsführenden
Stadtrat Honayvor undbegründeteeingehenddie NotwendigkeitderBereit¬
stellung eines Verkehrsmittels .Stadtrat Honay erwiderte ,dass er die Wei¬
sung geben werde ,eine Konzession zum Betriebe einer Autobuslinie zuer¬
teilen ,die bei der Stadtbahnstation Schönbrunn beginnt undvoraussicht¬
lich über die Grünbergstrasse ,Hohenbergstrasse ,Philadelphiabrücke ,Drasche¬
gasse ,Wienerbergstrasse bis zur WohnhausanlageSpinnerin amKreuzführen

wird .

Die Abordnungdankte für diese Zusage ,da durch sie einlang¬
jähriger Wunschder Bewohnerder beidenSiedlungenerfülltwird .

Strassenbauten in Wien .
Der Gemeinderatsausschussfür technische Angelegenheiten ,der

in den letzten Wochendie Durchführung eines umfangreiehenStrassenbaupro¬
grammesmiteinemKostenaufwandvonmehrerenMillionenSchillingbeschlos-¬
sen hat,hat auch in seiner letzten Sitzung Aufträge zur Durchführungvon
Strassenarbeiten in Hietzing und in der Brigittenau mit einemKostenauf¬
wande von nahezu 200 . 000Schilling vergeben .In der Brigittenau soll eine
Teilstrecke des Handelskais ,und zwarvomHausNummer98 his zumHaus
Nummer128 ,umgebaut werden .Die Strasse erhält eine acht Meterbreite
Fahrbahnmit Kleinsteinpflasterungauf Makadamunterlage .Dieerforderlichen
Kostenbetragenrund62 . 000Schilling .Ueberdiessoll in Hietzingder
Flötzersteig vonder Waidäckergassebis zur Spiegelgrundstrasseumgebaut
werden .DerFlötzersteig erhält eine zwölfMeterbreite Fahrbahnmit
Kleinsteinpflaster auf Betonunterlage ;die Fugen werden mit Asphalt ver - ¬
gossen und die Fahrbahn beiderseits mit Granitsteinen abgegrenzt .Fürdiese
Arbeiten sind Kostenim Betragevon135 . 000Schillingerforderlich .
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Rechnungsabschluss1931
WIENER GEMEINDERAT

Sitzungvom23 .November1932 .

BürgermeisterSeitz eröffnet nach17 Uhrdie Sitzung . DerGe¬
meinderat tritt in die Beratungenüber den RechnungsabschlussderBundes¬
hauptstadt Wien für das Jahr 1931 ein .

Die Verhandlungen leitet Stadtrat Breitner mit einer Redeein ,
in der er das abgelaufene Verwaltungsjahr als ein Krisenjahr erster Ord- ¬
nung für die Gemeinde Wien bezeichnet .Der Zusammenbruch der Creditan¬
stalt brachte eine nie vorher auch nur annähernd dagewesene Vertrauens¬

erschütterung in der ganzen Welt . DieWirtschaftsstörung besteht nochun¬
vermindertundmachtsich überall ,vor allemnaturgemässin Wienverhäng-¬
nisvoll fühlbar .Darüber hinaus aber wurde Wiendurch die harte undunge¬
rechte Abänderungder Abgabenteilung schwerstens beeinträchtigt .DieAb¬
gaben des Wiener Industriegebietes wandern ab und ermöglichen ausserhalb

Wienseine viel leichtere Steuerpraxis .Dafür fehlen aber demWiener
Gewerbedie Aufträge der Gemeindeund die Folge alldessen ist dasAn¬
wachsen der Arbeitslosigkeit .

DieAbgabenertragsanteilehabenstatt der laut Mitteilungdes
Finanzministeriumsveranschlagtenrund 138MillionenSchillingknapp
88 MillionenSchilling geliefert .MittenimVerwaltungsjahrmusstendie
vomGemeinderatbereits bewilligtenBudgetansätzeweitestgehendgeändert
werden .Die Bezüge der aktiven und pensionierten Angestellten sind
gekürzt wurden ,die Investitionen ,darunter leider auch derWohnhausbau
haben sehr starke Einschränkungen erfahren .Nur das Fürsorgewesen ist

voneiner Minderungder Leistungenausgeschlossengeblieben .Erspar¬
nisse ,die in den Anstaltsbetrieben erzielt werden konnten ,sind der
offenen Armenpflege zu Gutegekommen.

DerFinanzreferentwendetsich sodanndemProblemderFinan¬
zierung der Wohnhausbauten zu und führt diesbezüglich Folgendes aus :

Alle Länder und Gemeinden ,die eine grössere Verschuldung auf
weisen ,befindensich gegenwärtigin der übelstenLage .JederTagbringt
Meldungenvonder Zahlungsunfähigkeitder angesehendstenStädte .Ichwill
nicht von den Schwierigkeiten sprechen ,die NewYork oder Chigagohaben .
Es sei bloss daran erinnert ,dass in der letzten Zeit Frankfurt a .M .und
Köln an die Nachsicht ihrer Gläubiger appellieren mussten .Angesichts

dieses Tatbestandes sollte manmeinen ,dass die so viel angefeindete Fi- ¬
die Investitionennanzpolitik der Gemeinde als richtig anerkannt wird ,/in erster Linie

den Wohn- hausbaunicht durch Schulden zu finanzieren . .Trotzdemhatas
bei der Beratungdes Rechnung- abschlusses1931imgemeinsamenAusschuss
nicht an tadelnden Hinweisen nach dieser Richtung hin gefehlt . .
Manmusssich nur einmal vergegenwärtigen ,wie die Lage Wienswäre ,
wenn wirklich der Wegder Anleihen beschritten worden wäre .Einige unan¬
fechtbare Zahlen werdendas notwendigeBild liefern .Vomersten Jänner
1923an bis zum31 .Dezember1932werdensich die AusgabenderGemeinde
für den Wohnhausbauaus eigenen Mitteln ,also ohne Einbeziehung derBauten
mit Hilfe der Bundesaktion ,auf rund 760MillionenSchillingbelaufen .
Dazu kommennoch die Aufwendungenfür Grundkäufe in demgleichen Zeit¬
abschnitt mit 55 Millienen Schilling .Dasergibt zusammenAusgabenfür
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den eigenen Wohnhausbauvon 815 Millionen Schilling .Die grossen Kosten
für die Aufschliessungdes Geländes ,für Strassenbau ,Kanalisation ,
Zuleitung vonWasser ,GasundStrombleiben dabei vollkommenunberück¬
sichtigt .Die Gemeindehat bekanntlich eine einzige Anleihe ,jenefür
die städt .Unternehmungen ,Ende1927aufgenommen .Eswardies diegünstig¬
ste Zeit undWienkonnte ,ebennur deshalb ,weil es sonstschuldenfrei

war ,ungewöhnlichvorteilhafte Bedingungenerzielen .Geht manalso
selbst von der unwahrscheinlichen Annahme aus ,dass es möglich gewesen

wäre ,auch den Wohnhausbau in der gleichen so vorteilhaften Weisezu

finanzieren ,sowürdedemeinAnlehensnominalevon924MillionenSchilling
entsprechen .Der durch 25 Jahre zu leistende Tilgungsdienst samtden
Einlösungsspesenwürdesichalljährlicheaufrund76MillionenSchilling
belaufen .Undnunmussmandie Wirkungauf das Budgetuntersuchen .
Zunächst ist es selbstverständlich ,den Nettoerlös der Wohnbausteuer

als Deckungzu verwenden .Es Sinddieslaut Voranschlag1933 ,also
schon einschliesslich der Erhöhung ,4h,514 . 000Schilling .Damit
könnte also ,wie mansieht ,keinesfalls das Auslangen gefundenwerden .
Eswärevielmehrnotwendig ,nochdarüberhinausrund31 . 5Millionen
Schilling aus anderen Steuerquellen he inzuziehen .Das Erträgnis von
nicht wenigerals weiterenzwölfGemeindesteuernmüsstefür denSchulden¬
dienst herangezogenwerden .Grundsteuer ,Bodenwertabgabevonverbautem
Liegenschaften ,BodenwertabgabevonunverbautenGrundflächen ,Nahrungs¬
oder Genussmittelabgabe ,Fremdenzimmerabgabe ,Wertzuwachsabgabe ,Plakat - ¬
abgabe ,Inseratenabgabe ,Hauspersonalabgabe ,Feuerversicherungsabgabe ,
Feilbietungsabgabe und Konzessionsabgabesollen nach demnächstjährigen
Budget31,330 . 000Schilling liefern .Es bliebe nocheinungedeckter
Rest von einigen hundertausendSchilling übrig .Dasalles müsstenurfür
den Anlehensdienst verwendet werden ! Von irgendeiner ,auch noch so

gering fügigen Wohnbautätigkeitkönnteselbst verständtlich garkeine
Redesein .MitHilfeder nöchivorfügbarenWohnbausteuerkönnenimmer¬
hin 4ooo Wohnungenalljährlich geschaffen werden .HoooFamilienfindan
Jahr für Jahr eine menschenwürdigeUnterkunft .TausendeArbeiterhaben
Beschäftigung ,Dasalles hätte ein Ende .Zuwelchenfürchterlichen
Drosselungen des Budgets die Beschlagnahmeder anderen zwölfGemeinde¬
steuern für Schuldenzahlennochausserdemführenmüsste ,kannmansich
vorstellen .An eine Aufrechterhaltung der Fürsorge im heutigen Umfange
wäre nicht mehrzu denken .In einer Zeit wachsenderSteuerergebnisse
mochte manvielleicht das Schuldenmachenanders betrachten .Geradedie
rückläufige Konjunkturbeweist ,dass es ein schweres Unglückfür Wiengewe
wäve ,dieser Verlockung zufolgen .

Der Fi nanzreferent wendetsich sodann den gleichfalls zurstehenden Berichten
Beratung/desRechnungshofesundKontrollamteszu .Wiensteht ,solegte
er dar ,auch in dieser Beziehung unter einem Sonderrecht .Alserste
Gemeindeundals erstes Landhat Wienfreiwillig sich ein eigenes ,vom
Magistrat vollkommen unabhängiges Kontrollamt geschaffen .Es ist seit

1 .Juli 1920tätig .In ganzausgezeichneterWeise! Ausreinpolitischer
Gründen wurde Wien überdies der Ueber pbüfung durch den Rechnungshofunter¬
stellt .Nun liegen bereits 3 Berichte des Rechnungshofes vor .Alljähr¬
lich prüft ein Stab 'der hervorragenstenBeamten ,die übereinbewunderns-¬
wertes Massvon Sad kenntnis verfügen ,monatelang dieGebarung ,
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NebenmanchemuneingeschränktenLobstellen die BerichteUebersehen,
Mängel ,Fehler fest ,wie sie eben unvermeidlichjedemMenschenwerk
anhaften .DerRechnungshofgibt auch wertvolle Anregungen ,diegerne
befolgt werden .Nachdemder Nationalratdas Gesetzbeschlossenhatte ,
wurdeselbstverständlich der Standpunkt eingenommen ,demRechnungshof
seineschwierige Arbeit nach jeder Möglichkeit hin zu erleichtern .Der
PräsidentdesRechnungshofesanerkanntdiesauchdurchseinenAntrag,
der Gemeinderatmögeden Beauftragten für ihre Haltung den Dankaus¬

sprechen .
DasVorhandenseinzweier Kontrollapparate hat zur FrageAnlass

gegeben ,ob nicht eine überflüssige Doppelarbeit verrichtet werdeDas
trifft nicht zu .Die Tätigkeit des Kontrollamtesund desRechnungshofes
ist einevöllig verschiedenartige .Untergar keinerBedingungkannetwa
dasstädtischeKontrollamtals entbehrlichbezeichnetwerden.Wennes
nicht schon da wäre ,müsste es gegründet werden .

Die Kontrolle des Rechnungshofesbeginnterst ,wenndasGe¬
barungsjehrvollständig abgeschlossenundder Rechnungsabschlussaufge¬
stellt ist .DieTätigkeitdesstädtischenKontrollamtesaberisteine
laufende ,täglich auszuübende ,welchedie GeschäftsgebarungdesMagistrate
unausgesetzt begleitet .Das Kontrollamt unterzieht die Geschäftsfälle
unmittelbarnachihremEntsteheneinerUeberprüfung.Soprüftbeispie. -¬
weisedas Kontrollamttäglich jede einzele Post der Hauptkasseund
dadurchauchmittelbardie Kassenaller Bezirksämter .In sämtlicheBelege
undBuchungennimmtdasKontrollamtspätestensinnerhalb24StundenEin¬
sicht .Dasblosse Bewusstsein . ,dass eine vomMagistratevölligunabhän¬
gige Kontrollstelle der Gemeindeunausgesetzt am Werkeist ,schärft
selbstverständlich die Aufmerksamkeitand verhindert vonvorneherein
sehr viele Unrichtigkeiten und Unkorrektheiten in der Gebarung .Das
ständige Bereitsein für eine Kontrolle durch das eigens hiefürbestimmte
Amthat sich insbesondereauf demGebieteder Kassen -Inventar -und
Materialgebarungvonoft erprobtemWerteerwiesen .Dasunausgesetzte ,

rascheste ,demEntsteheneines SchadensvorbeugendeFunktionierenist
die Aufgabe des städtischen Kontrollamtes .

Stadtrat Breitner richtete schliesslich an denGemeinderat
die Bitte ,in die Beratungdes Rechnungsabschlu - sseseinzugehen .(Leb¬

hafter Beifall bei der Mehrheit . )
Nach Eröffnung der Sitzung leisten die an Stelle des ver¬

storbenenGemeinderatesFuchs ,bezw .des GemeinderatesFischer ,dersein
Mandatniedergelegthat ,die einberufenenGemeinderäteDr .Wernisch
undKoppitschdieAngelobung .

Die Generaldebatte über den Rechnungsabschluss wirdzugleich
mit der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppefür Finanzenabgeführt .
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GR. DrZörnlaib( chr . soz. )bemerkt,wennetwas ,auBeweisedie¬
ser Rechnungsabschluss ,dass die VerwaltungskunstderSozialdemokraten
imWienerRathausoder,bessergesagt ,ihre GrossmannssuchtSchiffbruch
gelitten hat .Dieser Rechnungsabschlusstut mit seinemstattlichen Geba¬
rungsabgangvonüber38Millionenauchrechteinträgnamdar ,aufwel¬
chesNiveauwirtschaftlicherVerelendungdie gesamteBevölkerung ,alsoauc
die Arbeiterklasse gesunken ist .Erist mit seinen trotz rücksichts - ¬
losesterSteuereintreibungumrund15MillionenverringertenEingängen
an Landes -undGemeindeabgabeneine mächtigeAnklagegegeneinwirtschafts
vernichtendesSystem ,dasmanschonals kommunalesAusbeutungssystembe¬
zeichnenmuss ,gegeneinSystem ,dasauseinemdergrösstenZusammenbrüche
unseres Volkes und seiner Wirtschaft geboren wurde .Es fällt unsGhrist¬
lichsozialengewissnichtein ,jenenVorwürfezumachen ,die einstwohl
gutgläubig ,aber nicht minder leichtgläubig den Versprechungen der sozial¬

demokratischenPartei ,dasssie aufs sparsamsteundwirtschaftlichstein
derGemeindehaushaltenwerde ,Gehörgeschenkthaben ,jenen ,dieIhnenihre
Versprechungenvondemgeistigen,kmlturellenaberauchwirtschaftäichen
Aufstieg des Arbeiterstandes geglaubt haben . Abermit Ihnen ,mit derMehr¬
heitdesGemeinderates,diees verstandenhat ,durchsolcheVersprechungen
die Mehrheitder WienerBevölkerungfür sich zu gewinnen ,müssenwirein
ernstesWatredenundwirhoffen ,dassSieunsdiesmalnichtnuranhören,
sondernancherhörenimInteressederwerktätigenBevölkerungWiensund
der WiederbelebungunsererdurchIhre masslosenAusgabenundAbgabenpo¬
litik zusammengebrochenewWirtschaft.WirChristlichsozialehabenSieoft
genuggewarntundvonIhnenverlangt,Siemögennichtsoeinewirtschaft¬
lich ?FahrtinsBlaueinszenieren,Siemögennichtsowirtschaften ,alsob
wirnieeinenKriegverlorenhätten ,als obbeiunsHandel ,Industrieund
Gewerbenochin Blütewäre ,als obwirüberein UebermassvonreichenLeu¬
ten in Wienverfügten ,derenReichtumunerschöpflichist .AberSiehaben
alle unsereWarnungenin denWindgeschlagen .Ihre Abstimmungsmaschinefunk
tionierte tadellos ,auchwennsie die Wirtschaftzermalmte .Sie warenvon
einer marxistischen Ekstase befallen . Werso vermessen war ,Ihnen zusagen ,
dassIhreAusgaben-undAbgabenpolitikwirtschaftsternichtendsei ,den
habenSierundwegals einenFeindderArbeiterklasseverfehmt ,alseinen
FeindjenerArbeiter ,dieSienundankIhrerwahnwitzigenPolitikdemge-¬
fährlichstenunddemamschwerstenzubezwingendenFeindderArbeiterschaf
nämlich der Arbeitslosigkeit ausgeliefert haben .

WirChristlichsozialehabenIhreGemeindepolitikbekämpftso¬
wohlwegenihrerZieleals auchwegendervonIhnenangewendetenMittel
undauchwegenihrereinseitigenklassenmässigenparteipolitischenEin¬
stellung .SowohlderRechnungsabschlusswiederKontrollamtsberichtundder
Rechnungshofberichtgebenunsdarinrecht .IhreZielewarenutopisch ,dabei
abermitunheimlichvielenKostenverbunden .Siewolltenja dasGrosder
kulturellenundsozialenBedürfnisse,sowieSiesiesehen ,gleichfürmin
destensvierGenerationenvoneinereinzigenGeneratton,vondergegenwärt
gentragenlassen .WashabenSie ,als Sie Ihre Herrschaftantraten ,alles
versprochen!Daist IhreWohnhauspolitik.Siehabenimmerhinausposaunt,das
numin diesersozialistischenMusterstadtdie sozialeundwirtschaftlicheWohlfahrt für ewige Zeiten begründet sei .Sie haben Ihre Elite in diese

"monumentalenStättensozialistischenAufbaues"gesetzt. DasGrosdieser
IhrerAnhängerlehtheuteindiesenmonumentalenStätteneinElendsleben,616
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gesetzt auf die Arbeitslosenunterstützungundzumgrössten Teilschmn
ausgesteuert ,und Sie müssennun dazu sehen ,wie Sie aus diesenmonumentalen
Stätten sozialistischen AufbauesIhren Mietzinsbekommen .Heutedrehtes
sich gar nicht darum ,ob mit Anleiheoder nicht gebaut wordenist .Auf
GrunddesRechnungsabschlussesist dasEinefeststehend ,dassdiesesZiel ,
den Hausbesitz zu sozialisieren ,UnsummenGeldesgekostet hat ,dassaber
dieses Ziel ein Dahinschwindender kommunalenSteuerträger undeinHerab¬
sinken der Gemeinde -und Landesabgaben ammehr als 15 Millionen gebracht
hat .Der Rechnungsabschlusszeigt aber auch ,dass dieses Ihr Zielutopisch
war . Denn schon im J,hre 1931 mussten Sie unter dem Druck der realen Ver¬

hältnisse die Ausgabenfür diese Zweckevon90auf 60Millionensenken,
Sie musstenimJahre1932nachweiterherabgehenundwerdenimJahre1933
die Ausgabennochweiter umein Bedeutendessenkenmüssen .Aberauchder
Kontrollamtsberichtzeigt ,wierichtig unsereEinwendungenwaren .Indiesem
Bericht wirdfestgestellt ,dass sich bei der Werkstätte desstädtischen
Fuhrwerksbetriebesdie KostenvonNeuherstellungenhöherbeliefenalsbei
privatenFirmenunddassdurcheine wesentlicheVerringerungderDurchfüh¬
rung von Neuherstellungen es inzwischen möglich gewesen ist ,denPersonal¬
stand der Werkstätteumrund30 Prozentherabzusetzen .Auchin derWerkstät
im XII . Bezirkist durch VergebungvonArbeiten an Private derPersonalstan
wesentlichverringert worden .Dasgleiche gilt vonder Erhaltungderöffen
chenGartenanlagen ,für die FuhrwerksleistungenimBetriebderGemeinde¬
friedhöfe undso weiter .Ueberall habenIhreSozialisierungstendenzen
Schiffbruchgelitten .Sie warensogargezwungen,ArbeiterundAngestellte
abzubauen . BeidennächstenWahlendürfte die Mehrheitnicht mehrversprech
wir bauen weiter ,sondern sie müsste sagen : wirbauen weiter ab( Lebhafter
Beifall bei den Christlichsozialen )

RechnungsabschlussundKontrollamtsberichtgebenunsaber
auchRecht ,wennwir Sie so hartnäckigbekämpfenwegender vonIhnenange¬
wendeten Mitteln .Sie haben durch Aufzwingungeiner Serie von Steuern ,die
sich vor allem gegendie Träger der bürgerlichen Wirtschaftsordnungrich¬
teten ,alles in Ihrem fanatischen Hass gegen jeden Besitz getan ,umauch
den schaffenden Besitz zu schädigen ,und haben dabei übersehen ,dass ein

solches Vorgehenfür die Wirtschaftkatastrophal ist ,sich aber auchnatur
gemässauf tausendeundabertausendeArbeiterundAngestellteauswirkt .
Sie habenauchwirtschaftlich vertretbare Abgabenmit einer solchenRück¬
sichtslosigkeit und mit einer Nichtbeachtung der Wirtschaftkraft des ein¬

zelnenSteuerträgernbemessenundeingehoben ,dass manfüglich sagenkann ,
die Gemeindeist nicht nur Eigehtümerineiner Leichenbestattung ,sbeist
auch die Totengräberin vieler tausender wirtschaftlichen Existenzen ( Leb¬

hafter Beifall b .d .Chr . soz . )
Es war uns vonvornherein klar ,dass bei dieser enormenHöhe

undunfassbarenZahl vonGemeindeabgabenschliesslich dieSteuerquellen
versiegen müssen .Die Fürsorgeabgabemusste zurückgehen ,da sie inihrer
derzeitigen Höheprotuksionshemmendist unddeshalb eine UnzahlvonUnter¬
nehmungenzugrundegehenmüssen .Auchdas Herabsinkender Abgabefüröffent¬
liche Ankündigungenundder Inseratenabgabedeutetauf ein Schwindender
Steuerkraft ,auf ein Schwindenvon Unternehmungenhin .Mit derHausperso¬
nalabgabe ,mit der Sie einst die Reichen treffen wollten ,haben Sienur
die Aermstender Armengetroffen .Sie ist umrundeineViertelmilliongerin¬
ger gewor den .Die Reichen sind abgewandert ,zurückgeblieben sind nurdie
stellenlosenHausgehilfen.Esist übrigensfür dieMehrheit ,die immervor¬
gibt ,sozialzuhandeln,kennzeichnend,dasssiegeradedieseSteuer ,gegen
die wirseit jeherankämpfen ,nochimmeraufrechterhält .Dassauchdi617
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AbgabenvomVerbrauchvonGasundelcktrischemLichtgesunkensind ,zeigt ,
dass die grossenMassensich auchschonamNotwendigsteneinschränken

müssen . WogegenüberdemVoranschlageinige wesentliche Mehreinnahmener¬
zielt worden sind,wie zum Beispiel bei der Nahrungs -undGenussmittel - ¬

abgabe ,bedeutetdieses Plus auchnur einenLeichensteinmehrauf demWege
ganzerGruppenvonGewerbetreibenden .Auchdie Mehrheinnahmebei derWert- ¬
zuwachsabgabeist kein erfreuliches Zeichen .ZumTeil ist sie wohlaufdie
Schillingflucht ,zumgrossen Teil aber auf Zwangsversteigerungenzurück¬
zuführen ,die auch nur den wirtschaftlichen ZusammenbruchvonExistenzen
bedeuten .HörenSie endlicheinmaldamitauf ,die Wirtschaftskriseundden
Zusammenbruchder Creditanstalt als die Hauptfaktorendafürhinzustellen ,
dass Ihr Etat über das Haufengeworfenwurde . Wirmeinen ,dasszumindest
ebensoargwie diese beiden Faktorenin dieser Stadt eine massloseKlassen¬
mässig eingestellte Steuer -und Abgabenpolitik gewütet hat ( LebhafterBei¬
fall bei den Chr . soz . ) . Wierecht wir hatten ,als wir schon seit Jahren
einenradikalenAbbauder Abgabenverlangthaben,beweistauchdieenorme
Höheder Rückständean Landes -undGemeindeabgabenimBetrageron24' 51
Millionen .Auchwennsich dieser Rückstandauf zehnJahrebeziehtist das
genug .Die Anregung des Kontrollamtes ,der Magistrat möge diese Einnahmen¬
rückständeauf ihre Einhringlichkeit überprüfen ,ist sehrberüksichtigungs¬
würdig ,Das Ergebmisdieser Ueberprüfungwird sein ,dass dieseRückstände
restlos uneinbringlichsind unddasssie restlos werdenabgeschriebenwerden
müssen .Manverschaffe damitder Bevölkerungendlich eine kleineErleich¬
terung ,nachdemmansie durchein Jahrzehntmit dieser wahnwitzigenAbga¬
ben -undAusgabenpolitikgequälthat .

Der Rechnungsabschluss beweist aber auch ,wie berechtigt unsere
Gegnerschaft gegenIhre einseitige parteipolitische Einstellung in derBe¬
meindepolitik war .Da hat man viele Millionen Schilling aus der ganzen Be¬

völkerungohneUnterschiedder Parteieinstellung herausgepresstundsiezur
ErbauungvonMammuthäusernverwendet,dienichtsanderesseinsollten,als
ZwingburgenIhres Parteigeistes .Sie erbauendiese Wohnungenja nurdeshalb
damitSieIhrenParteiangehörigenGeschenkemachenkönnen. EskommtIhnen
nicht darauf an ,in dieser Stadt ,sondern für Ihre Parteigenossen sichtbar
zu verwalten .Sie haben die Siedlungsbewegung vernachlässigt ,ja ihr sogar
entgegengearbeitet ,weil Sie heimatverbundeneMenschennicht brauchen .Sie
habenauchviel Geldfür dasStadionausgegeben ,zumgutenTeildeshalb ,
damitSie dort die Arbeiterolympiadeabhaltenkönnen .DieganzeStadtmusste
die Inszenierungskosten für eine Parteiparade bezahlen .uns

Wenn /auchRechnungsabschluss ,KontrollamtsberichtundRechnungs¬
hofbericht Rechtgeben ,so stehen wir allen diesen Vorlagendochablehnend
gegenüber ,zunächst aus matæriellen Gründen ,weil sie auf einer von unsbe¬
kämpften ,grundirrigenGemeindepolitikaufgebautsind ( LebhafterBeifallb .
d .Chr .soz ' .Alle diese Vorlagen geben auch kein ganz klares Bild ,namentlich

nicht überdasGemeindevermögen,ohwohles für die Bevölkerung ,derenGross
teil hungert und darbt ,sehr interessant wäre ,zu wissen,wie grossinsbe¬
sonderedas Immobiliarvermögender Gemeindeist . Wirlehnen die Vorlageaber
auch aus formellen Gründen ah . Wirwollen mit Ihnen in keinem Belangedie
Verantwætungteilen .Sie habengegenuns immerdie Abstimmungsmaschinewirk¬
samwerdenlassen .Nuntragen Sie auchnur allein die Verantwortung ,diegewi
recht schwerist . AberwirgebenIhneneinenTrostmit .Rechnungsabschluss ,
KontrollamtsberichtundRechnungshofberichtzeigenja deutlich ,dassIhre
Verwaltungsmethoden,dass Ihre Herrschaftin dieser Stadt zur Neigegeht .Den
Marxismus ,demSozialismusgehört nicht die Zukunftdieser Stadt ,dieZukunf618
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gehört ja doch der chrit lichsozialen Idee und ihrer Partei ,die esverstan¬
denhat ,nicht als Dienereiner Klasse ,sondernals DienerderAllgemein¬
heit zumWohleder Gesamtheit der Bevölkerung Wiens diese Stadt zuverwal¬
ten ( Lebhafter Beifall bei den Chr . soz . )

Stadtrat Frauenfeld ( Nat ,soz .) führt aus ,der worliegende
Rechnungsabschlussstehe im Zeichendes Ereignisses ,dass nachderEraedigur
dieser Vorlageder geistige Vater des gegenwärtigenSystemsdieAbsicht
hat ,in der politischen Versenkungzu verschwinden .WennHerrSt . R.
Breitner sich vonseiner Tätigkeit zurückzieht ,so nicht nurdeshalb ,
weil zwischen dieser Absicht und der Wahl vonl5 Nationalsozialisten

tigkeiteine mwerkwürdige Gleichzei besteht ,sondern wohl auchdeshalb ,
weil er nicht den Zusammebruchseiner Tätigkeit erleben will .Mankonnte
diese Finanzpolitiksolangefortsetzen ,solangedas Kapitaldazuvorhanden
war .Herr St .R .Breitner hat heute hier erklärt ,dass dieFinanzen
der GemeindeWienin Ordnungsind ,währendandere Städte in grosseNot
geraten sind ( Gem .Rätin Deutsch - Kramer( soz .dem . ). B .Koburg! )
Wirhabenin Koburgeine Schuldenlastübernommenundverringert ,wie
wir es überall tun ,wo wir zu verwalten Gelegenheit haben .Wennaber
darauf verwiesen wird ,dass die Finanzen anderer Städte in Unordnungge¬
raten sind ,so mussdementgegengehaltenwerden ,dass es dafür derBe¬
völkerung in diesen Städten besser geht .( Zustimmung bei den Nat .soz . /

Hier werdenwir es aber erleben ,dass die GemeindeWienschliesslich
der letzte Ueberlebendein Wiensein wird .Es handelt sich nichtdarum,
schöneRechnung- sabschlüssevorzulegen ,sonderndarum ,derBevölkerung
erträgliche Lebensbedingungenzu schaffen ,unddieses Problemhaben
die Sozialdemokratennicht gelöst .Wermit offenenAugendurchdie
Strassen dieser Stadt geht ,sieht ,dass ,soweit es sich umdieboden¬
ständige deutsche Bevölkerung handelt ,Wieneine sterbende Stadt ist ,
und das ist in erster Linie denen zu danken ,die diese Stadt seit 14
Jahren beherrschen .Es ist besondershevorgehobenworden ,dass inWien
so viele Wohnungengeschaffen wurden ,dass auf drei Menschenschoneine
Wohnungkommt .TrotzdemgehenTausendein den Strassen herumundwissen
nicht ,wo sie die Nacht verbringen sollen .Auf der anderen Seite kann
aber jeder ,der über ein paar tausendSchilling verfügt ,sichjederzeit
eine Wohnungkaufen .Wir finden in den Ausweisen den Gas -undElektrizitä
werke erhebliche Beträge für schuldige Gas -undStremrechnun
gen und wir müssen uns . : ,wie das möglich ist ,da jedem ,derdie
Licht und Stromrechnung nicht zahlt ,Licht und Gas gesperrt wird .DieAus¬
gleiche sind ein blühenderWirschaftszweigder jüdischenWirtschatshyänen

geworden und dort laufer ,diese rückständigen Beträgeauf .
Das kläglichste Kapitel dieses ganzenRechnungsabschlusses

stellt vielleicht das Wohlfahrtswesendar .Es fordert zur schärfsten Kri
tik heraus ,das eine Gemeinderatsmehrheit ,die sich als sozialdemo¬
kratisch bezeichnet ,gerade das WohlfahrtswesenzumGegenstandvonEr¬
sparungenmachenmuss .Aufder einenSeite wirdein kostspieligesStadion
genautundaufderanderenSeiteerlebenwires jedeWocheimStadtsenat ,
dassAnträgeaufErhöhungderUnterhaltsbeitiägefür altearbeitsunfähige
LeuteumzweiSchilling mit der Begründungabgewiesenwerden ,dassdie
Mittel nicht vorhandensind .In denVersergnggsanstaltenist einimmer
grösserer Abbaudes Belagesder Betten zu verzeichnen .Wirhatten imJahre
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1922 acht Anstalten mit 10198 Betten und haben jetzt nur mehr6
Anstalten mit 8702 Betten .Wir hatten im Jahre 1928 sieben Tuberkolose - ¬

heilanstalten mit 1loo Betten ,heute sind es nur mehr zwei mit 700

Betten .Wirhatten in der Jugendfürzorge9 Anstalten mit 1500Betten ,
jetzt sind Sie auf 3 Anstalten mit 900 Betten gesunken .Wirkönnten
auchvondenLehrlingsheimenerzählen ,die teils gesperrt ,teils anderen
Aktionenübergebenwordensind ,vondemInstitut fürKrüppelfürsorge
das aufgelassen wordenist ,und vonanderenwichtigen dersozialen
FürsorgedienendenEinrichtungen ,die teils gesperrt ,teils sogering
datiert sind ,dass sie nicht mehrin der alten Formaufrechterhalten

werden können .

20 verschiedeneSteuernundAbgabensind aus derBevölkerung
herausgepresst worden .Trotz des enormenBetrages von 36 Millionen

Schi lling ,der an Wohnbausteuer aus der jetzigen Generation heraus¬

gepresstwird ,ist die Wohnungsfragenichtgelöstworden .Manlegtuns
schön hergerichtete Bilanzen vor ,bleibt aber die Antwortschuldig ,

bei welchen Banken die Gelder erlegt worden sind ;wahrscheinlich bei

der Zentralsparkasse der Gemeinde Wien ,vielleicht auch bei der Arbeiter¬

bankoderbei der Eskomptegesellschaft.Ich möchteda die Fragestellen ,
ob diese Millionen identisch sind mit jenen Millionen ,die die Zentral¬

sparkassean sozialdemokratischeGemeindenin der Provinzverliehenhat
weil es sich hier umBeträge handelt ,die uneinbringlich gewordensind .
( Zustimmungbei denNat .soz . )UeberdieseTatsachenkommtmannicht

hinweg ,wennmannochso schöngarnierte RechnungsabschlüsseundBerichte
des Kontrollamtes vorlegt .Das Kontrollamt ist ein Institut ,das aus

Angestelltender Gemeindezusammengestelltist undbestenFalles alsein
Bürozur Rationalisierung ,aber nicht als Kontrollamtbezeichnetwerden
kann .Ein solches könnte es nur dann sein ,wenn an der Spitze ein pari¬
tätischer Ausschussdes WienerGemeinderatesstünde .( gustimmungbeider
Parteigenossen . )Ausserdemist uns ein Bericht des RechnungshofeszurVer
fügunggestellt worden ,der nur sanft anzudeutenwagt ,wasihmnichtgeneh
ist .Trotz dieses unerhörten Wohlwollens musste aber auch derRechnungs¬
hof mancheKritik üben .Wirkönnenalso auchdiese beidenBerichtenicht
als eine Rechtfertigungdes vorliegendenRechnungsabschlussesansehen .
Wirhabenauchkeinerlei Anhaltspunktdafür ,dass in demgegenwärtigen
Sytemeine Aenderungeintreten würde .Es wird uns im Gegenteilwiederholt
versich ert ,es bleibt alles beimalten .Es wird die Bevölkerungweiter

umihr Geldgebracht werden ,wir werdenweiter die Stadt sein ,dieeinen
WeltrekordanSelbstmordenaufstellt ,wirwerdennochtweitersteigende
Rekordziffernan BankerottenundAusgleichenaufzeichnen .DerNational¬
sozialismus ,vertreten durch seine Fraktion hier umGemeinderat ,wird
nach wie vor den Standpunkt der schärfsten Ablehnunggegen diesePartei¬
politik und gegen das Festhalten an Grundsätzeneinnchmen ,die für jeden
logisch denkenden Menschen als überholt und als undurchführbar erwiesen

sind .Wir werdendaher selbstverständlich diesenRechnungsabschlüssen
nichtunsereZustimmunggeben .Eswirdeinmaldie Zeit kommen,woRechen¬
schaft wirdabgelegtwerdenmüssennicht vor irgendeinemselbstgeschaffen
Kontrollamt ,nicht vor irgend einem mimosen - zartenRechnungshof ,sondern
woRechenschaft wird abgelegt werdenmüssendenen ,die dieLeidtragenden - ¬
dieser 14 jährigen Tätigkeit sind .AndiesemTagewirdeinePrüfung
dieser Rechnungsabschlüssestattfinden ,die objektiver undehnlicheraberfür die Schuldtragendenbedenklichersein wirdals diesemüssigeDebatte
über bereits durchgeführteDinge .( LebhafterBeifall bei denNat .Soz. )
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Gem .Rat Dr .Hanke( Nat .soz .) erklärt ,seine Partei rechne
es St . R .Breitner keineswegs zumVorwurfan ,dass er dieFinanzgebarung
auf einem bestimmten System aufgebaut hat ,wohl aber ,dass er vondieser
Richtungnicht abgegangenist ,als er einsehen musste ,dass siezum
Ruin führt .Es steht ausser Zweifel ,dass sich St . R.Breitner beiden
Ausgaben nicht von den Notwendigkeiten leiten liess ,sondern vielmehr
von demReklambedürfnisseiner Partei .Es war nicht das WohlderStadt
entscheidend ,sonderndas Wohlder sozialdemokratischenPartei .Diesehat
demSt . R.Breitner taxfrei den Titel eines Finanzgeniesverliehen .Die
GewerbetreibendenhabenihmeinenanderenTitel verliehen .SeineTätigkeit
hat sich darinerschöpft ,dasser rücksichtslosSteuerneingehobenhat .

Es war ihmdabei vollkommengleichgültig ob dabeiExistenzen .
zugrundegehen .NachunsererMeinungwarSt . R.Breitnernur einguter
Steuereintreiber .( Zustimmungbei den Parteigenossen) .Dazugehört
aber kein Genie ,das trifft jeder Steuerbeamte .Es gehört nicht einmal
Mutdazu ,denndie Mehrheithat ihmdie nötige Deckungverschafft .
Jetzt sind die Herrender MehrheitamEndeundder Rücktritt desFinanz¬
referenten bestätigt diese offenkundigeTotsache .DieKassenbestände
sind im Laufedes Geschäftsjahres auf eine Million Schillinggesunken ,
die Steuerrückständebetragenrund24MillionenSchilling .Rednerfragt
denFinanzreferenten ,ob in diesemBetragesämtlicheVerzugszinsenund
sämtlicheVerzögerungszuschlägeaufgenommensind ,undwennja ,wiehoch
die Verzugszinsenund Verzögerungszuschlägesind .Die Bevölkerungkann
die Lasten nicht weiter tragen .DeshalbhabendieNationalsozialisten
schonim Juli den Antraggestellt ,es sollen auf die DauervonzweiJahren
sämtliche Steuerrückständegestrichen werden ,wenndie laufendeSteuer

pünktlichentrichtet wird ;undwiewerdenimZugeder BeratungdesVoran¬
trages den Antragerneuern .Der Rednerkündigt einen AntragaufAuf¬
lassungderRevisionsstellean ,besprichtdanndieFragederSubventionen,
von denen auch sozialdemokratische Gemeinderäte unverblümt zugegeben haben ,

dasssie lediglichzuparteipolitischenZweckenerfolgen ,verlangtdie
Vorlageeiner Gemeindehaushaltsordnungundkommtdannauf dieNahrungs-¬
und Genussmittelabgabe zu sprechen .Er verweist darauf ,dass sich die

GemeindeWienbei derWökmiteinemBetragevon250 . 000Schillingbeteiligt
( Gem. R.Dr .Riehl ( nat .soz .) :der grösste Skandal ! )DasGastgewerbe
hat unter den gegenwärtigenVerhältnissen schwerzu leiden undes ist unver¬
antwortlich ,dasseinemKonkurrenzunternehmendieserBetragzurVerfügung
gestellt wird .DieWöksoll wiederzudemgemachtwerden ,wassieursprüng-¬
lich war ,zueinerGemeinschaftsküche .AuchderSaadion-betriebgesell¬
schaft wurde eine Stammeinlagevon 175 . 000Schilling geleistet .
DerPächterhat nichtnureinenhohenPachtzuleisten ,sondernerwird
auchverpflichtet ,woer seine Wareneinzmkaufenhat ,dieLieferanten
werdenihmgenaubezeichnet ,undauchdieseLieferantenwerdenverpflichtet
an die StadionvertriebsgesellschaftBeträgebis zu 20 . 000Schillingzu

bezahlen .

ZudemBerichte des Rechnungshofeswärenochzu sagen ,dassder
RechnungshofdieRichtigkeitdesvorliegendenBerichtesbestätigenmüsste,
dennder Berichtist unsnur in Abschriftundüberdiesin einerForm
vorgelegt werden ,in der er vom Rechnungshof gewiss nicht vorgelegt wurde .

DasKontrollamtder GemeindeWienbietet in seiner heutigenForm
keineGewährfür einewirksameKontrolle .WirhegenkeinenZweifel ,dassdie
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beauftragten Beamten ihre Pflicht nach bestem Wissen und Gewissen tun ,
aber ihre Berichte verschwinden .Wir verlangen daher ,dass wie beim

Land Niederösterreich ein dreigliederiger Ausschuss eingesetzt wird ,
der alle diese Berichte bekommt ,und dass die Beamten des Kontrollamtes

unabsetzbar gemacht werden .Wird dieser Antrag nicht angenommen ,werden
wir die Auflösung des Kontrollamtes verlangen ,

Der Minderertrag an Gemeinde - undLandesabgaben ,das Zusammen¬
schmelzen der Kassenbesände , die rückständigen Gemeinde¬

steuern illustrieren am besten die heutige Situation .Die Mehrheitist
pleite und sie hat den Ausgleich auch achon angemeldet ;sie kann ihren

Verpflichtungen ,vor allem in der Fürsorge ,nicht mehr nachkommen ,sie
muss die Aermsten der Armen kürzen .Bald wird auch das nicht mehr mög¬

lich sein und dann muss die Mehrheit den Konkurs anmelden und dasVolk .
wird über das System Breitner zu Gericht sitzen .( Lebhafter Beifall
bei der Nat .Soz . )

Vorsitzender Weigl erklärt die Debatte für geschlossen und

erteilt dem Finanzrefenrenten das Schlusswort .
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St .R .Breitner :Die beiden Oppositionsparteien haben andem
Rechnungsabschluss 1931 und damit auch an der verwaltenden Mehrheitharte
Kritik geübt .Das ist auch ganz selbstverständlich .Es kann eine Mehr¬

heit nur nach jenen Grundsätzen verwalten ,die eben ihrem Programm
entsprechen ,undmussdaherdas Missfallender Oppositionhervorrufen .

Gh .Dr .Zörnlaib hat davongesprochen ,dass dieGrossmannssucht
der sozioldemokratischen Mehrheit in dieser Stadt Schiffbrucherlitten
hat ,dass eine wahnwitzige Ausgaben -und Abgabenpolitik dasElendsleben
in dieser Stadt verschuldet habe ,Wenndem so wäre ,würde die Mehrheit
der Bevölkerung in dieser Stadt längst ein vernichtendes Urteil über

die Mehrheit gesprochen und ihr das Vertrauen entzogen haben .( Zustimmung
bei den Sozialdemokraten - Zwischenrufe bei denCrhistlichsozialen
und Nat .Soz .St . R .Frauenfeld :Ihr habt nur mehr Juden undTschechen !
DieMehrheitdieser Stadt sieht aber ,dassin denBundesländerndraussen,
die ausnahmslosunter bürgerlicher Verwaltungstehen ,es nichtzustande¬
gebracht haben ,die Arbeitslosigkeit aus der Welt zu schaffen oder auch
nur kleiner zu gestalten als in Wien .Die Mehrheit der WienerBevölkerung
blickt über die Grenzen Oesterreichs hinaus und erkennt ,dass eine Krise

ven un erhörter Gewalt über das Erdrund zieht .In England 2Millionen
Arbeitslose ,in Deutschland 5 Millionen ,in Amerika11 Millionen !
Auchim fascistischen Italien ein Arbeitslosenstand von mehrals 1Million .
Dannerkenntebendiese WienerBevölkerung ,dassdas fürchterlicheElend
der Welt wahrhaftig nicht vomWienerRathause ausgehen kann ,sondern
dass dafür ganz andere Ursachen bestimmendsind .

Ich habe schondargelegt ,weshalbdie Gemeindeim Jahre1931
ihre Tätigkeit so arg schmälernmusste .Die Abgabenteilungist zu
ungunsten Wiens geändert worden und daran ist ganz gewiss die Gemeinde¬
verwaltung unschuldig .Grosse Bankinstitute sind zusammengebrochenund
die Vertrauenskrise im kapitalistischen System hat geradezu verheerend
gewirkt .Es sind die Wirtschaft vernichtende Devisenvorschriften erlassen
worden ,überall machesich die zerstörendsten Autarkiebestrebungen geltend .
Auchdafür hat die Gemeindeverwaltunggar keineVerantwortung.

St . R .Breitner befasst sich sodann mit den von denDebatte¬
rednern vorgebrachtenEinzelheiten .Dannfährt St . R.Breitnerfort :
Es wurde gesagt ,dass zwischen den Zeilen des Berichtes desRechnungs¬
hofes ein besonderesWohlwollenfür die WienerVerwaltungzu lesensei .
Der Rechnungshofist eine von Wiengänzlich unabhängigeStelle .Wennman
schonzwischenden Zeilen lesen will ,so nur innere Achtungvoreiner
reinen ,ehrlichen Verwaltung ( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )

STR .Frauenfeld erklärte ,man ' erbte in dieser Stadt vor der Zeit .
Dasist wahr !Abernicht nur in dieser Stadt ,nicht nur in ganzOesterreid
sondern auf demweiten Erdenrundsterben Hunderttausende ,sterbenMillionen
vor ihrer Zeit ! Sie gehennicht zugrundean unsererVerwaltung ,sondern
an den unheilbaren Fehlern der kapitalistischen Wirtschaftsordnung .
( Beifall bei de Soz .dem . ) .- Zwischenrufe ) .

Die nationalsozialistischen Redner haben sich mit dem
bevorstehendenWechselim Finanzreferat befasst .GR .Hankehat indiesem
Zusammenhangvon einemSystemBreitner gesprochen .Demgegenübererkläre
ich :Es gibt kein System Breitner und es hat keines gegeben .Der Finanz¬

referent der Gemeinde hatte sein Ressort im Sinne des Programmes der so¬
zialdemokratischen Partei zu führen .( Lebhafter Beifall bei den Soz .dem . )
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Gleich allen anderen Stadträten musste er sich bemühen ,jene Grundsätze
zur Geltung zubringen ,die den Anschauungen der Mehrheit der Bevölkerung
entsprechen ,die diese Verwaltung in dieser Stadt eingesetzt und bei
jeder Wahl bestätigt hat .

Unzutreffend ist es,von einem starrsinnigen Festhalten aneinmal
beschlossenen Abgaben zu sprechen .Mit grosser Bereitwilligkeit wurden in

den besseren Konjunkturen wiederholt Ermässigungen vorgenommen .Wäre Wien
bei der Abgabenteilung nicht so verkürzt worden ,so hätte dies auchweiter
geschehen können .Wir bedauern es selbst ,dass dies heute unmöglich

ist .

Die sozialdemokratische Partei hat sich selbstverständlich
von Anbeginn auch bei den Wiener Gemeindeabgaben zu der Auf¬

fassung bekannt ,dass die Besitzlosen soweit als nur möglich geschont ,die
Besitzenden dafür aber weitestgehend zur Steuerleistung herangezogen
werden müssen .Daran kann und wird sich natürlich nie etwas ändern .Deshalb

kann auch ein Personenwechsel im Finanzreferat keinen Wechsel des Abga¬
bensystem mit sich bringen .

Einer der Oppositionsredner hat vorausgesagt ,es werdezumSchlus¬
se eine lange Dankesrede des Bürgermeisters für mich geben .Das wird nicht
der Fall sein .Ich habe den Herrn Bü rgermeister dringend gebeten ,von
einer Würdigung meiner Tätigkeit und von jedem Dankeswort abzusehen .
Das Bewusstsein ,dass ich in dieser schweren Zeit der Stadt Wien imDienste

des Sozialismus dienen durfte,ist für mich Dank genug .( Stürmischer Bei¬
fall bei den Soz .dem . - DieMitglieder der sozialdemokratischen Partei
erhaben sich und bringen STR . Breitner lebhafte Ovationen dar .
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Damit ist die Generaldebatte und die Spezialdebatte über
die Verwaltungsgruppe II beendet .

In der Spezialdelatteüber die VerwaltungsgruppeIbemerkt
SR .Stöger( chr .soz . )dieTatsache ,dassderFinanzreferent,

wieer heutesagte ,seineFunktionnurimSinnedesSozialismusausgeübt
hat ,hat sich an demstädtischenPersonalsehr bitter gerächt .Demstädti¬
schen Personal wurde ein grosser Teil der Bezüge weggenommenundder
Fersonalstandwurdetrotz des ständigenZuwachsesvonAgendenumeinige
hundertPersonenherabgesetzt .GegenüberdemVoranschlagwurdediean¬
sehnliche Summevon weit mehrals 12 Millionen erspart .Durcheinesolche
PolisiksägtdieGemeindeverwaltungandemAste ,andemsie sitzt .DieGe-¬
meindeverwaltunghat durchihrenfluchwürdigenSozialisierungswahnnicht
wenigdazubeigetragen ,die reiche Gemaindevonehemalsin dieheillose
Lagevonheutezu bringen .Es ist aber herzlosundungerecht ,dieFolgen
dieses Irrwahnsdas Personal entgelten zu lassen .Die Gemeindetreibt mitter
denngesteiltenRaubbauaufs Höchste .NurumderSozialisierungsidee
willen wurdeneine MengevonAgendender privaten Wirtschaftabgenommen
unddamiteine für die Gemeindeselbst schädlicheVergrösserungdesAuf¬
gabenkreisesderGemeindeundeineunnötigeAufblähungdesPersonalstandes
herbeigeführt ,derPersonalaufwandin einernichtzurechtfertigendenWeise
erhöhtunddamitdie heutigeunhaltbareLagegschaffen .Sinddieungeheuren
Summen,/derheutige Mammutbetreb erfordert nicht mehraufzubringen,so
suchemaneinen Ausweg nicht in der wei teren VerpreletarisierungdesPer¬
sonals ,sondern danngebemander Privatwirtschaft jeneBetriebe
zurück ,die die Gemeindezu Unrechtan sich gerissen hat .DurchdieUeber¬
nahmederKanalräumungsarbeitendurchdieGemeindewurdezumFeispiel
derPersonalaufwandschwerbelastet ,derPersonalstandumeinigehundert
AngestelltevergrössertundderPrivatwirtschaftVerdiestmöglichkeitenge-¬
nommen.Fast80ProzentderTischlergehilfensindheuteohneBeschäfitung.
Dafürhält aberdiestädtischeLeichenbestattungeineeigeneTischlerei
mitca zweiDutzendArbeiternundaucheineeigeneSpenglerei ,Betriebe,
die sich nicht nurmit der HerstellungvonSärgenbeschäftigen ,sendern
auh derPrivatwirtschaftKonkurrenzmachen.DabeiVereinigerLeiterdie-¬
sesstäctischenUnternehmensdieLeitungzweiergrosserAbteilungenin
seinerFersenundhatin derZeiteinersogrossenArbeitslosigkeitden
entsprechendenDoppelbezug.Wiesich die Auflassungüberflüssigerstädti -¬
scherBetriebeaufdenPersonalaufwandauswirkenwürde,zeigtzumBeispiel
die städtishe Dampfwäscherei .Nachdemder Bund dieser Wäscherei die Reinigun
derWäschederFondskrankenanstaltenabgenommenhatte,konntederPerso¬
nalstand von165auf 72 Personenreduziert werden .Eines derdüstersten
Kapitalist dieSchuwa.Zwarist imRechnungsabschluss1931eineHerabset-¬
zungdesFersonalstandesderSchuwaausgewiesen,aberdieLeutewurdenin
Wirklichkeitnichtabgelaut ,sonderndenverschiedenenRessorszugewiesen,
ohnedassderüberwiegendeTeildieserMenschendie Eignungfür denschwie¬
rigenMagistratsdienstbesitzt .DieArbeiterzeitunghatmicheinmalalseine
derunerfreulichstenGestaltendesWienerGemeinderatesbezeichnet.Ichlege
sehrgrossenWertdarauf ,für SiedieseunerfreulicheGestaltauchweiter¬
hin zu bleiben . Ichgebeohneweiterszu ,dass in denReihendieserSchuwa
auchanständigeundbrauchbareHenschensind ,die nur die Notder Zeitunterdiesen Janhagel getrieben hat .

ZumSchlusse verweist der Redrer darauf ,dass diesozialde¬
mokratische Partei mit grossem Applomb eine Lehrerhoch schule errichtet

hat,wassehr viel Geldverschlang .Keineinziger der Abselwentenkonnteaber
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mittel nur Kindern
bisherangestelltwerden. Wennmansichentschliessenkönnte ,dieLern¬unbemittelter

Eltern zu geben ,könnten Hunderte von
Junglehrernangestellt werden ,ohnedass demübrigenPesonalnur einHel-¬
ler weggenommenwürde . DerRednererklärt ,dass seine Partei gegendenRech¬
nungsabschlussstimmenwerde( LebhafterBeifall bei d .Chr. soz. )

GR .Scholz ( nat,soz . )bemerkt ,der Rechnungsabschluss1931
zeige die grosse Hilflosigkeit ,mit der die GemeindedemPersonaletatgegen- ¬
überstehe .Sich mit den ziffernmässigenAnsätzendesRechnungsabschluses
im Einzelnenzu beschäftigen ,wäremüssig ,da es sich hier umleblose
Ziffernhandelt ,für die die Belegefehlen .AberübereineGruppevonZiffert

wennmüssenwir sprechen .Wirfindenesungeheuerlich, in einer Zeit ,in der
in WiengæausamerHungertobt ,Bürgermeisterüber23 . 000Schilling
imJahrundeinamtsführenderStadtratdurchschnittlich2000Schillingim
Monatbezicht .FürunsNationalsozialistenistes salbstverständlich,dass
in diesenZeitläufenfür jeden ,undsei es auchder verwöhntestePro¬
letarierführer ,derBetragvon800bis 1000Schillinggemügenmüsste ,damit
er seinproletarischesDaseinfristenkann .WirwerdenvondenAnträgen,
diewirinderBeziehunggestellthaben,nichtabgehen. Wirwissenganzge-¬
nau ,dassSTR. SpeiserbestimmtkeinleichtesAmthat ,undwirwissenauch,
dasser keinso freundlicherHerrzudnJudenist ,wieer esseinerzeit
war. DerGrunddavonliegtvorallemdarin ,dassSTR.SeiserzurVerwaltungs -¬
gruppeIII in Zwiespaltsteht .Erist wohlnurein Wald -undWiesenanti¬
semit ,aberimmerhinist er Antisemitgeworden,Ladie besondereBever¬
zugungdesauserwähltenVolkesin dieserVerwaltungsgtuppesogarihmüber
dieHutschnurgeht. Derfednerwendetsichsodanndagegen,dassstattdes
vorgesehenenBetragesvon300. 000Schillingfür Remunerationenausver-¬
schiedenenAnlässennur18 . 000Schillingausbezahltwurden ,währendder
betrag ,deranRemuneraticnenfürdiePehrpersonenantschechischenSchulen
vorgesaannwar ,beinahezurGänzeverausgabtwurde.FürSie ,dieSieunsbei
unseremEinzugindenGemeinderatmitdenRufen" Nazdarpane"begrüsst
haben ,ist es sehr bezeichnend ,wie Sie sich einstellen ,wennessich

um
fschechenhandelt . DerRednererklärt nun ,aneinem

Peispiel zeigenzu wellen ,wieseitens der Gemeindeverwaltungvorgegangen
wird ,wenn es sich darum handelt ,Bodenständige bei der Gemeindeunter - ¬
zubringen .Ein junger Ingenieur dessen Urgrosseltern schon in
Wienansässigwaren ,derausserordentlichberücksichtigungswürdigist ,

konnte trotz 5jähriger Bemühung bei der Geme inde nicht unterkommen .Der Mann

ist jetzt auf demSelbstmordstandpunkt,Dagegenkamzur gleichenZeiteiner
seiner Jehrgangskollegen ,ein junger Jude ,der über Protektionverfügte,un-¬
ter ,obwohler dazumalnochgarnichtdie WienerZuständigkeithatte .Ein
besonderesKapitelsinddie Fahhkonsulentenbei derGemeinde .Dawurdeein
gewisserBlechals Vertragsangestelltermit200Schillingangestellt ,
derMannhat ausserdemNebenbezügevon600Schilling .ErwarBedergalan¬
trist undgilt heutebei er Gemeindeals Gummispezialist( Heiterkeitbei
denNat . soz, ) .BeimStrahleninstitut ist ein junger Mannangestelttmit
einer Zulagevon200Schilling .AusserdemwurdenihmfürRadiopräparate
nichtwenigerals 21 .000Schillingausbezahlt . Esist derNeffedesBezirks
vorstehersdesI .Pezirks .EineKindergärtnerinsteht seit 7 JahrenimGe¬
meindedinst ,obwohlsie heutenochReichsitalienerinist . Dagegenwurde
derMutterunserestschechoslowakischenKollegenKrebs,einerFrauvon
85Jahren ,dieseit 27Jahrenin Wienwohnt,dieHeimatzugehörigkeitverwei¬

gert ,obwohlsie ihr vorher in der Rzirksvertretung von der sozial de - ¬
mokratischenPartei zugebilligtwordenwar .ImJuni diesesJahreswurdein%
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einer Abteilung der Geme inde ein Oberrechnungsrat bei einem Sechservor¬
schlag an erster Stelle vorgeschlagen .Dieser Mannwurdeseit 7 Jahrenüber - ¬
gangen ,weil er den einen Fehler hat ,nicht rot organisiert zu sein .Der
VorschlagwurdenacheinemMonatvomDirektionsratRösslerzurneuerlichen
Stellungnahmeder Personalkommissionzurückverwiesen .Dasheisst ,derMann

wird vonder ersten Stelle abgesetzt .Direktionsrat Rössler ist dierechte
HanddesSTRSpeiser .Er selbst ist imJahre1912bei der Gemeindeeinge¬
treten und ist,wozu ein anderer 24 Jahre braucht ,innerhalb 8 Jahrenunter
Ueberspringungvon9 Gehaltsstufenund500Vordermännernin seineheutige
Stellung gekomnen .

Senatsrat Trönle hat ebenfalls 6 Bezugsstufenübersprungen .
Der Vizedirektor der städt .Strassenbahnen ,der seit 1910 im Dienst der

GemeindeWienist ,soll heuteeinenMonatsbezugvon2500Schillinghaben .
Direktionsrat EduardStrauss im Elektritzitätswerk hat seit 7Jahren
ausgedient und es ist nicht möglich ,ihn zu entfernen ,weil erals
Bilanzkünstlergilt .Direktionsrat RudolfReiter warnochvoreinigen
JahreneinkleinerBeamter,heutebewohnter eine3Zimmerwohnung .
DieFolgedieser Zuständeist eine grenzenloseUnzufriedenheitundein
grenzenloses Misstrauen in die Verwaltungdieser Stadt .( Beifall bei
den farteigenossen ) .

GM .R .Dr .Suchenwirth( Nat .soz . )bespricht dieVer- ¬
hältnsissein derWienerSchulwerwaltung.ImJahre1920betrugdieZahl
der Peiter 460 ,die Zahl der Fach -und Klassenlehrkräfte 7455 .Im
Jahre1931gabes nurmehr366Leiterund1640Fach -undKlassenlehrkräfte ,
also um38%wenigerLehrkräfte ,ebwchldie Zahlder Schülerin denletzter
Jahren im Steigen begriffen ist .Wennwir uns vor Augenhalten ,dassdie
Gemeinde Wien in dem gleichen Zeitraum beinahe überhaupt keine Neuanstell¬

lungen vorgenommenhat ,so bekommenwir das Bild einer Überalterungder
einzelnen Lehrkörper und ein schreckliches Bild der Not und Elend in den

ReihenderjungenLehrer .AberdieroteGemeindeverwaltunghatimmernoch
FürGeld für alle möglichen Ankäufe ,sie hat Geld ,

eine Schuhwa auszu¬
rüstenundeinenazechischenSchulunterrichtin einemUnfangaufrecht
zuerhalten ,derüberdasunsdurchdie FriedensverträgeaufgenötigteMass
weithinausgeht .( Zustimmungbei denFarteigenossen) .WasdiePeiter-¬
ernennungenanbelangt ,sohabenwirkeinwohldurchdachtesSystem ,esgibt
in Wiennur einen Leitererennungskandal .( MeuerlicheZustimmungbei
denNat .soz . )Von1927bis1931wurdenin Wien315Lefterernannt,
darunternichtwenigerals 278Sozialdamokratenundbloss32Christlich-¬
soziale und nur 5 völkirche Lehrer .Bei den Vertretungswahlen imJahre

1930habendie Sozialdemokratenin derLehrerschaftnurAl%derStimmen
erreichenkönnen ,aber88%derPeiterstellenerhalten .( Pfui - Rufebeiden
Parteigenossen) .DievölkischenLehrerMabenbeidiesenWahlen26%
derStimmenerreicht ,abernur2%derLeiterstellenbekommen.Dieferren
SeitzundGlöckelhaben,alssienochimKampfgegendasdamalsherrschende
Systemstanden ,sichin derschärfstenWeisegegendieBehandlungderLehre
nach politischen Gesichtspunkten gewendet ,heute aber dulden sie alle diese

Handlungen.DieFersonalpolitik ,diederStadtratSpeisermitseinemNamen
deckt ,hat dazu geführt ,dass die anständigen und heimattreuen Elemte

derjungenLehrerschaftvonjederHoffnung ,je - malseineLeiterstellezuer-¬
langen .ausgeschlossensind .Es wird keine Rücksichtauf dieQualifikation
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undauf das Dienstalter genommen ,es entscheidet lediglich diepartei¬
politische Zugehörigkeit .Die sozialdemokratischen Lehrer erhalten
Geldauszeichnungen und Stufenvorräckungen ,während die völkischen und
christlichen Lehrereine Anerkennungnur in Formeines Belobungsdekretes
bekommen .Umdie ausgedienten Wiener Lehrer und Lehreninnen für

denEntgangder Peiterstellen einigermassenzu entschädigen ,wurdeeine
in die Fension einrechenbare Alterszulage geschaffen .Jedes Jahrsollten
200LehrernachdemDienstalterdarankommen.In der Praxiswirdaber
nichtnachdemDienstalter ,sondernwillkürlichnachderFarteizugehörigkeievorgegangen .StR . sagt ,er kennt keinen Terrer bei der Gemeinde

Wien ,wennwirabernäherzusehen ,sehenwirnichtnurTerror ,sondern
etwas viel gemeineres ,KorruptionundGesinnungsschändungderAngestellten .
DieGemeindeverwaltungbehandeltdie Lehrerje nachihrer Gesinnungmit
Zuckerbrot und Peitsche .Es wird einmal der Tag kommen ,wo die Wiener
Lehrerschaft genauso wie die WienerBevölkerungmit der Peitschedie
Glöckel ,Seitz und Speiser davonjagenwird ,

( Beifall bei den Nat .soz .) .

Gem .R .Dr .Riehl .( Nat .Soz . )befasst sich mit derAnstellur
vonAerztenin der WienerGemeindeverwaltung .Waswürdesich imGemeind
rat vonWarschauoderLembergabspielen ,wernbeidieseGemeindengeradezu
prinzipiell aus Steiermark oder Oberösterreich gebürtige Aerzte angestellt

würden ?Aberauchin reichsdeutschenStädtenwürdensichselbstdie
VertreterdersczialdemekratischenFarteiundvielleichtsogardie

Kommunistendagegenwehren ,dass Aerzteaus denöstlichen Gebietenange-¬
stellt werden .In Wien aber besteht ein förmlicher numerus clausus in

demSinne ,dasshöchstenseineganzkleineMinoritätvonArierninstädt .
Diensteaufgenommenwird .HierfindetjedereinUnterkommen,derdieMit-¬
gliedskartedersoz .dem .Parteiaufweist ,ohneRücksichtdarauf ,welcher
HasseoderNatiener angehört ." enndieArbeiterschafteinmalauchselehe
Blätterlesendürfte ,die ihr nichtvergeschriebensind ,würdesich
auchin ihren Reihenein Sturmder Entrüstungüber dieVerhältnisse
erheben.EinbesonderesEldoradofürGalizienist dieHeil -undPflege-¬anstalt Steinhef .HierfindenwirunterdenAerztendieNamen
Dr .LeeDornfeld,Dr .JuliusEisenthal,Dr .KlaraFrank,Dr .KarlFriedmann,
Dr .RegineGrauer,Dr .ErnstLöffler ,Dr .MarieMergenstern,. . . ,
fast alle in Galizienoderin Ungarngeboren .SelbstunterdemFflege-¬
personalfindenwirJudenausPolen .( STR.Frauenfeld:Diestädt .Be¬
triebesindFilialenderKultusgemeinde! )AuchindemeinzelnenWienerch

Bezirkenist derProzentsatzderderzteunverhältnismässiggross .DieVerju-¬
dungdesAerztestandesist durchdieSezialdemokratiederartgefördertworde:dasses für Leutekatholischenoderevangel .Bekenntnissesüberhauptun¬
möglichist ,einenPostenzubekommen.Diewenigen,diehinenschlüpfen,
müssenzuerstkonfessicnsloswerden.VereinzelteRencmierchristendienen
nurals Alibibeweis.Esist einSkandalsendergleichen,in einerZeit
solcherMassennctderjungengeistigenArbeiterdieserStadtgeradeauf
diesemGebieteausschliesslichdemJudentumTürundTorzuöffnen.
In einerZeit ,in derdie Jugend ,die ihre Studienabselvierthat ,keine
AussichtaufeinenPostenhat ,stehtdieganzeBevölkerungnichtnuruntereinermarxistischenHerrschaft ,sonderngenadezuuntereinerbewussten2

jüdischenRassenherrschaftzur Tilgungderarischen
IntelligenzunseresVolkes .(BebhafterBeifallbeidenNat .soz .) .628
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St . R .Speiser bemerkt gegenüber dem Gm .R .Stöger
, dass es sich bei den Abstrichen an den Bezügen der städt .

Angestellten um Notwendigkeiten gehandelt hat ,die beim Bund in einen
viel grösseren Ausmass erfüllt worden sind .Wenn GmR .Stöger vonden
Doppelbezügendes Leiters eines grossen Unternehmensgesprochenhat ,
so muss darauf aufmerksamgemacht werden ,dass der Setreffende Beamte
das zweite Unternehmenin selbstloser Weise gegen eine ganzgeringfügige

Parkosten - entschädigung leistet .Die Entziehung der Arbeiten
des Bundesaus der städt .Wäschereihat bewirkt ,dass eine ziemlichgrosse
AnzahlvonMännernundFrauenarbeitslos gewordensind ,die heute inandere
Betrieben unter viel schlechteren Bedingungenarbeiten müssen .( Hört- ¬
Hört - Rufe bei den Soz .Dem . )Die Pezeichnung der Gemeindewache
durch den Gem . R .Stöger als Janhagel müsse er auf das allerschämfste

zurückweise .( Lebhafter Beifall bei den Soz .Dem .) EinTeil derAbgebaute
Mitgliederder Gemeindewacheversieht in der Irrenpflege ,Strassenpflege ,
und in anderen Verwaltungszweigen auf dasGewissen¬
hafteste seinenDienstunddiese LeutewerdenvondenVorgesetztenwegen
ihrer Tüc tigkeit und Befäkigkeit ausserordentlich gelobt .Gegenüber
der Behauptung des Gem .R .Stöger ,dass von den Absolventen der Lehrer - ¬

hochschulkursein der Burggasseauchnicht einer eine Stellungerhalten
hat ,stellt der Redner fest ,dass eine garnicht unbedeutende Zahlsolcher
Lehrerheuteschonimstädt .Dienstesteht unddassvondenvielen
Hundertendort Herangebildetennuretwa150derzeit ohneStellesind .
DenVerschlag ,denMittelstanddieser St dt das fecht des freienSchul¬
bücherbe zuges für Kinder zu nehnmn ,müsse er als demagegischzurück¬
weisen .( Beifall bei den Soz .dem . ) .( Zwischenrufe bei den Christl .s¬

DerGemR .Scholzhat voneinemZwistdesFersenalreferates
mit der Verwaltungsgruppe3 gesprochen .( Gem. R.Dr .Hanke: Dasist doch

stadtbekannt! )GewisskommenMeinungsverschiedenheitenzwischen
denVerwaltungsgruppender GemeindeWienvor ,wieja auchselchezwischen
den Ministerien öfters vorkommen .Ich kann demGemeinderatauchdie
Neuigkeitmitteilen ,dassich in den12JahrenmeinerAmtstätigkeitim
Rathausmit demFinanzreferentenST . R.Breitanrsehr häufiginZwist
gekommenbin .( Heiterkeit und Zustimmungbei den Soz .dem . )Undich
kannIhnenauchdasGeständnismachen,dassdasPersonalreferatauchmit
anderenReferatenöfters Meinungsverschiedenheitenauszutragenhat .
ImmerabersinddieseMeinungsverschiedenheitenin denunterDemekraten
üblichen Formen ausgetragen worden .( Lebhafte Zustimmung bei den Soz .dem .
Richtigist ,dassich michbei AnstellungenumdieReligionszugehörigkeitin keiner Weise kümmere .Das entspricht unserem Program und eine Mehrheit
hat die Aufgabe ,nachihremProgramzu verwalten .( LebhafterBeifall
bei den Soz .dem . )In den letzten 10 Jahren sind viele tausendejunge
Manschenbei derGemeindeuntergehachtworden( Gem. R.Mühlberger:Juden!Fas ist eine LügeundVerleumdung.Manoperiert immerdamit ,dass maneinzeGruppenherausgreift .Wahrist ,dass sich unter der WienerAerzteschaftsehr viele Juden befinden .

Bei den von der Gemeindeangestellten Arztenhandelt
es sichnichtumHauptberuflichangestellteAerzte ,sondernumSchulaerzte.Hilfsaerztein denSpitälern ,umAerztein denFürsorgeinstituten ,wodiePezahlungmeistnuretwasüber200Sausmacht.WennhiermitPathosdavongesprochenwurde ,dass in Wienkeine jungenLehrer angestellt werden ,dann
mutetes michsonderbaran ,dassin einer Zeitungvom10 .Sept .1932( RufetdenNat .soz . :in welcher? )im"Kampfruf"( SchallendeHeiterkeitbeidenSoz .dem) ,berichtetwurde ,dassin BraunschweiganBeamtenzusammen1o9undanLehrern147Stelleneingespartwurden .( StürmischeHört-Hörtrufbei den Soz .dem .)
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Währendder Pebatte ist eine Anzahlleitender PeamtendesWiener
Magistrates angegriffen worden .Dass man besonder tüchtige Peamtean
leitende Stellen bringt ,liegt imInteresseeiner gutenVerwalungund
die Männer ,die hier genannt wordensind ,brauchen sich dieser Nennungin
der Zeffentlichkeit nicht zu schämen .Wir wären froh ,wennwir nocheine
sehr grosse Zahl ebenso tüchtiger Beamten hätten .Ich wäre der Erste ,
der immerimRahmender Möglichkkitauchfür alle andereneineBelohnung
ihrer hervorragendenLeistungenbeantragenwürde .Eswurdebehauptet,
dass ein leitender Beamter des Elektrizitätswerkes angeblich als
kleiner Beamter im Magistrat gewirkt hat .
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Das ist nicht richtig .Der betreffende Beamtewar ein ganzhervor¬
ragender und ausgezeichneter Beamterdes

und ist wegenatratesag
seiner besonderenBefähigungin dasElektrizftätswerkübernommenworden.
Ich würdeIhnenüberhauptraten ,Nachrichten ,die Ihnenaus KreisenUnzufrie¬
dener zukommen,deren Wünschevielleicht nicht erfüllt wurden ,weilsie
dienötigeEignunnichthahen ,nichtungesehenanzunehmen,sondernsich
eher zu erkundigen,obnicht Neideine Triebfeder derAngebertätigkeit
war .( LebhafterBeifallbei de .Soz .dem. -Zwischenrufe ) .DieHerrenvonder
nationalsozialistischen Partei aind die letzten ,die das Rechthaben ,
sichfür Beamteeinzusetzenundzuerklären ,sie seienBeamtenvertreter.
Insbesonderehabensie nichtdasmoralischeRecht ,gegenangeblichvorhan¬
dene ,in Wahrheitnicht bestehendeUngerechtigkeitenundparteipolitische
Behandlungaufzutreten .DahateinHerrMünchmayerin einernationalsozia¬
listischen Versammlungerklärt : MerkenSie sich ,alle Personen ,vomBürger-¬
meisterbis zumkleinsten Beamten ,die uns heutebekämpfen .AmTageunseres
Sieges werden wir mit diesen Leuten abrechnen .Jeder Beamte ,der unsbe¬
kämpfthat ,wird amTagesunseres Sieges fristlos undohnePensionentlas¬
sen ( StürmischeHört - Hörtrufebei den Soz .dem . - GR.Frauenfeld :Undhabendie
Sozialdemokratenin PreussennationalsozialistischeBeamtenichtebenfalls
fristlos entlassenWennmanvielleicht sagt ,es handlesich bei demHerrn
Münchmayernur umeknereanerischeEntgleisung ,so kannmanvielleicht
einengeschriebenenSatzernsternehmen.Im"Angriff "vom1l .März1931
stehtderSatzgedruckt :" JederBeamte,derdenKampfdernationalsozialis¬
tischendeutschenArbeiterparteizu verhindernversuchthat ,bei demmerker
wir uns den Namen .Diesewerdenfristlos undpensionslosentlassen "( Stürmi .
Hört - Hörtrufebei den Soz .dem . )Eine Partei ,deren Vertreter solcheSätze
sprechen ,haben nicht das Recht zu einer Kritik ,wie wir sie gehörthaben .
DieKritikist aberauchin garnichtsbegründet( LebhafterBeifall . d.
Soz .dem . )

Versitzender Dr .Neubauerruft den GR .Stöger ,der Mitgliederder
Gemeindewacheals "Janhagel" bezeichnethat ,wegendiesesunparlamentari¬
schen Ausdruckszur Ordnung .Der Vorsitzende stell sodann fest ,dassauch

währenddesübrigenTeilesder DebattebeleidigendeAusdrückegefallensind
ohnedass es feststellbar sei ,werdiese Ausdrückegebrauchthabe .Erersud
die Mitglieder des Gemeinderatesdringend ,jeden beleidigendenAusdruck
zu unterlassen .

GR ,Stögerbemrkt gegenüberdemSTR ,Speiser,esseiihmnichtim
Traum eingefallen ,zu verlangen ,dass den Kindern kleiner Beamten und Lehrer

der unentgeltliche Fezugder Schulbüchergenommenwer de .Er habeausdrück¬
lich erklärt ,wennetwadamdritten Teil der SchulkinderdieLermittel
nichtumsonstgegebenwürden ,könntentausendenvonJunglehrarnuntergebra
werden .Er habedabei durchausnicht an die kleinen Lehrer undBeamtenge¬
dacht ,sondernzumBeispiel an jene ausländischenGrossindustriellen ,die
ihre Kinder täglich mit demAuto in die Schule führen und dietrotzdem
vonder Gemeindedie Lermittelumsonstbekommen .Wenndie Mehrheitdiewe
Leuke begünstigen will,überlassen wir dasihr .

Damit ist die Beratung des Rechnungsabschlusses der Verwaltungs¬
gruppe II beendet .

zur
Als der Vorsitzende

Verwaltungsgruppe III
der GRTinDr .Motzkodas Worterteilt,stellt diese denbAntrag ,mitRücksicht
auf die vorgeschrittene Zeit die Verhandlungüber den Rechnungsabschlussat
brechen .. 0
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Dieser Antrag wird angenommen .

Vori tzenderDr .Neubauerteilt sodannmit ,dass6Dringlichkeits-¬
anträgeüberreicht wordenseien ,dass ihmaber seitens dernationalso¬
zialistischen Partei bekanntgegeben wurde ,dass die 5Dringlichkeitsanträ
ge der nationalsozialistischen Partei zurückgezogen werden .

Es ist dahernur überdenDringlichkeitsantragder GR .Biberund
KollegenbetreffenddieAbänderungderLieferungsbedingungenderGemeinde

bedingt durchdenKrisenzuschlagzur Warenumsatzsteuerzuverhandeln.
In diesemDringlichkeitsantragwirdausgeführt ,dassnachdemBundesgsetz
vom18 .August1932über denKrisenzuschlagzur allgemeinenWarenumsatz-¬
steuer verfügt wird ,dass die Ueberwälzungder Warenumsatzsteuersowie
desKrisenzuschlag,ausschliesslichdurchdiegesonderteAnrechnungzuge¬
schehenhat ,dassentgegenstehendeUebereinkommenkeineGeltunghaben
unddie Abnehmerder Lieferunge( Leistungen )verpflichtetsind ,dieihnen
ordnungsmässigangerechnete Warenumsatzsteuersamt Krisenzuschlag zuer¬
setzen .Im Einvernehmenmit den beteiligten Kreisen ist die Festlegungje¬
ner Waren ,die vonder Verpflichtungzur gesindertenAnrechnungenthoben
sind ,bereits erfolgt .DieLeistungendesgesamtenBaugewerbessindvondie¬
sen Ausnahmen nicht betroffen .Aus diesen Tatsachen ergibt sich die Not¬

wendigkeit ,die für die HerstellungvonBauleistungenfür die GemeindeWier
bestehendenBedingnisseundauchjene für verschiedenenanderenBedarf
dahinzuändern ,dassdieWarenumsatzsteuersamtKrisenzuschlaggesondert

angerechnet zu werdenhat .Es wird daher beantragt ,dass dieLieferungsbedin¬
gungenderGemeindeWienimSinnederangeführtengesetzlichenBestimmungerumgehend abgeändert werden .

GR ,Biber(chr. soz. )bezeichnetdie DringlichkeitdesAntrages
mit Rücksichtdarauf gegeben ,dass ein so grosses Gemeinwesenwie dieGe¬
meindeWiensichnichtausserhalbdesRechtszustandesstellendarf .Der
in demGesetzvorgeschriebeneTerminist bereitsüberschritten .DieGemeinde
befindet sich daher heute imVerzug .

St . R.Richterbemerkthiezu ,dassimMagistratgegenwärtigan
neuenBaubedingnissengearbeitetwirdunddassdiese in einigenTagenpub¬
liziert werden.In diesenBedingnissenist auchdervomGR.Biberverlangte
Passusvorgesehen.Erbittet ,dieDringlichkeitdesAntragesabzulehnen,
da dieser offene Türeneinrenne .

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .
Vorsitzender Neubauerteilt sodannmit ,dass 4 Anträge zurBe¬

sprechungvonAnfragenundderdarauferteiltenAntwortenvorliegen. Bei
3 dieser Anträge ist die Beantwortung in der Gemeinderatssitzung vom30 .

Septembervollzogenworden .Eine Besprechunghätte also in dieser oderin
der folgenden Sißnungvom21 . Oktoberstattfinden müssen ,dieAnträge
sinddaherverspätetüberreichtworden .DerI .der Anträgebetrifft eineAn¬
frageandenStadtratderGruppeVIbetreffenddie MitbenützungvonTurn¬
sälendurédendeutschenTurnvereinRudolfsheim .ZudiesemAntragerteilt
derVorsitzendedemGR. GratzenbergerdasWart .DadieserimSitzungsssalnicht anwesend ist ,verllert er das Wort . DerAntrag selbst wird abgelehnt .
Schluss der Sitzung 21 Uhr15
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WI R . MEINLERAT
Sitzung vom 2 .November 1932 .

Vorsitzender Weigleröffnet die Sitzung um16 Uhr ,indener
mitteilt ,dass der Bürgermeisterinfolge der parlamemtarischenArbeiten
abgehaltensei ,im Gemeinderatzu Beginnder Sitzung anwesendzusein .

Es wirdsodannin die TagesordnungeingegangenundLieBeratung
des Rechnungsabschlusses für das Jahr 1931fortgesetzt .

In der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe III stellt
GRtin . Dr .Motzko ( chr ,soz, )zunächst mit Befriedigung fest

dass der wiederholt vorgebrachten Beschwerdein demSinne Rechnunggetra¬
gen worden sei ,dass der Rechnungshof nunmehr nur ein offizielles Gutach¬
ten undnicht auchnocheinenGeheimberichtan denMagistratvorgelegthat .
Der Rechnungsabschlussselbst zeigt auf allen Verwaltungsbistenedeneinen
typischenZugdiner deutlich zutage tretenden Verdorrung .Nicht dass dieMehr¬
heit ihr Systemoderihre Methodengeänderthätte ,sie hat nichtsgedernt
und nicht ,vergessen,aber ihre Leistungsfähigkeit schrumpft ein ,der Aktions¬

radiumihrer Verwaltungwird kleiner ,obwohldi Gemeindenicht mitsolchen
Schwierigkeiten zu rechnen hatte wie der Bund ,der eine ausserordentlich
grosseHaftungfür die Creditanstalt übernehmenmusste ,der eine inkeinem
VerhältniszumPersonalaufwandderAktivenstehendePensionslasttragen
mussundder immersteigende ZuschüsseundBevorschussungenfür dieimmer
mehranwachsendenArbeitender Arbeitslosenunterstützungzuleisten
hat . DieKritik ,die einer der Herrender äusserstenRechtenan derBundes¬
verwaltunggeübt hat zeigt ,wie die Herrenvonder Rechtensich bei derKri¬
tik desstaatlichenLebensmitdenProblemanauseinandersetzen. . . .(Lebhaf¬
ze Zwischenrufe bei den Nat .soz . )Die deutschen Reichstagswahlen habenja
gezeigt ,wiemanmit Ihnenzufriedenist in denHochburgenIhrerVerwaltung.
Reden ist anders als arbeiten ( Labhafte Zwischenrufe bei denNat . soz . )

GR. Dr .Riehl ( nat . soz . )Sie mussimmerkeppeln(Zwischenrufe)
GRtin . Dr .MotzkoSie werden mir meine Redefreiheit nicht verkür¬

zen ( Lebhafte Zwischenrufe bei denNat . soz, )
GR .Rotter ( nat . soz . ) RedenSie zu Ihren Genossen !
GRtin . Dr.MotzkoDie Genossensind ja Sie .Sie sagenja doch ,dass

Sie Sozialisten sind ( AndauerndeZwischenrufe ) /VorsitzenderWeigl gibt das
Glockenzeichen und ersucht umRuhe .

GRtin . Dr .Motzko: DasZurückgehender Verwaltungsleistung auf
allen Gebietenwirktsich aberamkatastrophalstenauf demGebietederWohl¬
fahrtapflege undder Fürsorgeaus .Geradehier hätten Sie so vieleWechsel
einzulösen ,die Sie der Bevölkerungvor den Gemeinderatswahlengegebenhaben .
Damalshaben Sie von den Lehrlingsheimengesprochen ,die es schon imJahre
1931nicht mehrgegebenhat ,vonden Waisenhäusern ,vondenenschonimJahre
19311 gesperrt waren .Sie habendavongesprochen ,dass auchdie Fürsorgefür
die ErwachsenenvonneuemGeistdurchwehtsei .Die" FüllederFürsorge ",von
der Sie da gesprochenhaben,hat sich immernur ausgwirkt in den Jausenfür
die Pfründner ,die zu Wahlzeitengegebenwordensind .Tatsächlich wird inder
Fürsorge mitleidslos und unbarmherzig gekürzt . Wennein alter Mensch300
Schilling im Monazhat ,braucht er keine Unterstützun - gdurchdieGemeinde.
Familienmit5 Köpfenmüssenmit110SchillingimMonatauskommen. Dassteht
in denbekanntenRüchtlinien ,die ProfessorTandlernochimmerableugnet,
obwohlsie in jedemFürsorgeinstitut aufliegen .Jetzt sparen Sie auchschon
an den Pfründenbezügender alten ,erwerbslosenWiener ,die im Auslandwohnen.
Dannhaben Sie schon im vorigen Jahre ,insbesondere aber in diesemJahre
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das Letzte ,wasden Menschennochbleibt ,die Aushilfengekürzt .Dabeihaben
Sie ,umdie Verantwortungvonsichabzuwälzen,die Fürsorgerätegezwungen,
bei den Kürzungenzu bleiben undkeine darüber hinausgehendenAnträgezu
stellen . Wenndann jemand beim Fürsorgeinstitut randaliert ,verhängenSie
über ihn Amtsverbot ,und wen es dann zu bunt wird und die Menschen vor den

Fürsorgeinstitutenkrawallieren ,habenSiedortdie Gemeindewacheaufgestellt
mitihrenerprobtenFäusten ,diesie am15 .Juli genugsamerprobthaben .( La¬
chenbei der Mehrheit ) .DieLeutewerdenneinfachaus denFürsorgeinstütuten
hinausgeworfen ,das ist die Fülle Ihrer Fürsorge( LebhafterBeifall beiden
Christlichsozialen. -StürmischeRufebei denSozialdemokraten:Wasistmit
Simmering!SprechenSiedochdavon ,wasdiePolizeiin Simmeringgetanhat) .
Ebensowiein deroffenenFürsorgesicht es auchin dergeschlossenenFür¬
sorge aus .Sie sagen ,dass Sie in der Fürsorgenur an Personalersparen .Das
ist durchgämgignichtrichtig .In denVersorgungshäusernsindzumBeispiel
an Personalaualagen5 bis 6 Prozent ,amLebensmittelaufwandfür diePfleg¬
lingeaber16Prozenterspartworden( HörtHört ! beidenChr. soz . ) ,anBrenn¬
stoffen9 Prozent ,amLicht - undKraftaufwand18Prozent .AusdemRechnungs¬
abschluss liest man ,dass die Leute dort wirklich Hunger haben . Eskommen

immermehrPFründneraus den Wr. städt .Versprgungsheimenzu einem ,er¬
zählen ,dass sie nicht mehrsatt werden ,dass sie auf Zubussenvonihren
Angehörigenangewiesensind .EskommtzumBeispielauchvor ,dasszumFrühstüc
nd zur Jause den Leutennicht die ganzenRationengegebenwerden ,dassdie
Mittags -undAbendpprtionenzukleinsind .ImObdachlosenheimhabenSiean
Personalaufwand13Prozent ,amLebensmittelaufwandaber27Prozenterspart
( LebhafteHört - Hörtrufebei denChr. soz . ) .In denMutterberatungsstellen
habenSieamPersonalgarnichts ,aberanärztlichenErfordernissen11bis
12Prozenteingespart .SiehabendieseMutterberatungsstellenmiteinemun¬
geheurenAufwandgeschaffenundhabenjedeZusammenarbeitmitunserenOr¬
ganisationenabgelehnt,plötzlicherzählenSie uns ,dass30dieserStellen
überflüssigsind .NuranbaulichenHerstellungenwurdenfürdieMutterberatung
stellenseit demJahre1925fast 135. 000Schillinginvestiert ,dasheisstauf
eineMutterberatungsstellekommteinBauaufwandvonüber33. 000Schilling.
DiesesganzeGeldist verpulwert . BeidenHortenhabenSie an Personal6
Prozent,beiderJausenspeisungaber25Prozenteingespart .Oberdreinhabensich
dieseHorteals gar nicht entwicklungsfähigerwiesen .ObwohldieBesuchsziffer
seit JahrenaufderselbenHöhebleibt ,habenSiein denletztenJahrenimmer
wiederneueHortezugebautundfür einenHortimDurchschnittanBauaufwand
62 . 000Schilling verausgabt .Für Kindergärtenhat manseit demJahre1925
nicht wenigerals 6 MillionenBauaufwandgemacht ,dasheisst 155 . 000Schil¬
ling für einenKindergarten. Von1926bis 1930hat manhoKindergärtenzuge-¬
baut ,das ist ein Zuwachs von 60 Prozent ,während Heute die Besucherzahl um
30 Prozent geringer ist als im Jahre 19264Hört ! Hört ! beiden Chr . soz . ) Inden

AnstaltenzurvorübergehendenUnterbringunghatmananPersonalkosten3
Prozent ,anLebensmittelaufwandfür die Kinder20Prozent ,anPflegeerforder¬
nissen34ProzenranReinigungserfordernissen16ProzentundanUnterrichts¬
erfordernissen81Prozenteingespart( LebhafteHört-Hörtrufebeiden
Christlichsozialen ) .In den Anstalten für dauerndeUnterbringungist es
nichtanders .AnPersonalkostenwurden10% ,anLebensmittelkosten20Prozent
an Brennstofferfordernissen2FProzent ,an Pflegeerfordernissen30Prozent
undbeimAufwand,dender UnterrichtandenKindernerfordert ,sogar48Pro¬
zenteingespart .Diesestrostlose SparenamMenschensetzt sich auchin
denKrankenanstaltenfort .WährendanPersonalkosten. 5Prozenteingespart
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wurden ,betragen die EinsparungenbeimLebonsmittelaufwandfür dieKranken
nicht wenigerals 27 Prozent .In den Tuberkelosenheilstätten wurdenvon
denPersonalkosten11Prozent ,hingegenbeimLebensmittelaufwand23Prozenteingespart .Dafür aber steht im VorwortzumRechnungsabschluss ,dassdie
Leichenbestattungsunternehmungsehrgutabgeschnittenhat ,dasichim
abgelaufenenVerwaltungsjahrdieSterblichkeiterhöhthat .Diestädt .
Leichenbestattungist also die einzige Unternehmung,die triumphiert ,sie
profitiert also anIhrer Verwaltung,fürwahrein düsteresSymbol .DieSpure
undErfolgeIhrer VerwaltungsindunzähligeSozialleichen ,sindunzählige
Fürsorgeleichen .WirkönnendenRechnungsabschlussnichtzurKenntnisnehme
wohlaberdieTatsache ,dassdieRampenlichteraufIhrerReklamebühnever¬
löschen ,dieSiesicherrichtethaben .(LebhafterBeifallbeidenChristl .Soz .)

GR .Weikert( Nat .soz .) bemerkt ,dass an demganzemJammer
undanderunsagbarenNot ,dieüberWiengekommenist ,einzigundallein
das SteuersystemBreitnersschuldtragendist ,ein Werkzeugderkalten
Sozialisierung .Sie haben nach der Marx ' schenVerelendungstheorie die

Massenin NotundElendgestürzt ,umdannIhrenvonIhnensovielgerühm¬
tenFürsorgeapparataufzubauen .DasSteuersystemBreitnersistbereits
zusammengebrochenundmitdiesemZusammebruchist auchderZusammebruch
IhrerFürsorgegekommen.DerBerichtdesRechnungshofeszeigt ,dassinIhre¬
FürsorgeverwaltunggrosseMisständebestehen .Ihr Paradepferdin derFür¬
sorge ist jetzt das Radiuminstitut .WährendFrankreichfür
16MillionenEinwohnerbloss7GrammRadiumhat ,hatWienfür . 5Millionen
EinwohneringanzOesterreich5GrammRadium.InFachkreisenweissmannicht
warummanfürdiesesRadiuminstitut. 5MillionenSchillingaugegebenund
warummandasRadiuminBelgiengekaufthat .Dasist sehraufklärungsbedürfti
AndiesemRadiuminstitut,daseinsehrteuresUnternehmenist ,wurdeals
VorstandnatürlicheinjüdischerArztangestellt ,dersogaraufKostenderGemeindenach Stockholmgefahren ist ,umdort einen Schnellsiederkurszu
machen.DerRednerbesprichtdanndieArmenlotterieundkritisiertdann
weiters ,dassfür die SäuglingswäschederGemeindeimabgelaufenenVerwal¬
tungsjahrüber500. 000Schillingaufgegebenwordensind .DieProletarier,sagtderRedner,könnenesnichtbegreifen,warumdieseWahlwindelnaucham
BankdirektorensfrauenundanFabrikantensfrauenausgegebenwerden.Hierwerd
nichtgespart ,wohlaberbeiderarmenbodenständigenBevölkerung .GRWeikerttadelt ,dass anlässlich des Bauesdes StaddensdemVereinFreie Schule -Kinde
freundeeinGrundstückumnichtwenigerals25. 000Schillingabgelöstwordenist ,undbemerkt,dassdieGemeinde,wennessichumeineOrganisation

Andersgesinntergehandelthätte ,sicherlichkeineAblösegegebenhätte.DerRechnungshof,sagtderRedner,hatbeiderWökeinedurchgreifendeKon¬
trolle verlangt ,undzwarnachder Richtung ,obdieSchüler
ausspeisungen den Anweisungenentsprechen durchgeführt werden .DieGemeinde
hatdenPreisfürdieAusspeisungvon70auf63Groschenherabgesetzt,der
Schülerabermusswöchentlich. 20Schillingbezahlen;dieWökwiederhatdie
QualitätundQuantitätum20Prozentherabgesetzt.DieFürsorgefürAusländer
kostetderGemeindedankderinternationalenEinstellungIhrerVerwaltung
ungeheureSummen.WasaufdiesemGebietgeschieht ,ist einSkandal.Während
die bodenständigenArmenverreckenkönnen ,schickendie Nachbarländerihre
armenSiechenundKrankennachWienunddieGemeindemussfür derenWartung
und Pflege aufkommen .Es wäre höchste Zeit ,wenn auf diesem Gebiete endlich

einmalAbhilfegeschaffenwerdenwürde .( LebhafterBeifallbeidenNat-soz. )634
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GR. Dr. Arnold( chr . soz . )verliest amEingangseiner Rededie
Namender Aerzte ,die in den letzten Monatenin den städtischen Wohlfahrts-¬oder
anstalten ernannt /befördert ,worden sind ,Karrenzurlaube oder andere Be¬
gungstigungenerhielten ,undstellt fest ,dass sich unter diesenNameneine
übermässig grosse Anzahl von Personen befindet , die offn¬
bar nicht arischer Abstammungsind .Wirwerstehensehr wohldie Tragikder
Eltern ,die oft untergrossenOpfernihre Kinderstudierenliessen ,unddie

der We7inTragik der Jungen ,denen nach Abschluss des Schulstudiums/die Weltver¬
schlossen ist .Unterdieser Tragikleiden natürlich alle in gleicherWeise ,
JudenundChristen ,undwir billigen jedemMenschendas Rechtzu ,seineAn¬
sprücheauf die notwendigenGüterdieser Weltzu erheben .Aberes gihteine
geordneteNächstenliebe ,die sich in Zeiten der Notzuerst imKreiseder
eigneneFamilie ,dannim Kreise der Glaubens -undVolksgenossenundschliess¬
lich allen VölkernundNationenzuwendet .Wirverstehendas nicht so ,dass
sich etwa STR .Tandler veranlasst fühlen möge ,deshalb in erster Liniean
denstädtischen WohlfahrtsanstaltensolcheAerzteunterzubringem ,dieihm
als Glaubens -undVolksgenossenbesondersnahesteken .In solchenZeitender
Notverlangt naturgemässdas christliche VolkvonWien ,dass in erster Linie
weineKinderAnstellungundVerdienst finden ,wenigstensin demAusmass ,wie
es demBevölkerungsschlüsselentspricht .EineungerechtfertigteProtektion
wirktimmeraufreizend ,in diesenTagenabermehrals sonst .STR .Speiserhat
gesternerklärt,bei denStellenan denSchulzahnklinikenhandlees sichum
solche ,die wegender schlechten Dotierung von arischen Aerzten nicht ange¬
strebt werden ,undbei denKrankenkassenseienvorwiegendarischeArzte
beschäftigt .Für die Krankenkassenist das Gegenteil dessen richtig ,was
Stadtrat Speiser gesagt hat ,und wenner für die Stellen an denSchulzahn¬
kliniken keine Anwärterfindet ,mögeer sich an die Oppositionwenden ,die
ihmfür jedendieser Postenwenigstens1ooAspirantenvorzuschlageninder
Lageist ( Beifallbei denChr . soz . )In der sozialdemokratischenPresseselbst
wurdeoft darübergeklagt ,dass für infektiös Erkranktenicht genugVorsorge
getroffen ist .Wir haben solche Vorsorgen im vorigen Jahre wieder verlangt ,

aber erst im Oktober dieses Jahres ,also neichlich spät ,hat STR . Tandler im

Jubiläumsspital 120Betten zur Verfügunggestellt ,mit denenübrigensdas
Auslangennicht gefündenwerdenkann .In der Heil -und Pflegeanstalt Steinhc
musstenwegendes Ueberbelagessogar GängeundRäumedes Erdgeschosseæin
Krankensäle verwandelt werden . Beidiesem Ueberbelag wäre es echon eine un¬

geheureErsparnis ,wennmitdenBudgetzifferndasAuslangengefundenwürde.
Es ist daher unverständlich ,flass darüber hinaus nochbei denHauptbezügen
des Personals 1o Prozent,bei den Lebensmittel fast 15 Prozent ,bei der Be¬

heizungLoProzent undbeimInventar mehrals 25 Prozent erspartwerden
konnte .Mit diesen Tatsachenstimmenallerdings überein die zahlreiehenKla¬
gen ,die zu uns wegender Unzulänglichkeit der Kost .und darüberkommen,
dassdiePatientenfrierenmüssen.Fachleuteversichern ,dassdieIrrenpflege
zur Zeit der christlichsozialen Verwaltungeinen gewissenHöchststander¬
reicht hatte ,wovonmanheutenichts mehrbemerkt .GR. Arnoldnimmtsodann
gegen den in der jüngsten Zeit gefassten Beschluss des AusschussesIIIStel¬
lung ,wonachdie Bedeckungder Kostenfür denAnschlussderWasserversorgung
im Liesinger Altersheiman die HochquellenleitungvonWiendurchErsparnisse
an denHauptbezügenin der AnstaltSteinhofhereingebrachtwerdensollen ,
bezeichnetein solcher Revirementals ganzunzulässigundverlangt dieVor¬
lage an den Gemeinderat . Erbeklagt sch sodann über die ungleichmässige Be¬
handlung der Wohlfahrtsvereine der einzelnen Parteirichtungen .
Der chr . soz . Kinderschutzzerein muss zum Beispiel für einen kleinen
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Spielplatz eines seiner Kinderhorte in Meidling einen jährlichen Pachtzins
von100Schilling bezahlen ,währendeine Frau MagdaFischer ,verehelichte
Rosenbaum,eineKindererziehungsanstaltin Döblingwohleingerichtetzuge¬
wiesenbekam ,samteinemSpielplatzzudemAnerkennungszinsvon1Schilling
im Jahr ( Lebhafte Hört - Hörtrufebei den Chr . soz . )Die Kinderfreunde habenfür
einen halben Quadratkilometer GrundamLaaerberg ,für den sie nach demVer¬
trag einenAnerkennungszins von1oSchillinghättenbezahlensollen ,
überhauptnichtszubezahlen .DerRednerbefasstsichsodannmitderPostGe¬
meindefriedhöfeundberuftsichaufdasGutachtendesRechnungshofes,der
die Ueberschüssein diesemZweigder Hoheitsverwaltungals zu hochbezeich¬
net hat .Umden Gewinn ,der sich in der Friedhofsverwaltungergibt ,herab¬
zumindern,hat manin jenerGemeinderatssitzungimSeptember,in derdie
Gemeinderatsmehrheitin AbwesenheitderOppositionverhandelthat ,Umbuchunger
vorgenommen,die förmlicheSchiebungensind .BeimBetrieb"Feuerhalle "wurde
aufdervorgesehenenKreditposteinBetragvon120,000Schillingfür dieAus-¬
gestaltung der Feuerhalle verschoben ,während der ratsächliche Aufwandnur
100 . 000Schilling betragen hat .In beiden Fällen hat manden Eindruck ,dass
die Voranschlagsziffernnur reine Hausnummernwaren .Auchin anderenPosten
werden laufende Betriebsauslagen angelastet ,obwohl es sich umInvestitionen
handelt .Unter solchen Umständen verliert die vorgelegte Bilanz den Charak¬

ter der Wahrhaftigkeit .Esist daherkeinePauschalverdächtigung ,sondern
nur das berechtigte Misstrauen der Opposition ,wennwir erklären ,dasswir
demvorgelegtenRechnungsabschlussnichtzustimmenkönnen( LebhafterBeifall
bei den Chr . soz . )

St . R.Prof .Dr .Tandler ( soz .dem . )verweist zunächst darauf ,dass
das Gesamtersparnisin der GruppeIII imganzen2 Millionen ,also nichtein¬
mal zwei Prozent betrage ,wovon 1 Million auf Ersparnisse amPersonalaufwand

entfallen .Die weitere 1 Million Ersparnis stammt aus¬
schliesslichvondenAnstaltnnher underklärt sich daraus ,dassvielleichtau

einer begreiflihen Vorsicht 376 . 000Verpflegstage zu viel präliminiert
wurden .Esergibtsichdaraus ,dassdie eingespartenBeträgeniemandemweg¬
genommenwordensind .WennsichnundieGRtin ,Dr .MotzkoüberdieErsparungen
die anderVerpflegungin dengeschlossenenAnstaltenvorgenommenwerden ,be¬
klagt,somusszumächstdaraufverwiesenwerden ,dassdie gesamteBevölkerung
ges Landes im Laufe der letzten 3 Jahre ihren Ernährungsstandardwesentlich
eingeschränkt hat .Die Pfleglinge ,die dn der Versorgung der Stadt sind ,be¬
kommenzweimalimTagje DreizehntelliterMilch -es ist natürlichmöglihh,
dass ein oder das anderemalein Pfründnerwenigerbekommt,worausmanaber
natürlich kein Verwaltungsprobiemmachendarf - jedenTageine Suppe -jeden
Tag mit Ausnahmevon zwei TagenFleisch ,jeden Tag Gemüse ,nahezujedenTag
eineMehlspeiseundeinNachtmal.EswirdnichtvieleMenschenin Wiengeben,
die viel besser essen .Die durchschnittliche Sterblichkeit der Menschendieser
Altersklasse in den Anstalten ist geringer als die durchschnittliche Sterb¬
lichkeit derselben Altersklasse ausserhalb der Anstalt ( HörtHört beiden
Sozialdemokraten ).WennuntersolchenUmständenimGemeinderatdavongesprocher
wird ,dass die Menschenin den Versorgungshäusernhungern ,so bleibt einem
wirklich der Verst and stehen .Dannist heute wiederdas MärchenvondenRicht¬
linien ,die ich erlassen habensoll ,erzählt worden .Ich kannnurneuerlich
sagen ,dass ich keineßleiRichtlinien ,in denendie vonder GRtin .Motzko
erwähntenBeträgeangeführtwerden ,hinausgegebenhabe .Esmagschonsein ,
dass die einzelnenFürsorgeforstehersich undihren Kanzleienselbstgewisse
Richtlinienaufstellen ,woraufich aber keinerlei Einflusshabe ,
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Wennmanweiters der von der Ghtin . Dr .Motzkoangestellten perzentuellen
Berechnungder Ersparnisse nachgeht ,wird manauch hier daraufkommen ,wie
ungerechtigtdie Kritik ist .Dawurdenin irgendeinerAnstaltvondenAerzten
1o. 000Schillingwenigerausgegeben,als präliminiertwaren .Dafürkannman
dochmichnicht verantwortlichmachen .Dannwurdean Brennstofferspart .
Natürlich nicht deshalb ,weil zu wenig geheizt wird ,sondern weil es ein mil¬

derer Winterwar ,als wir vorausgesehenhatten .Auchdafür kannich
nicht verantwortlichgemachtwerden .STR. Tandlerbefasst sich sodannmitden
Ausführungan der GR .Weikert zu dem Strahleninstitut und stellt

„ unächstfest ,dass die GemeindeWiendas Radiumdeshalb in Belgiengekauft
hat ,weil es dort billiger als anderwärts ist und weil dort wie in keineman¬
derenLandegrosse Mengenan Radiumerhältlich sind,DerArzt vonden
GR. Weikertgesprochenhat stammtaus einer durchjüdischesBlut wenigverun¬
zierten Gegendunseres Landes ,Er ist in Traunin Oberösterreichgeboren .
seine Eltern leben seit Jahrhundertenin dieser Gegend .Ich kennediearische
Zusammenstezungdes Blutes Ihrer Parteiangehörigennicht so genau ,dassich
sagen könnte ,unter Ihnen sei jemand ,der mehrarisches Blut in seinenAdern
hat als Dr .Mayer( LebhafteHeiterkeitbei denSoz ,dem .) Wennich damitdemGR.
WeikerteineruhigeNachtverzhaffenkann ,so ist mirdaseinVergnügen.
( NeüblicheHeiterkeitbei denSozdem .- Dr .Hanke( nat . soz . :Sieverschaffen
sich billige Triumphe .Dr . Riehl: Eswar nur die Rededavon ,dass erauf
Gemeindekostennach Stockholmgefahren ist ) . Dr ,Mayerist ein ganzausge¬
zeichnet ausgebildeter Mann ,der 8 Jahre Assistent an der KlinikBüdinger
warunder wurdevonder GemeindeWienals Unterleiter für dasRadiuminstitutgewonnen .Nunhatten wirursprünglich den Stœ kholmerProfessoraitteif het Netr hr penForsell " n ,unsere Aerzte in die Geheimnisse des Radiumseinzu¬
führen .ProfessorForsell warnicht in der Lage ,zu unszu kommen,hatsich
aber bereit erklärt ,einenfürein Jyhr nachStockholmgeschicktenArzt indie
GeheimnissedesRadiumseinzuführen .WirhabennunDr .MayernachStockholm
geschickt und diese Schulungist in demgegenständlichen Falle umsonotwen¬
diger ,als hier umeine ganzneuartigeBehandlung , deren Ge¬
heimnisse niemandnoch wirklich kennt .Wasdie von uns übernommenenVer¬
pflegskosten von Kranken ,die Ausländer sind ,anbelangt ,so bemühen
wir uns hier ,überflüssige Ausgabennach Möglichkeit einzuschränken .Schliess¬
lich befasst sich St . . Tandlermit den Ausführungendes GR. Dr .Arnoldbetreffe

wegen des Ueberbelagsden Steimhof und stellt fest ,dass dort Catsächlich/auch Erdgeschosse als

Krankensäleadaptiert wardenmussten ,dochsind schonbei ErbauungdesStein -¬
Hofsdiese Räum ,ichkeiten für die eventuelle HeranziehungfürKrankensälen
mepariertworden .ST . R.Tandlerersucht ,denRechnungsabschlussseinerVer¬
waltungsgruppe anzunehmen( Lebhafter Beifall bei den Spz ,dem, )

GRTin . Dr .Motzko ( chr . soz . ) bemerktin einer Erwiderung auf die Aus
führungen des St . . Tandler ,dass der Rückgang der Verpflegstage ,vondem

St . R .Tandler gesprochen habe ,nicht etwa darauf zurückzuführen ist ,dass die

Armutin Wienweniger gross und die Anstaltsbedürftigkeit geringeregworden
wäre ,sonderndarauf ,dass für die Anstalten der Gemeindeheutegewissermassen
eine Aufnahmssperre besteht .Auf der anderen Seite ergeben sich auchErspa¬
rungen daraus ,dass im Jahre 1931 eine Anzahlvon Waisenhäuserngeschlossen
wurde .Fernerstellt GRtin . Dr.Motzkonocheinmalfest ,dass in allenFürsorge¬
kanzleien die Richtsätze von denen sie gesprochen habe ,aufliegen .

. Die in dieeen Richtsätzen enthaltenen Ziffern werden in allen
Fürsorgeämternder Behandlungder einzelnen Fällezugrundegelegt .
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St . . Tandler stellt noch einmal fest ,dass er solche Richt¬
nie hinaus gegeben habe ,sondern dass es sich hier offenbar umRicht¬
handelt ,die sich die Fürsorginstitutsvorstände selbst machen .

Damit ist die Debatte über die Verwaltungsgruppe III geschlos¬
sen .

In der Spezialdebatte über die Verwaltungsgruppe für Wohnungs- ¬
wesensprichtzunächstGR. Ullreich( chr . soz . ) .Ererklärt ,dassimabgelaufener
Verwaltungsjahrvondenveranschlagten90 MillionenSchilling nur 63Millio¬
nen Schilling verbaut wurden .Dasbedeutet ,dass einige tausendWohnungen
nicht zur Aus führung gelangen konnten ,deren Bau projektiert war .Diesegewal¬
tige Einanhränkung des Wohnhausbaues wurde nur dadurch erleichtert ,dass die
Bundeswohnbauförderungder GemeindedenBauvon2000Wohnungenermöglichte .
Die Einschränkung des öffentlichen Wohnbauesist für die Gemeindesehr be¬
denklich ,da die Notder Wohnungslosenimmergrösserwird . DerRednertadelt ,
dass imstädtischenWohnungsamtdie Ansuchenoder Anfragenderwohnungssu¬
chendenParteiennicht erledigt werden ,da der ParteienverkehrimWohnungsamt
eine sehr problematische Sache ist . DieFolge davon ist ,dass die Mandatare

von den
wohnungssuchenden Parteien über¬

laufen werden .GR. Ullreichbeschäftigt sich sodannmit der FragederFinan¬
zierungdesstädtischenWohnhausbaues,wobeier bemerkt ,dassderGrundsatz ,
der Zinsendienst für ein Anlehenmüsseaus laufenden Mitteln bestritten wer¬
den ,nicht zutreffend ist .Es müsseneben andere Wegegegangenwerden .Ichrede
der Zinserhöhung kein Wort,stelle aber fest ,dass das ganze System vonGrund
auf mii Fehlern behaftet ist ,die endlich einmal ausgemrzt werdensollen .
Dazukommtnoch ,dass die Gemeindeverwaltungauf demStandpunktsteht,nursie
dürfe bauen .Die Folge davon ist wieder ,dass den privaten Bauherren undins¬

besondereden Siedlern in Siedlergenossenschaftendas Bauenriesig erschwert
wird . EinBeispiel davon ist die Haltung der GemeindegegenüberdenSiedlern
am Wolfersberg .Der Redner bespricht eingehend das Entstehen der Siedlungam
Wolfersberg ,wie es zu demBaurechtsvertrag gekommenist und denBaurechts - ¬
vertrag selbst undstellt schliesslich denAntrag ,denMagistratzubeauf¬
tragen .denmit Beschlussdes GemeinderatsausschussesIVvom18. August1932
genehmigten Baurechtsvertrag mit den Siedlern am Wolfersberg abzuähdern .

Das Uebereinkommenüber den zu verbessernden Baurechtsvertrag ist in Ver- ¬
handlungen mit der Gesamtheit der Siedler ,beziehungsweise mit derenberufe¬
nen Vertretung abzuschliessen .Insbesondere ist die UntragbareBelastung
von . 500Schilling per Baustelle für Strassenbauzwecke zubeseitigen .

GR .Hölzl ( nat .soz .) bezeichnet es als sehrbedauerlich ,
dass die Sparmassnahmenim Budget1931 zumgrossen Teil auch denWohnungsbau
betreffen ,weil vomBaugewerbeeine grosse Anzahlanderer Gewerbeabhängt
und der Ausfall sich daher hier besonders unheilvoll auswirkt .Gegenüber
1930ist die für den WohnbauverwendeteSummevon90 auf rund 65Millionen
gesunken .Die Bevölkerung ist der Ansicht ,dass die Wohnhausbautenaus
den Erträgnissen der Wohnbausteuererbaut werden .Das stimmt abernicht .
Diese Steuer wirft einen Ertrag von 33 Millionen Schilling ab ,währendderlaufenden
Rest von 30 Millionen Einahmen zugeschossen werden musste .
Auch über die Verwendung der Mittel kann nicht immer günstiges gesagt werden .
Sogarder Rechnungshofmusstein zahlreichen Fällen eine Freigibigkeit inder
BewilligungvonZuschüssenzu oe Mietzinsenfeststellen .Es ist anzunehmen,
dassdiese Zuschüssenuran parteienerfolgen ,die der Mehrheitnahestehen .
Im Rechnungsabschluss wird ein Mietzinsrückstand von insgesamt 90 . 000Schillin
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ausgewiesen.Dasist abereineglatteHausnummer,denselbstdasKontroll¬
amtmusszuzugebn,dassdieBuchungenkeinenklarenEinblickgewährenlassen
Es soll Wohnhausbautengeben ,wodie Mehrzahlder Mieterseit Jahr undTag
keinen Zins mehr gezahlt hat .Es ist verständlich ,dass die Gemeinde nicht

so rigoros vorgehenkann ,weil es sich meistumarmeTeufelhandelt ,aberes
gibt Fälle ,in denen Leute ,die keine Marxisten sind ,scharf angepacktwerde
In einem Gemeindebauin der Hermanngasse2 ist im Keller eine Schiesstätte
der Schutzbündler untergebracht .Die Verwaltung der Wohnhäuser ist sehr

schleppendundauchdie Besiedelunggeht nur sehr langsamvor sich ,Gewisse
Häuser weisen Aufbauten auf ,die eine besonderen Zweckhaben .Es aindoft
SchiesschartenundBrustwehrenzu bemerken .Auchbei der VergebungderWohnu
geht es sonderbarzu .Judenaus demOstenbekommendie schönstenWohnungen,
währen die bodenständige dautsch arische Bevölkerung zusammengepfercht

wohnen und oft jahrelang auf eine Wohnung warten muss .Der Redner wendet
sich gegen die gestrigen Ausführungen des STR .Speiser ,der auf die Er¬
sparungen in Braunschweig und Koburg als abschreckende Beispiele nat .soz .
Verwaltunghingewäeenhat .Gewissspart manauchin Koburg ,Braunschweig ,
Thüringeni .Sachsen ,aber ganz anders als bei uns .Währendmandort dioFremde
zuerst wegbefördert und den Einheimischen Grund undBoden undWohnunge :
gibt ,geschieht es hier umgekehrt .In Braunschweig haben di :Nati onal¬
sozialisten von den Marxisten 50 Millionen Mark Landesschuld und ein Defizit

von 7 Millionen Mark übernommen .Nach 1 Jahren war das Budget in Ordnung
gebracht .Es wurden auch Lehrer abgebaut ,aber nur solche ,die aufgenommen
worden waren ,um Parteischulen zu gründen .Die Zahl der Minister wurdever¬
ringert ,die Verwaltung in Ordnung gebracht .Unter solchen Umständenkann
manauch für Wiendas Beste erhoffen ,wenndie Verhältnisse hier sicheinmal
ändern .Die Mehrheit der Bevölkerunghat zu der gegenwärtigenVerwaltung
der Gemeinde Wien kein Vertrauen und aus diesem Grunde wird die Partei des
Redners demRechnungsabschluss die Genehmigungversagen .( Beifall bei den
Parteigenossen ) .

STR .Weber ( soz .dem . )weist darauf hin ,dass die Gemeinde
durch die Abgabenteilung rund 50 Millionen Schilling verloren hat ,Esist
daher selbstverständlich ,dass auch der Wohnhausbaudabei nicht unberührt

bleiben konnte .Wir stehen vor der Tatsache ,dass uns nur die Wohnbausteuer
zur Verfügungsteht ,undwir habenuns bemüht ,damitmöglichstvieleWohnunger
zu bauen ,um der immer noch herrschen Wohnungsnot entgegen zu wirken .Dasses
nicht möglich war ,die Wohnungsnotin Wiengänzlich zu beseitigen ,daranist
nicht die Wohnungspolitik der Gemeindeschuld ,sondern insbesondere die unge¬
heure Wirtschaftsnot ,die es zehntausenden Bewohnern dieser Stadt unmöglich

macht ,in Untermiete zu wohnen ,und sie dazu zwingt ,bei der Gemeindeum
eine Wohnunganzusuchen .Wir haben 1932 in Wienrund 600 . 000Wohnungen ,das
ist um 60 . 000mehr als in der Vorkriegszeit .Die Gemeinde hat aber nicht nur
demWohnbedarfder Bevölkerunginnerhalbd der Gemeindegrenzenzubefriedigen ,
sondern es findet unausgesetzt zu Zuzug aus der Umgebung statt .Riese Leute

siedeln sich zunächst als Untermieter an und dann begehren sie von der Gemein
eine Wohnung .Während/5oo Wohnungen im Monat zur Verfügung stehen ,er¬
wachsendurch Haushaltsgründungenundgerichtliche Kündigungen3000Bewerbung
Es ist daher klar ,dass das Wohnunsamteine ungeheurreArbeit zubewältigen
hat .Dazu kommt ,dass von den 540 . 000Bewohnern alter Wohnungennicht weniger
als rund 115 . 000sich um einen Tausch von Gemeindewohnungenbemühen .
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Beieiner solchenMasseninanspruchnahmesind die GeschäftedesWohnungs-¬
amtesnatürlichnichteinfachzuführenundeskommtgewissvor ,dassein
oderderanderedringlicheFall zurückgestelltwird .Aberes ist heutein
Wiensodassniemandgenötigtist ,unterirgendeinerBrückeoderineinem
Kanaloderin einemZiegelofenzunächtigen .( Widerspruchbei denNattsoz

EswurdeauchBeschwerdedarübererhoben ,dasses leereWohnunge
gibt .Esist unmöglich,eineWohnhausanlagevonmehrerenhundertWohnungen
sofortzubesiedeln .Aberauchwennes möglichwäre ,kannes nichtgeschehen
weilfür etwaigealler dringersteFälleeinegeringeReservevorhandensein
muss .ZudenvomGemeinderatHölzlbemängelndenMietzinsrückständenbemerkt
derRedner ,dassderProzentsatzvon . 89gewissein sehrbescheidenerist
wennmanberücksichtigt,dassdieMietzinsederGemeindeWien1931insge¬
samtrund7,000 . 000Betragenhaben .Diesist gewissauchdaraufzurückzuführen ,dass die Mietzinse durchaus erschwinglich sind und die Parteien

sich sehr bemühen ,den Mietzins zu bezahlen ,zumal sie wissen ,dassder
Mietzins lediglich zur Erhaltung der Wohnhausanlagen dient .( Lebhafter
Beifall bei den Soz .dem . )

STR.Frauenfeld( nat .soz . )bemerkt,dieAusführungendesSTR.Weber seien feine starke Belastungsprobe für die
GutmütigkeitderNationalsozialisten ,wenndiesesett einemMonatinihrem
BezirksamtHernalseinenArbeitermitFrauundKindwohnenhaben ,dergrundlos
delogiertwurdeundkeineWohnungbekommenkann .EsgehörteinegewisseKühn-¬
heit dazu ,die Wohnhauspolitikder Sozialdemokratenzu preisen ,wennder
GR.Mühlbergerseit1923mitFrauundKindineinemKabinettwohnenmuss,
undbis heutekeineseinenVerhältnissenentsprechendeWohnungbekommenkann,
Die-Sozialdemokratenprotzendamit ,dassauf3LeuteinWieneineWohnungkommt , de facto sitzen aber bodenständigeLeute in Kabinettenund
dieArbeiterzeitungergreiftParteifür denjüdischenDirektorvonGerngross,h5

de/eingehzuedntendRichthinausgehenwill .DerRedner
schildert nun ,wieer zu seiner Wohnunggekommenist .Seit demUmsturzhabe
er sichumeineWohnungbemüht .NachJahrenwurdeendlichdurchdenTodeines
Univ .Prof .eine kleine Wohnungfrei ,er habe sich umdiese Wohnungbeworben ,

siewurdeabereinemjüdischenZuckerkvertreterausPragnamensGoldmannzu¬
gewiesen .DieserMannwohnteungekündigtin Untermieteundan demTage ,wodie Hauptmietpartei starb ,begab er sich plötzlich ins Hotel und meldete sich

bei demamtsführendenStadtrat als Obdæchloseran .Daraufwurdeihm ,weil
seine RassedenamtsführendenStadtrat wahrscheinlichangenehmerwar ,die
Wohnungzugesprochen.VordenWahlensei RednerzueinemRechtsanwaltgeååde:
worden ,der ihnersuchte ,die Sachenichtzuveröffentlichen ,manwerdeihm
eine Wohnung zuweisen .Auf diese Weise hhbe er eine aus Zimmer Kabinett und

KücheehneNebenräumebestehendeWohnungerhalten .Esmüssees daheralsUn¬
verschämtheitbezeichnen,wenndiesachlichenAngabenseinerParteigenossen
als unrichtig hingestellt werden .( Beifall bei den Nat .soz . )

Hieraufwirdin die VerhandlungderVerwaltungsgruppeVeingegange
%

GR .Perschl( chr . soz. )dassdurchdieErsparungenaufdemGebiete
derStrassenpflegevorallemdie Gewerbetreibendengeschädigtwurden .DieEr¬
sparnisinderPost"sonstigeBetriebsaualagen"imBetragevon85. 000Schilling
ist daraufzurückzuführen ,dassimSommerdieStrassenfast überhauptnicht
bespritztwerdeh.InBesprechungderPostWerkstättenbetriebbemerktderRed¬
ner ,es sei nichtsdagegeneinzuwenden,dassderAutobetriebkleineRepara¬
turenineigenerRegiebesorgt .DagegenmüsstengrössereArbeitenandieGe¬610
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werbetreibenden vergeben werden ,die sie auch billiger leis ten könnten .Im

Personenwagenbetriebstellt sich der gefahrene Kilometerauf S ' 16,was
ausserordentlichhochist . Dagegenwerdendie Lohnfuhrwerkergezwungen ,um
30Groschen,bezw.wennmandenChauffeurlohnberücksichtigtum22Groschenzu
fahren . Esist unwürdig ,dass eine demokratischeVerwaltungso etwasverlangt .
DiesesHerabdrückendesTarifs ist auf einenHerrnzurückzuführen ,dervor
1 1/2 Jahrenins Wirtschaftsamtberufenwurdeundder es als seineAufgabe
zubetrachtenscheint ,dieFuhrwerker,auszubeuten .Esist sehrbedauerlich,
dass auch im Gartenwesengespartwurde , obwohl sehr viele Instandhaltun¬
cennotwendigwären .Dasdie Volksbäderbetrifft ,so ist hier,wennmanbe¬
rücksichtigt ,dassdie InvestitionenunterBetriebsauslagenverrechnetwur¬
den ,in Wirklichkeitein Reingewinnvon308 . 000S zu verzeichnen .Mansieht
ausdenAermstenderArmenaufsolcheArtNutzen .Dadie Dampf-undWannen¬
bäderuntereinemverrechnetwerden ,kannmansichkeinrichtigesBildvon
demSorgenkindder GemeindedemAmalienbad,machen ,das sehr schlechtbesucht
wird. DerRednersprichtschliesslichseinBedauernaus ,dassauchbeimStras¬
senbau ,hei den Strassenherstellungen und im Wasserleitungswesen bedeutende

Ersparungengemachtwurden( Lebh .Beifall. . Chr. soz. )
St. . Röchterbezeichnetes ebenfallsals äusserstbedauerlich,

dass im Jahre 1931so grosse Ersparungenauf allen Gebietengemachtwerden
mussten ,insbesondereauchin seinemReferate,woes sichnurumvorrübergehen
Ersparungenhandelnkann ,da dasVersäumtein zukünftigenJahrenwirdnach¬
geholtwerdenmüssen .Wasdie Beanständungenhinsichtlichder Vergebungvon
Reparaturenbetrifft ,ist festzustellen ,dassimmermehrReparaturenderpri¬
vatenIndustriezugewiesenwerdenin demAusmassals die eigenenWerkstätten
abgebautwerden .DerUmstand ,dass der gefahreneKilometerderPersonenkraft¬
wagenrelativhochzustehenkommtisteinAusdruckderTatsache ,dassge¬spart ,das heisst zü wenig gefahren wird . ST. . Richternimmt gegen die Ausfüh¬

rungendesVorrednersStellung ,dassein bestimmterBeamterdesWirtschafts¬
amtes den Vertrag mit den Fuhrwerksbesitzern beeinflusst habe .Auch ist es

nicht richtig ,dass mit den Fuhrwerksbesitzern ein Kilometerpreis von30
Groschenvereinbartwurde. Heuteist nochderPreisvon39Groschenaufrecht.
Bassauchdie Kostender TaxameterfahrtenvonJahr zu Jahr sinken,istauf
die Einschränkung der Taxifahrten zurückzuführen .Es Werden heuer kaum ein

Drittel der Taxameterkostenaufgewendetwiein denvergangenenJahren .DerGe¬
winnder Volksbäderist darauszu erklären ,dassdie Bevölkerunginfolgedes
wirtschaftlichenElendsimmermehrvondenteurenBädernzudenVolksbädern
abwandert" ieVerelendungschreitet in einemsolchenMassefort ,dass
sogardie Volksbäderauchschoneine Einbussean Besuchernerleiden .
St . . Richternimmtschliesslich gegendie AuffassungStellung ,dassdas
AmalienbadVerlustbringendsei . Richtigist ,dassdasAmalienbadtrotzAmorti¬
sationundVerzinsungaktivist .( Lebh.Beifall . d .Sozialdemokraten).

In der Debatte über die Verwaltungsgruppe VIstellt
GR .Müller( chr ,soz . ) zunächstmit Befriedigungfest ,dass ausdie¬

ser Gruppedie Lehrpersonenan denVolks -undBürgerschulenausgeschieden
wurden eine Post ,die in diese Gruppe nie hineingehört hätte .Indieser

Gruppewurdenum500. 000Smehreingenommenalspräliminiert,einBeweisdafür,dass aus der Bevölkerung ,wasnur möglichwar ,herausgeholtwurde .DerRedner
bemängelt dodann die zahlreichen Abstriche

vor allem an

denInvestitionenfür die Grossmarkthalle ,wounhaltbareZuständebestehen,
dannaberauchan demPräliminarefür die anderenMarkthallen .Erfragt
denStadtrat ,obesrichtigist ,dassdasMeidlingerSchlachthausaufgelassen
werdensoll . DasLagerhauszeigtwiedereinenAbgangvonüber5000Schilling641
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undder Gesamtabgangmachtmehrals 5 Millionenaus .Es wäreamklügsten ,
dieses hohe Lefizit einfach abzuschreiben ,da sonst das Lagerhaus nie ak¬
tiv werdenkann .Die Durchschnittslöhne der Arbeiter und Angestellten ,die
sich mit zirka loo S im Monat berechnen lassen ,sind zu hoch,wenn manbe¬
denkt ,dass dort nicht ununterbrochen gearbeitet wird . Durchdie Uebertra¬
gung der Baustoffbe schaffung von der Verwaltungsgruppe IV in die GruppeVI
konnten wesentliche Ersparnisse an Personalaufwand erzielt werden .Es wäre

nur zu wünschen ,dass ,wie dies der Rechnungshofverlangt ,auchdie
städtischen UnternehmumgenvomWirtschaftsamt versorgt würden .AuchdieVer¬
sorgungmitTextilienundmitMonturenmüssteüberdasWirtschaftsamtgehen.
DerRednerersucht umAufschluss ,wiesoes kommt ,dass dieBäckerarbeiter
einen Lohn von 600 Schilling im Monatbekommen ,also mehr ,als demKollek¬
tivvertrag entspricht .Für die Amthäuserwar eine Post von 572 . 000Schilling
eingesetzt ,ausgegeben wurde um188 . 000Schilling weniger .Bei denSchul
häusernwar1,997 . 000. - -eingesetzt ,ausgegebenwurdem1 Millionenweniger .

Die Folge davon ist ,dass sich einzelne Amts - undSchulgebäude in einem Zustan

befinden ,der nicht mehr aufrecht zu erhalten ist .Bei den Lehrmi teln sollte

man es so machen ,wie bei der Säuglingswäsche ,das nur diejenigen sie unent¬

geltäb bekommen ,die dies in Anspruch nehmen .Für die 150 . 000Schilling ,
die auf diese Weise erspart werden könnten ,könnten 50 junge Lehrer in den
Dienst der Gemeindeaufgenommenwerden .Zu begrüssen ist ,dass statt der
Post von 5 Millionen Schilling für Ankauf von städt ;Grundbesitznur
3 ,464 . 000Schillingbausgegebenwurden ,weil die AnhäufungvonGrundundBode
durchdie Gemeindees mit sich bringen muss ,dass den Privaten jedeBaumöglic.

keit entzogen wird .Der Redner erklärt zum Schlusse ,dass seine Partei auch

diese Verwaltungsgruppenicht genehmigenkönne ,weil die bestgemeinteAnträge
vonder Mehrheitangelehnt werden .( Beifall bei den Christl .Soz .)

GR .Gratzenberger ( Nat ,soz . )führt aus ,dass wenn die schön
gemachten Rochenschaftsberichte der Gemeinderatsmehrheit mit demWohlstand
dieser Stadt Handin Handgingen ,seine Partei wahrscheinlichnicht sogrosse
Erfolge aufzuweisen hätte .Die arbeitenden Menschensind in unsere Reihen
gekommen ,weil sie erkannt haben ,dass Sie wederSozialisten nochDemokraten,
nochschöpferischsind ,sondernhöchstenseine GemeinschaftzurAufzüchtung
fremder Bonzen ,die meist der jüdischen Rasse angehören ,dass Sie demVolke
nicht Frdheit gegebenundsich in demKapitalismus ,denSie seit 50Jahren
zu bekämpfen vorgeben ,häuslich eingerichtet haben .WennSie stolz darauf
hinweisen ,dass diese Stadt ,wasden Radiumbesitzanbelangt ,heute andritter
Stelle steht ,so haben Sie vergessen ,dass wir mit der Zahl derSelbstmorde
der Bettler und Hofmusikantendurch Ihr Verdienst heute an erster Stelle

stehen .

DerRednerweist darauf hin ,dass die VolkshalledesRathauses
früher als Versammlungsraumgedient hat .Als aber dienationalsozialistische
Bewegunggrosszu werdenbegann ,unddiesenSaalebenfallsbeanspruchthat ,
wurdeer für Versammlungszweckegesperrt und es wurdeein sogeanntesGesell¬
schafts -und Wirtschaftsmuseum darin untergebracht ,zu dessen Präsidenten

der hinausgeschmisseneBolschewikDr .Neuraht gemachtwurde .Ueberdieserhält
eas Museumeine Jahresinvestition von 20 . 000Schilling ,Ertrag was dasMuseum
der Stadt für BeleuchtungundBeheizungbezahlt .Rednerbespricht hieraufdie
VerhältnisseimLagerhaus ,an dessenAbgangvon558 . 000Schilling imletzten
Jahr nicht ,wieder Rechnungshofmeint ,die hohenLöhneundGehälterundauch
nicht die Accordprämienschuld sind ,sondern der Umstand ,dass dort Löhnefür
Arbeiten bezahlt werden ,die nicht für das Lagerhaus gemacht werden ,sondern

612



XII .Blatt
Herausgeber und verantw .Redakteur :

FRANZ XAVER FRIEDRICH
Wien ,am

dazu dienen ,Barteipolitische Umtriebezu fördern .Er bespricht ineingehen
der Weise das Vorgehen des Betriebsratsobmannes Alois Kasparek derAuslage
für kollegiale Zusammenkünfteund für Autofahrten sich aus derBetriebsrats¬
kasse vergüten lässt ,und des SchutzbundkommandantenOrna Zeder ,dernach
der Behauptungdes .Rednerswenigerfür das Lagerhaus ,als für seineeigene
faschearbeitet .Anzeigendie an denamtsführendenStadtratgerichtet
wurden ,haben keinen Erfolg gehabt .Es werden von Barteiwegen die Schweiner

en immer vertuscht ,weil man
es nicht wagt ,gegen diese Leute

vorzugehen .Es ist selbstverständlich ,dass wir unter diesen Umständendem
Rechnungsabschlussnicht unsereZustimmunggebenkönnen.

In seinem Schlusswort erwidert amtsführender STR Linder auf die
Bemerkungendes GRMüllerbezüglichder Lagerhäuser ,dass die Erhöhungder
Einnahmenaus demgünstigen Getreidegeschäft zu erklären ist ,nicht aber
daraus ,dass an Gebührenmehrvereinnahmtwurde .Andie Auflassungdes
MeidlingerSchlachthauseswirdnicht gedacht .EineAbschreibungdes
DefizitesbeimLagerhauswäreunzweckmässig ,es mussvielmehrgetrachtet
werden ,das Defizit herabzusetzen .Bezüglichdes Wirtschaftsamtessagtder
Referent ,dass sich auchdie städtischen Unternehmungenbemühen ,beiihrer
BedarfsdeckungmitdemWirtschaftsamteimmermehrdasEinvernehmenzupflege
Diestädt .Bäckereikannnicht aufgelassenwerden ,da sonst dieEinheit¬
lichkeit der Erzeugungund Belieferung zunichte gemachtwerdenwürde .Wenn
HerrGR .GratzenbergerderMeinungAusdruckgegebenhat ,die Volkshallesei
in ein Museum umgewandelt worden ,damit der Herr Bürgermeister in seiner
Ruhenicht gestört werde ,so kann ich ihm nur erwidern ,er mögeimLehmann
nachsehen ,wo der Herr Bürgermeister wohnt .Der Herr Bürgermeister wohnt
nämlichgarnicht imRathaus .Wasdie anderenAusführungendes HerrnGR.
Gratzenbergeranbelangt ,so kannich nursagen ,dassdieBeschuldigungen,
soweit sie uns mitgeteilt wurden ,der Behörde übergeben worden sind unddie
Behördenunzuentscheidenhat ,waszugeschehenhat .VorderEntscheidung
dieser Behördenkannich michabernicht auf das NiveauderAusführungen
des Herrn GR .Gratzenberger begeben .( Zustimmung bei den Soz .dem .
Widerspruch bei den Nat .soz . )

EswirddieVerhandlungdesRechnungsabschlussesabgebrochen
undin die VerhandlungdervorliegendenDringlichkeitsanträgeeingegangen .

DerBürgermeisterteiåt mit ,dass zunächsteinDringlichkeits-¬
antragder GR .WeikertundGenossenvorliege .Er beginntdenInhalt diesesDrin
lichkeitsantrages mitzuteilen( ZahlreicheZwischenrufebei denNat. soz. :
Gesternwurdendie AnträgedurchdenSchriftführer verlesen !Hierwird
mit ungleichemMassgemessen) . Wennes für notwendiggehaltenwird ,dieDring-¬
lichkeitsanträge im Wortlautzu verlesen ,wird dies geschehen ,sonstnicht .
EineVorschrifthiezubestehtin der Geschäftsordnungnicht . Dergenannte
Eringlichkeitsantragverlangt ,es mögederMagistratbeauftragtwerden,
die Marktämteranzuweisen ,auf denWr .MärktennurdannausländischesGemüse
undObstzuzulassen,wennder Bedarfso grossist ,dassdieeinheimischen
Erzeuger nicht zu deckenvermögen ;die Marktaufseheranzuweisen ,deneinhei¬
mischenErzeugernauf denMarktplätzendie bestenVerkaufsständezuzuweisen
unddenVerkaufunmittelbarvomWagenzu gestatten ;dafür Sorgezutragen ,
dassdie Preisedie üb: lichenMarktpreisenichtübersteigenundKäufer ,die
die Waren beschädigenstrengenstens zubestrafeb .

GR .Weikertbezeichnetdie BéhandlungdesAntragesalsdringlich ,
da unsereeinheimischenProduktevomMarktverdrängt ,dagegentausendeMeter¬
gentnervonGemüseundObstausdemAualandaufdenWienerMarktzugelassen613
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werden ,wodurch die einheimischen Produzenten geschäigt werden ,der Gemeinde

ein Teil ihrer Einnahmen entgeht und die Arbeitslosigkeit nurvergrössert
wird .

St . R .Linder spricht gegen die Dringlich¬
keit aus ,da die Zulassung von ausländischen Wareneine Frage derHandels¬
politik sei ,auf die der Gemeinderat keinen Einfluss üben könne .Auf den

Märkten den Produzenten Plätze zugewiesen .Was der Antragsteller hin¬
i

sichtlich der Marktpreise verlangt ist unklar .Beschädigung von
Warenauf den Märkten kann sich der Verkäufer an denjenigen der die Waren
beschädigt ,schadlos halten .DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuer¬

kannt .

Die GR .Pichler und Hölzl stellen einenDringlichkeitsantrag
durch den der Bürgermeister aufgefodert wird ,sofort zu veranlassen ,dass
den Mietern in den Gemeindehäuserngestattet wird ,Untermieter aufzunehmen .

GR .Pichler ( natsoz . )führt aus ,die Dringlichkeit sei dadurch
gegeben ,dass es möglich wäre ,einer grossen Anzanl von Wohnungslosen zueiner
Wohnung zu verhelfen ,weiters

„ Bewohnern von Ge¬
meindehäusern ,die ihres Ernährers beraubt sind ,eine wennauch kleine Ein¬
nahmsquellezu verschaffen .Auchwürdendurchdie BewilligungdesAntrages
des Marktpreisø auf die übrigen Wohnungendrücken .DieNationalsczialisten
sind nicht dafür ,dass Arbeiter in den Wohnungenzusammengepferchtwerden ,
aber sie wissen ,dass viele Bewohnervon Gemeindehäuserndie Möglichkeit
der Vermietung selbst Bringend wünschen ( Beifall bei denNat . soz . )

St . . Weberbemerkt ,dass die städtische Wohnhäuserverwaltung
in den Ngubauten in Berücksichtigungswürdigen Fällen ,insbesondere wennes
sich um Anverwandte handelt ,die Untermiete uhnehin bewilligt .Die städti¬
sche Wohnhäuserverwaltung muss aber selbstverständlich dem Versuch ,in den
städtischen Häusern Massenquartiere einzurichten ,und dem Versuch ,sich durch
Untermieten Wohnungenzu erschleichen ,energisch entgegentreten .Erbittet
geskalb ,die Dringlichkeit des Antrages abzulehnen( Zwischenrufe :GR. Thaller
( soz ,dem :Sie wollen wieder Massenquartierehaben ; - Gegenrufebei den Nat .soz .

DemAntrage wird die dringliche Behandlung nicht zuerkämnt .
Die GR .Dr .Hankeund Mühlbergerverlangen in einemDringlichkeitsantrag

der Magistrat sei anzuweisen ,alle Abteilungsvorstände bezw .deren Stellver¬

treter zu beauftragen ,nicht nur den Amtsführenden ,sondern auhh dennicht
amtsführenden Stadträten in allen Fragen ,gleichgiltig welches Ressort sie
betreffen ,über Verlangen schriftlich oder mündlich erschöpfende Auskunft
zu erteilen .
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GR .Dr .Hanke( Nat .soz .) bemerkt in der Be gründung derDring
lichkeit des Antrages ,dass durch die Annahmedes Antrages der Opposition
die Möglichkeit gegebenwerdensoll ,ihre Aufgabenzu erfüllen .AuchdieMel
heit dieses Hauses könne sich dieser billigen Forderung nicht verschliessen .
Wir wollen an Ort und Stelle Auskunft haben ,nicht aber auf dem Umwegüber
den amtsführenden Stadtrat .

Bürgermeister Seitz bemerkt ,dass die Vorschriften betreffend
das Recht des einzelnen Staatsbürgers in den einschlägigen Verwaltungsrechts
gesetzen enthalten sind .Auch die Verfassung der Stadt Wien sieht eine
solche Regelung vor .2 Reche der Korperationen ,vom Gemeinderat angefangen
bis zumkleinsten Unteruasschuss ,sind in den einzelnen Verfassungsbesstimmu
gen geregeltund so kann ich nur sagen ,dass niemand in seinen dort festge¬
setzten Rechten beeinflusst wird .Die amtsführenden Stadträte sind

persönlich vomGemeinderatgewählt ,sie tragen eine politische Verantwortung
und hinsichtlich der politischen Verwaltungallein berufen ,Auskünfte

zu geben .Eine Politisierung der Beamtenschaft aber werde ich niemals dulden
Ais Vizebgm .Emmerling das Wort ergreift ,ruft ihmGR. Frauenfeld

zu : DerGentlemanProletarier Emmerlinghat das Wort .( ZalreicheZwischen¬
rufe bei den Soz ,dem . - GR,Thaller ( soz ,dem . ) :Sie haben gar nichts zureden !
Schauen Sie sich die Städte an ,wo Sie die Mehrheithaben . )

Vizebgm .Emmerling : DieUnterstützung von Arbeitslosen ,die in
diesem Antrag verlangt wird ,ist Sache des Bundes und nicht derstädtischen
Unternehmungen .Heute gibt es noch tausende Hauskalte in Wien ,die wederGas
noch elektrisches Licht haben .Wer aber Gas in seiner Wohnungeingeleitet
hat ,kann mit dem bescheidenen Betrag von 21 Groschen seinen ganzen Haushal
mit Gas bestreiten .Dieser Preis steht in gar keinem Verhältnis zu denKoster
die jene armen Teufel für ihr Essen aufwenden müssen ,die kein Gas besitzen .

Schon aus diesem Grunde erübrig sich eine Szellungnahme zu dem ersten Teil
des Antrages ( Zwischenrufe ) . Wasden zweiten Teildes Antrages betrifft ,so
ist die darin verlangte Abstufung schon längst durchgeführt .

DemAntrag wird die Dringlichkeit nicht zuerkannt .( LebhafteZwi¬
schenrufe ) .

In einem weiteren Antrage der GR . Dr .Riehl und Neumann wird der
Bürgermeister aufgefordert ,Vorkehrungenzu treffen ,die die Wiederholungvon
Ausschreitungen ,wie sie sich am 30 .September imGemeinderatssitzungssaal
ereignet haben ,hintanzuhalten und dem Gemeinderat hierüber Bericht zuer¬
statten ;weiters diejenigen Beamtenfestzustellen ,die sich an demBombarde- ¬
ment gegen die nationalsozialistischen Gemeinderäte beteiligt haben undsie
im Disziplinarweg der verdienten Strafe zuzuführen ;diejenigen sozialdemo¬

kratischen Gemeinderäte ,dürchderen Wurfgeschossenationalsozialistische Ge¬
meinderäte mehroder minder schwer verletzt wurden ,vor dasDisziplinar¬
kollegium zu stellen .Da durch die geschilderten Vorkommnissedie Unfähigkeit
des Herrn Bürgermeisters ,die Sitzungspolizei im Gemeinderatdihandhaben ,
erwiesen ist ,heisst es schlisselicht in dem Antrag ,wird er aufgefordert ,se :
Amtals BüngermeisterundLandeshauptmannehestens zurückzulegen .( Stürmische
Heiterkeit bei den Sozialdemokraten. - ZahlreicheZwixchenrufe . - GR.Frauenfeld
Ihre eigenen Leute freuen sich schon ! Diewollen Sie los werden ,Herr Bürger¬

meister !

GR .Dr .Riehl( nat .soz . )DiebedauerlichenskandalösenVorgänge,
die sich am30 .Septemberabgespielt haben ,stellen sich ,wie diesobjektiver
Weise festgestellt worden ist ,als ein Ueberfall der Mehrheit aufeine
jetzt noch kleine Minderheit dar .Bei aller Besonnenheit und Ruhe,mit derwir
heutedie Vorfällebeobachten,müssenwirsagen : esist in derGeschichteder
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öffentlichen Körperschaften ein ganz seltener Fall . . .( Sehrrichtig !
bei den Sozialdemograten . - GRtin .Deut sch - Krammer: DassmanHundspeitschen
verwendet ,- Zahlreiche Zwisrhenrufe ) . .dass eine so grosse Mehrheit es
für notwendig findet ,sich gegenüber einer verhältnismässig kleinen Minder- ¬
heit ,die nochdazu einfach den Saal verlässt ,die in keiner Weisedie
Verhandlunggestört hat ,derart ,zu benehmen .Es ist nochzu verstehen ,wennI7es heute ab und zu in Körperschaften Forkommt ) ,eine Minderheit ,

die Verhandlungen stört oder Krawalle hervorruft irgendwelchen Vertretern

das Temperamentdurchgeht ,Aberwi :" habenja denSitzungssaalverlassen
( StürmischeRufebei denSozialdemokraten :MitHundspeitschen ! )Wirsind
ganz ruhig hinausgegangen ,ich war selbst einer der ersten .DieMehrheit
sollte sich ja eigentlich vom Standpunkt der ruhigen und raschen Behand¬
lung der Tagesordnungdarüber freuen ,wenndie Opposition einenExodus
veranstaltet ,undsie hätte gar keine Ursache( arüberaufzuregen .Statt

dessen ist es zu derartigen Szenen gekommen ,die sich auch deshalb als

besondersskandalöscharakterisieren ,weil mannicht nur ,wie dasfrüher
vorgekommenist ,gegeneinanderlosgegangenist ,sondernweilmanhierGegen
stände geworfnhat ,die heute wiederfein säuberlich an ihren Ortgebracht
und hoffentlich auch angenietet wordensind . Wenneine Minderheit ,diever¬
gewaltigt wird ,zuy Gewalt greift ,kann mandas als Notrechtqualifizieren .

Wennaber eine derartige Mehrheites für nötig findet ,gegeneineMinderheit
loszugehen,muss ich das nicht nur als eine Rohheit ,sondern als Feigheit
bezeichnen( LebhafterBeifall . d .Nat .soz. -Zwischenrufe).

Bürgermeister Seitz : HerrGemeinderat,ich rufe Siezur
Ordnung

GR .Dr .Riehl : Wennwir solche Anträgegestellt haben ,sindsie
durchausberechtigt undwennder HerrBürgermeisterselbst darinapostro¬
phiert wird ,so leiten wir die Berechtigungdazuaus einemAusspruchdes
Bürgermeistersher ,der selbst einmal ggääussert hat ,dass er unterseinem
VorsitzeinenTerrornicht duldenwerde .DieMehrheithat diePflicht ,
sich ruhig und anständig zu verhalten .( Rufebei den Sozialdemokraten :Und
die Minderheit Hundspeitschenzu benützen ! - Zwischenrufe . )EineMehrheit ,
die die Abstimmungsmaschinein der Handhat unddie die Minderheitjederzeit
niederstimmen kann ,hat es nicht notwendig . . . .( Zahlreiche Zwisshenrufe . - ¬

Rufebei der Mehrheit: SprechenSie dochüberdie Hundspeitschen. -GR.Eisinger
( soz . dem)Sie sind für die Bubokratie ! )Ich werdemichmitdiememWirrkopf,
mit diesem Steinhofkandidaten nicht befassen .Wir haben die Pflicht,hier ein
sehr schweres Amtzu erfüllen .Das Amtder Minderheit ist jedenfalls schwerer
als das einer derartigen Mehrheit ,vonder überhauptnie jemanddas Wortvzu
ergreifen in der Lage ist ,ausser den amtsführenden Stadträten .Unter diesen

Umständen haben wir auch das Recht ,an den Vorsitzenden zuappellieren ,
dass er dieses Rechtder Minderheitschütze .Daswarseit jeher eineEhren¬
pflicht des Vorditzenden und das ist auch die Pflicht seines Amtes .Daher

ist auch unser Antrag berechtigt ,ch glaube,ihn in der mildesten Formbegrür
det zu habendie möglichist ,weil ich es vermeidenwill ,dass sichabermals
solche Skandalewie derholen .( LebhafterBeifall bei den Nat .soz . ) .
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BürgermeisterSeitz :WünschtjemandnochgegendenAntrag
dringliche Behandlungder Sachezu sprechen ?( Nacheiner Pause )Es
dies nicht der Fall .Daichselbst wiederpersönlichangesprochen
en bin ,kannich nur sagen :Mirobliegt selbstverständlichderSchutz
Minderheit und der Schutz jedes Einzelnen in diesem Saale ,der etwa
griffen wird .Wennaber Mitglieder des Gemeinderates andereMit¬
der desGemeinderatesmitwaffenartigenInstrumentenangreifen( Rufe
den Nationalsozialisten : Inder Abwehr! -STR ,Frauenfeld: Leibriemen
Waffen! )Sokannichsienatürlichnichtschützen. Esist eineTatsache,
einzelneHerrentatsächlichmitirgendwelchenInstrumentengedroht
ben ,die denEindruckvonStahlrutenoderdergleichengemacht
. Einsolcher Schutzwäremir nicht möglich ,wennich michselbst
erartige Händelein :liesse ,wasich selbstverständlichnichttue .
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Wennin diesemAntrageunter Punkt2 die Forderunggeste .
wird ,dassdiejenigenBeamten,diesichandemBombadementbeteiligthabe:
in Untersuchung zu ziehen und der verdienten Pestrafung zuzuführen seien ,

so kannich nur sagen ,dass nach den Feststellungen dieseBehauptungenNvept
( Rufe bei den Nat .soz . )Ich muss daher diesen

Anwurfgegen die Beamtenschaft ,die ihren schweren Dienstpflichtgemäss
und mit gressem Opfermut leistet ,auf das Allerentschiedenste zurückweise :

( Beifall bei den Sdz .dem. )
Wennschliesslich der Herr GR .Dr .Riehl micheinlädt ,

mein Amtals Bürgermeister und Landeshauptmannehestenszurückzulegen ,
kann ich nur sagen ,dass ich hiezu gerne jederzeit bereit bin ,insbesonde :

aber dann ,wenn es dem Herrn Dr .Riehl gelingen wird ,die Mehrheit davon
überzeugen ,dass er ein besserer Bürgermeister und Landeshauptmann ist .

( Heiterkeit und Zustimmung bei den Soz .dem . )

STR .Kunschak erkärt ,es sei gewiss niemand in diesem

Sa 1 ,der nicht die Ueberzeugunghätte ,dass alles vorgekefrhtwerden
müsse ,um eine Widerholung solcher Szenen hintanzuhalten .Um dies auch b

der Abstimmung zum Ausdruck bringen zu können ,ersucht er um getrennte

Abstimmung über den Funkt 1 des Antrages .

PürgermeisterSeitz ;EigentlichhätteichnurdasRecht,
darüber ab . stimmen ,ob dieser eine Antrag im Ganzen jetzt einer dringlich

Behandlung unterzagen werden soll oder nicht ,Ich stehe aber nicht an ,zu

geben ,dass hier in der Form eines Antrages eigentlich vier Anträge geste .

sind und dass daher das Begehren des GR .Kunschak sachlich berechtigt ist

Bei der Abstimmung über den Punkt 1 des Antrages ,Vorkehr

gen zu treffen ,die die Wiederholung derartiger Ausschreitungen hintan ha
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geignetsind unddemGemeinderathierüberbericht zuerstatten
stimmtmitdemNationalsozialistenundChristlichsozialenaucheinTeil
derSczialdemokratenfürdiesofortigedringlicheBehandlung.(Gelächterund Zwischenrufe bei den Nat .soz . )

BürgermeisterSeitz : Dasist ja keine Parteifrage .Diege ,obmaneinenGegenstandjetzterörternwillodernicht,entscheidet
ich ja nicht nach demfarteiprogramm ,sondern nach der Ansicht derbe¬
reffendenPerson .

Bei der AbstimmungwirdsowohldemFunkte1 wieauchdem
unkten2 ,3 und4 desAntragesdiedringlichePehandlungnichtzuerkannt .

Hieraufwirddie Sitzungum10 Uhrgeschlossen .
DienächsteSitzungdesGemeinderatesfindetnicht ,

ie vergehehen,morgenum16Uhr ,sondernum17Uhrstatt .
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WIENER GEMEINDERAT
Sitzung vom 25 .November1932 .

Vorsitzender Weigleröffnet die Sitzung um16 Uhr10 .
Es wird die Verhandlungdes Rechnungsabschlussesfür dasJahr

1931fortgesetzt .
ausGR .Dr .Kotzaurek ( chr .soz . )bemerkt , diesem Rechnungsab¬

schluss ergebe sich ganz deutlich ,dass die Mehrheit mit ihrem Latein be¬
reits zu Ende sei .Das Ziel,Ihrer Verwaltungskunst ist es ja nicht ,der Be¬
völkerung ,sondern wie es nur irgendwie geht ,der Partei zu nützen .Selkst
in der kleinen VerwaltungsgruppeVII zeigt es sich ganz deutlich ,dasssich
die Mehrheit nur von parteipolitischen Erwagungen leiten lässt .Daist

den
für die Förderungder GegenwartskunstöhnehingeringeBetragvon100Mil¬
lionen eingesetzt .Aberauchdieser Betrag ist nochnicht zur Günzever¬
braucht worden ,obwohlbekanntlich genade die Künstler unter dengegebenen
Verhältnissenamschwerstengetroffen DieNotder Künstlerist heute
schonsognoss ,dasssie sichentschle .enhaben ,aufdieStrassezugehen,
und Notgemeinschaftenzu bilden .Diese öffentliche Demonstrationist eine

laute Anklagegegen die Gemeindeverwaltung ,die keinVerständnis
für dieKünstlerhat .DieNotunterdenKünstlernhatbereitsFormenange¬
nommen ,düe für die künstlerische Entwicklung der Stadt das Schlimmste be- ¬

sorgenlassen. GR. Dr.KotzaureknimmtsodanndagegenStellung ,dassbeiderFörderungvonTheater -undMusikaufführungen den Löwenanteildie
sozialdemokratischenOrganisationenerhalten haben ,währendderchristlicher
VolksbildungnurdergeringeBetragvon1300Schillingzugeteiltwordenist .
Fürdie Gewerbeförderungist trotz der grossenBedeutung ,die derGewerbe¬
stand für die Stadt hat ,und trotz seiner traurigen Lage viel zu wenigaus¬
gegeben worde .Es wäre eigentlich am allerbesten ,wenn die Gemeindediese
ganzePost streichen und für die Gewerbetreibendendadurchetwasleisten
wollte ,dass sie ihre Steuer -undAbgabenpolitikeiner radikalenAenderung
unterzieht ,Währendauf der eihen Seite so gespart wird ,wird auf deranderen
Seite ganzsinnlos Geldausgegeben .Dies gilt insbesonderevonderGemeinde¬
wache .DieGemeindewachewurdenurdeshalbgeschaffen ,weildieMehrheit
nach demvon ihr begangenenJuliverbrechen das Bedürfnis hatte eineeigene
Organisationzur Verfügungzu haben ,welchemanletzten Endesauchgegendie
WienerBevölkerungvorgehenlassen wollte .Es soll hier nicht des näherenübe
die qualitative Beschaffenheitder aus demSchutzbundhervorgegangenenGe¬
meindewachleutegesprochenwerden .Datsacheist aber ,dass die starkeVer¬
minderungder Gemeindewacheseit 1927nicht nur daranfzurückzuführenist ,
dass ein grosser Weilder Gemeindewachleutein den ordentlichenGemeindedier
übernommenwurde ,währendandereBewerberdraussenbleibenmüssen,sondern
dass eine erkläckliche Anzahlder Gemeindewachloute,wennauchunfreiwillig ,
ihre Betätigungin ein anderesGebäudenichtweitvonhier verlegenmussten.
DieGemeindewachewurdeauchnicht zumgeringstenTeil deshalbverringert ,
weil mansie der WienerBevölkerungmäglichst wenigsichtbar werdenlassen
will .Die Wiener Bevölkerung gerät ohnehin immer in Rage ,wen sie einen Ge¬
meindewachmannsieht Heutekannmandie Gemeindewachleuteabgesehenvonihre
scheinbar ausserdienstlichen Verwendungals Claqueure im WienerGemeinderat
nur mehrsehen in den Fürsorgeinstituten ,im Wohnungsamtund in derVorräume
der amtsführendenStadträte,überall dort also ,woGefahrbesteht ,dass diein
den breiten VolksmassenangesammlåteErbitterung sich in einer sehrunange¬
nehmenWeiseLuft machenkönnte . Zudiesen Zweckbrauchenwir wohlkeineGe¬
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meindewache .Die öffentlichen Institute und Anstalten waren nie gefährdet .
Die Erbitterung des Volkes richtet sich nicht gegen den einzelnen Gemeinde¬
wachmann ,sondern gegen diejenigen ,die die Gemeindewachleute schützen solle
Wir brauchen keine Leib - undSchutzgarde für die Herren des WienerRathauees .
Wennsie wirklich in Angst und Sorge leben ,so mögen sie anstatt eine
Schutzwacheaufzustellen ,die Stätte ihrer so verderblichen ,dieBevölkerung
aufreizenden Tätigkeit verlassen . Von1927 bis 1931 sind fast 12Millionen
für die Gemeindewache ausgegeb en worden . Mitdiesem Betrag hätte manso
manches Elend ,insbesondere auf dem Gebiete der Fürsorge mildern können .

Dabei hat man es noch für notwendig gehalten ,für diese sinn -und zwecklose

Gemeindewacheeine eigene Kaserne anzuschaffen ,manhat für diesen Zweckein
Fabriksgebäude im . Bezirk erworben .Was geschieht jetzt mit dieser Kasærne .
Wir vermuten stark ,dass sie ein Stützpunkt für den Schutzbund ,ein Arsenal

für die heiligen Waffen des Herrn Bürgermeisters bilden soll .Einem
Rechnungsabschluss ,in dem eine Ausgabenpost für die Gemeindewache enthalt er
ist ,könnenwir unsere Zustimmungnicht geben ( Lebh .Beifall . d .Chr. soz . )

Att GR .Ing .Hölzl ( nat . sozbezeichnet es als das einzig erfreuliche
dieser Verwaltungsgruppe ,dass an der Feuerwehr fast nichts erspart wurde .
Allerdings wurde auch hier eine Ersparnis gemacht ,die Bedenken erregen
muss ,nämlich an den Dienstkleidern der Feuerwehr,eine Ersparung ,die nichts

424anderes als einen verkappten Lohnabbau darstellt . Redner wendet sich sodann

dagegen ,dass der für die Kunstförderung präliminierte ohnehin geringe Be¬
trag bei weitem nicht ausgegeben wurde . Soerleben wir das Schauspiel ,dass

nebenanderenBerufsgruppenauchdie Künstlerauf die Strassegehenmüssen,
um zu sagen ,dass sie hungern und dass sie Brot und Arbeit haben wollen .

Es ist für eine Kunststadt wie Wienein trauriges Zeichen ,wennschondie
Künstler auf die Strasse gehenmüssen .Andererseits wird Geldfür sehrson¬
derbare Zweckeausgegeben .So für Theater -und Musikaufführungenbestimmter

gteteOrganisationen zweifelhafter Art ,die von fremdenJuden geleitet werden,d
nach Wienkommenumblöde ,falsche verkehrte Musikzu verzapfen ,blödsinnige
Reimevorzutragen .Diese hergelaufenen Juden aus Polen und Amerikawerdenmit
ungeheuren Summendotiert .Manpäppelt Parteiorganisationen hoch undschafft
sogar neue solche Organisationen,um auf diesem WegSubventionen gebenzu
können .[ DasGewerbesollte gefrödertwerden ,umes mitdemAusland
onkurrenzfähig zu machen .Statt dessen wird es prolstarisiert ,denndie

Sozialdemokratenwollennur grosse FabriksherrenundProletarier .Dafür
werden demBürgermeister für besondere Ausgaben12 . 000Schilling im Jahr be¬
willigt .( üeber das Kapitel der Gemeindewache ist schon oft gesprochen worder

Im Jahre 1927 wurde Wien vom Pöbel und Janhagel ,von Plünderern und Brand¬

stiftern heimgesucht und aus dem Kreise dieser Menschen wurde eine Wacheau¬
stellt ,der das Eigentum der Gemeinde Wien anvertraut wurde .Nunhaben
die Sozialdemokraten anscheinend selbst eingesehen ,dass das Volk zudieser
Wachekein Vertrauenhat ,undhabendaher ihre Zahl verringert undihren
Fahrparkder Feuerwehrübergeben .Aberan drei Stellen ist dieGemeinde¬
wache sichtbar ,bei den Stellenlosenämtern ,bei den Fürsorgeämtern und im

Wohnungsamt,also überall mort ,wodie Aermstender Armenihr Rechtsuchen .
Die Gemeindwache hat nur den Zweck ,diese armen Teufel von den Bonzen abzu¬

halten ,damit deren Ruhenicht gestört wird ,Dieser Zweckrechfertigt keines
wegs den Bestand der Gemeindewache ,Haher muss sie weg .Der Rednerwünscht
eine Aufklärungüberdie Post von8200Schilling für alte verkaufteMonturer

der Feuerwehr .Es scheint ,dassi auf diesem Umwege der Schutzbund zu
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neuen Monturengekommenist ,damit er seine dunklen Ziele weiterverfol¬
gen kann .Bei den Einbürgerungen werden andauernd mit besonderer Vorliebe
Juden Czechen ,Polen und Rumänenbevorzugt ,während Laute aus derösterreich
achen Provinz nach wie vor abgewiesen werden .Auf diese Weise Wirf eine
Fabrik von sicheren Wählern geschaffen ,um Wien jüdisch zu machen .( Bei¬
fall bei den Nat .soz .- GR .Beisser ( soz .dem . ): Sie selbst haben für

einen Juden gestimmt ! - Gegenrufe bei den Nationalsozialisten .- GR .
Weikert ( nat .soz . ): Wohnungsschieber ! - GR .Beisser :Sic sind ein

Lügner ,ein Schuft ! - Andauernde Zwischenrufe . )
STR .Honay ( soz .dem .) führt aus ,dass die Gemeindenicht

das geringste Ersparnis erzielen könnte ,selbst wenndie Gemeindewacheauf .
gelöst wirde .Die Gemeindewache versieht gegenwärtig einen äusserst schwie¬
rigen und verantwortungsvollen Dienst ( Rufe bei den Nat .soz .: Wo?)
in den Fürsrogeämtern ,in den Arbeitslosenämtern und im Wohnungsamt under
halte es für seine Pflicht ,ihr für diesen schwierigen Dienst den Dankdes
Gemeinderates auszusprechen ( Lobgafter Beifall bei den Soz .dem .- Zwisch
rufe bei denNat .soz . . )DieGemeindewachewurdedeshalbverringert ,weil
nach dem Strassenpolizeigesetz gewiesse Dienstleistungen ,die sie verse¬

dehen hatte ,entfallen sind .Gegenüber/geauBßunßr .Kotzaurek ,dass für die

Gemeindewacheim 10 .Bezirk durch Adaptierung eines Fabriksgebäudes eine
Kasernegeschaffenwordensei unddass dieses Gebäudejetzt völligunbe-¬
nützt sei ,stellt der Redner fest ,dass dieses Gebäudeseit vielen Monaten
als Obdachlosenasylbenützt wird .( Hört - Hört - Rufebei den Soz .dem. )
Die Behauptung ,dass die Gemeindewacheeine Leibgarde der Stadträte bil¬
det ,ist absolut unrichtig .Es gibt keinen einzigen amtsführendenStadtrat
der in seinem Vorzimmereine solche Gardebrauchte .Wennhier über die Not

der Künster
gesprochen worden ist ,so gibt es wohl

niemand in diesem Saal ,der von dieser Not nicht ergriffen würde .Esmüsse
jedoch feststellen ,dass es in dieser Republik nur die Gemeinde Wienist ,
die wirklich praktische Kunstförderung teibt .( Lebgafter Beifall bei den

Soz .dem .- Rufe bei den Nat .soz . :Für die Juden ! )Gerade die Herrei
von der christlichsozialen Minderheit sollten uns sagen ,was der Bundin
den letzten Jahren für die Künstler getan hat .Im Künstlerhaus sei jetzt
Gelegenheit ,wirkliche Kunstförderung durch die Stadt Wien in Augenschein

zu nehmen .Auch er ist der Meinung ,dass die Gemeindeverwaltung für die Ge¬
werbeförderungviel mehrtun sollte ,aber auchdas ist eine FragederFinan .
zen .Die Opposition bemängelt auf der einen Seite ,dass die Gemeindeverwalt :

die Steuern nicht erm ssigt und rücksichtlos eintreibt ,auf der anderen
Seite sind ihr aber alle Ausgabenzu niedrig .GR .Dr .Kozaurekhatbemängel-¬
dass die Soz .dem .Kunststelle von den 79 . 000Schilling zur Förderungvon
Theater - und Musikaufführungen für Arbeiter und Angestellte 52,000 Schil - ¬

ling bekommt .Der Redner stellt fest ,dass hier ein Aufteilungsschlüssel
einvernehmlich festgesetzt ,nach der Zahl der Veranstaltungen undnach
der Zahl der Mitglieder der einzelnen Kunststelden crrechnet worden ist ,

unddass bisher keinerlei Rekriminationenüber die Verteilung erhobenwur¬
den .Wonninsbesondere die Subvention von 1ooo Schilling an die Freie
Typographie erwähnt worden sind ,so muasemir es dieser Vereintgungvon
Arbeitersängern sagen ,dass gerade sie auf einem ungemein künstlerischen

Niveau steht ( Zustimmungbei den Soz .dem .) ,und wir als Arbeiterpartei
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uns freuen sollen ,dass diese Vereinigung im letzten Jahrefolgende
überauswertvolleAufführungenveranstaltcthat :Beethoven ,Neunte
Symphonie9 mal ,Mahler ,Achte Symphonie ,4 mal ,Haydn ,Schöpfung ,
6 mal ,Jahreszeiten ,1 mal ,Händel ,Alexanders fest ,2 mal ,davonim
Radio einmal ,Mendelsohn ,Erste Walburgisnacht ,5 mal ,davon imRadio

einmal ,Korda ,Stundeder Befreiung ,3 mal ,Knöchel ,EiserneWelt ,2mal .
Wasdie Anfragedes GR .Hölzlüber denVerkaufvonAltkleidernsnicht
der Feuerwehr ,sondern der Gemeindewache ,- betrifft ,so wurdendiese
alten Monturen ,weil sie nicht mehrgebrauchtwerden ,demWirtschaftaamt
überwiesen ,das sie verkauft hat .Bezüglich der von demselbenRedner
bemängeltenangeblichenverkapptenGehaltskürzungder Feuerwehrstellt
Redner fest ,dass die Fouerwehr eine so wührige umdie Interesse ihrer
Mitglieder so besorgte Interessenvertretung hat ,dass sich diese irgend
eine verkappte Beschrähkung ihrer Bezüge sicherlich nicht gefallen liesse .
Essind auchüberdie Dienstkleidungder FeuerwehrkeineBeschwerdenein¬
galaufen .Zu der Kritik des - selben Redners an der Kunstförderung der Ge¬
meindeverwaltung bemerkt der Redner ,dass es dieser hauptsächlich aufdie
künstlerische Leistung ankomme( Beifall bei den Soz .dem . ) ,ohne

Rücksicht auf die Konfession der Künstler .Auchdie
Bemängelungen der Einbu gerungen sind sicherlich übertrieben ,denn der

nationalsozialistische Vertreter nimmt Gelegenheit ,vor jeder Sitzung des
zuständigen Ausschusses die Heimatsrechtakte durchzuschen ,und wenner
berechtigteAnständezu erhebenhätte ,so hätte er sie sicherlichvorge¬
bracht .( Pebhafter Beifall bei den Soz .dem . )

Damitist dieSpezialdebatteüberdieVerwaltungsgruppeVIIbeendet .
für das Jehr 1931

Bei der Abstimmungwird derRtechnungsabschluss/genehmigt ,
die Berichte des Rechnungshofes und des Kontrollamtes werden zurKenntnis
genommen ,der Resululationsantrag Ulreich betreffend AbänderungdesBau¬
rechtsvertrages mit den Siedlern auf demWolfersbergwirdabgelehnt .

Hierauf wird in die Beratung über die Rechnungsabschlüsse
derstädt .Unternehmungenfür dasGeschäftsjahr1931eingegangen .

Berichterstatter ist Vizebürgermeister Emmerling .Esführt
bezüglich der Gaswerkeaus ,dass der Gasabsatz im abgelaufenenVerwaltungs-¬
jahr trotz der Wirtschaftskriseeine bemerkenswerteFestigkeit gezeigthat
die sich aus der weitgehenden Unentbehrlichkeit des Gases imWirtschafts¬
leben Wienserklären lässt .Die Gaserzougnngist gegenüber demVorjehre
umrund 9 Millionen Kubikmeter( . 81Prozent )gestiegen .DerKoksab- ¬
satz warbefriedigend ;auchbei denübrigenNebenproduktenbewegtesich
ger Absatzin demerwarteten Ausmass .DasGeschäftsjahr schliesst miteinem
Gebarungsüberschussvon265 . 000Schilling .Infolgeder vorzeitigenAbschre
bungenin Anwendungdes Investiticnen -BggünstigungsgesetzesimBetrage
vonrund . 5 .MillionenSchilling weist die BilanzeinenGebarungsabgang
von rund . 3Millionen aus .

Ueberdie städt ,Elektrizitätswerkeführt der Referentaus ,
dass im Berichtsjahr die Mengedes selbsterzeugten Stromes unddes
Fremdstrombezugesgegendas Vorjahr ,umrund21 MiiionenKilowattstunden
( . 7Prozent )geringer gewesen ist ,Von der Stromerzeugung waren 58 . 4%
Wasserkraftstrom ,11 . 6Prozent kalbrischer Herkunft .DerAnteil derInlands
kohlean der kalorischenErzeugungbeträgt31 . 3Prozent ,derAuslandskohle
10 . 3Prozent des gesamten Strombedarfes .Durch inländische Kraftwudlen
warensomit89 . 7Prozentdes Strombedarfesgegenüber73,3 ProzentimVorjahr
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gedeckt .Bas Gesamtunternehmen( WienerZentrale undUeberlandzentrale
19o0Ebenfurth )schliesst mit einem Gebarungsüberschuss vonrund Schilling .

Bei Berücksichtigungder vorzeitigen AbschreibungengemässdemInvestionen
Begünstigungengesetzbei der WienerZentrale und bei derUeberlandszen¬
trale im Gesamtbetrage von . 9Millionen Schilling und bei Berücksichtung
der Rücklage von 1 .9 Millionen Schilling bei der Wiener Zentrale ,beträgt
der gesamte Gebarungsabgang 14 . 3Millionen Schilling gegenüber 23 . 7
Millionen Schilling imVorjahre .

Vonden städtischen StrassenbahnenberichtetVizebrügermeister
Emmerling ,dass das Geschäftsjahr der Strassenbahnen durch einenweiteren
Rückgang der Frequenz gekennzeichnet ist .Die Personenbeförderung des
gesamtenBetriebes war um -27 . 2Millionen Fahrgäste ( . hProzent )ge- ¬
ringer als im Vorjahr ;die Wagennutzleistung ist um . . Millionen
Kilometer( . 3Prozent) gesunken .AufdenKopfder Bevölkerunggerech¬
net entfallen von Strassenbahn und Stadtbahn auf einen Einwohner durch¬
schnittlich rund 376 Fahrten im Jahr ,also um15 Fahrten oder um . 8Prozen
weniger als im Jahre 1930 .Der Fahrgästeausfall ist grösser ,als die

Strassenbahndirektion erwartet hat .Im Wirtschaftsplan waren dieEinnahmen
aus der Fersonenbeförderung ,bei Strassenbahn und Stadtbahn mit 133,2Millio
Schilling angenommen ,datsächlich sind jedoch nur 130 . 5Millionen Schilling
eingenommen worden .Der Durchschnittsfahrpreis ist von 22 . 9Groschen
auf 22 . 7Groschen zurückgegangen .Unter solchen Umständen waren die Stras¬
senbahnen zu neuerlichen Sparmassnahmen gezwungen .Diese haben es ermög¬
licht ,die gesamten Nettoausgaben pro Fahrgast des Strassenbahn -undStadt¬
bahnbetriebes von 24 . 7Groschen auf 24 . 01Groschen ( . 8Prozent ) herab¬
zusetzen .Trotz namhaften Ersparungen und der damti erreichten Senkung
der Gesamtausgabenum . 7Millionen Schillong ist dennochdasBetriebs¬
ergebnisblosum . . MillionenSchillingverbessertworden ,weilderEin¬
nahmenausfall . 9Millionen Schilling beträgt .

Beim Autobusbetrieb ist die Personenbeförderung um . 2Prozent
grösser gewesen als im Vorjahr ;die Einnahmen waren um 3 Prozent höher .
DurchökonomischeBetriebsführungist es gelungen ,denGebarungsabgang
wesentlich zu verringern .Es betrug im Jahre 1931 . 4Millionen Schilling
gegenüber . 9Millionen Schilling im Jahre 1930 und gegenüber . 8Millionen
Schilling im Jahre 1929 .

Die Bilanz der gesamtenUnternehmung( Strassenbahn ,Stadtbahn ,
Autobus) ergibt einen Gebarungsabgangvon . 9Millionen Schilling gegenübe
11 . 7Millionen Schilling im Vorjahre .Infolge vorzeitiger Abschreibungen
durch Anwendungdes Investitien - undBegünstigungsgesetzes im Betragevon

. 1MillionenSchilling ergibt sich ein Gebarungsabgangvon . 8Millionen
Schilling gegenüber rund 3 Millionen Schilling im Jahre 1930 .

Gleich wie in der gesamten übrigen Brauindustrie Oesterreichs
ist auch beim Brauhaus der Stadt Wien im Berichtsjahr der Bierabsatz zurück
gegangen .Die Erzeugung ist um rund 96 . 000Hektoliter ( 24 . 3Prozent ) ,
der Verkaufumrund74 . 000Hektoliter ( 20 . 3Prozent) geringergewesen
als im Vorjehr .Die Bilanz schliesst mit einemGebarungsüberschussvon
703. 000Schilling .DerGebarungsüberschussderLeichenbestattungsunternehmu
beträgt rund101 . 000Schilling ,der GebarungsüberschussderGewista
rund114 . 600Schilling .Diestädt .Unternehmungenhabenauchimabgelau¬
fenenVerwaltungsjahrbei ihren Aufträgenin erster Linie das Inlandberück¬
sichtigt und Aufträge an das Auslandnur im Falle derUnvermeidlichkeit
und mit besonderer Bewillggung vergeben .( Beifall bei den Soz .dem . )
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GR.Holaubek(chr. soz. )erinnertdaran ,dassdiestädtischenUn¬
ternehmungen ,diein ihrer Gesamtheitmit Ausnahmmder - wistaSchöpfungen
desVolksbürgermeistersLuegersind ,unterchritstlichsozialerVerwaltung
durchauseineaktiveGebarunghatten .DerchristlichsozialeKamumdiese
Unternehmungenwargleichzeitigein Kampfgegendie UeberwucherungdesAus¬
landskapitalsundmanmusssichsehrwundern,dassdieseUnternehmungen,die
als soziale Einrichtungender Kommunegedacht waren ,heute wiedernachrein
kapitalistischen Grundsätzenverwaltet werden . Nurdrei wenigerbedeutungsvoll
UnternhmungenhabenheuteeinenGebarungsüberschuss,es sinddasbezeich¬
nenderweisedie Unternehmungen,bei denenes sichumdenAlkoholundumdas
Sterbenhandelt .AlleanderenUnternehmungenhabenGebarungsabgänge,Arotzdes
weitausgrösserenBetriebsumfangesdenheutealle Unternehmungengegenüber
derchristlichsozialenZeithaben .BeiderStrassenbahnist eszweifellos
eine Quelledes Difizits ,dass der Tarif zu hochist ,soweit es sich umklei¬
nereStreckenhandelt .DerVorschlagauf EinführungdesZonentarifs ,denwir
wiederholtgemachthaben ,ist immerwiederabgelehntworden ,obwohlessicher
möglichwäre ,denKurzfahrernentgegenzukommen .EskönntedreierleiTarife
geben :einen 20 Groschentarif für eine einfache Fahrt ,einen26Groschentarif
für das einmaligeUmsteigenundeinen32 Groschentarif für das beliebigeUm¬
steigen,Allenthalben hört manauchKlagenüber die ausserordentlichlangen

Intervalle bei den Strassenbahnenundden ganzmiserablenVerkehr .Dazu
kommtnoch ,dass eine ganzeReihevonLinienein -oderumgestelltwordensind
Da ist es nicht zu verwundern ,wennin der Bevölkerung allerhand Witzeüber
die Strassenbahn kursieren .dowurde.unlängstderWitzgemacht:EinWachmannt

findet auf dem Gelese der gerLinie ,der zwei LeibeBrot mit¬
hat . AufdieFragedesWachmanns,waserdenndamache,antwortetderMann,
ich wartenur auf den9er Wagenunddamitich nicht verhungere ,habeich
mir die zwei Leibe Brot mitgenommen( Heiterkeit bei de .Chr .soz . )DerRedner
weist sodanndarauf hin ,dass auf der Stæassenbahnnicht wenigerals 21Mil¬
lionenArbeitslosefahren ,die garnichtszahlen .Dagegenist gewissnichts
einzuwenden .Abereine solche Begünstigungdürfte nichtausschliesslich
auff Kosten des Unternehmens,sie müsste zumindest teilweise auf Kosten der
VerwaltungsgruppeIII gehen .GR. Holaubekführt sodannBeshhwerdedarüber,das
die Vorauszahlungenfür GasundStromnochimmernicht zurückgezahltsind ,
obwohlsie in keinerWeisebegründetsind .AuchkeinGeschäftsmannkannsich
von seinemKundenetwas vorausbezahlenlassen . DieGrundgebühren sindnichts
anderes als eine fungierte Erhöhungder Strompreiseundsie müssenendlich
aufgehobenwerden .Sehr zu beklagenvomStandpunktdes Arbeiters ist auch
die übermässigeRationalisierung in den Gas -undEwerkenzumaldieseJunso¬
zialen Methodenin keiner Weise den Gebarungsabganggünstig beeinflusst
haben .Schliesslichverweistder Rednerdarauf ,dassdie KostenfürBetriebs¬der Ueberlandzentralematerialien um512 . 000Schilling höhersind als imVorjahre ,wassichdaraus
erklärt ,dass die Kohleviel zu teuer bezahlt wird .Er erklärt dassseine
ParteidenvorgelegtenBerichtenderstädtischenUnternehmungennichtzuatin

men könne ( Lebh .Beifall b . . Chr .soz . )

GR .Pichler( natsde . )bemerkt ,die Sozialdemokraten ,die sichbei
ihrenMisserfolgenimmeraufdie VerschlechterungderwirtschaftlichenLage
berufen ,tragenandieserVerschlechterungdurchihre verfehdteGesamtpoli¬
tik selbst schuld .Die massgebendenGemeindevertreterderSozialdemokraten
habenja auchSitz undStimmeimHausder WeisenamRind/des12 .November,
wosie bewiesen habendass sie durchwuskein Verständnisfür eineBesserung
der wirtschaftlichenVerhältnissehaben,jadiese infolgeihrerjüdischen,

655



F GTHAUSKORRLSPONDENZ

VII . Blatt

Herausgeber und verantw .Redakteur :
FRANZ XAVER FRIEDRICH

Wien ,am

verjudetan und grosskapitalistischen Einstellung yollen
Ihr Sozialismus bedeutet nur ,dass der wirtschaftliche Vorteil desEinzelnen
auf Kosten der Gesamtheit gesichert werden soll ,entgegen unserem Grund¬

satz :Gemeinnutz geht vor Eigennutz . Wirsind Ihnen auch sehr dankbar ,dass

Sie sich in Ihren Berichten auf die Creditanstaltsaffäre berufen .Sie haben

ja selbst nichts dazubeigetragen ,ihn zu verhinderh ,undSie sinddaher
mitschuldig daran ,dass durch diesen Zusammenbruchunser ganzes Volk
ausgeplündert wurde .Der Redner befasst sich sodann mit demRechnungsab¬
schluss der städtischen Unternehmungen und weist darauf hin ,dass 6 städ - ¬

tische UnternehmungenBankguthabenvon über 36 Millionen haben .Wasver¬
anlasst die Sozialdemokraten bei den von ihnen manchmaldochangegriffenen
grosskapitalistischen Banken einen so horrenden Betrag zu hinterlegen und

welche Banken sind das ?Bei der Postsparkasse haben die städtischen Unter¬

nehmungenzumBeis piel nur Guthabungenvon 569 . 000Schilling und inder
Zentralsparkasse hatte die Strassenbahn Ende 1931 nur 62 . 000Schilling
liegen . Diesegrosse ,Bankguthabungenzeigen ,dass dieSozialdemokraten
sehr viel Verständnis für die Bankdirektoren haben ,die sie angeblich immer
so bekämpfen .Der Redner wünscht ferner Aufklärung ,warumdie Länderbank

noch immer den Gaskoks - verkauf 'in der Hand hat und warumihn die Gemeinde
nicht selbst durchführt . DerRechnungshofbericht spricht von einer sorg¬
fältigen Bargeldgebarung .Wir zweifeln daran nicht ,so weit es sich umBea
amteteAngestellte des E Werkeshandelt .Es ist uns aber zu Ohrengekommen,
dass seinerzeit ein Kassenvorssanddes E Werkesplötzlich enthobenwur- de.

Wir wünschenAufklärungdarüber . /Was für uneinbringliche For¬
derungen von 30 . 000Schilling handelt es sich weiter in der Gewinn -und
Berlustrechnung der E Werke ?Wirwollen hoffen ,dass das - ichtlauter
jüdische Konkurslersind . Beiden Grundgebührenfür Stromzahlen dieweniger
Begüterten darauf ,währenddie Reichen ein gutes Geschäft machen .Somuss
zum Beispiel ein kleiner Schneider in einer Wohnung ,die aus Zimmer undKüch
besteht ,für die Beleuchtungund zwei elektrische Bügeleisen S ' 25zahlen ,
der Inhaber einer Vierzimmerwohnung bezahlt aber nur 90 Groschen .Oder

in einem Hause in der Schweglerstrasse zahlt eine arme Frau bei einem
Stromverbrauchvon2 KilowattstundenohneKrisenzuschlagS ' 14und90
Groschen Grundgebühr .Das sind 78 Prezent des Strompreises .Im gleichen Haus

wohnt ein Mieter ,der sich einen Stromberbrauch von 1ol Kilowattstunden

leistet ,dafür S57 ' 57und auch nur eine Grundgebührvon 90 Groschen ,dasist
etwa nur 1 Prozent bezahlt . Wobleibt da Ihr Sozialismus und dieBesteuerung
der Reichen ?MachenSie doch die Grundgebührvon der Wohnungsgrösseabhängig
Das wäre weit gerechter .Uns interessiert weiter ,was mit demZillingdorfer
Bergwerk geschehen ist .In einer Besprechung der städtischen Leichenbestattu :
wünscht der Redner ,dass die Leichenbestattung nicht von einem Juden gelei¬

tet wird . Hinsichtlich der Strassenbahn spricht er den Wunsch aus ,dass der

Anregungdes Rechnungshofes ,es mögeauch am Personalaufwand derStrassenbah
nen gespart werden ,nicht Folge gegebenwerde. . Ererinnert ferner daran ,
dass er im Ausschuss dem Vizedirektor der Strassenbahnen gebeten habe ,seine

Eindrücke über die jüngst erfolgten Strassenbahnerwahlen bekanntzugeben .
Dass sich dieser aber als dazu nicht befugt erklärt habe .Vielleicht könnte
heute darüber Vizebgm .Emmerling einiges sagen .Wir haben schon im Juli dihees
Jahres ,also lange vor den Strassenbahnerwahlen ,einenDringlichkeitsantrag
eingebbacht ,indem wir ? Bürgermeister die Abstelllungder Unzukömmlich - ¬

keiten ,die sich damals schon ereignet hatten ,verlangten ,Man hört auch noch
immer daven ,dass unbezahlte Urlaubstage bei den Strassenbahnen kommandiert
werrde . ,während erwünschte Pensionierungen nicht vorgenommen werden .Schlie
lich verlangt der Redner ,dass jetzt vor dem Winter den Anträgen der Natio¬
nalsozialisten betreffend der Strom - undGaspreisermäs sigung für Arbeits¬

lose und bezüglich der Aufhebungder Grundgebührentsprochen werde .( Beifallb .d .Nat . soz . ) .
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GR .Prinke ( christl .soz . )weist darauf hin ,dass auch
die städt .Unternehmungendankder VerwaltungskunstderSozialdemokraten
zumgrossen Teil schwer notleidend geworden sind .DieStrassenbahnen
habeneinenAbgangvon8 MillionenSchilling .EQist um . 8Millionen
geringer als im Jahre 1930 .Wennmanaber berücksichtigt ,dassbeim
Personalerfordernisgegenüber1930allein . 8MillionenSchillinger -¬

spart wurden ,so ergibt sich daraus ,dass das Defizit im Wirklich¬

keit imVergleich zumJahre 1930um1 MillionenSchillunggrösserist .
Die ungehreurenOpferdes Personals ,eine 25 Prozentige Kürzungder
Sonderzulagen ,eine 3 Prozentige ErhöhungdesFensionsbeitrages ,
unbezahlte Urlaubstage ,Intensivierung des Dienstes ,Rationalisierung
des Betriebs ,. s .w .ermöglichteneine günstigereGebarungundtrotz
dieser Opferist das Unternehmenschwernotleidendgeworden .Esrächt
sich hier eben das System ,das die Sozialdomokraten bei diesem Betrieb
eingeführt haben .Die städt .Pensionskasseschuldetden Strassenbahnen

. 4MillieenSchilling .DieStrassenbahnerhattenihr eigenesPensions-¬
institut ,das bis zur Uebernahmeder VerwaltungdurchdieSozialdemokrate
aktiv war .Diese haben die Fensionskasse der städt .Strassenbahnen
zugrunde gerichtet ,indem sie ihr andere städt .Bedienstete ,die keine
Beiträgeffür die Bensionsversicherungbezahlten ,zugeführthaben.
DerRechnungshoferklärt ,dasseineSanierungdieserKasseerfolgenmuss,
um die Belastung von dem Betrieb der Strassenbahnen abzuwälzen .Diese
unbedingtnotwendigeSanierungdarf abernicht auf KostendesPersonales
gehen ,denndieses hat schongenugOpferauf sich genommen .SeineArbeit
leistung wurdeungeheurgesteigert undtrotzdemkannmanheute inWien
kaummehrvoneinemgeregeltengrossstädtischenStrassenbahnverkehr
sprechen .DerFrequenzrückgang ,der als die Hauptursachehingestellt wird
ist auchdarinbegründet ,dassebenviele Leutedie Strassenbahnnicht
in Anspruchnehmenund lieber zu Fussgehen .

Der Redner kommt nun auf die s bei den städt .Strassen - ¬

bahnenzu sprechen .Am17 .Novemberhat die Arbeiterzeitung ingrossen
Lettern in die ganze Welt den Sieg des freien Gewerkschaftsverbandeshina
posaunt .Wennmandas Resultat betrachtet ,könntemanwirklichderMeinur
sein ,dassdie Nichtsozialdemokratenunter denStrassenbahnerneine
verschwindendeMinderheitdarstellen .Wennwir aber näheruntersuchen,
wiediese Wahlengemachtwerden ,wirduns das Resultat erstverständlich .
Vorallemwurdenin denJahren1922bis 1928fast durchwegsSozial-¬

demokratische Vertrauenspersonen aus den Privatbetrieben zu denStrassen¬
bahnen übernommen ,umsie in einer festen Anstellung zu versorgen .Im
Jahre1931wurdenmehrals 700Personenbei denStrassenbahnenpensionier
die zumgrossen Teil Nicht - Sozialdemokratenwaren .Dienichtsozial¬
demokratischenStrassenbahnerwerdenaufentlegeneBahnhöfetransferiert ,
bei der Bewilligungder freien Tagehintangesetzt ,wennsie sich umeine
Gemeindewohnungbewerben,wirdihnenerklärt ,nurwennsie Mitgliedder
freien Gewerkschaft und der politischen soz .dem .Organisation sind ,
könnensie eine Wohnungin denGemeindehäusernbekemmen.Dazukommt
noch ,dass die Sozialdemokraten ,die Vorkämpfer desallgemeinen

undgleichenWahlrechtes ,denstädt .StrassenbahnerndasgleicheWahl¬
recht genommenhaben .( Zustimmungbei den Christl .soz . )DieWahlordnu
für die StrassenbahnerenthälteineBestimmung,dasszurWahlStimmzettel657
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zulässig sind ,die den Stampiglienaufdruck der einzelnen Gewerkschaften
tragen .Wenn nun die Wahl kommt ,beginnt das Spiessrutenlaufen .Bei jedem
Wagen ,der auf einem Bahnhof ankommt ,wird das fersonal aufgefangen ,sind
die sozialdemokratischen Vertrauenspersonen mit ihren Stampiglien aufge¬

stellt .AmWahltag zeigt sich das selbe Bild .Unter diesem Druckgehen
die Leute zu den Wahlen und man darf sich dann nicht wundern ,wenn der

Einzelne in seiner seelischen Verzweiflung dem Druck nachgibt undden
Stimmzettel für die Freie Gewerkschaft abgibt .Auch der Unfugdes

fragens .von politischen Abzeichenim Dienste hat noch nichtaufgehört .
Esist der gemeinsteGesinnungsterror ,der an denstädt .Strassenbahnern
geübt wird .( Lebhafte Zustimmung bei den Crhistl .soz . )Imstädt .
Elektrizitätswerk ,im städt .Gaswerksind genau die selbenVerhältnisse
zu konstatieren .Trotzdem das Antiterrorgesetz es aus drücklich ver¬
bietet ,werden im Elektrizitäts -und GaswerkBeitrage für die freien
Gewerkschaften,für die soz .dem ,politische Partei ,für denSchutzbund,
und für die kulturellen Grganisationen noch immer von den Löhnen abge¬

zogen :Den Nichtsozialdemokraten wird es unmöglich gemacht ,ihre Ge¬
sinnung frei zu bekunden .Tun sie es dennoch ,so werden sie zu den

hafniedrigsten Arbeiten verwendet .In den städt .Betrieben eben
nicht der amtsführende Stadtrat ,haben nicht die verantwortlichen Beamten
das entscheidende Wort ,sondern in erster Linme diktiert der sozialdemo - ¬
kratische Vertrauensmann .Am12 .Novemberkonnte man wieder beobachten ,
dass die Gebäude der städt .Unternehmungen ,die der Allgemeinheit dienen

sellen ,nicht mit den Farben der Stadt oder der Republik Oesterredkh ,
sondern mit der roten Farbe des Sozialismus geschmückt waren .

Die städt .Leichebstattung macht glänzende Profike ;dieser
BetriebdientnichtderAllgemeinheit ,sondernsein Bestrebenistnur
darauf gerichtet ,aus der BevölkerungProfite herauszuschinden .Statt
dass die Prøispolitik der Wirtschaft angepasst würde ,wird auchdieses
Unternehmengenauso wie die anderenstädt .Unternehmungennachstreng

kapitalistischen Grundsätzen geführt .Hauptbedingung ist die Ausbeutung
der Arbeitskraft ,der Leitspruchist die AusbeutungderBevölkerung.
An demZusammenbruchmancher städt .Unternehmungenund Betriebe ist Ihr
Systemschuld ,ist schuld der Zusammebruchder marxistischenLehre .
Soweitstädt .UnternehmungenundBetriebepassivsind ,habensiedies
Ihrer Verwaltungzu verdanken ,soweitsie aktiv sind ,Ihrerkapitalisti -¬
schen Führung ,Mit dem Sterben der Wirtschaft in Wien ,mit demZusammen¬
bruch einzelner städt .UnternehmungenundBetriebe ist auch IhrPartei¬
digmazusammengebrochen .Die Bevölkerungwird nicht trauernd an derBahre
stehen ,sondern sie wird aus Ihrem Zusammebruch neue Kraft schöpfen ,
um Ihre Misswirtschaft auszurotten .Wir werden dafür sorgen ,dass Ihnen
das Sterben leicht wird .Beifall bei den Christl .soz . )

GR .Dr .Riehl ( nat .soz . )bemerkt ,es wäre lächerlich zu
behaupten ,dass die WirtschaftslagevenWieneineFelgederschlechter
Verwaltungder derzeitigen Mehrheitwäre .Aberich behaupte ,dassdas ,
was Sie sich in der Verwaltung leisten ,doch eine Spezialität ist .Wenn
wir vomrein kaufmännischen Standpunkt aus die ' ührungdereinzelnen
Unternehmungenbetrachten ,so müssenwir . B .bei denStrassenbahnen
feststellen ,dass jede Anpassung der Verkehrsverhältnisse an die Bedürfniss

der Bevölkerungfehlt .DieIntervalle bei der Strassenbahnwerdenderart
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verlängert ,dass kein Menschmehrmit der Strassenbahnfährt .Andem
Frequenzrückgangist auch Ihr starres Festhalten an derTarifpolitik
vielfachschuld .Ichbehauptenicht ,dassder32Groschen- Tariffür
weiteStreckenoderfür Umsteigstreckenzu hochwäre ,aberesmüsste
dochfür kleineundkleinereStreckenkeinso hoherTarifangewendet
werden .IhreEinwendungengegendenZonentarifsindganzfalsch .
WennsichbeimAutobusbetriebderZonentarifbis heutebewährt ,warum
soll er sich nicht bei der Strassenbahnbewähren ?DerHednerkommt
dannaufdiePersenalpelitikindenstädt .Unternehmungenzusprechen
underklärt ,dasser es nurals Wichtigtuereibezeichnenkönne ,wenn
VertrauensmännermitderStillegungdesBetriebesdrohen,wenneinpaar

Hakenkreuzezu Bodenfalle Auf den Sieg bei den letzten Strassenbahner -¬
wahlenbrauchenSie sich nicht viel einbilden .Beider Aufnahmevon
BedienstetenerfolgteinestrengeSiebung ,dawirdverlangt ,dassder
BetreffendezweiJahrebeidersozialdemckrattschenParteiorganisiert
sein muss ,da wirdder Religionsausfritt verlangt undMitgliedskarten
vomSchutzbund,vendenKinderfreunden,. . w.WirdderBetreffendedann
aufgenemmen,wirderdannimBetriebderartgegängelt,dasser ausder
rotenAtmesphäregarnichtherauskemmt.LiestaberdannwirklicheinereineZeitungeineranderenRichtung ,dannbedeutetdiesseinenwirtschaft¬
lichenTed .WennBürgermeisterSeitz stelz behauptethat ,er duldekeinen
Terrer,sowirddiesesstolzeWertinderPraxisabsolutnichteingehalten
DadiktierendieVertrauensmänner,dieSchergendesDienstgebers,dieEinpeitscherdesUnternehmens.WährendbeidenBundesbahneneskeine
Terrorfällegibt ,diezuPrezessenAnlassgeben,sesindsiebeiden
Wienerstädt .Strassenbahnenumsohäufiger.SghonGR.Prinkehatdie
verschiedenen Mittel von Zuckerbrot und Peitsche angeführt ,die Sie anwen¬
den ,umdie Bediensteten kirre zu machen .Da haben Sie die berühmteA
Klasse geschaffen ;dlie finanziell sehr bedeutsamist ,eine sehrschöne
Einrichtung .Sie ist aber bei Ihneausschliesslicheinpolitisches
Zuckerl geworden,nicht für brave Dienste bei der Strassenbahn ,sondern
für brave Dienste bei der politischen sozialdemokratischen Partei .Das
ist das Grauslichedaran .Wirhabenin der ganzenOrganisationderStras¬
senbahner ,einer nicht marxistischenOrganisationnur einen einzigen ,der
die AKlassehat ,obwohldort sehr viele ältere Bediensteteundsolchesind ,
die xBelobungen haben . Esist richtig ,heute ist es Ihnen nicht mehrso
möglich ,die LeutevoneinemStrassenbahnhofzumanderenzuversetzen .
Solangees Ihnenmöglichwar ,habenSiechristlicheundnationaleBe¬
diensteversetzt ,nurumsie zusekierenundkirrezumachen.Siehaben
n früherer Zeit eine ganzeReihevonMittel versucht ,umdieEntlassung
und Disziplinierung von Leuten durchzuführen .Dort ,wo die Lirektion einge¬
griffen hat ,konnte mansich vor demGewerbegerichtdagegenwehren .Nun
sind aber in der letzten Zeit gewerbegerichtlicheEntscheideerflossen ,
wonachdann,wenndas Disziplinarkomnegium,also die sogenantenKollegen,
in Wirklichkeitaber die ärgstenFeinde ,weil sie die radikalstenAnhänger
der entgegengesetzten politischen Partei sind ,eine Entscheidung trifft ,
diese Entscheidung vom Gericht nicht überprüft werden darf .Darausklug
geworden ,schleppt man jetzt jeden ,den man loswerden will ,vor die Liszi¬
plinatbehörde .Manschickt zumBeispiel eigene Lockspitzel aus ,umMo¬
torführer ,die manhinaus bringenwill ,dazuzuveranlassen ,imDienstezu
sprechen .Ein Disziplinarverfahren wird angehängt ,kommtes zweimalvor ,
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ist der Mannereldigt .Da ist ein Strassenbahner -es ist gewissungehörig¬
nach seinem Dienst in ein Wirtshaus gegangen und hat dann einen leeren
Wagen ,der ihm entgegengekommen ist ,aufgehalten .Dass man diesen Mannvor
die Disziplinarbehörde sc leift und ihn dort mit Entlassung straft ,einen
Menschen ,der 18 Dienstjahre und 2 Kinder zu erhaltenhat ,das ist nicht
mehr Wahrung der Dienstesinteressen .Ich habe keine Ursache ,die Strassen¬
bahner ,die sich seinerzeit für die Heimwehrbegeistert haben ,zuvertreten
AberGerechtigkeit für alle .Jedem ,der den Heimwehrhutgetragen odersich
an Heimwehrdemonstrationen beteiligt hat ,hat man etwas angehängt .Dahat

Bürgermeister Seitz gesagt ,unter seinem Regime gibt es keinen Terror .

Entweder lässt sich der Bürgermeister zu einer so schönenrhetorischen
Wendunghinreissen ,um solche Marquis Posaansprachen zu halten ,ohnesie
dann einhalten zu können oder man müsste den viel traurigeran Schluss

ziehen ,dass das so eine Art Komödiantenspiel war ( Lebh .Beifall bei den
Nat . soz . )Undnoch einen Fall ,der einen unser en besten Leute ,einenwirklich
ganz idealen Menschen betrifft ,den Strassenbahner Graf .Jemand ,der nur
den Mut hat,sich als Spitzenkandidat auf der Strassenbahnerliste aufzu¬

stellen ,muss imponieren .Das ist eine moralische Grösse ,die von keinem

uhter uns erreicht wird ,weil wir keiner so viel ris kieren . DerMann wurde

sogar in seiner Wohnung angestenkert .Die Frau ,die herzleidend ist ,wird

schikaniert ,ausserdem hat man demMannvor den Wahlenein
Disziplinarverfahren angehämgt und ihn immerwieder vorgeladen ,umihn
kirre zu machen .vielleicht dass ,wennschonnicht ihm ,seine Frauder
Herz schlag trifft .Das ist eine so bestialische Grausamkeit ,dassalles
das,was Sie manchmalan hohenmarxistischen Feiertagen ,an den zweilangen
Tagen ,die Sie eingeführt haben ,am . Maiund 12 .NovembervonUnterdrük¬
kungen früherer Zeiten erzählen ,ein Kinderspiel dagegen ist .Sie habendem
Mann zuerst 50 Einheiten gestrichen ,dann wurde die Strafe zurückgezo¬
gen und ein Disziplinarverfahren eingeleitet ,umnicht die Kompetenzdes
Gewerbegerichtes zu haben ,dann ist man draufgekommen ,es ist doch nicht

möglich ,den Mann zu pensionieren uder gar zu entlassen ,und hat ihmdurch
6 Monate einen 5prozentigen Abzug angehämgt .Es gibt eine ganze Reihe ähnli¬

cher Fälle .Da hat man einen anderen Mann Watzek der Kanzleischreiber durch
8 Jahre war zum Wächter versetzt .Der Mann mass unter grossen politischen
Opfern seine politische Gesinnung bezahlen .Jüngst ist ein anderer ,Josef
Grossmann ,auf dieselbe Art hinaus expediert worden .Wir stellen in diesem
Zusammenhangfolgende 2 Anträge :Der Bürgermeister wird aufgefordert ,zu
veranlassen ,dass der bei den städtischen Strassenbahen gegen alle nicht
sozialdemokratisch gesinnten Angestellten herrschende Terror sofort abge¬

stellt und alle aus politischen Gründen erfolgten Massregelungen nicht so¬
zialdemokratischer Angestellter rückgängig gemacht werden ; ferner eine so¬

fortige strenge Untersuchung anzuordnen ,über die anlässlich der am16 .
November stattgefundenen Personalvertretungswahlen bei denstädtischen
Strassenbahnen vorgekommenenWahlbeeinflussungen und schwerenUnzukümmlich¬

keiten .
GR .Dr .Riehl bemerkt ,dass er obwohl die Nationalso¬

zialisten erst kurze Zeit dem Gemeinderat angehören ,mit voller Objektivi - ¬
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tät die Rechnungsabschlüsseund die Berichte der städtischen Unternehmung
behandle ,da das Dinge sind ,die zum Wohle der Bevölkerung geschaf fen wur¬
den und von denen Parteipolitik ferngehalten werden soll .ZumBeispeil
gibt die Verwaltung des städtischen Brauhauses keinen Anlass zur Beschwerde .
Allerdings muss man der Mehrheit ,die immer erklärt ,die Sozialdemokraten

haben Licht ,Luft und Sonne der Wiener Bevölkerung ge racht ,vorhal¬
ten ,dass nicht sie diese Unternehmunggeschaffenhabe ,wie ja fast alle
wichtigen Institutionen der Stadt aus der Aere Dr .Luegers stammen .Aber
wir stehen nicht an zu erklären ,dass das Brauhaus über eine gute Tradi¬
tion verfügt ,die sich seither aucherhalten hat . Eswärenur zuhoffen ,
dass eine Verschlechterung ,die in der letzten Zeit bemerkt werden konnte ,
nicht Fortschritte macht .Auch der Rechnungsabschluss der Leichenbestatung
könnte,wenn manbloss die kommerzfelle Seite betrachtet ,ganz hübschge¬
nannt werden ,Aber eine städtische Leichenbestatung eignet sich nicht dum

Geschäftemachen .Wennein solches UnternehmenüberhaupteineBerechtigung
so überhaupt nur die ,dass sie den Aermsten der Armen zugute kommen soll .

Dannmüsstemanaber auchdie GebührendenVerhältnissenso anpassen ,dass
daraus kein Geschäft resultiert . Eswäre auch wünschenswert ,dass von demDi¬
pektor angefangen bis zu dem letzten Angestellten eine der beden - ¬
ständigen Bevölkerung mehr angepasste Gestion in dem ganzen Betriebe platz¬
greifen würde .Unsere Bevölkerung ist in ihrer ungeheuren Mehrheit christ¬

diefenigenlichen Bekenntnisses und sie wünsche ,dassauch die ihre Liebsten
zu Grabe tragen Menschen sein ,die nicht mit dem Parteibuch nachweisen

müssen ,dass sie konfessionslos sind ,Dass ist gerade bei diesemBetreib
amallerwenigstenamPlatze . Wirwünschen ,dass die bei Bestattungennotwen¬
dige Pietät nicht durch ein sozusagen gewerkschaftliches Verhalten ver¬
letzt wird .

Zusammenfassenderklärt Dr. Riehl ,wasgut ist an denstädtischen
Unternehmungen hat die Mehrheit nicht geschaffen .Was schlecht ist und was

schlechter gewordenist ,das hat sie gleistet .WennSie sich immerhinter
dengrossenParavantsverstecken ,dass sei die Weltkrise .so gehtdas
häufig ins Leære ,denn deutsche Städte haben trotz der Krise mit einer
gewissenAnpassungan die Notwendigkeitender Zeit es trotzdemzustande
gebracht ,ihre Unternehmungen auf der Höhe zu erhalten .Die Wahlen in die
Personalvertretungsind ein KabinettstücksozialdemokratischerAuffassung
von der Freiheit ,wie Sie sie meinen . Wirwerdendiese Wahlen ,die wiran
und für sich anfechten und deren Ungültigkeit wir entschiedenst behaupten ,
nicht ruhig hinnehmen . Wirwerden sie der ganzen Bevölkerung vorführen
als ein Zeichen ,wie die sogenannte Demokratie aussicht ,wenn sie von
Ihnen gehandhabt wird .Dass ist keine Demokratie ,sondern nur eine Verschlei¬
erung einer nackten Diktatur ,es ist das nackteste Terror ,der zuverhüllen
gesuchtwird ,durcheineschleimigeHeuchelei. ( Lebh.Beifall. .Nat. soz?)661
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Vizebürgermeister Emmerling erinnert gegenüber denBe- ¬
hauptungen ,dass die städt .Unternehmungennach kapitalistischen Metho¬
den geführt werden ,daran ,dass diese Unternehmungen auf der Selbst¬

kestendeckung aufgebaut sindund dass es keine kapitalistische Methode
ist ,die Selbstkostendeckung zur Grundlage des Geschäftes zu machen .

Unter Lueger mussten die städt .Unternehmungen mehr als 30Millienen
Gondkrenen an die Honeitsverwaltung abliefern ,aber nicht aus Ueber¬

schüssen ,die sich ergeben haben ,sondern diese Ueberschüsse mussten
in die Tærife einkalkuliert werden .Das System der Selbstkesten - ¬
deckung drückt sich in den Tar ifen aus .Man zeige uns eine Stadt ,die
einen so niedrigen Gastarif ,einen so niedrigen Stromtarif ,einen so
sozialen Strassenbahntarif hat ! Wenngesagt wurde ,dass alle Unter¬
nehmungen mit ungeheuren Abgängen abschliessen ,so ist ausdrücklich
festzustellen ,dass alle Unternehmungenmit AusnahmederStrassenbahnen
Ueberschüsse haben . Berücksichtigman die Abschreibungen und
Rücklagen ,so gewinnt man ein anderes Bild von den Stand der städt .Unter

nehmungen .Hätten die städt .Strassenbahnen im Jahre 1913 » lcheRück¬
lagen gemacht ,wie wir sie in dieser schweren Zeit machen ,sohätten
sie statt eines Gewinnesvon . 2Millionen GoldkroneneinenVerlust
von . 2 .Millionen ausweisen müssen .Zu der Bemäggelung der Voraus - ¬
zahlungen ist zu bemerken ,dass ,wenn man sie den Unternehmungenwegnehme :
würde ,manihnenein Betriebskapital ,das zu verzinsenwäre ,zurVerfügun
stellen müsste .Auchfrüher bestanden bei den Untern ehmungensolcheVer- ¬
aus zahlungen ,nur hiessen sie damals Kautionen .Im Uebrigen gibt esauch
beimTelefonsolcheVerauszahlungen.EswurdenauchdieGrundgebühren
beim Gas - undStrombezug bemängelt und mit den Arbeitslosen in Zusammen¬

hang gebracht .Eine Fürsorge ,die sich in einem Betrag von . 7Groschen
pre Tag ausdrückt ,ist ein Fennzeichnendes Beispiel ven

Demagogie .( Beifall bei den Soz ,dem . )Rednerstellt ausdrücklichfe
dass in denstädt .Unternehmungenkeinerlei AbzügevomLohnederGehalt
für Parteizweckevorgenommenwerden .WennsolcheSachenberichtet

werden ,se ist dies falsch .Bei der Kritik der städt .
Strassenbahnenwurdenicht berücksichtigt ,dass der Abgangnurunter
Anrechnungder Investitiensbeträge zu erklären ist .Ps wurdeauchdies - ¬
mal die Finführung des Sonentarifes verlangt ,wennsie auch keinesolche
Rolle gespielt hat ,wie in den früheren Jahren .( Widerspruchbeiden
Christl .scz . )Wennmanbedenkt ,dass wir für Kinderkarten nur 6Grosch
verlangen ,dass wirWocher - und Rückfahrkarten eingeführt haben
woder durchschnittliche Fanrpreis nicht ganz 16 Groschenausmacht ,und
wenn man schliesslich das Verkehrsnetz von Wien in Betracht zieht ,
so muss man zu der Ueberzeugung kommen ,dass ein Zenentarif nicht möglich

ist .
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HerrGR.HolaubeckhatinseinenAusführungeneineeinzige
Linie ,die 9 er Linieherausgegriffen .DieIntervalle sind dort 5bis
8 Minuten ,längeregibt es nicht .Wennhier vondenletztenStrassen-¬
bahnerwahlengesprochenwordenist ,so kannich nur erklären ,dasssie
Sache des fersonales sind und wir darauf keinen Einfluss nehmen .(Zu¬
rufebei derMinderheit: DiereinsteUnschuld! ) Wasdiestädt .
Leichehbestattunganbelangt ,so ist festzustellen ,dass sie imschärf -¬
sten Wettbewerbmit denprivatenLeichenbestattungensteht .Wirhaben
imletztenJahreallein1572Gratisleichengehabt ,eineBelastung ,die
dieprivatenLeichenbestattungennichthaben.ZudenAusführungen
desGR.Dr .RiehlsagtderRedner,dassesnochkeineZeitunggegeben
hat ,diesofix warwiedieDötz ,denndiesehatdieheutigeRede
desHerrnDr .Riehlschongesterngebracht .(Heiterkeitbeiden
Soz .dem . )SchliesslichverweistVizebürgermeisterEmmerlingaufdie
NotderdeutschenStädte ,die alle ihre Unternehmangenabgebenmüssen,
umzuGeldzukommen,dasie unterderdrückendenSchuldenlastimmer
mehrversinken .HerrGR .PrinkehatunseineGrabredegehalten;
Ichkannnurdaraufsagen,wemmandenTodredet ,derlebtlange.
( Beifall bei den Sez .dem. )

DieRechnungsabschlüssederstädt .Unternehmungenwerden
genehmigt,dieAnträgeDr .Riehlabgelehnt.

Bgm .Seitz spricht sodannanlässlich derVerabschiedung
derRechnungsatschlüssedemRechnungshef,demKontrollamt,dendortund
inderVerwaltungmitdenRechnungsabschlüssenbefasstenBeamtendenDankdesGemeinderatesaus( Lebh .Beifall ).

Bgm .Seitz : Esist denMitgliederndesGemeinderatesbekannt,
dassSTR.BreitneraufseineFunktionalsMitglieddesStadtsenatesund
alsamtsführenderStadtratverzichtetunddasserdenWunschausgesprochen
hat ,esmögedieserVerzichtzurKenntnisgenommenwerdenanlässlichder
BeendigungderDebatteüberdenRechnungsabschluss,denerhiernoah
zuvertretenfürseinePflichterachtethat .IchnehmediesenVerzichtdesHerrnSTRBreitnerzurKenntnisundsagekeinWortmehr ;als :
wirdankenihmfürseinemehrals einJahrzehntlangeArbeiti .Dienste
derGemeindeWien.(StürmischeranhaltenderBeifallundHandeklatschenbei denSozialdemokraten ) .

EswirdhieraufzumStadtratundzumamtsführendenStadtrat
derVerwaltungsgruppeII GemeinderatDr .RobertDanneberggewählt.(Stür-¬
mischerPeifall undHandeklatschenbei denSozialdemokraten).

Aufdie FrægedesBürgermeisterserklärtDr .Dannebergdie
Wahlanzunehmen.

Dr .Dannebergleistet sodanndasGelöbnis.
Währenddes Gelöbnisaktesentfernen sich dienatsoz . Ge¬

meinderätevonihrenSitzenundbegebensichin denrückwärtigenTeil
desSitzungssaales .

Bgm .Seitz begrüsstStadtrat Dannebergin seiner neuenFunk¬
tionaufdasHerzlichste(LebhafteranhaldenderBeifallb .d .Sozialdemokraten).

GR. Hiessreferiert hierauf über Subventionenan dieFeuer¬
wehrenNassraldundLiesingimPetragevonje100Schilling,andieGemeinde
St .AndräanderTraisenfür dieWiederherstaellungdesTraisenwegesim
Betragevon200SchillingandenOrtsschulratderGemeindeYbbs. .D.
zurDurchführungeinerWinteraktionfürbedürftigeundunterernährte
SchulkinderimPetragevon50SchillingundüberdieZuerekannungeines663
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Ehrenpreises von 500 Schilling an die Vereinigung bildenden Künstlerinnen
Oesterreich .

GR. Gratzenberger ( nat . soz . )beantragt ,die Subvention an

die GemeineYbbsauf 200S zu erhöhen( Peifall bei denNat. soz . )
Referent Hiess spricht sich gegendiese Erhöhungaus ,dadie

GemeindeYbbsselbst nur einen Betrag von 50 Schilling beanspruchthat .
Der Referentenantrag wird angenommen ,der AntragGratzenberg

abgelehnt .
GR .Jalkotzy ( soz .dem . )referiert über den Antrag : dieWahl¬

periode der derzeitigen Fürsorgeinstitute wird bis 31 . Mai1933verlängert .
Die derzeitigen Fürsorgeräte und - Funktionäre behalten ihr Amt bis zum
Amtsantritt der neugewählten Fürsorgeräte und - Funktionäre .Er führt dazu
aus ; DieWahlperiodeder im Jahre 1927gewähltenFürsorgeräte läuft am31 .
Dezemberd .J .ab .unddie Bezirksvertretungenwerdenverpflichtet ,dieNeuwahl
vorzunehmen .Es handelt sich um ca 6600 Fürsorgräte ,die neue zu wählen wäre
Nun sind die Fürsorgeinstitute mit den wichtigsten Vorarbeiten für de Win - ¬

terhilfe ausserordentlich beschäftigt und auch die sehr gesteigerte Fürsorge
tätigkeit gibt in dn Fürsorgeinstituten genug Arbeit .Ein ungestörte Fort - ¬

führung dieser Arbeiten ,und zwar auch in persönlicher Hinsicht ,ist die drin¬
gendste Notwendigkeit dieser Zeit .Es wäre der Fürsorgearbeit nicht zuträglich
wenn man jetzt grössere personelle Auswechslungen vornähme .

STR .Frauenfeld ( nat .soz . )bemerkt ,der in Frage stehende
Antragstelle einen Willküraktdar ,der alles bisher Erlebte so ziemlichin
den Schattens tellt .Umden Parteileuten die Pfründe auf ein weiteres
halbes Jahr zu erhalten ,soll hier die Winterhilfe missbraucht undein
selbstverständliches Recht gebogenwerden .

In den letzten 3 Tagen wurde von
den nationasozialistischen Rednern eine ganze Reihe von Missbräuchenauf
démebiete des Fürsorgewesensaufgezeigt ,aber wederHerr Breitner ,noch
Herr Tandler haben es für nötig befunden ,zu diesen konkreten Fällen
Stellungzu nehmen ,weilsie einfachnicht zu widerlegensind .Ermüsse
auch seinem Befremden darüber Ausdruck verleihen ,welcher Kontrast zwischen
denimmerwiedereingebrachtenRemonstrativenAnträgenderChristlichsoziale:

und ihrer gegenwärtigen Interesselosigkeit an dieser Sachebesteht .
Auchim vorigen Jahre haben sich viele national gesinnte Kreise in dieser
Stadtgenötigtgeschen ,eine selbstständigeWinterhilfeaktiondurchzuführen ,
weil der ganze Fürsorgeapparat parteipolitisch funktiondert hat .Gerade
darummüssendie Nat .soz .verlangen ,dass den mindestens800bis900
Fürsorgeräten ,die aufsie entfallenwerden ,die Möglichkeitgebotenwird,
eine entsprechene Tätigkeit zu entfalten .Der ftedner stellt denAntrag :
DerGemeinderatwollebeschliessen :DerAntragdesStadtsenateswirdabge-¬
lehnt ,die Wahlperiodeder derzeitigen Fürsorgeinstitute ist mit 31 .Dezem- ¬
ber 1932 beendet ,die Wahl für die neuzuwählenden Fürsorgeräte ist sofest¬

zusetzen ,dass diese ihr Amtspätestens mit 1 .Jänner 1933 antreten können .
( Beifall bei den Nat .soz .

GR .Weikert ( nat .scz . )führt aus ,dass die Pflegebei - ¬
träge und andere Unterstüztungen in den Räumender Fürsorgeinstitute von
denGemeindewachleutennichtbseltenmit demGummiknttelverabreichtwerden.
In der vorigen Wochesei ein armerSchlucker ,der nur einen Stempelaufseine
Kartewollte ,brüskabgewiesen ,voneinemGemeindewachmannin eineZelle
gesteckt und dort halb tot geschlagen wurde .( Pfui - Rufebei den Nat .soz . )
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EinerWitwemit7 Kindenwurdeder FürsorgebeitragumhoProzentge- ¬
kürzt .Seine Partei werde darauf sehen ,dass die Waggons Kohle ,die für

die Winterhilfe gespendet werden ,nicht wieder in Partei -undVereinsheimen

verbrauchtwerden ,sie werdeauchalle anderenMisständezubeheben
trachtan .Er appeliert an denBürgermeister ,diesenGesetzesbruchnicht
zuzulassenunddie Minderheitnicht vergewaltigenzu lassen .Sollteder
AntragdesStadtsenatesangenommenwerden ,so würdedies zeigen ,dass
die Worte des Bürgermeisters keine Geltung haben .( Beifall bei den

Parteigenossen . )
GR .Dr .Riehl ( nat .soz . )erklärt ,dass die Politisierung der

Verwaltungscheusslichist .Nochscheusslicherist diePolitisierung
der Fürsorge .WennSie denAntrag ,denSie heute vorgelegthaben ,an- ¬
nehmen ,so brechen Sie damit über die Demo- kratieden Stab .IhrAntrag
bedeutetnichts anderesals die Einführungder Erblichkeitderdemokrati¬
schenMajastät .Die nationalgesinnte BevökkerungWienshat genügendvor- ¬
gebildete Menschen ,die sich in ganz kunzer Zeit in die betreffenden
Wissens -undArbeitsgebieteeinführenkönnen .Ihre Absichtaberist ,
die nationalgesinnte Bevöllkerung einfach von allemauszuschliessen .
Wir werdenes nicht verabsäumen ,Sie in den künftigen WochenundMonaten
für Alles verantwortlich zu machen ,wasSie sich auch auf demGebieteder
Fürsorge leisten .( Beifall bei den Nat .soz . )

GR .Neumann( nat .soz .) erklärt ,dass die Ausredeauf
die Winterhilfe lächerlich ist .Die BevölkerungWienshat bei denletzten
Wahlennicht nur den Gemeinderatder Stadt WienunddieBezirksvertretungen
gewählt ,sondernsie hat auch durch den Stimmzettelausgesprochen ,wiedie
Fürsorgeratstellenbesetzt werdensollen .DieletztenFürsorgeratswahlen
habenam20 .Oktober1927stattgefunden ,sie müssendaherunseremAntrage
gemässsofort durchgeführtwerden .

GR. Dr .Suchenwirth( nat . soz . )bemerkt ,dass sowhlDemokratie
wie Fashhismus ,gegenden die Mehrheitden Kampfführt ,sich an dieGesetze
zuhaltenhabenundes bestehenbestimmteBeschlüssedarüber ,wanndieFür¬
sorgerätezuerneuernsind .GeradeanläslichderWinterhilfeist esnötig ,
Ihre Tätigkeitzu überwachenundunsder Leuteanzunchmen,fürdie Siekein
Herzhaben ,daSiealles nurnachparteipolitischenGesichtspunktenbeur¬
teilen .DieSozialdemokratensind nur dort Demokraten,woes sich darumhan¬
delt Vorteiltzu erlangen ,in Wirklichkeitsindsie aberTerroristenübel-¬
ster Art .( Lebh .Beifall . d .Nat .soz . )

GR. Lr .Hanke(nat. soz. )bezeichnetdenReferentenantragals
eine Sündegegndie Demokratie .Demokratieist ein streng umrissenerBegriffuch
an dem nichts zu deuteln ist .Manhat/die Nationaisozialisten ,als sie in
das politische Lebeneingetretensind ,auf denWegder Verfassungunddes
Gesetzes verwiesen .Gesetze und Beschlüsse müssenauch für Sie Geltunghaben .

Der Redner zitiert sodann Aussprüche des Referenten über die Demokratie .

Bgm .Seitz ruft den Redner zur Sache .

GR. Hankesetzt hieraufseineZitate fort ,woraufer vomBgm.
Seitz aufmerksamgemachtwird ,dass die Frageder VerlängerungderWahlperiode
der Fürsorgeräte auf derTagesordnung
steheunddasstheoretischeErörterungenüberdie FragederDemokratieund
andere politisce Formen zu diesem Gegenstand nicht gehören .

GR .Weikert( nat . soz. )( zumBürgermeister ): Jetzthabennicht
Sie ,sondernder Dr. Hankezureden .

Bgm .Seitz ruft den GR. Weikertzur Ordnung und ersucht den
GR .Hankeneuerlich,sichan die Sachezuhalten .
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GR .Hanke : Auchdie Wehrheit muss sich in den Rahmender
Demokratie einfügen ,es ist lächerlich ,wenn sie die Demokratie inter - ¬
pretieren will ( Lebh .Beifall b .d .Nat .soz . )

durchdie VerschiebungGR .Griessler ( nat . soz . )bemerkt ,
der Wahl der Fürsorgeräte beweise die Mehrheit nur ,wie gross die Angst
ist ,die sie vor den Nationalsozialisten hat ( Beifall b .d .Nat . soz . )
Wienotwendiges wäre,dieTätigkeitderSozialdemokratenin derFürsorgezu
kontrollieren ,zeigen einige Fälle .Eine Genossin bekommt ,obwohl sie im
Verdienst steht ,300 S und für ihre Kinder 200 . Einanderer Genosse ,der
auch im II .Bezirk wohnt ,hat eine Unterhaltsrente von 46 S,seine Frau eine

Pfründe von 24 S ,sein Sohn ,der bei ihm wohnt verdient 60 S und dessen Frau

300 . Trotzdemhaben beide eine Fürsorgerente ( Zwischenrufe ) .Diebeiden
Söhne eines Strassenbahners im II .Bezirk haben die Winterhilfe bezogen ,
obwohl der Vater im Verdienst steht ,der einer dieser Söhne ist arbeitslos ,
der zweite ist Eintänzer in einer Bar .In der Leopoldstadt gibt es eineganze
Reihejüdischer Fürsorgeräte ,die für die arische Bevölkerungnichtsübrig
haben . DieSchiebung ,die Sie da vornehmen ,ist ein ganz gemeinerjüdischer

Dreh .
Bgm .Seitz ruft den GR .Griessler zur Ordnung .

GR .Griesåler protestiert energisch gegen die Verschie oung
der Wahl( Leth .Eeifall bei denNat .soz . )

GR .Pichler ( nat .soz . )bezeichnet die Verschiebung der

Wahlder Fürsorgeräte als einen Faustschlag in das Gesicht derGerechtigkei “
und den Antrag des Stadtsenates als eine Schiebung gemeinster Art .

BürgermeisterSeitz ruft denRednerzurOrdnung.
GR .Hölzl ( nat .soz . )verweist auf das zwiespältige Ver - ¬

halten der Sozialdemokraten ,die imNationalrat
die Vornahme von Neuwahlen verlangen ,weil der

die Zusammesetzung des Nationalrates nicht mehr dem Willen der Bevökkerung e
spreche ,während sie hier das berechtigte Verlangen der Pationalsozialisten

ablehnen .Dies sei eine Kleberei von geradezu beschämender Art .( Beifall
bei denParteigenossen . )

Abg .Kunschak ( christl ,soz . )wendet sich ,umjeder
Legendenbildung vorzugreifen ,gegen die in der Oeffentlichkeit aufge - ¬
tauchte Behauptung ,dass in dieser Frage eine Vereinbarung zwischender

christlichsezialen und sozialdemokraitschen Partei vorliege .Es ist von

uns weder eine ' ereinbarung gefordert worden ,noch sind wir eine solche

eingegangen .Es wurde uns lediglich vor kurzem mitgeteilt ,es bestünde der
Plan ,die Wahl der Fürsorgeräte mit Rücksicht auf die Winterhilfe zu ver¬

schieben .Wir haben uns diesem Argument nicht verschlossen ,weil wir der

Meinungsind ,dass mehr als in jeder anderen Zeit es darauf ankomme,
dass die Hilfsaktionen in diesem Winter klaglos funktionieren .Vondiesem

Gesichtspunkte ausgehend haben wir unbekümmert um die partei¬
politischen Differenzen als karitative ,als religiöse und als gewerkschaft
liche Organisationen uns voriges Jahr vorbehaltlos in den Rahmender Winter¬
hilfe gestellt und wir tun es auch heuer,um die Katastrophe ,die über viele

Menschen gekommen ist ,zu überwinden .Das hat mit politischen Erwägungen

nichts zu tun ( Rufe bei den Nat .soz . : Abermit Pfründen ! )und schon
garnichts zu tun mit einemKlebenan Mandatenoder gar anPfründen .
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Es gibt über 6000Menschen ,die in der Armenfürdorgetätig sind ,und
es gibt daruntersicherlich Leute ,die nicht würdig ,Fürsorgerätezusein .
Wowir solche Fälle erkannt haben ,haben wir sie rücksichtlos der Oeffent - ¬
lichkeit übergeben und ich muss gestehen ,dass STR .Tandler jedesmal für

dieEntfernungsolcherLeuteausdemAmteSorgegetragenhæt .Diegrosse
Masseder Fürsorgeräte ,sie mögenwelcherPartei immerangehören ,übtdas
undankbarste Amtaus ,das mansich überhaupt denkenkann ,(Zustimmung
bei den Christl .soz .undSoz .dem . )ein Amt ,das immerundankbarer
wird ,weil die Menschenin ihrer Not ümmerunduldsamerwerden .Ichmöchte
auch darauf aufmerksammachen ,dass der Fürsorgerat von vornehereinnicht
nach Parteien aufgestellt werden ,sondernsie bekommenvonvorneherein
ihre Sprengel und müssen sich ohne Rücksicht auf die Partei als Freunde
undHelfer der Armenbetätigen .( Beifall bei den Christl .soz .undSoz .
dem . )Es wäreein ganzneuer Grundsatz ,dass es Fürsorgerätegibt ,die
die Aufgabe haben ,sich ihrer Farteigenossen anzunehmen .Wir sind der
Meinung ,dass hinsichtlich der Winterhilfe alles vorgekehrt werdenmuss ,
was deren gute Funktion gewährleistet .Aus diesem Grunde habenwir
gegendie VerschiebungderWahlenkeineEinwendungenerhoben .( GR .Rotter
( nat .soz . ): Wenn es sich um Nationalsozilaisten handelt ,sind sie
alle einig ! )Sie mögensich sehr viel einbilden ,aber wennSieglauben ,
dass wir aus Angstvor Thnenmit den Sozialdemokrateneinig sind ,dann
sind Sie in einem grossen Irrtum .( Beifall bei den Christl .soz . )
DiesczialdemokratischeMehrheithat der BevölkerunggegenüberdieVer¬
antwortung zu tragen für den Antrag ,den sie heute hier stellt .Wirhalten
uns mit Rücksicht auf seine Pergfündung nicht für berechtigt ,gegenden
Antrag zu stimmen ,wir sind aber auch nicht verpflicht ,für ihn zustim¬
men ,weil wir an der Verwaltungnicht teilnehmen .( LebhafterBeifall
bei den Christl .Soz . )

GR .Jalkotzy( soz ,dem. )bemerktin seinemSchlusswort,
manerkennedie wildenWölfevoneinstmalsnicht mehr ,die heutewiefried¬
liche Lämmerhier weidenundsich so für die Demokratieeinsetzen .Dashaber
sie offenarvonihremgrossenVorbildher( Lebh.Beifallb .d .Soz ,deri-¬
Zwischenrufe )Sie sprechen soviel von der Gewaltder Demokratie .Ja,eine
solcheGewaltder Demokratiegibt es undmusses geben,sonstwärejadie
Demokratieeiner so tiebenwürdigenGesellschaftgegenüber ,wieSieessind ,
wehrlos .Alles das steht aber bei diesem Antrag nicht zur Diskussion ,es
handeltsich hier umeine Frggeder Zweckmässigkeitunddeshalbbitteich
den Referentenantrag anzunehmenund den Antrag Frauenfeld ahzulehnen( Lebh .
Boifall . d .Soz .dem. )

DerReferentenantragwirdhierauf angenommen ,derGegenantra
Frauenfeldabgelehnt .

Es liegen zwei Anträge vor auf Besprechung von Interpella - ¬

tionen in der heutigenSitzung ,derenPeantwortungbereits erfolgtist .
Zur Frage der Dringlichkeit dr Besprechung der einen Inter¬

pellationweist
GR ,Dr . Riehl( nat . soz . )darauf hin ,in einer Anfragebeant - ¬

wortungdesVizebgm.Emmerlingleugnedieser ,dasstatsächlichin Wieneine
Anzahlfremdermeistslowakischer LandarbeiterbeidenPand -undforstwirt-
schaftlichen Petriebsgesellschaft beschäftigt ist ,und er berufe sich darauf ,

7dasseineUmschulungstattfindet,dieinHinkunftermöglichen/mitinländische.
ArbeitskräftendasAuslangenzu finden .MitRücksichtauf die grosseArbeits-¬
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lesigkeit insbesondere unter den Jugendlichen hätten schon längst die not¬
wenigenVomrbeitengetroffen werdenmüssenundes wäredie höchsteZeit ,
inländische Arbeitskräfte heranzuziehen um die Arbeitslosigkeit der Jugend
zubekömpfen .

DerAntragauf PesprechungderInterbellationsbeancwortung
wirdabgelehnt .

Zur Frage der Dringlichkeit der Besprechung einer zweiten
InterpellationsbeantwortungverweistGR,Dr.Suchenwirth( nat .soz . )dærauf,
dass es sich umeine Anfragean denBürgermeisterhandle,obihmdieVerhält .
nisse beimVerlag " Jugendund Volk "bekannt sind .In diesemVerlal habeeine
ganze Reihevon Vertrauenspersonen der sozialddemokratischen

Parteiso auchFr. sidentGlöckeleinennamhaftenVerdienst ,dadieserVerlag
das Monopolder Belieferungder Schulenmit Schulhüchernhat .Präs identDr .
Glöckelbekleidetin diesemVerlagdie Stelle einesPrä identendesVerwal-¬
tungsrates .DieBeantwortungaufdieseunsereAnfragegehtüberdiewichtigs-¬
ten Punktehinweg .Nunwissenwir ,dass die SozialdemokratenjedeGelegen-¬
heit wahrnehmen,umihre VertrauensmännermitreichdotiertenStæellenzu
versorgen .Wirhabenin der Sache in der ersten Sitzung desStadtschulrates
einen Antrag gestellt ,dieser wurde aber vomBürgermeistr nicht zurVerhand- ¬
lung gestellt .In dem Verlag betätigt sich auch der Herr Fadrus,der ,weil
er im Ministerium unbeschäftigt war ,in den Stadtschulrat übernommenwurde .
Dieser Herr Fadrushat sich nun foggendes geleistet .Er hat in einem
seiner Bücher von den zw .i Gedichten Goethes „ Wanderers Sturmlied "vondenen
das zweite bei Goethe den Zusatz hat " ein gleiches "weil es ebeneinzweites
Gedichtist ,dasserste dieserGedichtenichtabgedruckt,wohlaberdas
zweiteundihmdenZusatz" eingleiches " hinzugefügt( Heiterkeitbeiden
Nat. soz . ?GRtin .DeutschKrammer( soz ,dem )AberHerrFrofessor ,Siewiseen
ja gar nicht,dass das Gedicht von Goethenicht den Titel hat„Wanderers
Sthumlied "sondern „ WanderersNachtlied " .( Lebhafte Heiderkeit undZwiszhen¬
rufe bei den Sozialdemokraten : Daist Ihnen was schönes passiert,Herr Pro¬
fessor ) .Andauerende Zwischenrufe ) . Esist notwendig ,diese Angelegenheit
des Verlags " Jugendund Volk "zu besprechen,weil die Bevölkerung ein Ge¬
fühlt für Feinlichkeit hat undverlangt ,dass SchuleundGeschäftnichtver¬
bundenwerdensoll .Hierwirdin einemKorruptionsherdhineingeleuchtet
( LebhafterBeifall bei den Nat .soz . - andauerendeZwischenrufe )

Bgm .Seitz : GR .Euchenwirthvesteht ,obwohlich michbemüht
habe ,ihmin derInterpellaticnsbeantwortungdenSachverhalteinwenignäher
zu bringen noch immer nicht,um was es sich hier handelt .Die Gemeindehat
diesen Verlag gegründet und hat auch noch andere aus dem Titel ihres beson¬
deren Vers tändnisses für den Buchhandel zur Peteiligung herangezogen undwie

in allen Städten ,in denen solche Institutionen von der Gemeindegegründet
ja diewerden ;der betreffende Chef der Schulverwaltung ,der

DingeverstehtvonderGemeindezuihremVertreterin einesolchenVerlag
bestellt wird ,so ist auch von der GemeindeWien :Präident Glöckel ,zum
Fräsidentendes Aufsichtsrates bestellt worden .Aufder anderenSeite hatder
TeilhaberausdemBuchhandeleinenkaufmännischenSachverständigenindie
Gesellschaft entsendet .Dr. Suchenwirthversteht offenbar diesenSachverstand
nicht und konstruiert eine Verbinding zwischenSchule und Geschäft ,währende
sich hier umeine Gemeindeinstitution handelt .

Wegender vonGR ,SuchenwirthgebrauchtenAusdrickerufeich
ihn zurOrdnung.

Die dringliche Behandlungder Interpellationsbehandlunginder heutigen Sitzung wirdabgelehnt .
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Es wird zur Behandlung der Dringlichkeitsanträge geschritten .

Die GemeinderäteNeumann ,Rotter und Genossen( nat .soz . )
stellen einen Dringlichkeitsantrag ,wonach von den Geldbezügen der gewählte
Funktionären der GemeindeWien ,unter was immerfür einen Titel dieselben
zur Auszahlung gelangen ,WAder Peit vom 1 .Dezember 1932 bis ein¬
schliesslich 30 .April 1933 von hundert der Aktion Winterhilfe
zu überweisensind .

GR .Neumann ( nat .soz . ) erklärt ,die
Dringlichkeit des Antrages sei schon dadurch begründet ,dass die unauf¬
haltsame Verschlechterung der Wirtschaftslage eine fortwährende Steigerung
der Not und des Elendes bedingt .Die Nationalsozialisten haben es der
Mehrheit ,die sich sozial nennt ,sehr leicht gemacht ,indemsie nureinen
geringen Abzug von den Bezügen vorgeschlagen haben ,und sie hoffen deshalb ,
dass der Antrag auch die Genehmigung der sozialdemokratischen Gemeinderäte

finden wird .( Beifall bei den Parteigenossen ) .
Bei der Abstimmungwird diesem Antrage die dringliche Behandlung

nicht zuerkennt .( Zwischenrufe bei den Nat .soz . )
Bürgermeister Seitz :Es ist vollkommen klar ,dass jeder

in dieser Zeit
öffentliche Funktionär/sehr genau weiss ,was er in dieser Sachæ selbst zu
tun hat .

Die Gemeinderäte Frauenfeld und Schaffer ( nat .soz . )ver - ¬
langen in einemDunglicheitsantrag ,eine AenderungderGeschäftsordnung
in dem Sinne ,dass ein Dringlichkeitsantrag durch den Schriftihrer der
Fartei ,der der Antragsteller angehört ,bezw .durch denVorsitzenden ,
wennein Schriftführer nicht bestellt oder dieser verhinderti ist ,zur .
Gänzezu verleeenist .

STR .Frauenfeld bemerkt ,die Drnnglichkeit dieses Antrages
ergebe sich für jeden ,der am Schlusse der gestrigen Sitzung anwesendwar ,
wo man feststellen konnte ,dass auch stilistisch richtige Anträge infolge
der mangelhaften rhetorischen Fähigkeiten des Vorsitzenden mit oder

ohne Absicht so vorgebracht worden sind ,dass die Mehrheitsie
nicht verstehen konnte .Da unsere Gutmütigkeit allgemein bekannt ist
( LebhafteHeiterkeit ) ,würdees uns sehr peinlich berühren ,wennsich
ähnliche lächerliche Dinge auch weiter ereignen würden .( Beifall bei den
Parteigenossen ) .

DemAntrage wird die dringliche Behandlungnicht buerkannt .
Die Sitzung wird hierauf um 1/4 11 Uhr nachts geschlossen .
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Die BezügederGemeindeangestellten.

Nach Zeitungsmeldungen hat Bundesminister Bachinger in einer
Versammlung in Eisenstadt am letzten Sonntag auch über den am 19 .November
in Wien abgehaltenen Städtetag gesprochen und sich insbesondere mit den
Bezügen der Angestellten der österreichischen Gemeinden beschäftigt .Gegen¬
über der Behauptung des Ministers ,dass manche Gemeinden in Oesterreich

ihre Beamten um hundert Prozent besser bezahlen als der Bund die seinen ,
bittet uns das Sekretariat des Städtebundes um die Feststellung ,dass diese
Behauptung des Ministers Bachinger vollständig unrichtig ist .Die überwie - ¬

gende Mehrheit der österreichischen Gemeinden besoldet ihre Angestellten
nach dem Bundesschema,einige Städte sind sogar unter die Ansätze dieses
Schemas gegangen .Es giht in Oesterreich keine einzigeGemeinde ,
die ihre BeamtenumhundertProzentbesser bezahlt als der Bunddieseinen .
Da Minister Bachinger an dem letzten Städtstag,auf dem die wirklichen Ur - ¬
sachen der Finanznot der Gemeinden eindeutig aufgezeigt wordensind,teil - ¬
genommenhat ,ist es umsoerstaunlicher ,dass er solchevöllig unrichtigeBe¬
hauptungender Oeffentlichkeitvorträgt .

„ - . —— . ———— ——. —.- . -
Entfallende Sprechstunde .

In der kommendenWocheentfällt amDonnerstagdieSprech¬
stundedesamtsführendenStadtratesHonay.

Jubilare derEhe .
In der vorigen Wochefeierten die Ehepaare Franz undMarie

Balcun ,JosefundAnnaBernhard,AdolfundHenrietteCzanda ,BatistaundAnna
Maculani,Heinrich und Fanny Meilich ,Johann und Christine Moser und Otto
und Alosia Riedl das Fest der goldenen Hochzeit .In Vertretung des Bürger¬
meisters arschien am letzten Sonntag amtsführender Stadtrat Honay in der
Wohnungder Jubelpaare ,beglückwünschtesie undüberreichteihnendieEhren¬
gabeder StadtWien.

. - ¬
Trauungen ,EhedispenseundKonfessionsänderungenimAugust1932.—

NacheinemBericht der Magistratsabteilung fürStatistik
wurden im vergangenen August in Wien . 385Trauungen vollzogen,um 179we¬

niger als im Juli dieses Jahres und um538 weniger als im August1931 .Vor
römisch - katholischen Seelsorgern wurden im Berichtsmonate 937 Ehen ,vorder
politischen Behörde211 Ehengeschlossen .

Im vergangenenAugust würdenvomWienerMagistrat 293An¬
suchenumEhedispensbewilligt ;das sind um89 mehrals im Juli dieses
Jahres und um18 mehrals im August1931 .Vonden im Berichtsmonatebe¬
willigten 293 Ansuchenbetrafen 187DispensvomHindernissedesbestehendenEhebandes .

7315 AndenMagistratwurdenimBerichtsmonate566Anzeigenüber
Konfessionsänderung erstattet ,um 137 Anzeigen weniger als im Juli dieses

Jahres und um13 Anzeigenweniger als im Augustdes Vorjahres .132Persenen
zeigten im vergangenen August ihren Austritt aus der römisch - katholischen
Kircheund61 ihren Austritt aus der mosaischenReligionsgemeinschaftan ;
329 Personen erklärten,konfessionslos bleiben zuwollen .
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DerRücktritt des StadtratesBreitner .
Im Sitzungssaal des Wiener Stadtsenates versammeltensich

heute die Vertreter der Beamtenschaft der Finanzabteilungen ,des Rechnungs - ¬
amtes ,der Revisionsstelle und des Exekutionsdienstes des Magistrates und
die Vertreter der Direktionender städtischen Unternehmungen,umvonStadt -¬
rat Breitner Abschied zu nehmen .

Der Sprecher der Beamtenschaft ,Senatsrat Dr .Urban,führte
in seiner Ansprachean Stadtrat Breitner aus : " 14Jahre führten Sie dasFi - ¬
nanzamt der Gemeinde Wien .Aus Trümmern ,die der Krieg zurückgelassen hat ,
haben Sie eine Verwaltung aufgebaut ,die vorher nicht da war .Es kann nicht

meineAufgabesein ,Ihre Verdienste umdie Stadt Wienzu würdigen ;dassteht
Berufenerenzu .Mirobliegt es nur,Siezu zeichnen,wieSie vonunsaus ,vomStandpunktder Beamtenaus,gesehen wurden .Sie habeneine Organisationge- ¬
schaffen nach ganz neuen Grundsätzen ;Sie haben sich hiezu Beamtederver¬
schiedensten Verwaltungszweige zu Steuer -und Finanzbeamten erzogen ,Beam¬

te,denendieserDienstvorherfremdwar .Heutesteht ein Apparatda,festge-¬
fügt undeingeordnetin das Ganze ,eine Organisation ,IhromKopfentsprungen
wie Pallas Athene dem Haupt des Zeus,eine Organisation ,an der sich viele
Städte Oesterreichs und auch des Auslandes ein Musterbeispiel genommen
haben .Sogar über den Ozean sind sie gekommen ,umdiese Einrichtungen zu
studieren .Dass diese Organisation geschaffen wurde ,ist das WerkIhres
Talentes ,Ihrer überragendenGeisteskräfte .Dasssie funktionierteundfunk¬
tioniert,ist der Einfluss Ihrer besonderen ,persönlichenEigenschaften .In
nimmermüderselbstloser Schaffensarbeit ,in Geduld ,innimmermüdemErziehen
undBelehrenhabenSie sich Ihre Mitarbeiter herangezogen . Wares danicht
selbstverständlich,wennjedergern,freudig,opferwilligfolgte !Wirfolgten
IhremBeispiel .Ihr Arbeitseiferhatunsangespornt ,IhreIdeenhabenunsbe-¬
geistert .Ihre liebenswürdigeArtdesVerkehreshat IhnenunsereHerzenge¬
wonnen .Sc konnten Sie aus uns herausholen ,was Sie braucheen,umIhreIdeen
in die Tat umzusetzen .Wirwaren,wirsind eine Maschine .Aberniemalshaben
Sie uns als Maschinenbetrachtet .Ein Menschenkenner,habenSie jedenals
Menschenbehandelt .Mancheiner durfte zu Ihnenkommenmit seinenpersönli¬
chenSorgen .Sie habenihn geduldigundfreundlich angehörtundhabenge¬
helfenundgelindert ,woSie habenkönnen .Sie warennicht alleinVorgesetz-¬
ter,Sie warenauchunserFreund .VerehrterHerrStadtrat !WirdankenIhnen
für alles,was wir vonIhnengelernt haben ;für das Vertrauen ,das Sieuns
geschenkthaben,fürdie GeduldundNachsicht ,die SiemitunserenFehlern
gehabt haben ,für die Anerkennung ,die Sie unseren Leistungen gezollt ha¬
ben ,fürdieGüteunddasWohlwollen,dieSieunsentgegengebrachthaben.

WirbittenSie: BleibenSieunsauchfernergewogen,wennSieauchnicht
mehrunserVorgesetztersind .Siewerdenunsnichtmehrbrauchen,wohlaber
wir Sie . WirwünschenIhnen vomganzenHerzenein glückliches undsorgen¬
freies Leben und vollste Gesundheit ,damit Sie sich noch recht,recht lange
IhrerFamilie ,IhrenliebenKindernwidmenkönnen. "
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Tief bewegt erwiderte Stadtrat Breitner :" Meinesehr geehr¬
ten Anwesenden !Wir haben uns hier zusammengefunden zumAbschiednahmen
und zur Begrüssung .Es ist selbstverständlich ,dass das Vergangeneunddaher
auch das Abschiednehmenden kürzeren Rahmeneinnehmensoll ,denn derGegen- ¬
wart undder Zukunftgebührt die Aufmerksamkeit .Sie warensofreundlich ,
mir durch Ihren Sprecher so schöne und herzliche Worten sagen zulassen .
Ich danke Ihnen dafür aufrichtig und aus ganzem Herzen .

Ich bleibe meinem Wesen treu,wenn ich an diesen Dankgleieh
Wünscheknüpfe,umderenErfüllungich Siebitte .Meinerster Wunschgeht
dahin ,dass Sie mir eine freundliche Erinnerung bewahren mögen .Ich weiss ,
dass die Sorgendes Tagesundall das neueGeschehenin dieser soereig¬
nisreichen Zeit das immer stärker in den Hintergrund rücken müssen .Aber
immerhin,eswaren14 Jahre stürmischenTempos ,die Jahre nachdemWeltkrieg
die im Gedächtnis stärker haften mögen .Die Arbeit ,die im WienerRathaus
zu leisten war,ist natürlich nicht das Werk einer Einzelperson .An der Spit
ze dieser grossen,weitverzweigten Verwaltung steht der Bürgermeister mit

den 8 amtsführenden Stadträten und deren harmonisches Zusammenwirken- es
war stets ungetrübt vorhanden - ist die erste Voraussetzung desErfolges .
Die schönsten Ziele ,die besten Vorsätze reichen aber nicht aus,wenn nicht
hunderte ,ja tausendeMitarbeiter vondemgleichen Geist erfüllt sind .Die
besondere Aufgabe der einzelnen Personen an der Spitze eines Verwaltungs - ¬

zweiges ist es ,die Riesenschar der Mitarbeiter mit dem Geiste desfreudige
Zusammenwirkenszu erfüllen . Esist ein schönerundguter Zufall ,dassgerad
jener Mann ,der die neue Verfas sung Wiensamstärksten beeinflusst ,jaeigen
lich geschaffenhat ,der gleicheMann ,der die früherunbekannteEinrichtung
der amtsführendenStadträte in den Verwaltungsmechanismuseingefügthat ,
nunselbst einer dieser amtsführendenStadträte wird .Zunächstmagmanchem
leitenden Funktionärdes Magistratesundder städtischenUnternehmungen
der amtsführendeStadtrat als eine Beeinträchtigung der bis dahinbestande
nen Geltung erschienen sein .Diese Meinung ist aber bald verschwundenund
hatniemalsstörendgewirkt .Eswirdheuteallgemeinanerkannt ,dassdiege-¬
steckten neuen Ziele in einer demokratischenZeit zu ihrer Erreichungneue
Formenbedürfen .Dafür sind ja auch die Aufgabengewaltig gewachsenund
selbst den tatkräftigsten Beamtenist noch ein ausreichend grosser Spiel - ¬
raumzur Betätigungseiner Schaffenslust geblieben .Deshalbkonnteichmit
meinen Mitarbeitern in richtig aufgeteilter Verantwortung so gut zusammen¬
wirkenundkannSie bitten,mir eine gute Erinnerungzubewahren.

Meinezweite Bitte geht dahin ,dass Sie sich dergrossen
Schönheit bewusst sein mögen ,die im öffentlichen Dienste gelegen ist .Ich
bin aus der Privatwirtschaft gekommen .Nicht als ein dort etwaGemassregel¬
ter,nicht als ein Missvergnügter .Es war mir vergönnt ,dort die im Rahmen de

Privatwirtschaft erzielbaren Erfolge auchwirklich zu holen .Unddennoch
habeichimmergefühlt,dassdieseArtArbeitkeinewahreBefriedigungbrin
gen kann .Es heisst nichts ,seine Kräfte anzuspannen ,zu nichts Höherem,als
Prefite,als Dividenden,als das eigene Einkommenzu steigern .Vomall dem ,
was auf demGebiete der Privatwirtschaft einst ein so stolzes Werkgewesen
ist,ist übrigens nicht allzuviel übrig geblieben .Dann habe ich denöffent - ¬
lichen Dienst kennengelernt .Nur er kann den Menschenganz ausfüllen !Nicht
blossdenjenigen ,demVorbildungundFähigkeitzuleitendenStellenbringer
sondernauchdenjenigen ,der auf scheinbargeringfügigenPostensichbetä¬
tigt ;das Bewusstsein ,dass es etwasganzHohesist ,der Allgemeinheitzu
dienen,sollte jedenEinzelnendurchdringenundihmder Ansportsein,ander672
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Stelle,wo er eben steht,sein Bestes zu vollbringen .Wir leben in einerZeit
des Uebenganges .Die Privatwirtschaft zeigt zersetzendeErscheinungengewal-¬
tiger Art .Wirgehenoffenkundigin die Epoche,inderderöffentliche
Diensteinenimmerbreiteren Raumeinnehmenwird .Ich habees an mirselbst
erfahren ,dass das wirklich grosse Glücknur im Dienste derAllgemeinhett
gefundenwerdenkann ,undich wünsche ,dass auchjeder einzelneAngestellte
undArbeiterder Stadt Wiensich zur gleichenAuffassungbekenne,sieaber
auch innerlich so beglückendempfindenmöge .

Die dritte Bitte lautet :Helfen Sie jenem Mann ,der nachmir
das Amtübernimmt,mitdemgleichen Massvon Treue,Hingabeundinnerer
Zuneigung,dasichbeiIhnengefundenhabeBemühenSiesichmitallerKraft,
ihm sein überaus schweres Werkzu erleichtern .Seine Arbeit wirdschwerer
sein als jene ,die mir ,die unsallemin denvergangenen14Jahrengestellt
war .DieZeit nachdemKriegeist gewissfürchterlichhart gewesen ,aberdie
seelische Einstellung der Menschenzu all der Not und den Entbehrungenwar
doch eine wesentlich andere .Man hat es als selbstverständlich betrachtet ,
dass ein so fürchterlicher Vernichtungskriegzunächstnichts anderesübrig
lassen kann als ein Trümmerfeld ,als Grauen und Verzweiflung .DieMenschhei¬
ist aber der Hoffnunggewesen ,dass mit jedem Jahr ,das vergeht ,einStück
dieses Elends beseitigt wird und Schritt für Schritt wieder bessereZeiten
kommen.Esschienauchanfangs,alsobsich die Entwicklungso vollziehenwü¬
de .Dannaberist jenergewaltigeRückschlageingetreten . Eszeigtsich ,dass
das ganzeWirtschaftssystemder Weltin Unordnung ,in schwersterKrankheit
ist ,dasseinegrundlegendeUmformungdesWirtschaftswesensaufdemganzen
Erdenrundeintreten muss,wenndie Weltüberhauptin Kulturformenweiterbe-¬
stehensoll .DieungeheureArbeitslosigkeit ,die Hoffnungslesigkeitdernach
wachsendenJugend ,das sind Problemeder schwerstenArt .Ganzausserordent¬
licheAnforderungenwirddieZukunftandieSeelen- ,andieNerven- ,andie
physische Kraft der leitenden Menschenstellen .
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Bei Anlässen,wiees der heutigeist,werdenoft viele unaufrichtigeWorteIchgesprochen .Es gehört zumstets eingehaltenenZeremoniell ,dassder/Ver-¬
abschiedendedemNachfolgerfreundlicheundderNachfolgerdemVergänger
anerkennende Worte sagt,selbst wenn sie einander gründlichst hassen .Zu¬

meist natürlich dann,wenndas Scheiden vomAmtunfreiwillig erfolgt ist .
All dastrifft hier nicht zu .Ich musstemiemirsehr liebgewordeneArbeit
aufgeben,weilmeineGesundheitmichzwingt .Ich gehe,obwohlmanmich
mit allem Nachdruck halten wollte .Und ich sage in dieser ernsten Stunde :
Es ist für michdas grösste Glück ,dass geradeDr .Danneberganmeine
Stelle tritt .Gleichallen ,die ihn kannten,habeich gewusst,erist der
Beste .Ich hatte nurnichtzuhoffengewagt ,dasser zuder groseenLast ,
dieer bishergetragenhat ,auchdieseneuedazunehmenwird. Wenner esaber¬
- naturgemässuntergewissenAbbürdungenderfrüherenTätigkeit- dochtut ,
dannmögenSiewissen ,dassanIhreSpitzeeinberufenerFührertritt .
MeinebestenundinnigstenWünschegeltenmeinemNachfolger.StehenSieihm
bei sdaner unerhört schwerenAufgabemit all der TreueundHingabe,mit
all der Aufepferungsfähigkeit ,von der Sie in den vergangenen Jahren so
viele schöne Probe abgelegt haben ,zurSeite .

Ichweiss,esist einermeinerFehler ,dassichimLaufe
der Jahre demEinzelnengegenübernur selten das ausgesprochenhabe ,
wasich so oft für ihnanAnerkennungundDankempfundenhabe,obgleich
es wohltutundanfeuert,solcheWortezu hören . Esist deshalbdieverspä¬
tete ErfüllungeinerPflicht,wennicherst jetzt meinerstolzenGenug-¬
tuungdarüberAusdruckgebe ,dassich an der Spitzeeiner Gruppestehen
durfte ,in dersovieleMännerundFrauenmitihrer ganzenKraftderSache
der Allgemeinheit dienen .JedemEinzelnenwünscheich nicht nur inseiner
amtlichen Tätigkeit den schönsten Werdegang und Erfolg,sondern darüber
hinausin seinemPrivatleben ,in seiner FamilieungetrübtesGlück .Ich
dankeIhnennochmalsherzlickundaufrichtig. "
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Senatsrat Dr .Urban richtete hierauf an Stadtrat Dr .
Danneberg folgende Ansprache :" InReih und Glied stehen wir
hier,ein k leines Häuflein Soldaten,mit den anderen imHause
und in den Bezirken ein stattliches Regiment .Unser Führer hat

uns verlassen und wir begrüssen ,in Ihnen unseren neuen Führer .
Wir leisten Ihnen ,verehrter Herr Stadtrat ,das Gelöbnis der Treue

und Gefolgschaft ! Dürfenwir gleich heute eine Bitte stellen :
An Arbeitsfreude wird es uns nicht mangeln .Aber wir sind in

unserem schweren Amt Angriffen ausgesetzt .Machen Sie,wir bitten
Sie darum,unsunser schweresAmtleichter durch IhrVertrauen
und durch menschliches Verstehen .Das wird uns aufrecht halten
in unserem unentwegten Streben,unserer geliebten Vaterstadt zu
dienen und mitzuhelfen an der Erreichung der idealen Ziele ,die
von jenen Männern verfolgt werden ,die die Bevölkerung dieser

"Stadt zu ihren Führern berufen hat . "
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Stadtrat Dr .Danneberg erwiderte :Meine sehr geehrten Herren !

Es ist gewiss eine feierliche Stunde ,in der Sie sich hier versammelt
haben ,um von Stadtrat Breitner Abschied zu nehmen .Im Rathaus ist es
keine häufige Erscheinung ,dass führende Männer kommen und gehen . Re¬

gierungenin Oesterreich ändernsich häufig .Wennich an dasFinanz¬
ministerium denke ,so darf ich aus meiner Erinnerung wohl sagen ,dass
in der Zeit ,in der HerrStadtratBreitnerimRatbauseamtierthat ,wohl- ma
mindestens ein Dutzend/Finanzminister gekommenund gegangen sind .Hier
imRathausewarein ständigesRegimeundfast 11 Jahre sind esher ,
dass Herr Stadtrat Breitner hier als Finanzreferent fungiert .Dasal¬
lein zeigt schon ,dass ein Wechsel im Finanzreferat hier etwasanders
bedeutet,als sondt ,wo so häufig Politiker ,die an die Spitze eines
Amtes gestellt werden ,wechseln .Ich darf wohl sagen ,dass hier einmal

eine Partei ,die berufenwurde ,die Verwaltungzu führen ,dasgrosse
Glück gehabt hat ,den richtigen Mann an die richtige Stelle setzen

zukönnen .WasHerrStadtratBreitnerfür dieseStadtverwaltungbedeu¬
tet hat ,das braucheich Ihnenwohlnicht auseinanderzu setzen .Dem
habenSie ja selst durch Ihren SprecherAusdruckgegebenund dasweiss
jedermann .Es kommt vielleicht heute nicht überall zum Ausdruck ,wie
es sein sollte .Wir leben in einer Zeit des wirtschaftlichen Verfalles ,
in der kleinlicher Geist lebendig wird ,in einer Zeit ,in der die Nörg¬
ler und Kritikaster ,die Abfallsammler der Politik ,ihr armseliges

Handwerk ,und zwarauchanden HerrnStadtrat Breitner üben .Dasdarf
und nicht verwundern und darüber können wir auch hinweggehen .Dennwer

gerecht über die Dinge urteilt ,wird sagen müssen ,dass HerrStadtrat
Breitner es wohl verdient ,mit grösseren Masstäben gemessen zuwerden ,

vielfach
als das vielfach in den letzten Tagen in der Oeffentlichkeit/geschehen

ist .
Er hat hier mehr gatan ,als dass er eine Finanzverwaltung auf¬

gebaut hat . Hätteer nur das getan ,so wäre auch das unter denbesonderen
Verhältnissen ,unter denenes geschehenist ,eine grosse Tatgewesen.
Aber er hat mehr als das getan .In der Zeit eines ganzbeispiellosen
Zusammenbruches,wieihn der Krieggebrachthat ,in einer Zeit ,inder
Dichter und Wirtschaftspolitiker den Untergang von Wiengeweissagthaben ,
hat sein Genie die Möglichkeiten gefunden ,die Stadtverwaltung von

Neuemwieder aufzubauen und damit allem ,was in dieser Stadt lebt ,
neue Lebenskraft und neuen Lebensmut zu geben .Das wollen viele heute
nicht wahr haben .Aber das schätze ich als das Eigentliche und als das
grosse Verdienst ,das sich Herr Stadtrat Breitner durch seine Tätigkeit
erworbenhat .Er hat vomersten Augenblickan auch klar gesehen ,dassmehr
eine Verwaltung ,der man/zutrauen muss ,als dass sie bloss ein Nacht¬
wächter sein soll ,die finanziellen Grundlagen haben muss ,die für die
Erfüllung ihrerAufgabe notwendig sind ,Er hat dieser Verwaltung neue
finanzielle Grundlagen geschaffen .Die alten waren durch Krieg und In¬
flation vernichtet .Für diese neuen Grundlagen mussten neue Gesichts¬

punkte gewonnen werden und es ist begreiflich ,dass neue,grosse Gesichts
punkte Widerspruch finden .Denn diese neuen Gesichtspunkte haben auf
neuen Kräfteverhältnissen gefusst und diese neuen Kräfteverhältnisse
in der Gesellschaft mussten den Menschen erst zum Bewusstsein kommen .
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Sie sind ihnen zum Bewusstsein gekommenund haben sich in Wiendurchge¬
setzt .Denn viermal in 11 Jahren hat das Volk von Wien mit wachsender
Mehrheit diese Grundsätze bestätigt .Herr Stadtrat Breitner hat erkannt ,
flass die neueGemeindesowiedie ganzeVerwaltungimneuenStaate

ich nach dem Kriege nicht stützen konnten auf irgendwelche verstaubteTraditionen ,dasseineneueAutoritäterworbenwerdenmussteunddass
diese Autorität nur erworben werden konnte durch das Vertrauonder

breiten Massender Bevölkerung ,dass diese Autdrität nicht gewonnenwerden
konntein einer Furcht vor der öffentlichen Verwaltung ,sondernnurinder Achtung der öffentlichen

Verwaltu ,Tür die eine wesentliche ? . ussetnung die Reinheit und
Korrektheit der Verwaltungsind .Sc war die Finanzpolitik ,dieHerr
Stadtrat Breitner hier betrieben hat ,die Grundlage für eine neue
riesenhafte Aufbauarbeit ,die die Gemeindeauf vielen Gebietenbetrie¬
benhat .Es hat michimmergefreut ,wennich aus demMündevonMenschen,
die mit den im Rathaus vertretenen Grundsätzen gar nicht übereinstim¬
men ,dennoch gehört habe : "Das Steuerzahlen an den Stadtrat Breitner
ist ja nicht angenehm ,aber man weiss wenigstens ,was mit denSteuer - ¬
geldern geschieht ! "In diesen Worten ,die man in Wien oft hören konnte¬sich
liegt ein Stück Anerkennung ,wie man sie/sicher grösser eigentlich
kaumvorstellen kann :der Gedankedes steuerzahlenden Staætsbürgers ,
dass er ,auch wenner eine andere Einstellung zu den Dingenhabenmag ,
doch die Empfindung hat ,hier geht es sauber und richtig zu und hier

sehe ich ,was mit den Geldern ,die ich zahle ,geschieht .
Es hat glücklichere Städte gegeben als unser Wien in den Jah¬

ren unmittelbar nach dem Kriege ,Städte ,die weit weniger hart durch
den Krieg mitgenommen worden sind .Wenn man diese Städte heute an¬

schaut ,sieht man ,wie sehr und wie hart die furchtbare Wirtschafts¬
krise ,die wir vetzt durchleben ,schon im ersten Jahre ihres Bestan - ¬
des diese Stadtverwaltungen mitgenommen hat ,obwohl dort die Voraus - ¬
setzungen für die Entwicklung der Stadtverwaltung günstiger waren
als in Wien .Wir in Wien sind ja auch bedrangt von Sorgen und Spar¬

massnahmen ,die wir treffen müssen ,immerhin können wir aber noch
Leistungen aufweisen ,die uns weit über das hinausheben ,was andere

Städte in der Welt heute zu leisten vermögen . Wenndas so ist ,sodan¬
ken wir das auch der erfolgreichen Finanzpolitik des Herrn Stadtrates
Breitner und der erfolgreichen Arbeit seiner Kollegen in der Stadt¬
regierung ,der ich hier auch dankbar gedenke .

Sie ,meine Hermen ,haben ,wie Ihr Sprocher solbst gesagt hat ,
das grosse Glück gehabt ,mit Herrn Stadtrat Breitner unmittelbar in

diesem Hause zusammenwirken zu können .Sie haben ihn hier an der Ar¬
beit gesehen ,Sie konnten von ihm lerner und Sie konnten anseinen
grossen Werk unmittelbar teilnehmen .Nun tritt Herr Stadtrat Breitner

e
in die Reihe zurück .Er hat/seiner Gesundheit zu viel zu gemutet .Aber
ich darf wohl hoffen ,dass er in die Reihe zurücktritt ,nicht umgänz¬
lich auszuruhen ,sondern um doch nach Möglichkeit auf wichtigen Gebie¬
ten weiterhin tätig zu sein .Wennich nun in disem Augenblick die Lei¬
tung der Finanzverwaltung im Rathause übernehman soll ,so werden Sie
begreifen ,dass ich in diesem Augenblick ein beklemmentes Gefühl habe ,
die Riesenlast der Veranwortung zu tragen ,die den Schultern des Herrn
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Stadrates Breitner abgebürdet werden muss ,Aber ich darf wenigstenseines
sagen,wasauch Herr Stadtrat Breitner vorhin gesagt hat :DerWechselim
Finanzreferathier vollziehtsichunteranderenVoraussetzungenalses
sonst häufig geschicht . Hierhat nicht ein grausiges Missgeschick ,ein grau¬
siger Zufall,einen verantwortlichen Amtswalter zu Bodengeworfen ,Hierhat
es auchkeine hässlichen Intriguen gegebenundkeine Strebereienirgend¬
einer Clique ,die einen Mannverdrängt haben .Zwischenmir und demHerrn
Stadtrat Breitner steht nicht der leiseste Schaten ,Unsverbindet undver¬
bandengeFreunschaft,diebegründetwaraufvielfacherZusammenarbeitauch
in denvierzehnJahren ,die hinter uns liegen . Esist hier schondavondie
Redegewesen,dassdieFührungderVerwaltungdurchVolksbeauftragte,die
imRathausenachdemKriegegeschaffenwordenist undichbestimmen-¬
denAnteil genommenhabegegenWidersacherauf allen Seiten,einenguten
Sinnhat . DennVerwalten- daswissenSie alle,wennSie überIhreTätigkeit
nachdenken- heisst ja nicht bloss Aktenschreiben ,wie das mancheAussen¬
stehendenaiv meinen. Verwaltenheisst ,die AngelegenheitenderGesamtheit
imDenstedesVolkesführen .Dazuist natürlichein bestimmterWillenot¬
wendigunddiesenWillenbestimmtdas Volkalle paar Jahre .DerWilbsoll
aberseinenAusdruckfindennichtnurandemTage,andemdasVolkihn
kundgibt . ,sonderner mussnachwirkenfür die Jahre,bis das VolkGelegenheit
hat,seinenWillenwiederkundzutun .DieserWillemusssich nicht nur inder
Gesetzgebungausdrücken,ermussauchseinenAusdruckfindeninderFührung
der ganzenVerwaltung .Dessenwollenundmüssenwirimmereingedenktsein .
Virmüssenimmereingedenktbleiben ,dassnichtdie Bevölkerungwegender
iffentlichenVerwaltungdaist,sonderndassdieöffentlicheVerwaltung,
lass wir alle wegender Bevölkerung da sind und ihr zu dienen haben .Das
abersollfreilichnichtheissen ,dassderBeamteeinObjektderVerleumdung
sein soll,wie das heute mitunter geschieht,und dass etwa jedermann das
lecht hat,an demBeamtenseinen Zorn auszwlassen ,und gerade gegenüberei¬
demöffentlichen Amtseiner VerärgerungLuft zu machen . Wirwissen ,dasswir
damanchesüberunsergehenlassenmüssen ,SieundauchdieVolksbeauftrag¬
sen - ich weiss nicht ,wer da in einer beneidenswerteren Lageist . Wir
lassendasüberuusergehenundwissen ,dasswirdasInteressederGesamtheit
inddesGanzenzuvertretenhaben ,häufigleiderauchgegenüberdemwirkli¬
chen oder vermeintlichen Interesse des Einzelnen ,das dem Interesse der

Jesamtheit und des Ganzen entgegensteht .Wir wissen ,dass Ver¬
walten auch nicht heisst,den Menschennur als eine Aktennummerzubetrach¬
ten oderals einenGeldautomatenzu nehmen ,sonderndassVerwaltenheisst ,
mit Einfügungin die Verhältnisse verstehen ,wasnotwendigist ,undverstehen ,
dass die scheinbar kleinsten Dingefür einen anderenlebenswichtigsein
können ,dass sich in den Aemternmanchmalauchdas SchicksaleinesMen¬
schenentscheidet .Wirwerdenjeder Sabotageder öffentlichenVerwaltung
mit Strenge entgegentreten müssen,wir werden aber auch jede ernste Beschwer¬
deimmersorgsamzuprüfenhaben .Ichglaube, in diesemGeisteist dieVer¬
waltunghier bishergeführtworden ,undin diesemGeistesoll sieweiterge¬

führt werden .
DerWandelderWirtschafterfordertmitunterneueWegeundkein

SystemdarfzurErstarrungführen ,Wirwerdendahervielleichtmitunterauch
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nicht nur ausgetretene Pfade gehen können sondern neue Wegegehenmüssen .
DennGesetzgebungundVerwaltungmüssenimmerihre Zeitverstehen .

MeineHerren,Sie sind demHerrn Stadtrat Breitner treueMit¬
arbeiter gewesen . Erhat Ihnenheute in Wortengedankt ,die zeigen ,dasssie
aus demHerzengekommensind ,die zeigen ,dass zwischenihmund Ihnenim
Laufe der Jahre schwerer Zusammenarbeitsich ein Verhältnisherausgebil¬
det hat ,dasnichtdenglattenVerkehrbedeutet,wieer sichvonselbstergibt
sondernreinVerhältnis ,das zeigt ,dassalle,die mit ihmgearbeitethaben,er¬
griffen warenvondemGeist,der ihn besselt hat,unddass alle ,die mitihm
zusammengearbeitethaben,ergriffen warenvondemGedanken ,gleich ihmihr
Bestes und mit ihm ihr Bestes einzusetzen für die grosse Sache ,der wirhier
zu dienen haben .

IchhabedasGlück ,dasHerrStadtratBreitnervor1hJahrenicht
gehabthat,eine Verwaltungzu übernehmen ,die ausgebildetunddurchgebildet
ist,eine Verwaltung ,die in schwererArbeitsich selbst erzogenhat zuder
Arbeit ,die sie zu bewältigenhat,eine Verwaltung ,die gewachsenist mitden
grossenAufgaben ,die ihr in den 14 Jahren gestellt waren .Daserleichtert
die Aufgabe . Wennich heute ,da ich das Amtübernehme ,eine Bitte an .Sierich¬
ten darf,so ist es die Bitte ,dass Sie mit derselben Arbeitsfreude,mitdem- ¬
selben Pflicht - undVerantwortlichkeitsgefühl,mitdemSie Ihre Arbeitge¬
meinsammit Herrn Stadtrat Breither geleistet haben ,auch die Arbeitmit
nir zusammenleisten unddass Sie mir dasselbeVertrauenentgegenbringen ,
das Sie demHerrn Stadtrat Breitner entgegengebracht haben .Ich kannIhnen
nurversprechen ,dassauchich meineKraftin denDienstderSachestellen
verde,soweit ich es nur immerkann ,und dass ich Ihnen immergerecht
gegenübertretenwill .Ich bitte Sie also umIhre Arbeitsfreude,umIhreMit¬
rbeit ,um Ihr Pflichtgefühl so wiebisher . "

*
Heute mittags erschien auch Kontrollamtsdirektor Müllner

it denleitenden Beamtendes Kontrollamtesbei Stadtrat Breitner,umvon
hmAbschiedzu nehmenund gleichzeitig den neuenFinanzreferenten ,
tadtrat Dr .Danneberg ,zu begrüssen .Bei dieser Gelegenheit erinnerte Stadt - ¬
at Dr .Danneberg daran,dass er als seinerzeitiger Referent für die neue
emeindeverfassungdie Einrichtungdes Kontrollamtesvertreten habeund
en Arbeiten dieses Amtes grosses Gewicht beilege .Eine so grosse Verwal¬
ung wie die der Stadt Wiensei ohne Kontrollamt nicht zu führen .Alsbe- ¬
onderswertvollerachte er es,dass das KontrollamtimmervonneuemAn¬
regungen für die bessere Führung der Verwaltung gebe .
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Neue Bürger der Stadt Wien .
ProfessorFranzCizekundHofratDr .ArnoldDurigvomWienerGemeinderatzu

Bürgern der Stadt Wienernannt
Der Gemeinderatder Stadt Wienhat in seiner Sitzung vom23 . No¬

vember dieses Jahres beschlossen,Regierungsrat Professor Franz Cizek an¬

lässlich der Vollendungseines 35jährigen Lehrtätigkeit in Würdigungder
grossen Verdienste um das Wiener Kunstgewerbe und vor allem um den Jugend¬

kunstunterricht undUniversitätsprofessor Hofrat Dr .ArnoldDuriganlässlich
der Vollendung des 60 . Lebensjahres in Würdigung seiner grossen Verdienste
umdie medizinischeWissenschaftzu Bürgernder Stadt Wienzuernennen .

Franz Cizek wurde am 12 .Juni 1865 in Leitmeritz geboren .Nach

Absolvierung der Realschule studierte er an der Akademieder bildendenKün¬
ste in Wien .Professor Cizek ,der seit demJahre 1897als Lehrer tätig ist ,
nahm im Jahre 1906 seine Wirksamkeit an der Wiener Kunstgewerbeschule auf ;
seit 1910 ist er Fachinspektor der gewerblichen Lehranstalten .Derzeit ist

der neue Bürger Fachvorstand für die allgemeine Abteilung und Leiter der
Jugendkunstklassen an der Wiener Kunstgewerbeschule .Professor Cizekleitete
den Jugendkunstunterricht in ganz neue Bahnen ;seine Kinderkurse habenweit
iber Wienhinaus den stärksten Einfluss ausgeübt ,die WienerSchulreformbe¬
fruchtetundin DeutschlandstarkeBeachtunggefunden .Cizekgehörtdem
reise jener Künstler der WienerKunstgewerbeschulean ,die die WienerSchule
umVorbildähnlicherReformenin der ganzenKulturweltgemachthaben.

Professor Hofrat Dr .Arnold Durig vollendete am 11 .Novemberdieses
ahressein 60. Lebensjahr .Er wurdein Innsbruckgeboren .NachAbsolvierung
er medizinischen Studien wurde er zunächst Assistent an derInnsbrucker
niversität ; imJahre 1900 wurde er als Assistent an das Wiener physiologi¬

sche Institut berufen . 1900wurde er Extraordinarius und ein Jahr später
rdinarius an der Hochschule für Bodenkultur .Im Jahre 1918 folgte derneue
ürger demRuf als ordentlicher Professor an der WienerUniversität . Seine
achwissenschaftlichen Arbeiten brachten ihm die Anerkennung aller wissen¬
chaftlichen Kreise . SeineArbeiten auf demGebiete des Höhenklimas ,überdie

Wuberkulosenernährung und über die Ermüdungliessen ihn in die erste Reihe
ler Fachgelehrten vorrücken .Gegenwärtigist Professor Durig ,der seit 1915
Witgliedder Akademieder Wissenschaftenist ,Vorstanddesphysiologischen

Institutes an der Wiener Universität ,

FestsetzungeinesMindestausmassesderGfundgebührenaufdenViehummFleisch
märkten .

Die für den Verkehr mit Vieh und Fleisch auf den Wiener Vieh - und
Fleischmärkten und in den Schlachthöfen geltenden Gebühren sind aufeiner
Grundgebühraufgebaut und veränderlich .Die Grundgebührwird nach einembe¬
stimmten Promillesatz jenes Durchschnittspreises errechnet ,zu demeinStück
Rind auf demZentralviehmarkte in St .Marxgehandelt wird .Die letzte Be¬
stimmungdieser Grundgebührist imDezember1927erfolgt ;sie ist damalsmit
2 Promille festgesetzt worden .

Die durch das Viehverkehrsgesetz bedingte DrosselungderEinfuhr
vonhochwertigemausländischemMastviehhat es mit sich gebracht ,dassdie
Grundgebührin ganzkatastrophaler Weisegefallen ist,so dass dieKosten¬
deckung der Vieh - undFleischmärkte für die letzten drei Monate dieses Jahres
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gänzlich aus dem Gleichgewicht gekommenist .
UmwenigstensdieallernotwendigstenAuslagenfür dieMärkte

undsonstigenApprovisionierungsanlagenzudecken ,wäreeineErhöhungder
Baaisder Grundgebührauf 3 Promille,mindestensaber auf ' 5Promillenot-¬
wendig .TrotzdemwirdvoneinerErhöhungdesPromillesatzesderGrundgebührAbstandgenommen .

UmnuneineErhöhungdesPromillesatzesderGrundgebührzuver¬
meiden ,hat der Gemeinderatsausschussfür Ernährungs -und Wirtschaftsange¬
legenheitenheutebeschlossen ,dieGrundgebühraufihrerbisherigenBasis
von 2 Promille zu belaasen ;sie darf jedoch nicht unter dasMindestmass
von ' 60Schillingfallen .

ImVergleichezur heutigenGrundgebührbeträgt dieAuswirkung
diesesBeschlussesbloss ' hGroschenproKilogrammFleisch ,sodasssieim
Fleischpreisfür denKonsumentenüberhauptnichtzumAusdruckekommen
kann .Diesumsoweniger,als in denletzten Jahrendie Grundgebührteilweise
zischen ' 91Schillingund ' 70Schillingschwankte ,demnachderjetzt
alsMindestausmassfestgelegteAnsatznochimmerbedeutendniedriger
ist als die Grundgebührder früherenJahre .

- - . - .

Jubilare derEhe .
In der vorigen Wochefemerten die Ehepaare Johann undMarie

edra „ JosefundLeopoldineGerinot ,AdolfundKarolineHoyer ,Peterund
ohanna Luki ,Josef und Johanna Machac ,Wilhelm und AnnaNemecek ,Vinzenz
ndThereseSchaden ,AdolfundAugustinaSteinkellnerundJohannundAnna
lbricht das Fest der goldenenHochzeit .In VertretungdesBürgermeisters
rschienamletzten SamstagamtsführenderStadtratHonayin derWohnung
derJubelpaare,beglückwünschtesieundüberreichteihnendieEhrengabe
ler StadtWien.
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Anrechnungdes Wohnbausteuerzuschlagesauf Fremdenzimmerabgabe ,Lustbar¬
keitsabgabe oder Nahrungs - oderGenussmittelabgabe .

Im Gesetz über die Zuschläge der Wohnbausteuerist dieBe¬
stimmungenthalten ,dass jene Steuerpflichtigen ,die ausserWohnbausteuer
auchFremdenzimmerabgabe ,Lustbarkeitsabgabeoder Nahrungs -oderGenuss¬
mittelabgabe zu zahlen haben ,den Wohnbausteuerzuschlag auf die erwähnten

Zahlungsverpflichtungen anrechnen können .Der Magistrat macht nundie
Wahrnehmung,dass eine beträchtliche AnzahlvonSteuerträgernbisheute
diese Anrechnungsmöglichkeit des Wohnbausteuerzuschlages ausseracht ge¬

lassen hat . Eswird hiemit ausdrücklich darauf verwiesen ,dass dieAnrechen¬
barkeit erlischt,wenn sie nicht innerhalb von 12 MonatenvomZeitpunkte
der Fälligkeit des Wohnbaueteuerzuschlages an geltend gemachtwurde .

- . .
Kunstförderungder GemeindeWien .

Ankauf von Kunstwerken ummehr als 10 . 000Schilling .
Der Gemeinderatsausschussfür allgemeine Verwaltunghatin

seiner letzten Stzung aus demvomGemeinderat der Stadt Wiengewidmeten
Kredit zur Förderungder Gegenwartskunstauf Grundder Vor - schlägedes
aus neunKünstlernbestehendenBeirates eine AnzahlvonBildern undPlasti¬
kenumdenPreis von40 . 700Schillingfür dasMuseumder StadtWienange-¬
kauft .FolgendeKunstwerkesind erworbenworden :WilhelmFrass ,weiblicher
Torsoaus KärntnerMarmor ;Paris Gütersloh ,Oelbild "LandschaftinGagnes";
Josef Riedl,Torso in Marmor ;EdwinGrienauer ,Bronzeplastik Primavera ;
Anton Hanak ,Marmorkopf ;Josef Humplik,Bronzebüste " Frau Hildegard Jone " ;
Fritz Wotruba ,UeberlebensgrosserAkt in Stein " HockenderJüngling " ;Michael
Drobil ,BronzeKnabenfigur ;Rudolf Boettger ,Zeiohnung" Prof .RobertHeger " ;
GeorgMayer- Marton ,Oelbild "SlowakischeLandschaftmitFeldern"; Alfred
Wickenburg ,zwei Aquarelle „ Gelbe Tulpen “und „ DiezweiMarien " ; . V.
Krausz ,Porträt Artur Schnitzlers ;Karl Stemolak,Bronze " BewussteSchönheit "

und . Strobl ,zweiZeichnungen"Burgenland "und" NeusiedlamSee " .

VondenBezirksvertretungen .
Die Bezirksvertretung Neubautritt morgen ,Mittwoch ,um18Uhr

zu einer Plenarsitzungzusammen.
Die Bezirksvertretung Fünfhaus hält ihre nächste Sitzung über - ¬

morgen ,Donnerstag ,um 18 Uhrab .
681 - . - . - . - . -
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MietzinszuschüssederGemeindeWienfürWohnhausreparaturen .
Der vomGemeinderat der Stadt Wieneingesetzte Beirat ,demdie

Entscheidungüber die Gewährungvon Zuschüssenzu Hauptmierzinsenzu¬
steht ,die das Viertausendfache des Friedensmietzinses übersteigen ,hielt
kürzlich seine 71. Sitzungab .In dieser Sitzungwurdendie Ansuchenvon
775Parteienin 88HäusernbehandeltundMietzinszuschüsseimBetragevon
monatlich . 7heSchilling bewilligt .Insgesamt hat der Beirat bisherden
Ansuchenvon42 . 322Parteien in . 8olHäusernstattgegebenundzusammen
Monatsbeiträgein derHöhevonrund231 . 231Schillinggenehmigt,

DiestädtischeVersicherungsanstaltfür dieWinterhilfe.
Der Verwaltungsausschussder städtischenVersicherungsanstalt

hat in seiner letztem Sitzung beschlossen ,ebenso wie im Vorjahre auch
heuerder Aktion„Winterhilfe "eine SpendeimBetragevon60 . 000Schil¬
ling zuwidmen.

—. ——. ——. -- ¬
Jagdausschreibung.

DieGemeindeWienverpachtetdieEigenjagdKaiserbrunnim
Schneeberg -und Raxgebiet im Ausmasse von rund 2313 Hektar vom . Jänner

1933bis 31 .Dezember1937 . DasJagdgebietist vonWienzweiBahnstunden
entfernt ;es hat hochalpinen Gebirgscharakter und ist durch dieRax¬
Seilbahn/dieZahnradbahnaufdenSchneeberggutaufgeschlossen.DasRevier
ist von guterhaltenen Reit - und Jagdsteigen durchzogen ,hat mehrereJagd¬
und touristische Unterkunftshäuser .

DasStandwildumfasst60 StückHochwild ,hievon15Hirsche ,
100Stück Gamswild ,hievon70 Böckeundlo Stück Rehwild ,weitersAuer¬
undBirkwild ,Hasen ,Haslwild ,Schneehühner ,Steinhühner ,Murmeltiære,verschie¬
denes Raubzeug und guten Schnepfe - nstrich .Als Abschluss kommen15Stück
Hochwild,24StückGamzwild,10StückRehwild ,1 Auerhahnund2Birkhähne
in Betracht .

DieJagdleitungunddie Jagdaufsichtbesorgt die GemeindeWien;
der Jagdpächter hat die Kosten eines weiteren Jagdschutzesganes ( rund2400
Schilling im Jahr )unddie Kostender Wildfütterung( rund2000Schillingim
Jahr ) ,die Rentensteuer und die Jagdabgaben zutragen .

Anbote sind spätestens bis 10 . Dezember ,12 Uhr mittags ,bei
denstädtischenWasserwerken,Magistrats-Abteilung34 ,Grabnergasse6 ,
schriftlich zu überreichen .NähereAuskünftewerdenin derRechtsabteilung
der Wasserwerke( FernrufB 23 - - 15 )erteilt ;dort kannauchin dieBeding¬
nisse Einsicht genommenwerden .
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